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Der 
Rheiniſche Bund 


Neunzehntes Heft 


1. 


Konftitution für das Königreich Baiern *). 





„Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden König 
von Baiern. Von der Ueberzeugung geleitet, daß der Staat, 
fo lange er ein blofies Aagregat verfihiedenartiger Beftands 
theile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Gefammtfraft, 
die in feinen Mitteln liegt, gelangen, noch den einzelnen 
Gliedern deffelben alle Bortheile der biirgerlichen Vereinigung, 
in dem Maafe, wie es diefe bezwecket, gewähren kann, has 
ben Wir bereits durch mehrere Verordnungen die Verſchie— 
denheit der Verwaltungsformen in Unſerm Neiche, fo weit 
es vor der Hand möglich war, zu heben, für die direkten 
Auflagen fowohl, als fiir die indirekten ein gleichförmigeres 
Spftem zu gründen, und die wichtigften Öffentlichen Anftals 
ten dem Gemeinjamen. ihrer Beſtimmung durch Einrichtuns 
gen, die zugleich ihre befondern fichern, entfprechender zu 
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") Hier würde der ſchicklichſte Ort ſeyn, eine ſtatiſtiſche Ueberſicht des 
Königreichs Baiern zu geben. Allein da die Eintheilung in Kreiſe noch nicht 
bekannt iſt; ſo wollen wir ſie bis dahin verſparen, wo wir den Leſern dieſe 
mittheilen können. | — 
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machen gefucht. Ferner haben Wir, um Unfern gefammten 
Staaten den Vortheil angemefjener gleicher bitrgerlicher und 
peinlicher Geſetze zu verfchaffen, auch die hiezu nöthigen 
Vorarbeiten angeordnet, die zum Theil fchon wirklich vollen: 
det find. Da aber dieſe einzelnen Ausbildungen befonderer 
Theile der Staatseinrichtung nur unvolllommen zum Zwecke 
führen, und Lücken zuriick laffen, deren Ausfitllung ein we: 
fentliches Bedürfnig der nothivendigen Einheit des Ganzen 
ift; fo haben Wir befchloffen, fimmtlichen VBeftandtheilen der 
Sefeßgebung und Verwaltung Uniers Neichs, mit Rückſicht 
auf die Außern und innern DVerhältniffe deffelben, durch or: 
ganijche Geſetze einen vollftändigen Zufammenhang zu geben, 
und hiezu den Grund durch gegenwärtige Konftitutiong 
urfunde zu legen, die zur Abfiche hat, durch entfprechende 
Anordnungen und Beftimmungen den gerechten, im allgemeis 
nen Staatszwecke gegriindeten Forderungen des Staats an 
feine einzelnen Glieder, fo wie der einzelnen Glieder an den 
Staat, die Sewährleiftung ihrer Erfüllung, dem Ganzen 
fefte Haltung und Verbindung, und jedem Theile der Staats 
gewalt die ihm angemeffene Wirkungstraft nach den Bedürfs 
niffen des Geſammtwohls zu verfchaffen. Wir beftimmen 
und verordnen demnach, wie folgt: 
Erfter Titel. 
| SJauptbeftimmungen. 

$. 1... Das Königreich Baiern bilder einen Theil der 
theiniichen Föderation. 

$. 2. Alle befondere Verfaffungen, Privilegien, Erb: 
amter und landfihafrliche Korporationen der einzelnen Pros 
vinzen find aufgehoben. Das ganze Königreich wird dur) 
eine NMationalrepräientation vertreten, nad) gleichen Geſetzen 
gerichtet und nach gleichen Grundfäken verwaltet ; dem zu 
Folge foll ein und daffelbe Steuerfnftem fir das ganze Kö— 
niareich feyn. Die Grundfteuer kann den fünften Theil der 
Einkünfte nicht überſteigen. 
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$. 3. Die Leibeigenfchaft wird da, wo fie noch beſteht, 
aufgehoben, 

$. 4. Ohne Nückfiht auf die bis daher beftandene Eins 
theilung in Provinzen, wird das ganze Königreich in mögs 
ichft gleiche Kreife, und, fo viel thunlich, nach natürlichen. 
Grenzen getheilt. 

$. 5. Der Adel behält feine Titel und, wie jeder Guts⸗ 
eigenthümer, ſeine gutsherrlichen Rechte nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen; übrigens aber wird er in Rückſicht auf die 
Staatslaſten, wie ſie dermal beſtehen oder noch eingeführt 
werden mögen, den übrigen Staatsbürgern ganz gleich be— 
handelt. Er bilder auch keinen beſondern Theil der Nationalz 
vepräfentation, ſondern nimmt mit den übrigen ganz freien 
Landeigenthümern einen verhältnißmäßigen Antheil daran. 
Eben fo wenig wird ihm ein ausfihlichliches Recht auf 
Staatsämter, Staatswirden, Staatspfründen zugeftanden. 
Die gefammten Statuten der noch befichenden Korporationen 
milffen nad) diefen Stundfägen ——— oder ſeiner Zeit 
eingerichtet werden. 

$. 6. Dieſelben Beſtimmungen treten auch bei ber 
GSeiftlichkeit ein. Webrigens wird allen Religionstheilen, ohne 
Ausnahme, der. ausfchlieflihe und volltommene Beſitz der, 
Pfarr⸗, Schuls und Kirchengiiter, wie fie nach der Verord— 
nung vom 1. Dftober 1807. unter die 3 Rubriken: des 
Kultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit in einer Ads 
miniftration vereinigt find, beftätigt. Dieſe Befisungen kön: 
nen weder unter irgend einem Vorwande eingezogen, noch zu 
einem fremden Zwecke veräußert werden. Daſſelbe gilt auch 
von den Gütern, welche feiner Zeit zu dem errichtenden Biss 
thiimern und Kapitalien zur Dotation angewieſen — 
ſollen. 

9. 7. Der Staat gewährt allen Staatsbürgern Sicher 
heit der Perfonen und deg Eigenthums — vollfommene Ger 
wiffensfreiheit — Preßfreiheit nach dem Zenfuredift vom 13. 
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Sunt 1803. und den wegen der politifchen Zeitfchriften am 
6. Sept. 1799. und ı7. Febr., 1806. erlaffenen Verordnuͤn⸗ 
gen. Nur Eingeborne, oder im Staate begüterte, können 
Staatsämter befleiden. Das Indigenat kann nur durch eine 
königl. Erklärung, oder ein Geſetz, evtheilt werden. 

$. 8. Ein jeder Staatsbürger, Der das aıfte Jaͤhr zus 
rück gelegt hat, iſt fchuldig, vor der Verwaltung feines Kreis 
ſes einen Eid abzulegen, daß er der Konftitution und den 
Geſetzen gehorchen — dein Könige treu ſeyn wolle. Niemand 
kann ohne ausdrückliche Erlaubnif des Monarchen auswans 
dern, in das Ausland reiten oder in fremde Dienfte überges 
ben, noch von einer auswärtigen Macht Gehälter oder Ehrens 
zeichen annehmen bei Verfuft aller bürgerlichen Rechte. Alle 
jene, welche außer den durch Herkommen oder Verträge bes 
flimmten Fällen, eine fremde Gerichtsbarkeit über fih er— 
kennen, verfallen in diefelbe Strafe, und können nad) Ums 
ſtänden mit einer noch ſchärfern belegt werden. 


Zweiter Titel 
Von dem Löniglihen Haufe. 


F. 1. Die Krone ift erblich in dem Mannsftamme bes 
regierenden Hauſes, nach dem Nechte der Erfigeburt und der 
agnatiſch linealiſchen Erbfolge. 

$. 2. Die Prinzeſſinnen ſind auf immer von der Re— 
gierung ausgeſchloſſen, und bleiben es von der Erbfolge in 
ſo lange, als noch ein männlicher Sproſſe des regierenden 
Hauſes vorhanden iſt. 

$. 3. Nach gänzlicher Erlöſchung des Mannsſtammes 
fällt die Erbſchaft auf die Töchter und Age männlidye Nachs 
Sommenfchaft. er ne 

$. 4. Ein befonderes Familiengefeß wird die Art, wie 
diefe Erbfolge eintreten foll, beftimmen; jedoch mit Vorbe— 
halt der im $. 34. der rheinischen Föderationsafte erwähns 
tem erblichen Anipriiche, in fo weit fie. anerkannt und be— 


7 
ffimmt find. Der Pestlebende vom königl. Haufe wird durch 
zweckmäßige Maafregeln die Ruhe und Selbftftändigfeit' des 
Reichs zu erhalten fuchen. 

$. 5. Die nachgebornen Prinzen erhalten Feine liegen— 
de Güter, fondern eine jährliche Appanagiafrente von höch— 
ſtens 100,000 Gulden aus der königl. Schakfammer in mos 
natlichen Raten ausbezahlt , die nad) Abgang ihrer männlis 
chen Erben dabin zuriick fallt. 

$. 6. Zweimal Hundert Taufend Gulden jährliche Eins 
fünfte nebft einer anftändigen Refidenz find als Marimum 
fir das Witthum der regierenden Königin beftimmt: das 
Heirathgut einer Prinzeffin ift auf 100,000 Gulden fefts 
geießt. 
gm. Alle Glieder des königl. Hauſes ftehen unter Ger 
vichtedarkeit des Monarchen, und können bei Verluſt ihres 
Erbfolgerechts nur mit deffen Einwilligung zur Ehe fehreiten. 

$. 8. Die Volljährigkeit der königl. Prinzen tritt mit 
dem zuriick gelegten ıöten Jahre ein. 

$. g. Einem jeden Monarchen fteht es frei, unter den 
volljährigen Prinzen des Haujes den Reichsverweſer während 
der Minvderjährigkeit feines Nachfolgers zu wählen. In Ev 
tmanglung einer ſolchen Beftimmung gebührt fie dem nächs 
ſten volljährigen Agnaten. Der weiter Entfernte, welcher 
wegen Unmiindigkeit eines nähern die Verwaltung übernom— 
men hat, feßt fie bis zur Volljährigkeit des Monarchen fort. 
Die Negierung wird im Namen des Minderjährigen ger 
führe: alle Aemter, mit Ausnahme der Juſtizſtellen, können 
während der Regentſchaft nur proviforifch vergeben werden. 
Der Reichsverweſer kann weder Krongüter veräußern, noch 
neue Aemter fchaffen.: Sin Ermanglung eines volljährigen 
Agnaten verwaltet der erfte Kronbeamte das Neid. Einer 
verwittweten Königin kann die Erziehung ihrer Kinder unter 
Aufficht des Reichsverweſers, nie aber die Verwaltung des 
Reichs übertragen werden. 


$. 10. Es follen 4 Kronämter des Reichs errichtet 
werden. Ein SKronsDderfihofmeifter — ein Kron:DOberfts 
kämmerer — ein Kron-Oberſtmarſchall — ein Kron-Oberſt— 
poftmeifter, die den Sitzungen des geheimen Raths beimohs 
nen. Alle wirklich dirigivende geheime Staatsminifter ges 
‚nießen alle mit der Kronamterwiirde verbundenen Ehren und 
Vorzüge. 

$. 12. Die am 20. Oft. 1804. wegen Unveräußerlichs 
feit der Staatsgüter erlaffene Pragmatik wird beftätigt, jes 
doch foll es dem Könige frei ſtehen, zur Belohnung großer 
und beftimmter, dem Staate geleifteter Dienfte, vorzüglich 
die fünftig heimfallenden Lehen oder neu erworbene Staatdr 
domainen dazu zu verwenden, die fodann die Eigenſchaft 
von Mannlehen der Krone annehmen, und worüber feine 
Anwartfchaft ertheilt werden fann. 


Dritter Titel 
Von der Verwaltung des Reichs. 


$. 1. Das Minifterium theilt fih in 5 Departements: 
jenes der auswärtigen Verhältniffe, der Juſtiz, der Finanzen, 
des Innern und des Kriegswefens. Die Gefchäftsfphäre eines 
jeden ift und bleibt durc, die Verordnungen vom 26. Mai 
ıBoı, 29. Dft. 1806, und g. Merz 1807. beftimmt. Mehr 
rere Minifterien können in Einer Perfon vereinigt werden. 
Das Staatsjekretariat wird von einem-jeden Minifter fiir 
fein Departement verfehen; daher müſſen alle königl. Dekrete 
von demjelben unterzeichnet werden, und nur mit diefer Fors 
malität werden fie als vechts: kräftig angefehen. Die Minis 
fter find fiir die genaue Vollziehung. der künigl. Befehle fos 
wohl, als fiir jede Verlegung der Konftitufion, welche auf 
ihre Veranlaſſung oder ihre Mitwirkung Statt findet, dem 
Könige verantwortlich. Sie erſtatten jährlich dem Monar— 
chen einen ausführlichen Bericht über den Zuſtand ihres 
Departements. 
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$. 2. Zur Berathſchlagung über die wichtigften innern 
Angelegenheiten des Reichs wird ein geheimer Rath ‚anges 
ordnet, der neben den Miniftern aus ı2 oder höchftens 16 
Stiedern befteht. Die geheimen Näthe werden. von dem 
Könige anfänglich. auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher 
ale nad) Gjährigem Dienfte als permanent angefehen. Der 
König und der Kronerbe wohnen den Sikungen des geheis 
men Naths bei; in beider Abweſenheit präfidivt der Altefte 
der anmwefenden Staatsminifter. Der geheime Narh entwirft: 
und diskutirt alle Gefeke und Kauptverordnungen nach den 
Grundzügen, welche ihm von dem Könige dutch die einfchlär 
gigen Minifterien zugetheilt werden , beſonders dag Geſetz 
iiber die Auflagen, oder das Finanzgefek. Er entſcheidet alle 
Kompetenzftreitigkeiten der Gerichtsftellen und Verwaltungen, 
wie auch die Frage: ob ein VBerwaltungsbeamter vor Gericht 
geftellt werden könne oder folle? Zur Führung der Sefchäfte 
wird der geheime Nath in 5 Sektionen getheilt : jene der 
bürgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, der Finanzen und 
der innern Verwaltung. Eine jede Sektion befteht wenigs 
ftens aus 3 Mitgliedern, und bereitet'die Gefchäfte zum Vor— 
trage im verfammelten Rathe vor. 
$. 3. Der geheime Rath hat im Ausübung feiner At: 
tributen nur eine berathende Stimme. 
$. 4. An der Spitze eines jeden Kreifes fteht ein 
königl. Generallommiffair, dem mwenigftens 3, höchſtens 5, 
Kreisräthe untergeordnet find ; ‘ferner befteht in einem jeden 
Kreife 
a) eine allgemeine Verfammlung, und 
b) eine Deputation, 
Erftere wählt die Nationalreprafentanten ; le&tere wird 
vom Könige aus der Mitte der Kreisverfammlung gewählt, 
und bringt 
1) Die zu Beftreitung der Lokalausgaben nörhigen Aufs 
lagen in Vorfchlag, welche gefondere in den jährlichen 
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Finanzetat aufgenommen, von den Nent: und Steuer: 
beamten mit den Auflagen des Neichs erhoben, und 
ausfchließlich zu dem Zwecke, wozu fie beſtimmt ſind, 
verwendet werden müſſen. 
2) Läßt fie die, die Verbeſſerung des Zuftandes des Kreis 
ſes betreffenden Vorſchläge und Wünſche, durch) das 
Minifterium des Innern an den König gelangen. 


Die Stellen. bei der allgemeinen Verſammlung werden 
von dem Könige auf Lebenszeit vergeben : fie werden aus 
denjenigen 400 Landeseigenthümern, Kaufleuten oder Fabris 
kanten des Bezirks, welche die höchfte Grundfteuer bezahlen, 
nach dem Verhältniß von ı zu 1000 Einwohnern gewählt, 
und versammeln ſich, jo oft die Wahl eines Nepräjentanten 
vorfallt, oder es der Monarch befichlt. Ihre Verſammlun— 
gen dauern höchftens 8 Tage. Der König ernennt den Präs 
fidenten und die übrigen Offizianten auf eine oder mehrere 
Seffionen : erftere Stelle kann auch dem Generalkommiſſair 
des Kreifes übertragen werden. Die Kreisdeputation wird 
jährlich zu dem dritten Theile erneuert. Der König ernennt 
die Glieder derfelben aus den Deputirten der allgemeinen 
Derfammlung. Der Name der Austretenden wird durch das 
2908 beftimmt. Die Deputation verfammelt ſich jährlich auf 
höchſtens 3 Wochen. Zeit und Der des Zufammentrittes 
werden von dem Monarchen beſtimmt. Mit dem Borftande 
und den Cetretaiven wird es jo, wie bei der Generalvers 
fammlung gehalten. 

$. 5. Die Landgerichte üben die Lofalpolizei unter der 
Auffihe der Generaltommiffariate aus, und erhalten zu dies 
ſem Behufe einen oder. mehrere Polizeiaktuarien. Für eine 
jede Städtifihe: und Nuralgemeinde wird: eine Lofalverwals 
tung angeordnet werden, 

6. 6. Die Gefälle, Steuern und Auflenen des Reiche . 
werden, fo wie die Lokal⸗Nebenbeiſchläge, durch die Dients 
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amter und die übrigen zur Einnahme der Auflagen betimms 
ten Beamten erhoben. 

$. 7. Alle DVerwaltungsbeamte , von dem wirklichen 
Nathe an, unterliegen den Beſtimmungen der Hauptverord— 
nungen vom ı. San. 1805, und 8. Suni 1807: jedoch 
werden alle fünftig Anzuftellende nur dann als wirkliche 
Staatsbeamte angefehen, wenn fie ein Amt, welches dieſes 
Recht mit ſich bringt, 6 Jahre lang ununterbrochen verwals 
tet haben. Wegen der Unterffükungsbeiträge der übrigen 
fönigl. Diener und ihrer Wirtwen wird eine eigene zwecks 
mäßige Verordnung erlaſſen werden. 


Bierter Titel 
Bon der National s Keprajentation. 


$. 1. Sn einem jeden Kreije werden aus denjenigen 
200 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrikanten, welche 
die höchſte Grundftener bezahlen, von den Wahlmannern 
fieben Mitglieder gewählt, welche zufammen die Reichsver— 
ſammlung bilden. 

$. 2. Der König ernennt einen Präfidenten und vier 
Sekretairs aus den Mirgliedern der Verſammlung auf ein: 
oder. mehrere Sißungen. 

$. 5. Die Dauer der Funktionen der Deputirten wird 
auf fechs Jahre beftimmt, jedoch find fie nach Verlauf diefer 
ſechs Sjahre wieder erwählbar. 

$. 4. Die Nationalvepräfentation verfammelt fich mes 
nigftens einmal im Jahre auf die vom König erhaltene Zus 
fammenberufung, welcher die Verfammiung eröffnet und 
fihlieft. Er kann fie auch vertagen oder auflößen ; jedoch 
muf im legten Falle wenigftens innerhalb zwei Monaten eine 
neue zufammenberufen werden, 

$. 5. So oft die Wahl eines Deputirten oder — 
der ganzen Reichsrepräſentation vorzunehmen iſt, werden 
entweder alle oder die betheiligte Kreisverſammlung durch 
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fönigliche offene Briefe, welche der Minifter des Innern 
erpedirt, hierzu aufgefordert. 

$. 6. Die Verfammlung wählt unter fih Kommiſſio— 
nen von drei, höchftens vier Mitgliedern : jene dev Finans 
zen, der bilrgerlichen und peinlichen Gefekgebung , der ins 
nern Verwaltung und der Tilgung der Staatsſchulden. 
Diefe verfammeln fih und forrefpondiren mit den einfchläs 
gigen Sektionen des geheimen Raths iiber die Entwürfe der 
Geſetze und KHauptreglements fowohl, als den jährlichen 
Sinanzetat, fo oft es die Regierung von ihnen verlangt. 

$. 7. Die auf folche Art vorbereiteten Gefeke werben 
an die Nepräjentation durch zwei, höchftens drei Mitglieder 
des geheimen Raths gebracht; die Verſammlung ſtimmt 
dariiber durch den Weg des geheimen Sfrutiniums nad) der 
abjoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand ift befugt, 
das Wort zu führen, als die königlichen Kommiſſairs aus 
dem geheimen Mathe und die Glieder der einfhlägigen Koms 
miffion der Repräſentation. 


Fgüunfter Titel, 
Von der Zuftiz. 

F. 1. Die Juſtiz wird durch die, in geeigneter Zahl 
beftiimmten Ober- und Alntergerichte verwaltet. Fir das 
ganze Reich befteht eine einzige oberſte Juſtizſtelle. 

$. 2. Alle Serichtsftellen find verbunden, bei Ends 
uetheilen die Entfcheidungsgründe anzuführen. 

$. 5. Die Glieder der zuftizkollegien werden von dem 
Könige auf Lebenszeit ernannt, und fünnen nur durch einen 
- förmlichen Spruch ihre Stellen verlieren. 

4. Der König kann in Kriminalfachen Gnade ers 
theilen , die Strafe erlaffen oder mildern, aber in feinem 
Falle irgend eine anhängige Streitfache oder angefangene 
Uitterfuchung hemmen , vielweniger eine Partei ihrem ges 
festlichen Richter entziehen. 
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6. 5. Der königliche Fiskus wird in allen ſtreitigen 
Drivatrechtsverhältniffen bei den königlichen Gerichtshöfen 
Hecht nehmen. | 

$. 6. Die Güterkonfiskation hat in keinem Falle, den 
der Defertion ausgenommen, Statt, wohl aber fünnen 
die Einkünfte während der Lebenszeit des Verbrechers feques 
ftrive und die Gerichtsfoften damit beftritten werden. 

$. 7. Es foll fiir das ganze Reich ein eignes bürger⸗ 
liches und peinliches Geſetzbuch eingeführt werden. 


Sedhffer Titel 
Bon dem Militairftande. 


6. 1. Zur Vertheidigung des Staats und zur Er— 
füllung der durch die vheinifche Bundesakte eingeganges 
nen Verbindlichfeiten , wird eine ftiehende Armee untets 
halten. 

$. 2. Die Truppen werden durch den Weg der allges 
meinen Militairkonſkription ergänzt. — 

$. 3. Die Armee handelt nur gegen äußere Feinde; 
im Innern aber nur dann, wenn e8 der Monarch in eis 
nem bejondern Yale ausdrücklich befiehlt, oder die Milk 
tairmacht von der Zivilbehörde förmlich dazu aufgefordert 
wird. 

$. 4. Die Mititairperfonen ſtehen nur in Kriminals 
und Dienftjachen unter der Mititairgerichtebarkeit ; in allen 
übrigen aber find fie, wie jeder Staatsbürger, den einfchläs 
gigen Zivilgerichten unterworfen. I 

$. 5. Die Bürgermiliz wird beftätigt. Zu Erhaltung 
der Ruhe in Kriegszeiten wird eine Nationalgarde, und 
zur Handhabung det Polizei eine Gensd’armerie errichtet 
werden. 

Dieß find die Grundlagen ber künftigen Verfaſſung 
Unſers Reichs. Ihre Einführung wird hiermit feſtgeſetzt 
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auf den erſten Oktober dieſes Jahres. In der Zwiſchenzeit 
werden die hiernach zu entwerfenden Geſetzbücher, ſo wie 
die einzelnen organiſchen Geſetze, welche obigen Beſtimmun— 
gen theils zur nähern Erläuterung dienen, theils die Art 
und Weiſe ihres Vollzugs vorzeichnen, nachfolgen. — Völ— 
ker Unſers Reichs! Die Befeſtigung eurer gemeinſchaftli— 
chen Wohlfahrt iſt Unſer Ziel. Je wichtiger euch daſſelbe 
erſcheint, und je durchdringender ihr von der Erkenntniß 
ſeyd, daß kein beſonderes Wohl ſich anders, als in der 
engſten Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft erhalten 
kann, deſto ſicherer wird dieſes Ziel erreicht, und Unſere 
Regenten-Sorge belohnt werden. So gegeben in Unſerer 
Haupts und Reſidenzſtadt München, am erſten Tage des 
Monats Mai, im Ein Tauſend Acht Hundert und Achten 
Sjahre, Unſeres Reiches im Dritten. 


Mar Joſeph. 
(L.S.) 


Freih. v. Montgelas. Graf Morawizky. 
Freih. v. Hompeſch. 


— ⸗—— — ——ñ DU U 
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Ueber dad Staatödienftverhältnig und die Entfchädt: 
gung£berechtigung der GStaatsdiener, in Hinficht 
auf die neueften durch den rheinifchen Bund einge: 
tretenen Staatdveränderungen; — zugleich als noth— 
wendige Machlefe zur Abhandlung des Herrn Fi: 
nanzraths Emmermann in Fulda in „des Rheini⸗ 
ſchen Bundes” XII" Hefte Ziff, 33. 


"Bon dDemuvormaligen Oberamtsrathe A. 3. Steiger zu Wolfegg. 


! 





BE 


&, gehört unter die durch Erfahrung erprobten Bemerkun; 
gen, daß bei allen großen Staatsveränderungen und politis 
fhen Ummwälzungen , es faft immer die Klaffe der Staats 
dienerfchaft ift, welche den Druck der Zeiten am meiften 
zu empfinden hat. Diefes belegt nicht nur die Gefchichte der 
jüngft verfloffenen verhängnifivollen Sjahre, wo der in jeder 
Kinfihe merkwürdige Neichsdeputations: Hanptfhluß durch - 
feinen vorforgenden auch das künftige Schieffal der Staats— 
diener mild umfaffenden Geiſt Epoche machte, fondern diefe 
Behauptung wird auch durch die allerneuefte Staatsverände; 
rung binlänglich beftarft, wo, einer fonderheitlichen dem Kon: 
föderationsvertrage vom ı2ten Julius 1806 eingerückten Ber. 
flimmung ungeachtet, die Eriftenz der Staatsdiener noch im; 
merhin einigermaßen für prefür gehalten zu werden pfleget. 
Dei folhen Umſtänden ſcheint man denn freilich auch auf den 
natürlichen Nechtsfinn der deutfchen Füeſten rechnen zu müſ— 
fen, welcher ein hervorfichender Zug des Charakters’ der deut: 
hen Nation zu feyn ſcheint, deren Eigenheit es von jeher 


16 


war, mit einem feltenen Geiſte des Wohlwollens das Schick: 
fal jener Individuen zu mildern, welche bei weit greifenden 
Staatsreformen gewöhnlich am meiften leiden. 

9. 2. 

Unter dieſen Gefühlen ſchrieb ich meine »Bemerkun— 
gen über den Art. XXXII. des rheiniſchen Kon— 
föderationsvertrages vom ı2ten Jul. 1806; — 
aud ein Deitrag zur doftrinellen Auslegung 
diefer Staatsafte *). — Seitdem erjchien auch die 
Abhandlung des Herrn Finanztathes Emmermann in Fulda 
uber Dienftanftellungen und deren Dauer, mit 
Dezug auf die in Deutfchland durch den rheis 
nifhen Bund entftandenen ſtaatsrechtlichen Ver; 
änderungen **),» welche bei allem Vortrefflichen, was 
fie unverkennbar enthält, dennoch von einem falfchen Ge— 
fihtspunfte ausgegangen zu feyn fiheint, da fie nach der 
Aufiöfung der germanifchen Neichsfonftitution, und der bes 
gründeten Souverainität der rheinischen Bundesherrfcher fein 
Nehtsprinzip mehr zu finden weiß, welcdes die Dauer 
und Unaufrufbarkeit des Staatsdienftvertrages heiligte, und 
daher gegen diefen Zuftand der Ungewißheit, nur in einem 
neuen, dem philofophifchen Geifte der Zeit angemejfenen Fun— 
damentalgefeße ein Heilmittel findet. — In der innigften 
Veberzeugung , wie nachtheilig eine falfche Anjicht wirken 
fünne bei einem Gegenftande, welcher nicht nur das höchfte 
Intereſſe der Zeit fiir fich Hat, fondern auch eine zarte Bes 
handlung vorzüglich aus dem Gefichtspunfte des Rechts in 
vielfacher Hinficht erheiſcht, wird es mir erlaubt fern, einige, 
die Anficht des Herrn Finanzrathes prüfende und berichti— 
gende Winke in meine Unterſuchung zu verweben. 








*) Rheiniſcher Bund Heft XI. Nro. as. 
“) Rheiniſcher Bund Heit AIL Nro, 33. 


“ 


$. 3. 

Daß das Dienſtanſtellungsgeſchäft der Staatsdiener durch 
einen Rechtsvertrag begründet werde, wobei es wahrlich 
keinem zufälligen Verhältniſſe gelten kann, um deſſen Na— 
men man nicht verlegen zu ſeyn braucht; daß der Dienſtver⸗ 
trag feiner Natur nad) ein von Seite des Negenten unmwis 
derruflicher Vertrag ſey, folglich auch dem Staatsbeamten 
ein unwiderrufliches Recht zukommen müſſe u. dergl. My 
waren. bisher Wahrheiten , über welche man ſich längft ſchon 
verſtändiget hatte, bei welchen ich mich nicht aufzuhalten, 
ſondern nur auf: jene klaſſiſchen Schriften zu verweiſen nö⸗ 
thig habe, in welchen man ſie in der gipeuner Kiarheit 
entwickelt antreffen kann *). 

Eben ſo wenig gedenke ich das Regitder der Meinungen 
wieder darchzulaufen, womit die. Vertheidiger der Willkühr, 
unter dem Schutze römiſcher Geſetze, den Spielraum in das 
Unermeßliche zu erweitern bemüht waren, welchen ſie dem 
Regenten, in Entlaſſung der Staatsbeamten, zutheilten. 


— — — —— 


) J. M. Seuffert von dem Verhältniſſe des Staates und der 
Diener des Staats gegen einander, im rechtlichen und poli— 
tiſchen Verſtande. Würzburg, 1799. | 

HR. Bifhoff, Handbuch der deutfchen KanzleisPraris für 
‚angehende Staatsbeamten und Geſchäftsmänner. II. Thl. 
IV. Abſch. $. 66 — 104. Helmſtedt, 1798. 

Vorzüglich aber: 

F. a. von der Becke, von Staatsämtern und Staatödienern, 

Heilbronn, 1797. 


Wer diefe Schrifien auch nur mit einiger Aufmerkſamkeit durch⸗ 
geleſen hat, wird ſchwerlich behaupten können, daß ſie, ſelbſt 
die Seuffertiſche nicht ausgenommen, nur auf die Erifieng 
der deutſchen Neichsverfaffung berechnet worden ſeyen, und da 
her ige nur noch hiſtori ſchen Werth behalten könnten. Auch 
glaube ih, daß nicht. etwa bloß die Möglichkeit, fondern die 
rechtlihe Nochwendigfeie des Staatsdienſtbertrags aus 
ihnen unverfennbar hervorgehe. u 
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Mich ſoll für izt nur die Frage beſchäftigen: ob denn 
der Staatsdienſtvertrag, nach aufgelößtem deutſchen Reiches 
verbande, ſeine rechtliche Stütze wirklich verloren habe, ſo 
daß das, was vorher Rechtens war, izt nur noch unter dem 
Standpunkte hifto riſch er Wichtigkeit uns erſcheinen net 

N $. 4. ’ 

Es iſt in der That eine ganz eigene Erfcheinung, wie 
fertig man bisher war, Verfafung und Gefeße, Rechte und 
Serechtigkeiten, zu Ehren des Konföderationszwecks, und im 
wahren Slauben an die neue Lehre, ohne Umftände iiber 
die Klinge der Souverainität fpringen zu laffen, (um mic 
eines Ausdrucks eines fachfundigen Nezenfenten zu bedienen ) 
und wie man ohne weiters, in Hinficht auf den Art. IT. der 
"Konföderationsafte, glauben konnte, mit der Aufidfung der 
deutfchen Neichsverfaffung feyen auch die Reichsgeſttze fo to: 
tal verfchwunden, wie wenn fie niemals vorhanden gewefen 
wären. Es ift fhon bemerkt worden, daß ein Geſetz, als 
Willenserklärung betrachtet, dadurch nicht aufhören 
kann, verpflichtet zu feyn, daß der Stifter und Urheber 
deffelben nicht mehr vorhanden ift, fo lange theils mit dem 
Urheber nicht auch der Gegenftand des Geſetzes verfchwinder, 
theils auc) feine Abänderung von neuem gemacht wird, Die 
freilich auch dem zu machen frei fichen muß, welcher bisher 
dem Geſetze zu gehorchen hatte. 

Nun ift zwar das Reich, ald Stifter feiner Berfaflung 
"und Sefeke, nicht mehr vorhanden; aber vom Reiche find 
eine Menge Dinge für die Territorien noch vorhanden ; 
diefe Verordnungen bleiben ftehen, fofern nur die Gegens 
ftände und Subjekte noch fortdauern, Fein Streit mit dem 
Zwecke der Konfoderation erfichtlich üft, und endlich die neuen 
TerritoriabLegislationen , oder die hiernächftigen Statuten und 
Schlüſſe des Bundes nichts daran ändern. *) 











*) Vergl. die vortrefflihe Rezenſion der Schriften über dag 
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Aber auch abgefehen von dieſem allem — beruhet denn 
die rechtliche Siltigfeit des Staatsdienftvertrags etwa auf bes 
fondern Neichsgefeßen,, oder bedurfte es, um die Unwider— 
ruflichkeit deffelben zwifchen dem Staatsoberhaupte und den 
Staatsdienern zu begründen , einer pofitiven Gefeßgebung, - 
mit deren Vorhandens oder Nichtvorhandenfeyn , auch der 
Dienftanftellungsvertrag bald zu ftehen, bald zu fallen Hätte? — 
Die Heiligkeit des Dienftvertrags beruhet auf der Baſis alls 
gemeiner Rechtsgrundſätze, welche nicht der Verfaffung abges 
borgt zu werden brauchten, fondern die aus der Natur der 
Sache, und aus dem vationellen Staatsrechte fließen, welche 
unter jeder Verfaffung giltig, und fiber alle Staatsverändes 
rung weit erhaben find. Was unter der vorigen Verfaſſung 
Mechtens war, muß es daher auch noch izt feyn, muß es 
um fo mehr feyn, als es Hauptzweck der neuen rheinbundis 
fhen Verfaffung war, den Frieden im Innern zu Eonfti 
tuiren, welcher ohne einen vollkommenen Rechtszuftand 
fchlechterdings nicht erreicht werden kann, fo wenig, als «8 
möglich ift, ohne Gerechtigkeit Ruhe und Glück im Ins 
nern dauerhaft zu begründen. Es haben daher auc, feldft 
die Stifter der Bundesakte diefen Grundſatz öffentlich pros 
Hamirt, da ein eigener DVertragsartifel von dem vorforgens 
den Seifte fiir jene Individuen zeugt, welche bei der einge 
tretenen neuen Drdnung der Dinge ihre Anftellung nicht 
mehr finden fönnen, und deren Wirkungskreis ‘ohne ihre 
Schuld durch eine höhere Gewalt aufgelöße worden iſt. Auch 
herrſchen in den einzelnen Staaten der verbündeten Sonve 
rains, befonders im Königreich Baiern, fo liberale Ideen, 
daß auch in diefer Hinſicht der aufgeftellte Grundfag nur 
noch mehr Gewicht erhalten muß, wie man ſich aus den 








Recht des rheinifihen Bundes, in der Jenaifchen allg. Lie 
terafurzeitung v. J. 1607 Nro. abe., 283. — und 500 — 805, 
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neueften Vorgängen mit ben Mitgliedern des vormaligen 
Neichsfammergerichtes leichtlich überzeugen wird. 
6. 6. 
Sich habe bereits an einem andern Orte *) dargethan, 
daß es eine abfolute Forderung des höhern Rechtsgeſetzes 
ſey, daß der Staatsdiener,, welcher mit einem beträchtlichen 
Aufwande von Zeit, Mühe und Gelde fid) zum Staatsdienft 
befähigte, und dabei der Erlernung anderer, zu einem andern 
Nahrungserwerbe dienlichen Kenntniffe entfagte, bei einer 
eintretenden Staatsveränderung , wo durch eine höhere Ges 
malt fein Wirkungstreis aufgelößt wird, auf eine folhe Art 
entfehädigt werden müſſe, daß ihm in Zukunft eine forgens 
freie Lage zu Theil werde, wobei ihm ein vollftändiger Les 
bensunterhalt fortwährend gefichert bleibt. — Will man aud) 
nach der neueften, fehr fcharffinnigen Theorie eines rühm— 
lichft bekannten. Gelehrten **) von allen Kontraftsvers 
hältniſſen wegſehen, will man die Staatsdienfte als ſchon 
präeriffirende VBerbindlichfeiten. poftuliren, welche 
mit ‚rechtlicher Nothwendigfeit aus der Natur des Staats 
hervorgehen, fo bleibt es nichts deftoweniger unumftößlich 
wahr, daß der Staatsdiener ein unverlierbares Recht auf 
einen Nahrungsftand habe, welcher bei allen Verände— 
derungen in der Adminiftration und der organifchen Vers 
waltung des Staats ihm unverfehrt zu bleiben har, ihm um 
fo unmiderruflicher gefichert bleiben muß, als er durch Ueber— 
nahme des Staatsamtes jeden andern unwiderruflichen Nah; 
rungsftand verloren hat. In der That! der Souverain würde 





*) Rheinicher Bund a. a. O. 

**) Der Staatsdienft aus dem Gefichtäpunfte des Rechts und 
der NationaDefonomie betrachtet. Nebſt der Hauptlandes-Prag: 
imatif über die Dienftverhältniffe der Staatsdiener im Königreiche 

Baiern, mit erläuternden Bemerfungen, von N. Th. Gönner 
$. 29. u. folg. (Landshut, bei Krüll, 1800.) Vergl. auch defs 
felben »deutſches Staatsrecht $. 425,» 
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das Unrecht öffentlich fanktioniren, und die Gleichheit, 
welche durch das Rechtsgeſetz als oberfte Bedingung der vers 
ninfrigen Wechſelwirkung geboten iſt, durch einen Aft der 
regellofeften Willkühr gänzlich aufheben, welcher zugeben 
fönnte, daß die Staatsdiener einem höchft ungewiffen Schick 
fale zur Beute wilrden, und fammt ihren fchuldlofen Fami— 
lien mit Mangel und Elend zu kämpfen hätten, während 
doch den übrigen Klaffen der Staatsbiirger alle Quellen ges 
öffnet blieben , um nicht nur den nothwendigen Lebensunter; 
halt, fondern auch Wohlftand und Reichthum fich zu vers 
fihaffen. Wenn es unter allen Verhäftniffen und Formen, 
und in jedem Wechſel der Zeiten, immer einer der. erften 
Grundſätze des Staates ift, das Eigenthum zu fchiigen, und 
den Gewerbfleiß der Bürger nicht nur etwa bloß von 
den Feſſeln des Zwanges zu befreien , fondern ihn feldft durch 
pofitives Wirken zum höchftmöglichen Grade freier Thä— 
tigkeit empor zu fördern; wenn felbft diefes alles das offene 
Glaubensbekenntniß unferer heutigen Staatsregenten ift, und 
fie alle Klaffen ihrer Unterthanen mit gleicher landesväters 
licher Vorforge umfaffen , foll etwa nur dem redlichen Staates 
Diener das traurige Loos befchieden fern, an der Fürforge 
des Staates verzweifeln zu mitffen? Könnte in einem fols 
hen Vereine die Idee des Nechts noch als herrſchend bes 
trachtet werden ? Wäre hier noch eine vehtlihe Gleich 
heit vorhanden ? — »Das Nechtsgefes und die Gleich— 
heit, welche durch daffelbe zur oberften Bedingung der vers 
niinftigen Wechfelwirkung gemacht wird» — fagt Fries — 
»ift eine praktiſche dee, welche fich als eine nothivendige 
Aufgabe für die Vernunft ausfpricht. Es hängt nicht etwa 
von beliebigen Verfügungen in der Gefellichaft ab, ob die 
Menfchen fich Hier oder dort auf die vernünftigfte Weife zus 
ſammen vertragen wollen, ob einer dem andern fo viel eins 
räumen will, als er fir fich ſelbſt wieder fordert; die rechts 
liche Gleichheit ift niche nur das Prinzip für ein will 
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kührliches, vernünftiges Arrangement in der Gefellichaft, dei? 
fen Tendenz ganz politifch und ohne Nothwendigkeit wäre; 
fondern wenn wir nach Recht und Unrecht fragen, fo haben 
wir es mit dem unbedingten Sollen oder praktiſchen Geſetz⸗ 
gebung zu ıhun, nur nad) diefem wird Recht und Unrecht 
gemeffen. Die Aufgabe der vehtlihen Gleichheit ents 
fpringt alfo ebenfalls aus diefer nothwendigen Geſetzgebung 
der Vernunft; fie iſt fein Vorfchlag fir einen willführlichen 
Zweck, fondern ein nothwendiges Gebot *).» 
6,9 

Aber auch felbft in pofitivgefeslicher Hinſicht diirfte 

die Dienftlage der öffentlichen Fonktionairs keineswegs fo un: 








*) Philoſophiſche Nechtslehre und Fritif aller pofitiven Ges 
feßgebung von 3. Fries &. XVI. der Vorrede, (Jena, 1803.) 

Auch der große Weife von Königsberg hat hierüber ein treffs 
Tiches Wort geiprochen, wenn er füge: »Was ein bürgerliches 
Ant anlange, fo kömmt hier die Frage vor: Hat der Souverain 
das Recht, einem , dem er ein Ant gegeben, es nach einem 
Gutbefinden wieder zu nehmen ? Ich frage, Nein ! denn was der 
vereinigte Wille des Volks über feine bürgerlichen Beamten nie 
beichliegen wird , das kann auch das Staatsoberhaupt über ihn 
nicht .befchließen. Nun will das Volk ohne allen Zweifel, daß dies 
fer feinem ihm auferlegten Gefchäfte völlig gewachfen ſey, wel— 
ches aber nicht anders, als durch eine hinlängliche ‚Zeit hindurch 
fortgefeßte Vorbereitung und Erlernung deffelben , über der er 
Diejenige verjäumt, die er zur Erlernung eined andern ihn näh— 
renden Gefihäftes hätte verwenden können, gefchehen kann; mits 
bin würde, in der Negel, das Amt mit Leuten verfehen werden, 
die feine dazu erforderliche Gefhilichfeit, und durch Uebung 
erlangte reife Urcheilsfraft, erworben hätten; welches der Abficht 
des Staats zuwider ift, ald zu welcher auch erforderlich iſt, daß 
jeder vom. niedrigern Amte zu höhern (die fonft lauter untaugs 
lichen in die Hände fallen würden) fteigen, mithin auf leben $ 
wierige VBerforgung müfle rechuen fönnen.» 

Meranbififhe Anfangegründe der Rechtslehre 
N. Tb. $. 99. Lite, D, ©. 220 — 22,, 
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berathen ſeyn, als man manchmal gerne” glauben machen 
möchte. Sch Habe bereits die hier anfchlagenden Sefeke an 
einem andern Orte zu würdigen gewünſcht; und fo fehr es 
zu wünfchen feyn möchte, daß diefer wichtige Gegenftand in 
dem Bundesvertrage noch eine nähere und fchärfere Beſtim— 
mung erhalten haben möchte, fo gewiß find doch da die 
“ Rechte der Staatsdiener mit großer Umficht gewahrt, und. 
unter den Schuß diefer Staatsafte geftellt worden. Ja, die 
alternativifchen Rechtsanſprüche derfelben, auf Beibehals 
tung der von ihnen bekleideten Stellen, oder auf einen ans 
gemeffenen Ruhegehalt, fcheinen mir unter der Egide dies 
fes neuen Staatsverfaffungs; Vertrags, fo fiher zu ruhen, 
daß, wenn auch gegen alle Vermuthung einer oder der ans 
dere der verbiindeten Souveraine, gegen den deutlich ausges 
fprochenen Sinn des Geſetzes, fih willkührliche Abdan— 
tungen erlauben follte, die Hilfe und Einwirkung des‘ 
Protektors ohne allen Zweifel um jo mehr mit beftem 
Fuge zu reflamiren feyn diirfte, als es eine der erften Funk 
tionen feines hohen Protektorat Amtes feyn muß, file eine 
Eontraftmäßige Erfüllung aller jener Vertragspunkte beforgt 
zu ſeyn, welche er mit den Souverainen verabredet hat. 
Daß die befragten Nechtsanfprüche der Staatsdiener der 
fraftigen Garantie des hohen Protektors fih zu erfreuen has 
ben, muß unter andern auch fchon daraus mit der größten 
Evidenz hervorgehen, daß aus dem Art. XXXII. der Buns 
desafte, feinem völligen Wortlaute nach, eine jener Bes 
dingungen konſtruirt wurde, unter welchen von Seite des: 
Kaifers Napoleon die Webergabe der mediatifirten Länder an die 
neuen Souveraine bewerfftelliget wurde. Denn fo ift in den 
diesfälligen Lebergabs: Protofoflen oder Procks verbaux 
$. 4. beſtimmt ausgeſprochen: 
Les Individus emploies dans l’administration pu- 
blique du pays de .... que $a Majeste le 
Roi de . . ... ne jugerait à propos de conser- 
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ver dans leurs emplois juiront d'une pension 
de retraite egale à celle, que les lois et les 
reglements des anciens etats de Sa Majestc le 
Roi de.... accordent aux ofliciers de même 
grade.» 

Und fo kann denn an die Abficht und die inneren Gifte 
nungen eines Monachen auch nicht der leifefte Zweifel fi) 
wagen, welcher ſchon unter dem ıften Auguft 1806 durch 
feinen Gefihäftsträger bei dem vormaligen Neichstage zu 
Diegensburg,, die unummundene Erklärung machen ließ: 

»Sa Majeste l’Empereur et Roi a accepte le titre 

»de Protecteur de la Confederation du Rhin. 
»Il ne l’a fait, que dans des vücs de paix et 
»pour que sa mediation constament ‘interposee 
sentre les plus faibles et les plus forts , pre- 
»vienne toute espece de dissentions et de srou- 
»bles». Ei 

G. 8. 

Dermefienheit wäre es übrigens, zu glauben, daß bie 
hohen verbiindeten Souveraine, die angeführte Vorſchrift 
nicht als ein Fundamentalgefeß betrachten, fondern fich viel: 
mehr file berechtiget halten könnten, gegen den Sinn deffels 
ben, mit den Staatsdienern willkührliche Abdankungen vors 
nehmen zu können; Nein, wo fich der milde vorforgende 
Geiſt derfelden in Hinfiht der unverfchuldeten Page der 
Stantsdiener in Thaten fo ſchön ausgefprochen hat, wo der 
beutfche Edelmuth deutfcher Negenten in den unzweideutigs 
fien glänzendften Handlungen “bereits fprechend genug fich bes 
urkunder hat, darf auch — nicht die feifefte Negung eines 
ſolchen Argwohns die Glorie verdunfeln, welche die Namen 
dieſer Edeln des deutfchen Regentenſtammes länaft fchon ums 
ſtralt. Sch erlaffe mir bier füglich die Miihe des Details 
jener Beiſpiele, welche meiner Behauptung zu unvermwerflis 
hen Belegen dienen, und verweiſe dießfalls auf die Flaffifche 
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Schrift der rühmlichſt befannten Herrn Neichstammergerichtss 
Affefforen von Kamptz und von Stein *), wo die dießr 
fällige neue und neuefte Praris in dem allervollendetften 
Detail fih dargelegt findet. — Nur der Krone deutfcher 
Negentenhandlungen — der königlich: baterifihen konz 
ffitutionellen Kauptlandes : Pragmatif über 
die Dienftverhältniffe der Staatsdiener, vom 
ıften Jänner 1805. — will id) erwähnen, und bemer; 
fen, daß nach diefem fo mufterhaften Gefeke, wovon man 
in andern Staaten ein: Beifpeif vergebens fuchen wird, der 
edle Regent vor aller Welt das Bekenntniß abgelegt hat, daß 
er das Schieffal der Staatsdiener unter allen Lagen und 
Verhältniffen nah dem Rechtsprinzip beftimme wiſſen 
wolle. Eben fo wird, wenn einft die Nachwelt jene Hands 
lungen fichtet, welche in diefer beifpiellofen Umwälzung der 
Dinge, von den neuen Machthabern verübt wurden, wenn 
es, wie Johann von Müller fagt, in der Gefchichte 
einft fehr bemerkt werden wird, wie in diefer unerhörten 
Krifis jeder Fürſt in ſeinem Betragen gezeigt habe, was in 
ihm war, die vortreffliche Verordnung der edeln Fürſtin 
Pauline zu Lippe vom 2sten Mai 1boJ wie ein ſchö— 
ner Stern aus dem Reihen hervorleuchten, welcher das neue 
Geſchenk der Souverainität nicht nur als eine ſehr 
vermehrte Verpflichtung zur treuen Ausübung 
der Gerechtigkeit, Billigkeit und Milde galt, ſon— 
dern welche auch öffentlich erklärte, daß Staatsdiener, 
deren Stellen etwa ganz aufhören, nicht ohne Entſchä— 
digung gelaſſen werden ſollen. | 
$. 9 | 
Sey es übrigens auch, daß der die Nechtsanfprüche der 








*) Ueber die Entfchädigungsberehtigung der 
Staarsdiener bei Aufhebung ihrer Stellen. 2. — 
4 5unds. 9. (Frankfurt, bei Mohr, 2808.) 
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Öffentlichen Fonktionairs beftimmende Art XXXII. des 
Staatsgrundvertrages, nur der Souveraine, als der vers 
pflihteten Subjekte gedenket, dieje aber, wenigfieng 
nad) ihren bisher befannt gewordenen Deklarationen, die in 
den Souverainitätsianden vorfindlichen Beamten, weder. zur 
Anftellung noch zur Penfionirung übernehmen zu wollen 
fiheinen, und daher bei weitem die Mehrzahl derjelden den 
Standesherrn nad wie vor verbleiben dürfte; wer wolls 
te defwegen behaupten, daß nicht auch diefe durch die näm— 
lichen Normen und Vorſchriften fich fiir gebunden gu achten 
hätten, welche die Stifter der Bundesakte fich felbft aufzules 
gen für gut fanden? — Wäre es anders, dann wilrde die 
fi) fo rein ausſprechende Abficht der erlauchten Gefehges 
ber, weldye diejen Staatsgliedern ihren künftigen Nahrungss 
fiand dauerhaft zu fihern firebten, zu einer Chimare herab; 
finfen, dann wiirde es noch Fälle geben können, wo nicht dag 
Nechtsgefek, fondern die ungeregelte Willtiihr Herrfchen, 
und bei der Entjcheidung des Schickſals der. Staatsdieners 
Klaffe den Vorfiß führen wiirde! — Nein, feyd getroft, 
ihr redlichen Arbeiter im Staatsdienſte! Ges 
rechtigkeit mußeuch werden, fey’sunterben Sow 
verainen, oder unter den Standesherrn! Sollte 
aud unter diefeneiner fih fo weit vergeffen kön— 
nen, daß er euch gegen Gebühr und Recht behans 
dein wollte, fo fuhert Hilfe bei den Zuftizhöfen 
der Souverains, in deren Krone ja die Gerech— 
tigkeit als die [hönfte Perle erglänzt! Und Recht 
wird Eud fo gewiß werden, fo gewiß der Glaube 
an die Menfchheit feine Chimäre ift, und fo ges 
wis diefe auch unter der neuen rheinbundiſchen 
VBerfaffung nicht zurücfinten kann, fondern ſich 
zu immer höhern Adel potenziren muß! !, 


——— — —— 
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3. 


Fortſetzung der im ſiebenzehnten Hefte unter Nr. 29. 
S. 267. abgebrochenen fragmentariſchen Ger 
danken. 





3. 
Fideilommiffe und Majorate. 


Mai eine Anftalt, wenn fie Regel wäre, dem Staatswohl 
nadtheilig feyn wiirde, darum ift eine jede Ausnahme von 
diefer Regel noch nicht verwerflich. Dies ift auch bei den 
Fideikommiſſen der Fall. Immerhin mag ee nachtheilig ſeyn, 
wenn das ganze Vermögen aller Unterthanen mit Fideis 
kommiffen befchwert wäre (obgleich diefes in der leßten Sins 
ftang noch nicht entfchieden ift); allein ausnahmsweife, bes 
fonders in Anfehung der erften Stände des Staats, find 
Fideikommiſſe unftreitig ſehr nützlich. Sie fihern gewiſſen 
Familien und eo ipso dem Staate ſtändigen Wohlſtand. 
Aus Gründen, die ſich aus dem Gange der franzöſiſchen 
Revolution gar füglich erklären laſſen, gieng ein gewiſſes 
odium der Fideikommiſſe in den Code Napoléon über. 
Allein dieſer Mangel iſt durch das kaiſerliche Dekret vom 
ıften März 1808. gehoben, und Frankreich hat ſich den 
übrigen europäiſchen Staaten auch darin wieder genähert, 
daß Fideikommiſſe unter dem Adel wieder zu— 
läßig ſind. 

Dies verdient bei der Anpaſſung des Code Napoléon 
auf Deutſchland, bei dieſer warlich nicht leichten, und der 
Anhäufung von Hinderniſſen nicht bedürfenden Arbeit, die 
veiflichfte Berückſichtigung. Viele Artikel des Code Napo- 
leon fallen jetzt weg, und noch hundert wohl mehr Familien 
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in Deutfchland find dem unabwendbarften Verderben entriſ— 
fen , das nothwendig folgen müßte, wenn das Kapital 
ihres Vermögens den Charakter der Unverfchuldbarkeit abge: 
fege hätte. Fideikommiſſe werden alſo hoffentlich in Deutſch⸗ 
fand fortbeftehen dürfen. 

Uebrigens fieht Einfender nicht ein, aus welchem Grun— 
de bei Aufpebung eines Fideifommiffes nur der fchon ges 
borne Primogenitus befondere Beritckfihtigung verdient. 
Alle fchon geborne Familienglieder haben auf das Fideifoms 
miß ein gleiches Recht; der zu allerleßt Geborne fo gut, wie 
der zu alleverfi Geborne, und jener um fo.mehr, als biefer 
ja das Fideikommiß gegen ihn geltend macht. | 


4 . 
Repräfentativ:Syftem; Landſtände. 

Unfere gute deutfche Pandftandfchaft, landftändifhe Vers 
fafung, noch vor kurzem fo allgemein und dem Einfender 
noch heute in gleihem Maafe fehr ehrwürdig, iſt durch 
die Vorliebe zum Repräfentativ : Syftem fehr im ‚Kredit ges 
funfen. Dies Repräſentativ-Syſtem beruht auf dem Grunds 
fase, daß alle Aktiv: Biirger in den ftandifchen Verfamms 
ungen repräfentirt werden, Wer ift Aktiv; Bürger ? ift alfo 
die erite Frage? Grundeigenthümer und Betreiber eines bür— 
gerfichen Hauptgewerbes, dürfte wohl die richtige Antwort 
ſeyn. 

Die zweite Frage iſt mithin die: werden denn dieſe — 
Klaffen nicht mittelft der deutfchen Landſtandſchaft repräfens 
tive? ich glaube, diefe Frage müffe im allgemeinen bejas 
hend beantwortet werden, weil die Landftände faßt allges 
mein aus den Grundeigenthiimern (der Nitterfchaft) und den 
Vorſtehern der bürgerlichen Gewerbe (den Stadtobrigfeiten) 
beftchen. 

Ich will die Landftände in Mecdlenburg zum Beis 
fpiel nehmen. Die dortigen Landfiande beftehen aus der 
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Nitterfchaft und den ‚Ständen. - Erfiere bilden alle Eigens 
thümer nicht ftädtifcher Grundſtücke, ohne Unterfchied, cb 
fie dem Stande nach Fürft oder Bauer find; jeder Privats 
mann, der außer den ftädtifchen Grundſtücken und den Dos 
mainen (die doch wohl feinen Stand bilden fönnen) ein 
Grundeigenthum beſitzt, gehört zur Nitterfchaft , verſteht 
ſich, daß dieſes Grundeigenthum ſich nicht auf einen bloßen 
Krug oder Kathen beſchränken muß, ſo wie ſelbſt in Frank⸗ 
reich ein gewiſſer Vermögensbetrag zur activité de citoyen 
gehört. Da in Mecklenburg die Bauern ihre Hufen nicht 
eigenthümlich, ja nicht einmal nach Meyer- oder emphyteus 
tifhem Nechte befißen, fondern nur Pachtrehtmäßig inne 
haben; fo wiirde es. widerfinnig Im wenn auch fie die 
Sandftandfchaft hätten. 

Die Nitterfchaft befteht nur aus der Alaſe von — 
eigenthümern, welches ſie nicht ſind, ſie ſtehen zum Staate 
in feinem unmittelbaren Eigenthums-Verhältniſſe, ihre Hufe 
it fremdes Eigenthum , welches mit deffen Bewohnern‘ von 
dem rechtmäßigen Eigenthiimer repräfentirt wird. ' 

Der zweite Landftand ift die Landfchaft. Sie beſteht 
aus den Eigenthümern frädtifcher Grundſtücke und den Bes 
treibern der biirgerlichen Hauptzweige. Da diefe unmöglich 
alle in Perfon auf dem Landtag erfcheinen können; fo wer; 
den fie auf demfelben von dem mittelbar oder unmittelbar 
von der Bürgerfchaft gewählten Magiftrat ihrer Stadt re: 
präientirt, welcher verfaffungsmaßig ihre Stimmen und 
Meinungen vorher einholen muß. Ä 

Dei einer Vergleichung diefer Verfaffung mit dem Ser 
präfentativ: Suftem der neuen weftphälifchen CHR 
finden ſich folgende Unterfchiede:. 

ı) Die weftphälifchen Stände beftehen aus 70 Grund: 
eigenthiimer , 15 Kaufleuten und Fabrifanten, und ı5 Ge— 
(ehrten und andern Bürgern, welche ſich um den Staat 

verdient gemacht haben, 
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2) Die weftphälifchen Stände werben von den Depar— 
tements : Kollegien ernannt. 


Allein diefe Unterfhiede find mehr anfcheinend,, als 
wirflih , indem 


ad 1.) mit Ausnahme der 15 Gelehrten die Mecklens 
burgiſthe Nationalrepräfentation gleichfalls auf Grundeigens 
thum und ſtädtiſchem Gewerbe beruhet, der Gelehrten:Stand 
aber überdem dort größtentheild in jenen Klaffen und der 
der landesherzlichen Staatsdiener eingefchloffen ift, und 


ad 2.) die Wahlherrn in Weftphalen die Höchftbefteuers 
te (alfo Grundeigenthiimer), die reichfien Kaufleute und Fa: 
brifanten , die ausgezeichneteften Gelehrten und Kiinftler, 
und endlich die am mehrften um den Staat verdienten Bür— 
ger, mithin bis auf die Gelehrten, wiederum diejenigen find, 
weiche in Mecklenburg respective auf dem Landtage ers 
feinen, und die Mitglieder des Landtags wählen nämlich 
Srundeigenthiimer und bürgerliche Gwerbe, von welchen 
leßteren jedodh in Weftphalen nur Kaufleute und Fabritans 
ten an der Reihsftandichaft Theil zu haben ſcheinen, und 
alle vom Könige gewählt werden, anftatt daß fie in Merk; 
fenburg resp. kraft Srundeigenthumsrechts und kraft bür— 
gerlihen Gewerbes, alfo ipso jure, an der Landftandfchaft 
unmittelbaren und mittelbaren Antheil haben, 

Sch Habe Mecklenburg theils als Beifpiel, theils des; 
halb gewählt, weil die Nationalrepräfentation dort fehr vol, 
ftändig eingerichtet ift. Dasjenige, was hier angeführe üft, 
iſt aber im gleichen Grade auf diejenigen deutſchen Provin— 
zen anwendbar, deren landſtändiſche Organiſation auf eben 
den Baſen, nämlich Grundeigenthum und ſtädtiſchem Ge— 
werbe, ruhet, z. ®. im Hannöveriſchen, in Pommern, u. 
a. m. Nur in denjenigen Staaten leidet dies einen Abfall, 
in welchen 

2) entweder nicht bloßes Grundeigenthum zur Land; 
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ſtandſchaft genüget, ſondern auch ein beſonderer Geburts; 
fand dazu erforderlich iſt, 

2) oder bloßer Geburtsftand fchon sie Landſtandſchaft 
begriindet, obgleich in diefen Staaten gewöhnlich eine Art 
von Unterhaus vorhanden war, oder 

3) endlich der Bauerſtand wahrer Grundeigenthümer 
if, aber dennoch) nicht Landſtandſchaft hatte, fondern von 
feinem Sutsheren, ohne ihn zu bevollmächtigen, vertreten ward. 

Allein Bauern, die fein Grundeigenthum haben, wie 

dies in Mecklenburg, in der Mark; Brandenburg, in Pont: 
‚mern, u. a. m. der Fall ift, konkurriren auch nach der Kon: 
ftitution des Königreichs Weftphafen weder mittelbar noch 
unmittelbar an der Landftandfchaft, und künnen, als blofe 
temporäre und mittelbare Staatsbürger, daran auch nicht 
füglich fonfurriven, da ihnen die beiden Neyuifite derfelhen, 
"Grundeigentum und fiädtifches Gewerbe fehlen, und, wenn 
"auch fie zugelaffen würden, daffelbe Grundftii zweimal ve: 
präſentirt werden würde. 
Die weſtphäliſche Nationalrepräſentation iſt daher, bis 
“auf die Zulaſſung der 15 Gelehrten und afderer nicht ange⸗ 
ſeſſener Bürger, derjenigen gleich, welche in Mecklenburg, 
Pommern, der Mark: Brandenbnrg u. ſ. w. Statt hat; ja 
fie iſt darin noch befchränfter als jene, 

ı) daß nicht alle Grundeigenthümer, fondern nur 70 
aus ihnen, Landftände find, und 

2) Daß nicht jede ftädtifche Geſellſchaft, fondern aus 
allen Städten nur 15 Perfonen, Landftände find. 

IH fehe daher feinen Grund ab, aus welhem man 
unferer- fo organifirten Landftandfchaft den Begriff des Ne; 
präfentativ ⸗/Syſtems abfprechen fönne, warum in derſelben 
jeder, zur Repräſentation berechtigter, Staatsbürger dadurch 
weniger, als durch die neuere Konſtitutionen repräſentirt 
ſeyn ſolle; beide ſind weſentlich und im Hauptprinzip 
nicht von einander- abweichend. 
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5. 
Bundesgeridt. 
>» Die Angelegenheit der Errichtung eines HIER ei 
ift fo wichtig, daß es fich wohl der Mühe lohnt, die davs 
über fich geäußerten Stimmen zu fammien, 

‚Hier fürs erfte drei. oo“ 

In der Zeitſchrift: Germanien von Crome und Jaup 
Band ı. St. II. N®. IX. ift darüber eine. umftändliche 
Abhandlung aus der Feder des Reichskammergerichts-Aſſeſ—⸗ 
ford von Kampk abgedruckt. Beherzigungswerth find die 
Worte des Nezenfenten der Abhandlung :. Ueber die. Staats; 
verwaltung x. von Rehberg in der Senaifchen Allg. Litt. 
Zeitung 1800. Nr. 84. ©. 060. ff. Er fagt folgendes; Der 
Verfaſſer ift für die Landſtände, ihnen glaubt er, verdans 
fe Deutjchland feinen guten Nationalgeift und die Mäßigung 
. ber Fürften gegen ihre Unterthanen. Rezenſent will dieſem 

‚nicht widerftreiten ; Doc) glaubt er, daß dieſes, wie vieles 
andere DBortreflihe, was untergegangen und bis zu diefem 
Augenblick noch durd) nichts erjeßt worden iſt, der ganzen 
deutfhen Verfagung und vorzüglich . der deutichen Reichs⸗ 
juſtiz zugufchreiben fey. Sie war es die den Unterthanen ein 
gewiffes Gefühl ihres eigenen Werths und eine Freimüthigs 
feit gab, welche fonft in monarchiſchen Staaten höchſt felten 
iſt. Konnte doch jeder mit feinem Landesheren ein ernftfis 
ches Wort vor einem Richterſtuhle fprechen, vor welchem 
das Anfehen der. Perſon, fo wenig gilt, als es bei Mens: 
fchen möglich ift. Hierdurch wurden die gefährlichften Des: 
poten, namlich die Eleineren, ganz eigentlich im Zaum gchak: 
ten. Dieß war aber auch den größeren nicht gleichgültig. 
Sie brauchten zwar die Vollziehung eines Erkenntniſſes nicht 
zu fürchten, aber ihnen war doch auch das öffentliche Urtheil 
eines von ber Nation geachteten Senats nicht gleichgültig, 
wahr ift es, daß die Einmijhung eines fremden Staats in 
die innere Angelegenheiten eineg Landes durchaus nicht taugt, 
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daß die Einmifchung des Neichshofraths offenbar zu einer 
Einmifhung des üfterreichifchen Kabinets werden mußte. 
Allein dies war bei dem Neichsfammergerichte nicht dev Fall 
und dann blieb doch auch die Furcht vor einer Einmifchung 
wohlthätig. Wenn daher der Mezenfene Wünfche fiür die 
Zukunft haben foll, fo wünſcht er zwar fehr die Beibehals 
tung der Landſtände; allein da Landſtände, wie der Verfaſ— 
fer ſehr gut zeige, in Deutfchland das nicht feyn fünnen, 
was in England auch das fihlechtefte Parlement ift, fo kann 
Mezenfent wenig von ihnen hoffen, wenn nicht ein Juſtiz— 
hof da ift, ähnlich dem Reichskammergericht in 
feinem Weſen, nicht in feiner Form , vor welchem nicht 
blos iiber Streitigkeiten der Souveraine unter einander, fons 
dern auch über Streitigkeiten der Privaten mit den Souves 
rainen entfchieden werden kann. Ohne ein folches Tribunal 
haben die Landftände keine vechtliche Garantie und ohne diefe 
möchte ihnen hie und da eine freimüthige Sprache bald 
theuer zu fiehen fommen, Es ift hier nicht der Ort, 'die 
Gründe diejes MWunfches weitläufig zu entwideln. Nur ges 
sen den Grund, durch welchen man oft darthun will, daß 
deurfche Fürften feiner Juſtiz unterworfen zu feyn brauchten, 
weil es die Souveraine andrer Staaten nicht find, will 
Dez. bemerken, dal ein beträchtlicher Unterfchied Statt fins 
det zwifchen einem Fürſten, welcher von einem gut gelegenen 
Hügel fein ganzes Neich tiberfehen, und feinen Unterthanen 
in die Töpfe sucden kann, deifen Hofpaltusg nicht felten die 
“Hälfte der fammtlichen Nevenlien feines Landes hinweg— 
nimmt, der durch eine einzige an fich nicht feräfliche Lieb— 
(irg8 Neigung feinen ganzen Finanzſtaat ruiniren, durch 
einen einzigen Fehler und fihlechrere Leidenſchaft, auf welche 
Mangel an Geſchäften fo leicht führe, alle und jede feiner 
Diener plagen und feine Unterthanen drücken kann, Fury 
deffen ganzes Weſen fich dem Privarftande beträchtlich nähert 
und zwifchen einem großen Monarchen, welcher fein Reich 
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nur mit Mühe im Geifte zu überſehen im Stande ift, wel: 
cher vielleicht nicht den ıoten Theil feiner Neveniten zur 
Beftreitung feiner glängendften Hofhaltung gebraucht, der 
fir jede Neigung und für jedes Inſtitut mit fürftlicher 
Milde und Verſchwendung ohne Nachtheil der Finanzen 
wirken kann , der nur mit einem fehr Eleinen Theile feines 
Volkes in Berührung kommt, und welchen die wichtigften 
und mannichfaltigften Dinge fo durchaus befchäftigen, daß 
ihm auch nur wenig Mufe fir diefe Berührung übrig bleibt, 
und deſſen Leben von dem des Privatftandes durchaus ents 
ferne iſt. Und wiirde denn felbft ein höchfter Gerichtshof, 
ein unabhängiger Senat, auch in einem größern Staate 
nicht von Nußen feyn, wenn es möglich wäre, und höhere 
Zwecke ihm nicht entgegen ftänden. In Deutfchland ift eg 
möglich, ohne daß irgend ein höherer Zweck darunter leider, 
und wenn wir Unterthanen auch, wegen des Zutrauens zu 
unferen Fiirften nicht gerade uns ängftlich nad) einem höch— 
ften Gerichte zu fehnen nöthig haben, fo haben unfere Fürs 
ſten, wenn fie diefes Zutrauen von uns fordern, ein höch— 
fies Gericht noch weniger zu fcheuen !"! 

So weit der oben angefiihrte Nezenfent in dev Senats 
fchen allgemeinen Litteratur Zeitung. | 

Sehr unummunden äußert fih über diefen wichtigen 
Segenftand der Freiherr von Eggers in Koppenhagen in fei: 
ner geift: und gehaltvollen Abhandlung: Deutfchlands Er; 
wartungen vom Nheinifchen Bunde (1808.) S. 29. ff. Si— 
cherheit der Unterthanen in allen deutfchen Staaten ohne 
Ausnahme und zwar Sicherheit ohne Anſehen der Pers 
fon gegen Unterdrückung der Negenten, war, der Theorie 
nad) eines der köſtlichſten Kleinodien in der alten deutfchen 
Verfaſſung! Aber größtencheils auch nur der Theorie nach ! 
Seitdem der wefiphälifche Friede den Negenten mehr 
Macht gab, dem Unterthanen in den einzelnen Landen Si— 
herheit zu verjchaffen gegen Mitbürger und Fremde, ver 
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Ioren auch faft in demfelben Verhäftniffe Kaifer und Neich 
die Macht, den Einzelnen gegen feinen Landesheren zu 
ſchützen. 

Aber beruhigt euch, menſchenfreundliche Männer im 
Purpur und in der Toga! Dergleichen Unvollkommenheiten 
find unzertrennlich von der Schwäche der menſchlichen Na; 
tur, ich mahle fie warlich nicht aus, um Unfuft gegen die 
Megierung zu erwecken. Thut, was She menfchlicherweife 
fönnt, fie zu vermeiden und vermeiden zu helfen: Dann 
geht ruhig hinüber in die beffere Welt mit dem Bewußtſeyn, 
Euer Mögliches hienicden gethan zu haben. Nur um das 
Mögliche nicht aus den Augen zu laffen, wünſchte ich jedem 
Bundeslande ein ausdrückliches Staatsgefek, das den Elagens 
den Unterthan an ein gemeinjchaftliches Bundesgericht vers 
wiefe. Ich fage den klagenden Unterthan ohne Ausnahme, 
dann wann er glaubt, als Unterthan flagen zu fünnen, fo 
follten die fandesherrlichen Gerichte auch nicht über Statts 
Haftigfeit oder Ungrund feiner Klage erkennen. Sorgt das 
fiir, daß Ihr gute Geſetze, gute Beamte, injonderheit gute 
Richter, gute Sachwalter habt, und mwarlich der Falle wer— 
den jo wenige feyn, wo folche Klagen an das Bundesgericht 
gebracht werden, daß She nicht fürchten follt, die Arbeit 
werde der Nichter Kräfte überſteigen! — Gleichwohl verftehe 
es fih, daß nahdrüdliche Strafen den treffen, der frevels 
hafte Befchwerden erhebt; eben fo nachdrückliche der, der 
ihn dazu verleitet, oder ihm dabei als Kunftverftändiger an 
die Hand geht! Es wiirde überflüßig ſeyn, über die Orgas 
nifation eines folchen Gerichts Vorfchläge zu thun. Sie er— 
giebt fih von ſelbſt. Man hat in den ehemaligen Reichs— 
gerichten ein Vorbild, das mit einigen Verbefferungen, Teiche 
zum Mufter erhoben wird. Und in einer fo föftlihen, Eins 
richtung , einem folchen von allen Sterblichen unahhängigen 
Gericht — einem der edelften Ideale des menfchlichen Geis 
fies — wird ja der Rheiniſche Bund nicht hinter dem. alten 
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deutfchen Mutterftaat zurückbleiben? Vielmehr wird er de; 
fehrt durch die Hoffnungen (warum feßte der verdienftvolle 
Eggers nicht hinzu: Erfahrungen?) von Sahrhunderten, 
dies ehrwürdige Tribunal wieder hHerftellen in einem neuen 
fchönen Glanze angemeffen den unläugbaren Forts 
fhritten unſers Zeitalterd in der Wiffenfhaft 
der Rechtspflege und der Geſetzgebung!! 


—⸗⸗ 


4. 


Kurzer ftatiftifcher Abriß von den Mecklenburgifchen 
Staaten. 
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$. 1. Di Mecklenburgiſchen Staaten enthalten folgende 
Länder : 

1.) Das Herzogthum Mecklenburg, welches aus 
vier Provinzen befteht, nämlich aus 

1) dem Mecklenburgiſchen Kreiſe, zu welhem auch die 

ehemalige Grafſchaft Schwerin gehört; 
2) dem Güſtrowſchen oder Wendifchen Kreife; 
«+ 3) dem Lande Roſtock, und 

4) dem Stargardifchen Kreife, oder dem Herzogthum Meck— 

lenburg Stargard. 

II.) Das Fürftenehum Schwerin und 

111.) das Fürſtenthum Rattzeburg. 

Jenes ift das urfprünglihe und eigentliche Mecklenburg, | 
zu welchem diefe erft durch den weftphälifchen Frieden ges 
kommen find. Ä 

$. 2. Ueber das Herzogtum Mecklenburg regiert das 
heutige herzogliche Haus von den älteften zeiten ber. Dis 
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plomatifch und erwiefen kann fein Urfprung indeffen nur bis 
auf Niklat, Fürften der DObotriten, Kiffiner und Circipaner 
hinauf gefiihrt werden, welcher von 1130 bis 1164. über 
die angefiihrten, das heutige Mecklenburg damals bewohnens 
den drei Wendifchen Völkerfchaften regierte, und 1147 zur 
hriftlichen Religion iibergieng. Seine Enkel und Jrachkom: 
men theilten ſich in mehrere vegierende Linien; unter andern 
im ıöten Sahrhunderte in drei Hauptlinien, nämlich in die 
von Mecklenburg, in die von Wenden und die von Roſtock. 
Die Linie zu Mecklenburg erwarb 1304. von den Markgra— 
fen von Brandenburg das bis dahin erſt zu Pommern und 
nachher zur Mark Brandenburg gehörig geweſene Land Stars 
gard und 1359. die Grafſchaft Schwerin, und vereinigte 
1523, nad) dem Ausfterben . der Linie zu Roſtock, deren 
Beſitzungen mit den ihrigen. — Sie theilte fih zwar um 
die Mitte des 14ten Jahrhunderts in zwei Linien, namlic) 
in Mecktenburg s Schwerin (Mecklenburg: Meckfenburg) und 
Mecklenburg Stargard , allein die erſte vereinigte bald ganz 
Mecklenburg, indem die Wendifche 1456. und die Stargars 
diſche 1471. ausftarb; dagegen konnte Herzog Albert LIT. 
die Schwedifche Königskrone nicht lange gegen die Danifche 
Königin Margaretha behaupten. Herzog Heinrich IV. vos 
gierte von 1456 — 1477. Über ganz Mecklenburg ; allein 
feine Söhne und Enkel theilten das Fand manniafaltig bald 
auf längere bald auf kürzere Zeit, eine Enfel im ten 
Grade, die Herzoge Adolph Friedrich I. und Johann Al 
brecht IL. regierten erft gemeinfchaftlich iiber das ganze Land, 
theilten daffelbe aber ı621. in zwei Herzogthümer, und das 
herzoglihe Haus in zwei Linien, nämlich in Mecklenburg, 
Schwerin und Mecklenburg : Güftrow. MWallenfteins Herts 
fchaft über Mecklenburg dauerte feine 6 Jahre (1628 — 
1632.). Guftav Adolph König von Schweden gab dem 
ande die rechtmäßigen Fürſten wieder, Die Schweriniſche 
Linie trat durch den Weſtphäliſchen Frieden ( 1648.) ber. 
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Krone Schweden die Stade Wismar , das Amt Meuflofter 
und die Sinfel Poel ab, erhielt aber dafiir die Bisthiimer, 
nunmehrige Fürſtenthümer, Schwerin und Nakeburg, die im 
Stargardifhen Kreife belegenen Sjohanniter Komthureien 
Mirow und Nemerow und zwei erblihe Kanonifate im 
Hochftift Strasburg. Die Linie von Mecklenburg ; Güftrom 
erlofch aber ſchon mit dem Sohne ihres Stifters, dem Her— 
zoge Suftav Adolph (26. Dft. 1695.), und die Linie von 
Mecklenburg: Schwerin vereinigte mithin alle Mecklenburgis 
fohe Lande. Allein durch den Hamburgifchen Vergleich vom 
8. März 1701. theilte fie fi wieder in die noch jetzt blü— 
hende zwei Linien, nämlich in die Medlenburg Schwer 
rins und Güſtrovſche und in die Medlenburgs 
Stargardfche oder Strelikifhe. Kraft diefes Ders 
gleichs behielt der Herzog Friedrich Willhelm von Meckten: 
burg: Schwerin aus der &üftronfchen Werlaffenfchaft den 
Mendifchen Kreis, überließ aber feinem Oheim, dem Herzog 
Adolph Friedrich II. aus diefer DVerlaffenfchaft nicht blos den 
Staraardifchen Kreis, fondern auch aus dem bisherigen 
Schweriniſchen Landerantheile das Fürſtenthum Ratzeburg 
nnd die Komenthureien Mirov und Nemerov nebſt einer 
jährlichen Hebung von 9000 Rthlr. Spezies aus dem Elb⸗ 
zoll. 

Dieſe beide Linien blühen noch jetzt. Dem Herzog 
Friedrich Willhelm von Mecklenburg-Schwerin (fl. 1713.) 
folgte ſein Bruder Carl Leopold, deſſen Regierung aber nur 
bis 1728. dauerte, indem fein Bruder Chriſtian Ludwig im 
gedachten Jahre zum Eaiferlichen Adminiftrator des Herzogs 
thums beftelle ward, ob er gleich erft nach Carl Leopolds 
Ableben (1747.) als vegierender Herzog. folgte, und während 
feiner Regierung dem Lande Ruhe und eine feſte Verfaffung 
Hab. Shm folgte 1756. fein Sohn, der Herzog Friedrich 
und demfelben 1785. fein Bruders Sohn der gegenwärtige 
Herzog Friedrich Franz, der micht allein durch den Neiche; 

\ 
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Deputationsfhluß von 1703. bie fieben bisher nach Lübeck 
gehörigen in Mecklenburg belegenen Dörfer, und durch den 
1805. mit dem Könige von Schweden abgefchloffenen Ders 
trag die durch den Weftphälifchen Frieden an.Schweden abs 
getretenen oben genannten Theile Mecklenburgs wieder mit 
dem Herzogthum Schwerin vereinigte, auch eine immerwäh— 
vende Sjahrsrente von 10,000 fl. auf die Rheinſchiffahrts⸗ 
oftroy erhielt; ſondern wegen feiner gerechten und humanen 
Regierung ſein Volk mit der allgemeinſten tiefſten Trauer 
über die nur kurze Suſpenſion derſelben (vom 28. Nov. 
1806. bis zum 11. Jul. 1807.) erfüllte, und die Wieder— 
herſtellung derfelden (1ıten Jul. 1807.) zum gerechten Ges 
genftande der veinften und innigften Freude machte, 

Sm herzoglichen Haufe Mecklenburg : Stargard oder 
Streliß folgte dem Herzog Adolph Friedrich TI. (ft. 1706.) 
fein Sohn Adolph Friedrich TIT. und demfelben (1752.) 
feines Bruders Sohn Adolph Friedrich IV. Nach deffen 
1794. erfolgten unbeerbten Ableben trat der jetzige Herzog 
Carl (Ludwig Friedrich) feine in jeder Hinficht fo mufters 
bafte Regierung an. Er erwarb durch den Neichsdeputas 
tions: Abfchied von 1809. eine Stimme im Neichefiirftens 
rath wegen Stargard. 

$. 3. Beide Herzoge fiihren den Titel, Herzog zu 
Mecklenburg , Fürft zu Wenden , Schwerin und Nabeburg, 
Sraf zu Schwerin, der Fande Roſtock und Stargard Herr, 
Die Reſidenz des Herzogs von Mecklenburg: Schwerin tft 
die Stadt Schwerin, und dev Flecken Ludwigs-Luſt; in je 
ner ift der Siß der höchften adminiftrativen Behörden, dies 
fen hat der Herzog Chriftian Ludwig gebaut, und der Her— 
zog Friedrich fo wie der gegenwärtige Herzog erweitert und 
verſchönert. 

Die Stadt Schwerin enthielt im Jahre 1807. eine 
Bevölkerung von 8144. und Ludwigs-Luſt von 2964. Men: 
ſchen (beide ohne die Juden). Die Stadt Schwerin hatte 
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in eben dem Jahr 1008 Käufer (mit Ausnahme jedoch der 
ſteuerfreien, herrſchaftlichen, geiftlichen und andern öffentli— 
hen Gebäude) die zum Werthe 1,702,125 Rthlr. N. 34 
in der Brandkaffe afjefurire waren. 

Die Reſidenz des Herzogs von Mecklenburg : Strelig 
ift die Stadt Neu: Streliß, welche der Herzog Adolph 
Sriedrich II. im Jahr 1753. erbauete und feine beiden 
Nachfolger eben fo erweiterten, als verfchönerten. Sie ents 
bielte vor einigen Sahren gegen 4000 Einwohner und 292 
Käufer. 

Jede der angeführten Linien vegiert zwar über feinen 
Sandesantheil unabhängig von der andern, indeſſen ftehen 
fie, in Anſehung der Landſti E landesſtäm Ders 
faſſung, des Kontribution Konfiftog es 
Hof: und Landgerichts MR in eind | 
deren Verhi mir MM erträg id 
— nein / ) 







’ 










Sch 


nre 


=, 
r 


—* m j Wer 
NUN NA, RE 2 E 





Coogle 





41 


eſteht Bis jetzt aus einer Leibgarde zu Pferd von 5o Mann, 
nem Korps Huſaren von 40 — 5o Mann, zwei Negimens 
ern Infanterie jedes etwa zu 700 — 800 Mann, einer 
Tompagnie Veftungs: Infanterie und einer Kompagnie Ars 
illerie; jenes des Herzogs von Merftendurg : Strelik aber 
zus einer Kavallerie:Garde von 05 Dann, einem, Kufarens 
Korps von 24 Mann und aus 60 bis do Mann Sinfanterie. 
F. 4. Gefammte Meckienburgifche Staaten werden von 
ser Elbe, dem Herzogthum SachfensLauenburg, dem Gebier 
te der Stade Lübeck, der Oftfee, Pommern und Mark 
Brandenburg eingefchloffen; der ſchweriniſche Meridian ift 
29 Sr. 11 Min. weftlicher Länge von der a im 
Paris, und 55° 40° nördliche Breite vom Aequator. | 
Der Flächen-Inhalt diefer Staaten twird nich 
mein angegeben, folgender Slächen : Inhalt fcheint w 
vichtigere zu ſeyn. 




















I. Die Herzogthiimer Mecklenburgs & 
und Güſtrow und das Fürftenehum Sch 
halten nach dem Mecklenburgiſchen Ste 
einem befannten Elaffiichen Werke des 
Rache Rudloff zu Schwerin 534,681,4 
(enburgifche Quadrat; Ruthen, von milk 
auf eine deutfche Quadratmeile gehen, mil 

II. Die Herrſchaft Wismar enthält 
Berechnung des Hofraths und Profefforg 
mann zu KRoftocf . sw —— 

III. Die Herrſchaft — wird gem 
zu u NE . 

ıY. Das Fürſtenthum Hagebürg angege 


Der ganze Flächen: Inhalt 
betragen. Da aber unter d 
Auadratmeilen nur das platt 
inhalt und die Feldmarfen d 
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in eben dem Jahr 1008 Käufer (mit Ausnahme jedoc, der 
fteuerfreien, herrſchaftlichen, geiftlichen und andern öffentli— 
hen Gebäude) die zum Werthe 1,702,125 Rthlr. N. 4 
in der Brandkaffe afiskurire waren. 

Die Nefidenz des Herzogs von Mecklenburg : Streliß 
ift die Stadt Neu: Streliß, welche der Herzog Adolph 
Sriedeich II. im Jahr 1753. erbauete und feine beiden 
Machfolger eben fo erweiterten, als verfchönerten. Sie ents 
hielte vor einigen Sahren gegen 4000 Einwohner und 292 
Häuſer. | 

Sede der angeführten Linien vegiert zwar fiber feinen 
Pandesantheil unabhängig von der andern, indeffen ſtehen 
fie in Anfehung der Pandfiände , der landesftändifchen Ders 
faffung, des Kontributionswefeng, des Konfiftoriums und des 
Hofs und Landgerichts in Güſtrow in einer Gemeinfchaft, 
deren Verhältniffe durch die Hausverträge von 1701. und 
1755. näher beſtimmt jind. 

Der Herzog von Mecklenburg: Schwerin hatte auf dem 
deutfihen Reichstage im Neichsfürftenrathe drei Viril; Stims 
men, nämlich wegen des Herzogthums Schwerin, wegen des 
Herzogthums Güſtrow und wegen des Fürſtenthums Schwer; 
rin; der Herzog von Mecklenburg s Streliß aber nur eine 
Stimme wegen des Fürſtenthums Ratzeburg, und erhielt 
18.3. auch wegen des Herzogthums Stargard eine eigene 
Stimme, 

Das Haus Mecklenburg gehörte in Hinſicht des Ran— 
ges feines veichstägichen Sites zu den mit Hollſtein, Wür— 
temberg, Baden und Heffen alternivenden Käufern, 

Die Staatseinfünfte der Herzöge werden verfchieden, 
gemeinhin aber fiir den Herzog von Mecklenburg s Schwerin 
auf eine Million Thaler, und fir den Herzog zu Mecklen— 
burg; Streiig auf mehr als 300,000 Thaler N, >; an: 
gegeben. 

Das Militatr des Herzogs von Mecklenburg s Schwerin 
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befteht bis jet aus einer Leibgarde zu Pferd von 5o Mann, 
einem Korps Huſaren von 40 — do Mann, zwei Negimens 
ten Sinfanterie jedes etwa zu 700 — 800 Mann, einer 
Kompagnie Beftungs: Sinfanterie und einer Kompagnie Ars 
tillerie; jenes des Herzogs von Mecklenburg : Streliß aber 
aus einer Kavallerie: Garde von 25 Mann, einem Aufarens 
Korps von 24 Mann und aus Go bis 8o Mann Infanterie. 

$. 4. Geſammte Mecklenburgiſche Staaten werden von 
der Elbe, dem Herzogthum Sachjen Lauenburg, dem Gebier 
te der Stade Lübeck, der DOftfee, Pommern und Mark 
Brandenburg eingefchloffen ; der fehmwerinifche Meridian ift 
29 Sr. 11 Min. weftlicher Länge von der Sternwarte in 
Paris, und 55° 40’ nördliche Breite vom Aequator. 

Der Flächen; Anhalt diefer Staaten wird nicht allge: 
mein angegeben, folgender Flächen: Inhalt fcheint wohl der 
richtigere zu ſeyn. | 
j Quadrat⸗ 


Meilen. 
J. Die Herzogthümer Mecklenburg-Schwerin 


und Güſtrow und das Fürſtenthum Schwerin ent; 

halten nach dem Mecklenburgiſchen Staatskalender 

einem befannten Elaffifhen Werke des Negierungss 

Raths Nudloff zu Schwerin 534,681,450 Meck— 

(enburgifche Quadrat; Ruthen, von welchen 1618 

auf eine deutfche Quadratmeile gehen, mithin. . 204%; 

II. Die Herrſchaft Wismar enthält nach der 

Berechnung des Hofraths und Profeffors Noris 

mann zu Roftof . . . . . Pr 6 — 
11. Die Herrſchaft Stargarb wird gemeinhin 

| Fe GE 
IV. Das Fürſtenthum Nageburg angegeben u — 6— 


Der ganze Flächen-Inhalt würde ao . . . 258 3 
betragen. Da aber unter den unter 1. gedachten 204 9 

Quaͤdratmeilen nur das platte Land, aber nicht der Areal— 

inhalt und die Feldmarken der Städte begriffen find, weiche 


r 


42 


leßtere ohne die der Stadt Roſtock 25,680; Morgen Acker; 
land oder 4,622,400 [IJ Ruthen und BR außerdem einen 
fleuerbaren Ertrag von 7966 vierfpännigen und 3906 /, 
zweifpännigen Fuder Heu enthalten ; fo halte ich die Angas 
be des Flächeninhalts zu wenigftens 274 [] Meilen für die 
tichtigere. 

Bon diefem Flächeninhalt werden 2:6 [] Meiten vom 
Herzog von Mecklenburg s Schwerin und 48 [] teilen vom 
Herzog von Mecklenburg : Streliß regiert. 

So viel die Volksmenge betrifft, fo haben dieſelhe: 

I. Zu den bergoglich Mecklenburg : Schwer 
rinfchen Landen, nach gehaltener Zählung im. 
Jahr 1806. "aus 221,175 Erwachfene und 
75,465 fchulfähige Kinder über Er Jahre 


ad aus...» — 296,636 
Menfchen — — man a die 
Kinder unter fünf Jahren nur zu. . . . 50,000 


und die nicht mitgezähften Sjuden (es waren 
548 Schußjuden in den verfchiedenen Städ— 
ten) nur zu . ee ar 2000 





fo kergiebt fich für diefen Landesantheil eine 

Mopulation von - 2 2 2 2 2 er eu 328,636 

Menfchen. 
II. Die Volksmenge der herzogl. Mecklens 

burg: Strefikifchen Lande beträgt iiberhaupt wohl 70,000 


alfo die aller Mecktenburgifchen Lande . . - 358,636 
mithin für jede [) Meile. . » 2 2 2.1455 Seelen. 

In diefer Hinficht ſteht Mecklenburg den mehıften deuts 
fhen Staaten nah; 3. B. der ehemalige Badenjche Kurs 
ftaat hatte auf 124 [] Meilen 401,561 Einwohner, alfo 
auf der [] Meile 5255, der Eurerzkanzleriihe Staat auf 28 
[) Meilen, 95,500 Einwohner, folglich auf jede [J Meile 
5330, der kurheſſiſche Staat auf ıgo [] Meilen 557,000 
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oder auf der [] Meile 2800 Seelen, ber kurwiirtembergis 
fhe Staat auf 1884 [) Meile 787,146, alfo auf der [J 
Meile 4295 Menfchen , das Großherzogthum Heſſen (ohne 
die Souverainitätslande) auf 165 [) Meiten 418,065 oder 
auf der [] Meile 25187746 Menfchen. 

Der Grund diefer verhältnißmäßigen geringen Bevölke— 
rung liegt in den großen Landgütein, im Mangel an Fas 
brifen und Manufatturen, in den großen Flächen, welche 
große Seen und Waldungen. einnehmen und in andern Grün— 
den, welche auc bei andern Staaten des deutfchen Reichs 
eintreten, indem 3. B. auch in den Hannöverifchen Staaten 
nur 1790 Menfhen, in KHolftein 2090, in Schmedifchs 
Pommern 2090, in Preußisch: Pommern 1200 Menfchen 
auf die [] Meile fommen, während 3. DB. in Anfpah und 
Bayreuth diefelbe 3854 Seelen enthält, obgleich diele Pros 
vinzen nur feit einigen Jahren unter preufifchem Scepter 
fanden. Diefe geringe Bevölkerung Tiegt in Lokalverhältniſ— 
fen ; eine ftärfere Bevölkerung würde die Kräfte des Landes 
üiberfteigen, und die Handlungs: Bilanz , mithin das Nas 
tional: Vermögen in ungünſtige Verhältniſſe ftellen. — 

Sm herzogl. Mecklenburg: Schwerinfchen Antheil ent: 
hielten im Jahr 1807. die Städte, ohne die Kinder unter 
5 Sjahren und ohne die Sjuden, eine Beyölferung von 80672 
Menichen, von welhen auf Roſtock 10744, Schwerin Bızı, 
Wismar 6254, Büftrov 5501, Pardin- 3584, Bützow 
3820 fommen. In den Mecklenburg: Schwerinfchen Staas 
ten waren vom Zoten Nov. ı806. bis 2d. Nov. 1807. eins 
ſchließlch Knaben Mädchen überhaupt 


geboren 6424 6155 12599 
kopulirt 

geſtorben Paare 

12059 » 2904. 


Die herrſchende Religion des Regenten-Hauſes und des 
Landes iſt die evangeliſch-lutheriſche; allein die Reformirte 
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haben zu Bützow und die Katholiken zu Schwerin, und die 
Juden zu Schwerin und Altſtrelitz öffentlichen Gottesdienſt, 
wie dann überhaupt die Mecklenburgiſche Adminiſtration ſeit 
langer Zeit ächt tolerant iſt. 

$. 5. Das Grundeigenthum des Landes liſt zwiſchen 
der Landesherrichaft, den Gutsbeſitzern und den Städten 
getheilt. Die herzogliche Domainen find fehr anfehnlich ; 
die herzogl. Mecklenburg s Schwerinifchen enthalten die bes 
trächtlihen nach und nad) angefauften vitterfchaftlichen Gü— 
ter und die Herrichaft Wismar nicht mit gerechnet 219,525,852 
Mecklenburgiſche QDuadratruthen oder 85.4; U) Meilen , 
und find in 45 Domainenämter eingerheilt. Die den Pris 
vatperjonen, Kommunen und dem Landesheren als Privat; 
mann zugebörigen Guter betragen 515,155,618 [)] Ruthen, 
oder 120%; [J Meilen. Der Mecklenburg; Schwerinifche 
Antheil hat 4o Städte und 5 Flecken, der Mecklenburg— 
Schwerinifche aber 8 Städte, 2 Flecken und 220 Dörfer. 

Merklenburg unterfcheidet ſich darin von den mehrften 
Staaten des firdlichen Deutfchlands, daß. der Landesherr und 
der Gutsherr einziger Eigenthümer des Grund und Bodens 
des: Gutes, und der Bauer keineswegs Eigenthiimer, ja nicht 
einmal Erbzinsmann oder Mayer, fondern blos Pächter feiz 
nes Gehöftes ift, und daffelbe vom Grundheren gegen einen 
jährlichen Pacht blos gepacdhtet hat. Diefe Bemerkung wir 
derfegt manche gang unzutreffende Naifonnements , die man 
hin und wieder lieſt. | 

Ein unfreundlicher Genius hat von jeher über Manus 
fatturen und Fabriken in Mecklenburg gejchwebt. Außer 
Tuch, Boys Fries- und Wolle: Arbeitern, Papiermühlen, 
Amidons-Fabrikanten, Kartens Tabaks- Giegellads: Ciko—⸗ 
rie- und einigen andern Fabrikanten haben ſie in Mecklen— 
burg nie aufkommen wollen. Dagegen enthalten die Städte 

eine vielleicht übervölkerte Anzahl von Künſtlern und beſon— 

ders Handwerkern aller Art, und zum Theil von ausgezeich- 
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neter Gefchicklichkeit. Die Handlung , befonders die auds 
wärtige Handlung wird vorzüglich von Roſtock, Mismar 
und Voikenburg betrieben; die Erportation befteht in Ges 
traide aller Art, Obft, Flache, Hanf, Butter, Wolle, Haus 
ten, Leder, Honig, Wachs, Bretern, Holz und anderen 
Produkten ; nur zu einem fehr unbedeutenden Theile aus 
Fabrik- und Manufaktur: Waaren, 

Das wichtigfte Produkt Mecklenburgs ift Getraide und 
Ackerbau, die ergiebigfte Quelle des National; Neichthums und 
der Ausfuhr. Auch die Viehzucht und andere Zweige der 
Agrikultur werden im Großen betrieben. Die Mecklenbur— 
gifchen Pferde unter andern find auch im Auslande fehr ges 
ſchätzt. Seit mehreren Jahren eriftive in Mecklenburg eine 
eigene landwirthfihaftliche Gejellihaft, die gegenwärtig 67 
ordentliche und 44 Ehrenmitglieder zahlt. 

Mecktenburg hat außer Ackerbau und Viehzucht treffli⸗ 
che Obſtgattungen, Waldungen, Holz, Wildprett, Torf, 
Savtengewächfe, Seen und Fiſchereien, allein aus dem Mi— 
neralveich feine nußbare Produktionen. Man hat ehedem 
zwar Alaun- und Kupfergruben gehabt, allein fie find wies 
der eingegangen und waren unbedeutend. 

Der Mecklenburgiſche Kiefel iſt indeffen ſowohl wegen ‘ 
feiner Härte als Schönheit empfehlungswerth. 

In Sitz ift ein Salzwerk, welches das einheimifche 
Bedürfniß beinah liefert. Das Seebad zu Dobberan an 
der Oftfee, das erfte Seebad in Deutfchland ift eben fo ber 
rühmt als nützlich. 

In Rückſicht wiſſenſchaftlicher Kultur wird Mecklenburg 
nur von wenigen andern deutſchen Staaten übertroffen; zu 
Roſtock iſt eine durch verſchiedene Lehrer berühmte Univerſi— 
rät, in Schwerin, Roſtock, Güſtrov, Parchin, Neuſtrelitz 
und Neubrandenburg ſind Schulen, von welchen unmittelbar 
zur akademiſchen Bildung übergegangen wird und die zweck— 
mäßige Verfaſſung der Schulen in den Städten und auf 
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ben Lande tft befonders in neueren Zeiten ein Gegenftand 
der befondern Aufmerkiamfeit der Staatsverwaltung. 

$. 6. Die Mecklenburgifhe Landesverfaffung zeichnet 
fi in mehr als einer Hinſicht vortheilhaft vor fo manchen 
übrigen deutfchen Staaten aus. Sie beruht auf mehreren 
1572. 1621. und 1755. zwifchen dem Landesheren und den 
Ständen errichteten Grundverträgen. 

Die Landftandfchaft haftet auf Grundeigenthum und den 
vorziiglichften ſtädtiſchen Gewerben; jeder eigenthiimliche Be: 
figerv eines auf dem platten ande liegenden Grundeigens 
thums von einiger Bedeutung, ohne Unterfchied, ob er dem 
Stande und der Geburt nach Fürft, Edelmann, Bürger 
oder Bauer ift, ift Landftand; er gehört zum erften Stande 
ber Landftände, zur Ritterſchaft zu welcher mithin, da die 
Landgüter von Bauern nicht eigenthümlich gehören, ſondern 
ihnen nur pachtweiſe inne gegeben ſind, die Bauern, als 
ſolche, nicht gehören können, obgleich ſie durch den Erwerb 
des Eigenthums eines Landgutes Landſtände werden, wie de— 
ren auch mehrere Fälle in Mecklenburg vorhanden ſind. Die 
ſtädtiſche Grundeigenthümer und die bürgerliche und ſtädti⸗— 
ſche Nahrungszweige bilden den zweiten Laudſtand, die 
Städte oder Landfchaft, welcher aus den Magiftraten oder 
Vorftehern der einzelnen ftädtifchen Verbindungen befteht. 

Ale Jahr wird von beiden Landesheren ein fiir beide 
Lande gemeinfchaftlicher Landtag ausgefchrieben; in der Zeit 
‚ zwifchen den Landtägen aber vertritt ein eigener Ausfhuß 
der Landftände die Stelle derfelben. 


—— — LEER 
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3. 


Bemerkungen über die Grenzbeftimmung zmifchen 
hoher und niederer Polizei; in Beziehung auf die 
durch den rheinifchen Bund bewirften Beränder 
rungen, 


An der Herren Oberamtsrath Steiger zu Wolfegg. 





Das Intereſſe, mit welchem ich, hochgeehrtefter Herr, 
Ihre Ideen zum Behuf einer richtigen Grenz— 
beffimmung zwifchen Hoher und niederer Polis 
zei, mit befonderer Hinſicht auf die neuen Vers 
hältniſſe, welhe aus dem rheinifhen Konfö— 
derationsvertrage vom ı2. Juli 1806. hervor— 
giengen, im fechszehnten Heft des vheinifhen Bundes, 
gelefen habe, und Ihr eigener, am Schluffe diefes wichtigen 
und gründlichen Auffaßes geäuferter Wunſch wird mich ent 
fhuldigen,, wenn ich einige, wenige Bemerkungen über dens 
felben Segenftand an Sie richte, dem das Verdienft gebührt, 
ihn in Beziehung auf ein Verhältniß, das ihm jeßt einen 
ganz vorzüglichen praftifchen Werth zu geben fcheinet, zuerft 
öffentlich zur Sprache gebracht zu haben. Auch ich glaube 
nicht post festum zu fommen; mit ihnen überzeugt, daß 
das, was gefchieht, feinen Maaßſtab zu liefern vermag. für 
dad, was Necht if. Die deutſchen Souveraine haben ihr 
Verhältniß zu den ihnen unterworfenen vormaligen Reiche: 
ftänden ſelbſt beſtimmt, indem jeder fiir feinen Staat bie 
Bundesakte auf daffelbe anwandte nach feinem beften Wiſ— 
fen und Semiffen. Nur von wenigen ift mir bekannt, daf 
fie darüber Verhandlungen und fürmliche Verträge mit den 


— 


Mediatiſirten (erlauben Sie mir dieſen, wenn gleich nicht 
ganz paſſenden, doch kurzen und allgemein verſtändlichen 
Ausdruck) vorhergehen ließen. Auf allen Fall war völlige 
Gleichförmigkeit hier nicht zu erwarten, wo die allgemeinen 
Grundſätze der Bundesakte an ſich und in der Anwendung 
auf beſondere Fälle ſo ſehr verſchiedene Anſichten verſtatteten. 
Die Souveraine können entweder ſich ſelbſt oder den Me— 
diatiſirten Unrecht gethan haben; wenigſtens kann da, wo 
unter ganz gleichen Umſtänden widerſprechende Beſtimmun— 
gen erfolgt ſind, nur Einer Recht haben. Sollte es nicht 
erlaubt ſeyn, zu unterſuchen, wer Recht hat? Wir dürfen 
wohl nicht befürchten, Zweifel und Widerſprüche wieder zu 
erwecken, die vielleicht ſtille Ergebung in das unvermeidliche 
Schickſal längſt ſchon unterdrückt hat. Selbſt die Unwider— 
ruflichkeit der einmal erfolgten Beſtimmungen angenommen: 
wird nicht die Praxis zu manchen Zweifeln, zu manchen 
Erläuterungen, zu manchen Verbeſſerungen Anlaß geben? 
Unſere Erörterungen werden alſo immer noch nicht verſpätet 
ſeyn, und ich ſchmeichle mir mit der Hoffnung, daß Sie die 
folgenden von einem Manne nicht ungern annehmen werden, 
der ſich gerade mit dieſer Materie ſeit längerer Zeit befchäfs 
tigt hat. 

Ihre Abfiche ift, durch eine genaue Srenzfcheidung zwi⸗ 
fchen hoher und niederer Polizei genau und feft zu beftims 
men: was den Standesherren von der Polizeis 
gewalt übrig geblieben jey, die fie als Landes— 
Herrn hatten, nachdem die hohe Polizei den 
Dberherrn durch die Bundesakte beigelegt wors 
den ift? So, däucht mir, muß die Frage geftellt werden, 
und erft aus ihrer Beantwortung wird fih die Natur und 
der Umfang der niedern Polizei ergeben, welche den Mes 
diatifirten von Nechtswegen künftig zuftehen muß. Alle all: 
gemeine Begriffe ſcheinen hier nicht zu paflen, wo ein ganz 
eigenthiimliches Verhältniß pofitiv beſtimmt if. Unſere 
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naͤchſte und eigentlich einzige Quelle iſt die Bundesafte und 
dieſe entfcheidet mit zwei Worten. 

» Haute police« — fie nennt ausdrücklich den 27: 
Art., indem er alle Souverainitätsrechte aufzählt, welche, 
ach dem 24. Art: die verbiindeten Könige und Fürſten über 
die Defikungen ihrer vormaligen Mitftände ausüben follen; 
Ihnen iſt die Michtigkeit diefes Theils der Bundesakte fiir 
die mediatifirten Neichsftande gewiß nicht entgangen, und 
ed wilrde mir fehr angenehm ſeyn, wenn meine Anficht ders 
ſelben, die Sie im erſten Theile der Abhandlungen zur Er—⸗ 
läuterung der vheinifchen Bundesafte vielleicht ſchon gefuns 
den haben, Ihren Beifall erhalten follte: Was injonderheit 
die Polizeigewalt betrifft; To ift fein Zweifel, daß die Sour 
veraine ein Mehreres, als die hohe Polizei, mie fie in der 
Souverainität wefentlich begriffen ift, nicht verlangen kön— 
nen, und daß es eines ausdrücklichen Vorbehalts deffen, was 
nach Abzug der hoheren Polizei, fiir die Mediatifirten an 
Polizeigerechtfamen übrig bleiben muß, nicht bedürfte, da 
fie mit vollem Rechte behalten, was ihnen ausdriicklich nicht 
genommen ift: Ind diefed macht denn ihre — 
Aus, wenn man fie jo nennen will: 

So ewig und unabänderlich der Gegenfaß des Hohen 
das Niedere ift; ſo wenig folgt doch daraus, daß im menſch— 
lichen Leben immer das Hohe von dem NMiederen- begleitet 
feyn muß: Die Frangofen haben ihre Hohe Polizei, ohne 
eine ntedere zu kennen: fie unterfcheiden im allgemeinen Huf 
die verwaltende und gerichtliche: Ihre haute police de 
1 Etat ift aber nichts andera, als unſere öffentliche Sicher—⸗ 
heitspolizei, und follte daher ‚die Bundesakte nach dem 
franzöfifhen Sprachgebraud und Staatsrecht erklärt 
werden; fo könnte man niche ficherer gehen, als aus beim 
Geſchäftskreiſe des franzöſiſchen Departements der Genenal— 
Reichs-Polizei die Beſtimmungsgründe flir die Begrk: ijung 
der den Souverains zuſtehenden hohen Polizei zu fehöpfen: 

4. 


50 


Doch Sie glauben ohne Zweifel mit mir, daß dieß nicht der 
richtige Weg wäre! | 

Darum aber werden Sie doch nicht fofort annehmen, 
um aus der Sache zu kommen, fey fein anderes Mittel, 
als das, was nach dem alten deutfchen Staatsrecht niedere 
Polizei heiße, den neuen Standesherren zuzuweiſen. Freis 
Lich könnten Sie immer fagen, es müffe das Beſte feyn, 
was wir von der Art bisher hatten, und da fünnten Sie 
die landſäßigen Furften in Schlefien, die Fürften von Schwarz: 
burg und Schönburg, die Grafen von Stollberg und Beu— 
tink, ja! felbft die Freiheren von Riedefel, welche in einem 
der Heſſiſchen Landeshoheit unterworfenen Gerichte curam 
policiae universalis hatten, vielleicht noch haben, zum 
Beifpiele anführen. Im orbeigehen gejagt, jene Fürften 
und Grafen haben von Alters her Regierungen, Konfiftorien, 
Kammern, Hofgerichte u. dal. gehabt, ohne daß dadurch 
die Hoheit ihrer Anherren gefährdet wurde: warum forget 
man heutzutage fo faft ängſtlich dafür, daß die Souveraini; 
tat überall durchblicke, daß die Standesherrfchaft das Zeichen 
der Unterwürfigkeit überall und immer recht deutlich» an fich 
trage? Warum ‚ließ man nicht den guten Fürften, die als 
Dpfer der höheren Politik fielen, den Genuß der gewwohnten 
Außeren Formen, foweit es ohne Verletzung des Wefentlis 
chen möglich war? Sollte man nicht hin und wieder in. den 
gebotenen Veränderungen weiter gegangen feyn, als nöthig 
war ? 

Doc ich verliere mid von meinem Hauptgegenſtande. 
Jene Beifpiele und noch manche andere Ähnliche, die aufzus 
finden nicht ſchwer feyn würde, fo wie auc die von Ihnen 
angeführten franzöfifchen lettres patentes , könnten immer 
zue Beleuchtung dienen, aber nicht zum Beweiſe. Denn 
Beifpiele, wie Sie wiffen, beweifen nichts. Was insbefons 
dere unfere einheimijche betrifft; fo wird man nad) Verhält 
niffen, die aus Verleihungen, Verträgen und Obfervanzen 
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ſich im Laufe der Zeit ſehr verſchiedenartig gebildet haben, 
den Begriff und Umfang der niedern Polizei überhaupt nie 
mit Sicherheit beſtimmen können. Eben dieß gilt denn auch 
von der Polizei, in deren Beſitz Städte und Edelleute in 
den meiſten vormaligen Reichslanden ſich befanden, und die 
noch weniger zum Vorbild für unſere ſtandesherrliche Poli— 
zei geſchickt zu ſeyn ſcheint. Sie aber iſt es, der der Unters 
ſchied zwiſchen hoher und niederer Polizei höchſtwahrſchein⸗ 
lich allein ſeinen Urſprung zu danken hat. 

Dieſer Unterſchied liegt nicht in dem Begriffe der Po— 
lizei. Die Polizeigewalt verliert nichts an ihrer Würde und 
Hoheit wegen der Gegenſtände, auf welche, wegen der Grän— 
zen, in welchen, wegen der Subjekte, durch welche fie wirkt, 
Mur, wenn Unterrhanen aus eigenem Rechte, aber, wie nas 
türlich, allegeit untergeordnet der höchften Staatsgewalt, in 
einem beftimmten Bezirke Polizei üben, mag man dieſe die 
niedere nennen, weil fie nie hoheitlich d. i. weder für 
den Staatszweck im allgemeinen, noch in höchſter Inſtanz, 
am allerwenigften unabhängig wirkt, Die. Summe guter 
Polizeien im Einzelnen trägt zwar zu der guten Polizei im 
Sanzen bei: aber nur diefe hat den allgemeinen Zweck bes 
ftändig im Blick und Ueberblick : nur fie bringt das Einzels 
ne und das Ganze, das Hohe und das Niedere, das Kleine 
und das Große in eine wohlthitige Harmonie, Aber darum 
iſt die beſondere ‘Polizei nicht niedrig, die allgemeine nicht 
hoch. | * 
Im allgemeinen könnte man höchſtens ſagen: die hohe 
Polizei ordnet an und giebt Geſetze; die niedere Polizei 
vollzieht, handhabt, verwaltet. Aber würden zu dieſem Un— 
terſchiede die hohen Polizeikollegien, die Regierungen, die 
Kammern, die Landesdirektlonen; — würden die Präfekten 
und ſelbſt die Unterpräfekten dazu nicht ſcheel ſehen? 

Hohe und niedere Polizei kennt blos das Polizeirecht, 
und damit würde ich mich vertheidigen, wenn Sie mir viel 


52 


leicht, in Beziehung auf das deutſche Polizeirecht (Thl. 1. 
S. 24. 120. Thl. 4. S. 106. f. ), entgegen ſetzen wollten, 
ich ſey mit mir ſelbſt im Widerſpruch. Aber nach dem al— 
ten deutſchen Polizeirecht können wir das Verhältniß der 
neuen ſtandesherrlichen Polizei zu der fonverainen nicht bes 
urtheilen. | 

Aus der damals noch geltenden deutfchen Verfaffung find 
alle die Definitionen, mehr oder weniger genau, abftrahirt, 
die Ihnen, natürlicher Weife, nicht ganz geniigen konnten, 
und wovon Sie doc diejenige, die am nächſten auf die 
ftadtiiche und adeliche Patrimonialpofizei fich bezogen, mie 
die Schnaubertfche und Leiftifche noch am brauchbar; 
ften fanden. Nach dieſer Anfiht würden Sie meine Bes 
fchreißungen (denn ich geftehe, dafs ichs zu einer ordentlichen 
Definition nicht habe bringen tönnen), ohne Zweifel aud) 
gebilligt haben, wären fie Ihnen damals bekannt, oder ers 
innerlich geweſen. 

Bei allen‘ diefen Definitionen und Befchreibungen findet 
fih aber ein Hauptfehler, der in jener Abftraftion aus dem, 
was bei uns gewbhnlich war, feinen Grund hat, — die 
gänzliche Vermiſchung dev niedern und der Lokalpolizei. Beide 
find keineswegs gleichbedeutend. 

In der Polizeiwiffenfhaft theilt man, wie dieß 
in Webers Handbuch der Staatswirthſchaft Thl. 1. ©. | 
„5. f. mit vorzliglicher Deutlichkeit gefchehen ift, die Polizei 
fehr richtig in die allgemeine und befondere, und ver; 
ſteht umter jener die, welde fih auf alle Staatsbürger, 
als folhe, im Allgemeinen bezieht, unter diefer aber diejeni— 
ge, welche fi) auf das befondere Verhältnig des Beifammen: 
wohnens der Staatsblirger an gewiffen Drren bezieht, die 
man daher die Orts; oder Lofalpolizei nennt. Diefe 
theite fich fodann wieder, da es nur zwei Oattungen von 
Dertern, wo die Menfchen beifammenwohnen, giebt, in bie 
Stadt: und Dorf; Polizei. Sndem Weber diefe Ab: 
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handlung entwickelt, deutet er auf die den Juriſten geläufiges 
ve in hohe und niedere Polizei hin. »Man hat, fagt er, 
in der praßtifchen Polizei auch eine ähnliche Eintheilung ders 
felben in Rückſicht auf Verfaffung, Verwaltung, und Reffort, 
welche mit diefer, die den allgemeinen Umfang der Polizei 
nach den Srundfäßen der Theorie überhaupt angeht, nicht zu 
verwechfeln ift: obgleich beide am Ende auf demfelben Grun— 
de beruhen«. Dieß » odgleih« ift jedoch nur richtig, wenn 
man niedere und örtliche Polizei als fynonym annimmt, 
Möchten Sie aber eine Polizei, die fich über einen 
ganzen Diftrike erftreckt,- die für diefen Diſtrikt ihren Zweck 
nad) allen feinen Theilen verfogt, fo weit es die Unterord— 
nung unter die höchfte Gewalt des Souverains verftattet; 
die nicht blos in einer Stadt oder in einem Dorfe, jondern 
über. einem Inbegriff mehrerer von Menichen bewohnten 
Derter (ſeyen es Städte, Flecken, Dörfer, oder Höfe, Müh— 
len ꝛc.), und das ganze dazu gehörige Gebiet verwaltet, und 
Drdnung, Ruhe, Wohlftand in einer ganzen Herrſchaft zu 
erhalten und zu befördern fucht: möchten Sie dieſe Polizei 
im Ernſt bios Lofalpolizei nennen? Daf es gegen den 
Sprachgebrauch wäre, das, was nicht blos auf eine Lokalis 
tät wirft, fondern auf den Inbegriff mehrerer, lofal zu 
nennen, werden Sie mir einräumen. Aber es ift nicht blofs 
fer Wortſtreit, welcher die Nichtigkeit des Ausdrucks, der 
doch übrigens in vechtlichen Angelegenheiten fo vorzüglich 
wichtig ift, vertheidiget; fondern es ift von ernfteren Folgen 
die Frage. Sollten denn unfere umgefchaffenen Standeshers 
ren nichts ‚weiter haben, ald Stadt: und Dorfspolizei, oder 
follte die ihnen gelajjene Polizei blos nach der Analogie dies 
fer zu deurtheilen jeyn? Daß das nicht Ihre Meinung ift, 
nicht die der meiften Publiziften und ſelbſt nicht der Sou— 
veraine, weiß ich wohl. Aber könnte eine folche Anſicht und 
Vergleichung nicht da, wo die Souverainität gern fo weit 
um fich greifen möchte, als möglich, ihr einen Vorwand lei— 
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hen, die ftandesherrliche Polizei nach und.nacd immer mehr 
zu beſchränken? Es bedarf ja nur eines neuen Drganifationss 
edikts! »In Territorien, fagt einer unferer neueften Publizis 
fien (Gönner im Staatsrecht $. 330.), iſt die Polizeiges 
walt nach ihrem ganzen Umfange ein Ausfluß der Landess 
Hoheit, und wenn auch theils Magiftrate in Städten, theils 
Motrimonialgerichte die Ausübung der Ortspolizei bes 
fisen : fo find fie dennoch nicht nur hierbei der Landesgefeke 
und der landesherrlichen Dberaufficht fubordinirt, fondern 
es ſteht auch dem Landesherrn zu, denjelben 
eine neue den Zeitumftänden’anpaffende Orga— 
nifation zu geben«. alt das fhon damals, wie viels 
mehr jest! Daß aber, wenn gleich die Organifation blos 
auf die Form gehen foll, fih doch nur allzuleicht manches 
wefentliche Necht wegorganifiren läßt, ift nicht zu bezweifeln, 

Der, auch von Ihnen angeführte würdige Publizift , 
Zahariä, Hat niedere Polizei und Lofalpolizei als gänz— 
lich gleichbedeutend behandelt, und dadurch, der nicht zu 
verfennenden Nichtigkeit feiner Grundſätze ungeachtet, fih in 
fcheinbare Widerfprilche verwickelt. Wenn er fagt, die hohe 
Polizei fey diejenige, welche den ganzen Staat, die niedere, 
welche nur einen beftimmten Ort beziele (allgemeine Pandess 
polizei, Lokalpolizel)j; dem Souverain komme alfo nur zn, 
Geſetze zu geben, welche den ganzen Staat betreffen, der ihm 
jeßt unterworfene , vormalige Landeshere aber dürfe im 
feinem Bebiete die gemeine Wohlfahrt beforgen, jedoch 
fo, daß der Souverain den Umfang bdiefer Obforge beftims 
men und wegen der Verwaltung Nechenfchaft fordern könne; 
wenn er Binzufiige, bei den wahrfcheinlich entftehenden Grenzs 
fireitigfeiten zwifchen der hohen und niederen Polizei, wers 
den den mediatifirten Regenten wenigftens die mit der Pas 
trimonialgerichtebarkeit gewöhnlich verbundenen Polizeigerechts 
fame zuzufprechen ſeyn, es ſcheine ihnen jedoch eine größere 
Gewalt zu aebühren: am Ende könne nur ein Vertrag aug 
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der Ungewißheit ziehen; fo hat er, was dieſen feßten Punkt 
betrifft , vollkommen Recht, und auch darinn, daß dge 
minimum der ftandesherrlichen Polizei die fogenannte Pas 
trimontal: Polizei feyn wiirde, daß aber die Standesherren 
größere Anfprüche zu machen wohl befugt feven. Daß diefes 
vertragsmäßtg genau und feft beftimmt wiirde, wäre unftreis 
tig das Belle. Wenn das aber nicht gefchieht; foll denn, 
wie Zacharia doch deutlich fagt, des Souverains Willkühr 
entjcheiden ? Ueberhaupt, wozu ein Vertrag, wenn der Sons 
verain den Umfang der flandesherrlichen Polizeigewalt zu 
beftimmen befugt ift ? Wozu der Maaßſtab der Patrimonials 
polizei, der wohl manchen Standesherrn feinen Landfaffen 
gleichftellen und dennoch vielleicht dem Souverain nicht ges 
fallen würde? Sie werden mir einräumen, daß der Anfıhein 
eines Widerjpruchs bier in die Augen fallt. Ein anderer 
ift nicht minder jcheinbar. Die niedere Volizei foll, nad 
Zachariä, nichts anderes feyn, als Pokalpoligei: die, wel 
che an einen beftimmten Ort gebunden if. Dennod 
legt er den mediatifirten Regenten die Polizeiverwaltung in 
ihrem Gebiete bei; daß aber ein Gebiet (territorium) 
fein beftimmier Ort (certus locus) ift, bedarf keines Bes 
weifes. Deffen ungeachtet ift der doppelte Widerſpruch nur 
feheinbar. Ich verfiehe Zaharia’s, Außerung alfo: der 
Souverain ift berechtigt „ der ftandesherrlichen Polizeigewalt 
die Grenzen zu beftimmen, welche nöthig find, um fie von 
Eingriffen in die Souverainitätsrechte abzuhalten, über die 
Ausübung die Dberaufficht zu führen, Mißbräuche abzuftels 
len, Beſchwerden zu heben u. f. w. Er fann aber in dem 
ſtandesherrlichen Gebiete unmittelbar nie andere Polizei: 
gerechtiame ausüben , als ſolche, welche wejentlich und aus; 
fchließend den, Souverain angehören, hauptſächlich aljo dies 
jenigen,, welche das Necht der Gefeßgebung in fich begreift. 
Was von Molizeigerechtfamen mit der Patrimonialgerichts: 
barkeit gewöhnlich verbunden üt, gebührt dem Standesherrn 
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auf alle Fälle gewiß: aber nad) dem Geifte der Bundesakte 
kann er noch mehr zu behalten verlangen. Da nun eined 
Theils nicht ausgemacht ift, was man in jener Hinficht ala 
gewöhnlich anjehen dürfe, und es andern Theils-in dies 
fer Hinfiht an Verfchiedenheit der Meinungen nicht fehlen 
wird, einfeitige Entfcheivung des Souverains nicht ftatt hat, 
und ein gemeinfihaftlicher Richter nicht vorhanden ift; fo 
bedarf es eines Vertrages. Auf diefe Weife, deucht mir, 
läßt fich Alles vereinigen, was miderfprechend fcheint, und 
das einzige, was vielleicht noch zu tadeln übrig bliebe, aber 
auch fogleich mit, der fompendiarifchen Kürze zu entfchuldis 
gen wäre, befteht bdarinn, daß Zacharia feine Meinung 
dariiber nicht geäußert hat, wie weit eigentlich und um wie 
viel weiter, als die Patrimonialpolizei, die ſtandesherr— 
liche zu erftrecken fey ? Hätte fich diefer griindliche und fcharf: 
finnige Gelehrte darauf einlaffen wollen, er würde ficher 
bald genug gefunden haben, daß der Begriff der Lofalpolizei 
zum Gegenjaß der hohen Polizei, die die Bundesakte nennt, 
nicht tauge. Ä 

Selbft die hohe Polizei kann ja lokal wirken, und nach 
der beutfchen Territorialverfaffung mar allerdings fiir Dig 
niedere Polizei fein anderes eigenthümliches allgemeines 
Kennzeichen anzugeben, ald die unmittelbare Verwal— 
tung im Einzelnen. Pfeiffer Hat daher in feinem 
mit wohl verdientem Beifall aufgenommenen Werte über 
die Grenzen der Civil: Patrimonial: Zurisdik 
tion den von andern Schriftftellern fchon gefühlten, aber 
nur angedeuteten Unterſchied zwifchen höherer und niederer 
Pofalpoligei mit Recht herausgehoben und fehr gut praktiſch 
benußt , obgleich er darinn Unrecht hat, daß er unter der 
Lokalpolizei auch die Diſtrikts- oder Bezirkspolizei verfteht, 
und überhaupt Verhältniſſe, die höchſt verfchieden pofitiv be: 
fimme. find, unter einerlei Gefihsspunft zu zwingen ſucht. 

Daß der theoretiiche Bepiff der Lokalpolizei zur Grenz 
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beſti nung zwiſchen der oberherrfichen und der ſtandesherr⸗ 
liche Polizei nichts entfcheidendes beizutragen vermöge, wer— 
den Sie, hochgeehrtefter Herr, mir, hoffe ih, nunmehr 
einräumen. Aber auch von dem bios hiftorifchen Begriffe 
der niedern Polizei dürfen Sie nicht mehr erwarten, eben 
weil er auf gemwiffen Thatſachen — auf Verträge, Herkom— 
men, Geleken, Verleihungen ꝛc. beruhet, und fir jeden ges 
gebenen Fall aus ihnen erft entwickelt werden muß, im alls 
gemeinen aber nur durch Unterordnung und Verwaltung im 
Einzelnen ‚bezeichnet werden kann, wornach allein Sie zus 
verläßig nicht im Stande feyn werden , vollftändige und alls 
gemein anwendbare praftifche Regeln in Beziehung auf die 
Segenftände und Berechtigungen der hohen und der niedern 
Polizei aufzuftellen, und höchſtens werden Sie von diefev 
mit einiger Sicherheit fagen können, daf fie dieß oder jene 
nicht dürfe, nie aber, was alles fie dürfe. 

Vielleicht werden Sie mir einmwerfen: Geniigt der bis— 
her gewöhnliche Begriff der niedern Polizei nicht; nun wohl, 
fo bemühe man fi) einen andern, befriedigendern aufzuftels 
len! Auch daran hat's in neuern Zeiten nicht gefehlt. Sie 
werden aber bald fehen, wie viel Gewinn fich daraus für 
unfern Gegenftand ziehen laffen dürfte. Poffe bat in feis 
nen Abhandlungenjeiniger vorziiglichen Gegen; 
fände des deutfhen Staats: und Privatrechts 
(Heft 2. ©. 3. f.) den Sag ausgeführt: »Das Polizeirecht 
ift kein beionderes Hoheitsrecht und der Unterfchied zwifchen 
hoher und niederer Polizei muß anders und genauer als eg 
bisher gefchehen iſt, beſtimmt merden«. Seiner Meinung 
nad) begreift das Recht der höchſten Aufficht die hohe Lans 
despolizei dergeftalt in fih, daß diefe nur vermöge jenev 
wirkſam feyn und folglich kein befonderes Hoheitsrecht vors 
ſtellen kann. Ihm iſt die höchſte Auffiht und die hohe 
Landespolizei gemwifjermaßen eins und daſſelbe; aber nur ges 
wiffermaßen. Denn, indem elaus jener die Serechtigkeiter 
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pflege fo aut, als jedes andere Hoheitsrecht ableitet, fo ftellt 
er unter diefe nur diejenigen Gegenftände, die nicht von den 
älteften Zeiten her fiir befondere Hoheitsrechte gelten, wie 
die Gerichtsbarkeit, oder fpäterhin fiir folche gehalten wurden, 
weil der Gegenftand berfelben einen beftimmten Umfang hat, 
wie die Militaiv: und Finanzgewalt. Man könnte hieraus 
nun wohl den Schluß ziehen, dal eben deswegen die Polls 
zeigewale ein befonderes Hoheitsrecht feyn milffe, weil fie von 
andern befondern SHoheitsrechten unterfchieden werde und 
nicht gleichen Umfang mit dem Rechte der höchſten Auffiche 
habe. Man könnte felbft aus der Poffe’fchen Theorie 
den von mir, nach den Erinnerungen des Freihern von 
Drais aufgeftellten Begriff der Polizei rechtfertigen, wor— 
nach fie derjenige Theil der Staatsgewalt fenn foll, welcher 
nicht nur im Allgemeinen fir die Verhiitung und Abwen: 
dung gemeinfchadlicher Uebel im Sinnern des Staats Sorge 
trägt, Sondern auch die Sicherheit und Wohlfahrt der 
Staatsbitrger in allen Fallen, wo die übrigen befondern 
Zweige der Staatsgewalt ihrer eigentlichen Beftimmung nach 
nicht wirkſam find, zu befördern jucht. Allein ich will Sie 
nicht mit einer Erörterung ermüden, die hier nicht fchlechs 
terdings nothwerdig ift, da wir ung in vorfommenden Fäl— 
len doch immer an den in jedem Staate durch die Prarig 
beftimmten Begriff der Polizei halten müffen, und für uns 
fern Zweck nicht die Frage: was zur Polizei gehöre? fon: 
dern : wie die Grenze zwifchen hoher und niederer Polizei, 
in Rückſicht auf das Verhältniß der Souverainität zu der 
Standesherrlichkeit, zu beftimmen fey? zunächft beantwortet 
werden muß. Poſſe nimmt nun aud) lokal: und niedere 
Polizei fire gleichbedeutend und reduzirt am Ende Alles auf 
die fradtijche, obgleich ev gelegenheitlich auch der Dorfbefiker 
gedenft, und felbft einmal eines fubordinirten Territorium. 
Ihm iſt daher die niedere Polizei nichts anderes, als Genoſ— 
‚fenichaftspolizei, auf den Zweck einer Stadt oder Dorfsges 


i 59 

meinheit, als folcher, befchränkt, und mit gleichem Hecht auf 
mittelbare Genoffenfchaften , z. B. Ziinfte anwendbar. Er— 
innern Sie ſich hierbei nicht jener vertragsmäßigen Polizei, 
von der Pütter ſagt: nec spernenda est species poli- 
tiae conyentionalis, qua plurium civium libera con- 
ventione abusibus obviam itur? Und handhaben denn wir 
Hausväter nicht auch unfere Polizei, fo Gott will? Diefe 
Arten von Polizei bedürfen freilich Feiner Ableitung aus der 
höchften Gewalt und feiner befondern Erwerbung. Jedes 
Inſtitut, das der Staat beſchützt, muß natürlicher Weiſe 
befugt feyn, Einrichtungen für feinen Zweck zu treffen und 
die diefem gemäße Ordnung zu erhalten. Indeſſen hält auch 
Poſſe dafür, es laſſe ſich ſelbſt von — ber. Hoheit unters 
worfenen Kommunen nur dann nicht behaupten, daß ihnen 
ein Polizeirecht zuſtehe, wenn ihnen daſſelbe nicht von der 
Staatsgewalt in einem gewiſſen Maaße überlaſſen worden 
ſey; aber dann ſey es auch hier kein für ſich beſtehendes 
Recht, ſondern nur eine Folge derjenigen Hoheitsrechte, die 
eine Kommune oder ſubordinirtes Territorium an 
fich gebracht habe, und feine Wirkung richte fich nach der 
Kraft der zuftändigen Negalien, und dürfe über diefe hinaus 
nicht unter dem Deckmantel dunkler und unrichtiger Begriffe 
von einem befonders eriftiven follenden jure politiae auf 
nicht zuftändige Hoheitsrechte ausgedehnt werden, 

Indem ic die Maffe des Lichts, die wir der Poffefchen 
Erörterung zu danken haben dürften, und wie weit fich die 
Strahlen deffeldben auch auf unfern Gegenftand verbreiten 
möchten ,. ganz Ihrer Beurtheilung überlaſſe, erbitte ich mir 
die Erlaubniß, Ahnen nunmehr meine Anficht der in dev 
Bundesakte gegrlindeten und geficherten oberherrlichen und 
ftandesherrlichen “Polizeigewalt zur Prüfung darlegen zu 
dürfen, 

Die Bundesafte räumt den im 24. Artikel genannten 
Königen und Fürften die Ausübung aller Souverainitätsrechte 
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isser die dazu beftimmten Neichslande ein, fie zählt in 26. 
Artikel diefe Souverainitätsrechte auf, und verordnet im 27, 
daß den mediatifirten Fiirften und Grafen alle mit. der Sous 
verainität nicht weſentlich verbundene herrfchaftlihe und 
Lehenrechte verbleiben follen. Unter den aufgezählten Sou— 
verainitätsrechten fteht auch die hohe Polizei, Ä 

Man kann nun in diefer Beziehung. die doppelte Frage 
aufftellen ; 

Bas muß nach der Natur des in der Bundess 
afte begründeten VBerhältniffes der Sous 
veraine zu den Medtatifirten in der jenen 
beigelegten hohen Polizei: was kann in der 
diefen übrig gebliebenen untergeordneten 
Polizei enthalten ſeyn? 

Wie ich mir die Natur jenes Verhältniſſes vorſtelle, 
habe ich in den Abhandlungen zur Erläuterung der rheini— 
ſchen Bundesakte ( Thl. 1. ©. 154. 197. 188.) geäußert. 
»Nach den Worten der Bundesakte ſcheint die Abſicht nur 
dahin gegangen zu ſeyn, eine ſtrengere, folglich zweckmäßi— 
gere Unterwürfigkeit, als die unter der Reichshoheit war, 
einzuſühren, nicht aber das Verhältniß eines abhängigen 
Staats gänzlich abzuändern, oder gar eine völlige Vereini— 
gung der zu mediatifirenden Länder mit den Stagten ihrer 
neuen Souveraine zu veranlaffen und die bisherigen Regen: 
ten in bloße Gutsbefiger zu verwandeln. Die mediatifirten 
Länder werden auch in der Bundesafte fortwährend als Für— 
ſtenthümer, Srafichaften, Herrſchaften anerkannt, und wenn 
gleich die beſondere Rückſicht auf Abrundung der Grenzen 
für mehrere derſelben eine gewiſſe zerſplitterung herbeigeführt 
hat; ſo bezieht ſich dieß doch nur auf die Souverainität, 
und im übrigen ſind ſie fortwährend als ein Ganzes zu be— 
trachten. Es iſt daher nicht zu verkennen, daß die Urheber 
der Bundesakte von dem Geſichtspunkte einer Obriſthoheit 
über die mediatifirten Staaten ausgiengen, ohne daß jedoch 
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ihre Abficht geweſen, die Pandeshoheit unter der Sonveraint; 
tät der verbiinderen Könige und Fürften fortdauern und dies 
fe nur an die Stelle des Kaifers und Reichs treten zu laſ⸗ 
ſen. Indem die Bundesakte den Souverainen die Austibung 
aller genannten Souverainitätsrechte ausſchließend beilegte, 
und den mediazifirten Fürſten und Grafen nur herrſchafiliche 
Rechte ließ , hob fie die Landeshoheit, als eine wirkliche, 
wenn gleich abi;ängige Staatsgewalt gänzlich auf, und in: 
dem damit die den deutfchen Neichsftänden bis dahin zuſtän— 
dig gewefenen äußeren Hoheitsrechte von feldft hinweg: 
fielen ; fo war dariiber eine ausdrückliche Beftimmung nicht | 
nothwendig. Weil aber in Anfehung der innern Hoheits— 
vechte die mediatifirten Fürften und Grafen einer willkührli⸗ 
chen Ausdehnung der Souverainität nicht blos geſtellt wer— 
‘den fjollten; jo wurde durch ausdrilckliche Beftimmung der 
Souverainitätsrechte die Souverainität feldft beichränkt»: 
Dieß vorausgefeßt; fo muß 1) nothwendig die Regie 
rungsgewalt der Souveraine in den mediatifirten Läns 
dern überhaupt, alfo auch in Anjehung der Polizeifachen 
ihre volle Kraft und Wirkjamkeit haben, Ohne fie kann 
keine Souverainität beftehen: das Necht, die Mittel zum 
Staatszweck zu wählen und anzumenden,, kann ohne aufies 
hende , gefeßgebende und vollſtreckende Macht nicht ausgelibt 
werden. Der Souverain muß alfo berechtigt ſeyn, die Po: 
lizeigewalt in den mediatifirten Landern feiner bejondern Auf: 
ſicht zu unterziehen, beftimmte allgemeine Berichtserftattungen 
iiber den Zuftand der Polizei in denfelden zu verlangen, bei 
‚einzelnen Vorfällen oder Veranlaſſungen befondere Berichte 
zu fordern, allgemeine und fpezielle Vifltationen zu verfügen, 
Behörden zur unmittelbaren Auffiht anzuordnen u. f. w. 
Seine gefehgebende Macht erftreckt fih ihrem ganzen Um— 
fange nad) auch auf die Polizeigegenftände in den mediatiſir— 
ten Fändern, und vermöge derjelben ertheilt nur er Privite: 
gien und Dispenfationen auch in Polizeifahen. Die voll; 


62 


ftreefende Macht Außert ſich theils indem der Souverain den 
Standesherrfchaften die Vollziehung der Polizeigeſetze auf 
giebt oder überläßt, und davon Nechenfchaft fordert, theils 
indem er ihre SPolizeiverwaltung befchiist und unterftüßt, 
theils endlich indem er fie, bei vorfommenden Beſchwerden, 
beurtheilt, und, wenn es nöthig iſt, in den Weg der gejeßs 
lihen Ordnung zuriick führt. 

Diefem nad) muß 2) der, Souverain insbefondere bes 
rechtigt feyn, die bis dahin gilltigen Polizeigefege in den 
mediatiſirten Ländern abzuändern , und durd) allgemeine Vor— 
fehriften die DOrganifation der Polizeiverwaltung mit dem 
Verwaltungsfuftem des gefammten Staats in Webereinftims 
mung zu feßen. Es kann ſeyn, daß in manchem mediati: 
firten Lande die Polizeigefeßgebung und Verwaltung vorziigs 
licher war, als in dem, zu welchem es jekt gehört; allein 
deswegen kann es doch keinen rechtlichen Anfpruch darauf 
machen , beide unverändert zu erhalten, fo jehr es auch viels 
leicht in politiſcher Hinſicht verdiente, eher ſelbſt Vorbild zu 
feyn , als nach einem andern ſich formen zu müffen. 

Der Souverain ift aber 5) nicht berechtigt, den Um— 
fang der ftandesherrlichen Polizei nach Willkühr zu beftims 
men, oder fie mehr zu befchränten, als e3 die Natur und 
der Zweck der ihm beigelegten hohen Polizei mit ſich bringt. 
Er muß vielmehr den Standesherren laffen, was fie nad) 
dem durch die Bundesafte begriindeten Verhältniffe behalten 
können. | 

Das ift aber offenbar alles, was nicht mit der Sou— 
verainität wefentlich verbunden ift, und als folches kann, 
‘ meiner Ueberzeugung nach, nur dasjenige betrachtet werden, 
was fo eben angegeben ift. Der Standesherr verwaltet das 
her in feinem Gebiete die Polizei, wie vorher, nur nicht 
vermöge einer ihm eigenen Hoheit, und immer der auf 
fehenden, gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt des Sous 
verains unterworfen. 
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Wenn gleich die Bundesafte, indem fie den Mediati— 
firten alle mit der Souverainität nicht weientlich verbundene 
herrichaftliche und Pehensrechte ließ, eben dadurch auch den 
bisherigen Reichsfürſtenthümern und Srafichafien das Eigen; 
thümliche eines von dem übrigen Staatsgebiete abgefonderten 
Ganzen, eines fiir ſich beftehenden jedoch integrirenden Theile 
defjelden , den bisherigen Regenten aber ein eigenes Verwal: 
tungsgebiet, ein fubordinirtes Territorium erhielt, (und dies 
ift es, was ich meinte, wenn ich oben fagte: es fey die Ab; 
fihye nicht gewefen, das Verhältniß eines abhängigeh Staats 
gänzlich abzuändern); fo kann doch von einer Regierung 
der Standesherren, im eigentlichen Sinne, nicht weiter die 
Rede jeyn, und ihre Polizeigerechtfame fünnen, als herr— 
ſchaftliche Nechte, nicht mehr, vermöge einer ihnen eigenen 
Hoheit, wie vormals, vermöge der Landeshoheit, ausges 
übt werden. Sie können aber auch diefe Nechte nicht als 
bloße Privarrechte ausiiben, weil es ihnen fonft an der da: 
zu nöthigen obrigkeitlichen Autorität fehlen würde. Dieſe 
muß ihnen aljo mit dem Rechte feldft durch die Bundesafte 
vorbehalten, und eben damit dem;neuen Souverain die Vers 
bindlichkeit, fie durch feine höchſte oberſtherrliche Autorität, 
Macht und Gewalt zu unterftüßen, auferlegt, aber auch die 
Befugniß, auf fie, vermöge der oberften Leitung, zum all 
gemeinen Staatszweck einzumwirken, errheilt feyn. So unters 
feheider fih auch hier das Hoheitlihe und das Herr; 
fchaftliche, oder das Hoheitsrecht, wie es nur der Sou— 
verain Haben fann, und wie ed, der Souverainität un; 
befchadet, felbft Unterchanen aus eigenem Rechte ausüben 
tönnen. Sie erinnern fih gewiß an die allerdings fiharf, 
finnige Theorie, welche Pfeiffer aufgeftellt hat, um dies 
Verhältniß näher zu beftimmen, und wenn gleich eines Theils 
der von ihm gemachte Unterfchied zwifchen Form und Sin: 
haft des Hoheitsrechts nicht genügend feyn dürfte, andern 
Teils aber feine ohnehin manchem gegründeten Zweifel uns 
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terwörfenen Grundfähe größtentheils auf unfern Fall nicht 
anmwendbar find, fo werden Sie doch auch in Beziehung auf 
diefen die bereits oben genannte Pfeifferſche Schrift befondes 
ver Aufmerkfamfeit um fo mehr werth finden, als nicht 
nur der Verfaſſer fehr ins Einzelne geht, fondern auch im 
dem fpeziellen Iheile ein Verhältniß behandelt, welches mit 
dem der Mediatifirten manche Aehnlichkeit hat: 

Menn der jekige Standesherr nicht mehr Landeshert 
feyn, alfo auch keine ihm eigene Hoheit haben kann, fo bins 
dert ihm dies doch nicht, einzelne Hoheitsrechte, die er vors 
her vermöge der Landeshoheit befaß, in Folge der ihm durch 
die Bundesakte gefiherten Datrimonialherrichaft ferner auss 
zuüben. Und fo verhält es fid) denn auch mit der ihm übrig 
gelaffenen Polizeigewalt. 

Der Standesherr kann ſich der auffehenden, geſetzge— 
benden , vollftrecfenden Macht des Souverains auch in Ans 
fehung der ihm zuftehenden Polizeiverwaltung auf feine Weiſe 
entziehen. Da aber diefer nothwendige Einfluß der Regie— 
rungsgewalt auf die ftandesherrliche Polizei nur in der Leis 
tung der Gefammtheit zum allgemeinen Staatszweck gegrüns 
bet iſt, jo verfteht es fih, daß der Souverain feine gefeßs 
gebende Macht nicht dazu gebrauchen darf, um Gegenftände 
der Polizeiverwaltung, welche ihrer Natuir nad) in eineni 
fubordinirten Territorium vorfommen können, von der ftans 
desherrlichen Polizeipflege auszunehmen, und fie, unter 
dem Vorwande der Negalität, dem Souverain ausfchließend 
beizulegen: 

Wejentlic mit der Souverainität und der gefeßgeben: 
den Macht ift aber auch das Recht der Privilegien und 
Dispenfationen verbunden, worauf alfo auch in Polizeifachen 
dev mediatifirte vormalige Sandeshere weiter nicht Anspruch 
machen kann; Anders verhält es fih mit den Conceffio: 
hen, die, vermöge der unmittelbaren Polizeiaufiicht, ertheit: 
ju werden pflegen, und alfe auch bei dem Standesheren 
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nachzuſuchen find, welchem nicht minder die Fameraliftifchen 
damit verbundenen Vortheile gebühren. 

Da übrigens Verordnungen, die zur Ausführung der 
beftehenden Geſetze abzwecken, keineswegs Geſetze, ſondern 
nur Akte der Polizeiverwaltung ſind, da das, was auf die 
Lokalität angewandt werden muß, von der Lokalbehörde nach 
ben Lokalverhältniſſen verfügt werden darf, ſofern nicht eine 
Abweichung von dem Geſetze dadurch bewirkt wird; da 
die untergeordneten Obrigkeiten in eilenden Fällen ſelbſt pro— 
viſoriſche Verordnungen zu erlaſſen befugt ſind, ſo verdient 
in dieſem Sinne allerdings Ihre Meinung vollen Bei— 
fall, wonach Sie den Mediatiſirten das Recht, Polizeiſta— 
tute zu machen, beilegen. Wo aber die allgemeinen Geſetze 
des Staats keine oder gar eine entgegen geſetzte Vorſchrift 
enthalten; wo es nicht auf die Anwendung beſtehender, ſon⸗ 
dern auf die Erlaſſung neuer Verordnungen ankömmt, da 
wird dem Standesherrn nur übrig bleiben, Vorſchläge zu 
thun, oder, wenn Gefahr auf dem Verzuge haftete, des 
Souverains Genehmigung einzuholen. | 

Daß der Standesherr die zur Polizeiverwaltung nöchts 
gen Behörden anzuordnen, und ihnen die mit den allgemeis 
nen Gejeken des Staats übereinſtimmenden Verwaltungsregles 
ments und Inſtruktionen zu ertheilen, wie auch die Beams 
ten zu ernennen befugt iſt, fteht nicht zu bezweifeln. Daß 
dieſe Behörden zunächſt ihm verantwortlich ſind, liegt in der 
Natur der Sache, aber eben ſo wenig iſt ihre Unterordnung 
unter den Souverain zu verkennen, ſofern ſie die Polizei 
Namens des Standesherrn unmittelbar verwalten. 

Prüfen Sie, verehrtefter Herr, diefe allgemeinen Grund⸗ 
züge einer Gränzbeſtimmung zwiſchen der oberherrlichen und 
ſtandesherrlichen Polizei mit aller Strenge, und glauben 
Sie dabei nur meiner ernſten Verſicherung, daß ich das 
suum cuique ſtets vor Augen gehabt habe. Vielleicht finde 
ih in der Folge Gelegenheit, meine Anſicht im Detail nad) 

s 5, 
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den verſchiedenen Zweigen der Polizeiverwaltung darzuſtel⸗ 
len, und dies wird ſür Sie unſtreitig die ſtrengſte Probe 
ſeyn; iſt ſie unrichtig, ſo wird ſie durch ſich ſelbſt fallen. 
Wäre nun aber auch die Gränzlinie noch ſo genau gezogen, 
ſo würde es immer eine nicht ganz leichte Aufgabe bleiben, 
ſie auf eine befriedigende Weiſe zu ſichern. 
Ich bin ꝛc. 
Hannover den 4ten Juni 1808. 


G. H. v. Berg. 





6. 


Fürſtlich Reuß-Plauen-Ebersdorfiſches Mandat 
wegen Hirſchberg an der Saale. 


— — — a 


Dar 5 Fürſt Neuß: aa: —— beſitzt pri- 
vatiye die fogenannte Pflege Hirſchberg, wie wir ſchon im 
aGten Hefte S. 167. bemerkten. Dieſe beſteht: 


Häuſer. Seelen. 
1) Aus der Stadt Hirſchberg mit . . 160. 1280. 
2) Antheil an — 33. 
5) Dobareuth... 48. 20. 
4) Dornholz . » Er a ———— 8. 30. 
5) Gebersreuth femme | 
Straßenreuth und der alten Kalte . . 39. 159. 
6) Söttengrün . . re 7 
„) Mödterreuth mit der Kegelmühle 0. 88 196. 
8) Dfaundad . . ...2 0202 000 0 2, 10, 
g) Rodenackerrr... 486. 188. 
10) Ullersreuth .. are Ai OD 
11) a und kohrühel I ——— . 187. 


Zufammen aiſo — 4ad; aöie- 
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Die Pflege Hirſchberg iſt zwar zur Herrſchaft Lobens 
ftein gehörig, hat aber niemals ein derfelben volllommen 
inforporirtes Beſitzthum ausgemacht. 

Das Reufifhe Haus wurde mit derfelben von der 
Krone Böhmen — und zwar nicht, — wie es bei den übri— 


- gen Herrſchaften der Fall war, ald Neichs After :Lehn — 


belichen. Die Stadt Hirichberg mit dem: dafelbft befindlichen 
Mittergute, gehörte vormals der Familie von Beulwiß, 
welche von den Herrn Fürften Neuß damit beliehen wurde. 
Heinrich der X. der Stifter des Lobenfteinifchen Hauſes 
brachte ſolche zu Anfang des vorigen Sahrhunderts an die 
Landesherrſchaft. | 

Die Stade Hirfchberg infonderheit hatte von dem Künis 
ge Uladislaus dem Bierten in Böhmen im Sabre 1479. 
ein Privilegium erhalten, das von ihr aber oft zu willkühr— 
lich oder falfch verfianden und erklärt wurde, und daher zu 
manchen Widerfpriüchen, ja fogar bisweilen zu Widerſetzlich— 
feiten gegen die Landesherrfchaft und deren Beamten Vers 
anlaffung gab; wie denn vor wenigen Sahren, als wegen 
des allgemeinen Kornmangels in allen Staaten, wo fein 
Ueberfluß an Korn war, das Brannteweinbrennen verboten 
und eingefchranft wurde, und folches auch in den Reußiſchen 
£anden , die dem größten Theile nach ohmedies nie hinlängs 
liches Getraide bauen, geſchehen war, Hirfchberg dieſen 
herrfchaftlichen Anordnungen, die das Brannteweinbrennen 
unterfagten und die Blaſen unter Siegel ſetzten, widerftrebs 
te, und die Widerjeglichen erft durch militairifche Gewalt 
zum Gehorfam und zu ihrer Pflicht gebracht werden mußten. 

Da nun diefer Pehns;Nexus mit Böhmen durch den 
Beitritt der fürſtlich Reußiſchen Lande zum rheinischen Bun; 
de feine Endjchaft erreicht; fo wurde zu einer beffern und 
mie den iibrigen Neußifchen Landen gleichen gefeglichen Eins 
richtung das weiter unten abgedruckte Mandat wegen Hirſch— 
berg gegeben, publizire und öffentlich angefchlagen. 
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Uebrigens iſt zur nähern Verfiiindnig noc folgendes zu 
bemerfen. Die im $. 5. bemerkten geiftlichen Gerechtfame 
übte fonft das Marfgesifliche Haus Baireuth aus, von wel: 
chem fie, nachdem das Fürftenthum Baireuth an die fünigs 
fihe Branche gefommen war, durch einen Vergleich vom 
15. Mai 179%. an die Landesherrfchaft zu Ebersdorf abges 
treten wurden. MUeberdies übte auch bisher das königliche 
Haus Sachſen verfchiedene jura episcopalia in den zur 
Pflege Hirfchberg gehörigen Drtfchaften, wie denn baflelbe 
auch eine Zolls und Geleits; Einnahme in der Stadt Hirſch— 
berg hat. 

So viel fhien nothwendig vorauszuſchicken zur Vers 
ftändniß des erlaffenen Mandate, welches lautet, wie folgt: 


Bon Gottes Gnaden Wir Heinrih der Ein und 
Funfzigfte $üngerer Linie Fürft Neuß, Graf 
und Herr von Plauen, Herr zu Greitz, Cran— 
nichfeld, Sera, Schleitz und Fobenftein ꝛc. 


Fügen hiermit jedermänniglich. zu wiffen, welchergeftalt nach 
der erfolgten Abdikation des vormaligen Reichsoberhaupts 
vom 6ten Auguft 1806. durch den unterm ıdten April 1807. 
zu Warfchau wegen des Beitrittd der fümmtlichen Reußi— 
[hen Lande zum Nheindbunde abgefchloffenen Acceffionsver; 
trag, and Unſere Herrichaft Ebersdorf und Pflege Hirfchs 
berg, den Konfüderationslanden beigezählee worden, und 
hierdurch in die durch den Konföderationss und Allianzs 
Traftat vom ı2ten Zul. 1806. feftgefesten Verhältniffe des 
in Teutichland entfiandenen neuen Staatenbundes getreten 
find. Da nun Hierauf auch in Beziehung auf die wegen 
der Reußiſchen Lande und vorzüglich wegen der Pflege Hirfchs 
‚berg , befonders aber wegen der Stadt Hirfchberg,, in Ans 
fehung eines in alten Zeiten von den Königen von Böhmen 
der Stadt Hirfihderg ertheilten privilegi, vormalen mit 
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der Krone Böhmen beftandene Lehns- und fonftige Verbin: 
dung, von Ihro Kaiferlic) » Königlich : Apoftolifchen Majeftät 
Franz I. Kaifer von Deftreih, als König von Böhmen uns 
term 2ıften Januar d. 5. fir gänzlich aufgelöße und erlos 
Shen anerkannt und erflärt worden; Als finden Wir Ung 
bewogen, zu gefeßlicher Feftfeßung der durch diefe zur Sicher 
rung dev Wohlfahrt Unſeres Landes und des Beften linferer 
Unterthanen bewürkten Veränderung entftehenden neuen Ver— 


faflungsverhäleniffe nachfolgendes zu befehlen und zu vers 
ordnen : 
6. 1. 


In dem Konföderationss und Allianz » Traftat vom 
ı2ten Sul. 1806. ift feſtgeſetzt: das fammtlihe Bundesfür— 
ften zur Behauptung der vollflommenen Souverainität von 
jedem in Anfehung ihrer Lande einige Abhangigkeit hervors 
bringenden fremden nexu ganz frei feyn müſſen. Hiernach 
erflären Wir dann alle die Verhältniffe für aufgelöße und 
erlofhen, welche vormalen auswärtige Feudal- oder Juris— 
diktions-Verbindung, auch fremde Privilegien ; Verfeihungen 
an hiefige Landesunterthanen, und ähnliche fonft beftandene 
Einrichtungen hervorbrachten. | 

$. 2. 

Die im vorftehenden $. enthaltene Borfchrift bezichet 
fih befonders auf alle Privilegien und Eremtionen , welche 
Unferer Hoheit, Souveratnität und Unabhängigkeit, fo wie 
der in jeder wohlgeordneten Verfaffung zwifchen ſämmtlichen 
Landesunterthanen vorhanden ſeyn müfjenden Gleichheit der 

Hechte zu nahe treten. Es werden daher dergleichen Privi: 
legien und . Eremtionen und die vormalen auf folche abge: 
fchloffenen Verträge Hierduch außer Gültigkeit, Kraft und 
Würkung gefeßt, und Hiermit fir null und nichtig erklärt. 

$. 3. 

Da dad, was vorftehend verordnet worden, auch Gefon: 

ders in Beziehung auf die Stade Hirſchberg und das Pri 
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vilegium derſelben, ſo wie den auf daſſelbe ſich ſtützenden 
Hirſchberger Rezeß vom 30. Jun. 1721. gilt, fo kann eine 
Erneuerung des gedachten Privilegiums ferner nicht ſtatt fin— 
den, und wird hierdurch ausdrücklich und bei fehwerer auch 
nach Befinden harter Leibesſtrafe verboten, in Zukunft des; 
Halb fich irgend wohin zu wenden, oder irgendivo darum 
nachzuſuchen; auch muß hinführo, bei fchwerer Verantwor— 
tung und Strafe, in Benennung des Orts, bei Leiftung der 
Bürgerpflicht, auch fonft alles Unfchicklihe vermieden wer— 
den und das wegfallen, was auf die wormaligen nun aufge 
hobenen Verhältniffe Beziehung hatte und mit den jeßigen 
—— im Widerſpruch ſtehet. 
A 

Sin Anfehung der Sefekgebung, der höchſten Gerichts; 
barkeit, der hohen Polizei, des Rechts der Auflagen, der 
Mititairgewalt, fo wie aller übrigen landesherrlichen Hoheits⸗ 
und Souverainitätsrechte fällt daher hinführo jede fremde 
Einwirkung gänzlich wen, und fammetliche Pandesunterthanen 
Haben denjenigen befondern Anordnungen fih gehorfamlich 
zu fügen, welche von Uns oder in Unſerm Namen werden 
erlaffen werden. 

$. 5. 

In Anfehung der, feit dem am ıöten März 1797. abs 
gefchloffenen Vertrag , Uns in ihrem ganzen Umfange zufte 
henden geiftlichen Gerechtfame zu Hirſchberg, fo wie in 
fammtlichen zur Pflege Hirfchberg gebürigen Ortſchaften, foll 
nach der befonders getroffen werdenden Anordnung. und den 
hinzugefügten nähern Beftimmungen, diefelbe Verfaffung hin: 
führo eintreten, welche fonft im Lande in Abſicht Unferes in 
Gemeinfchaft verordneten Conhiftorii zu Gera und Unferes 
hiefigen geiftlichen Synfpeftionsamtes beſtehet. Es ift ſich alfo 
in den vor diefe Behörden, nach der zeitherigen allgemeinen 
Verfaffung, gehörigen, die Anftellung der Kirchen: und Schuk 
diener, die Kirchenrechnungen, auch übrige Verwaltung der 


Dr 
geiftlichen Aerarien, ind andere geifkliche Sachen betreffenden 
Angelegenheiten, zunächft "an Unfer hieſiges geiftliches Sn’ 
fpeftionsamt,, dann aber und befonders in höherer Inſtanz 
an Unfer gemeinfchaftliches Conlifiorium zu Gera zu wenden. 


$. 6. 

Da in Zuftisfachen alle Berufungen an fremde höhere 
Tribunale wegfallen und einiges jus recipiendarum appella- 
tionum irgend einer fremden Behörde nicht mehr ſtatt füns 
‚det; Als werden alle dergleichen. Berufungen nachdrücklichſt 
hierdurch verboten, und ſind diejenigen Partheien, Sachwal— 
ter und Anwälde, welche hiergegen handeln, und ſich weiter 
an auswärtige Behörden wenden, ohne Anſehen und Nach— 
ſicht mit harter und nach Befinden mit Leibesſtrafe zu bele— 
gen. Auch hierinnen ſoll dieſelbe Verfaſſung, wie ſonſt im 
Lande, auf einförmige Art in Anſehung der Stadt Hirſch— 
berg hinführo beſtehen, und daher die appellationes, welche 
von dem Amte und von dem Stadtrathe zu Hirſchberg in den 
die Stadt und Bürgerſchaft angehenden Sachen zeithero an 
Uns unmittelbar ergiengen, bhinfiäro wegfallen, und ſtatt 
deſſen in allen Juſtizſachen von dieſen judiciis an Unſere 
gemeinſchaftliche Landesregierung zu Gera als höhere Juſtanz 
ſich gewendet und die eingeführten Rechtsmittel an ſolche ge— 
richtet werden, weshalb Wir, wie in Abſicht des Conliſio- 
rii, gleiche beſondere Anordnung treffen werden. 


§. 7. 

In Abſicht der Steuern, Zölle und anderer öffentlichen 
Abgaben müſſen ſämmtliche Landesunterthanen einer Sleich: 
heit der Rechte genießen, ‚und finden daher vorherige befons 
dere DVefreiungen und Eremtionen zur Prägravation "der 
fihrigen Unterthanen nicht weiter ſtatt. Es foll daher. in 
Anfehung der Stadt Hirſchberg deshalb das nähere befon: 
ders verfügt und auch hierinnen, fo wie in Abficht dev Folge, 
der Nekrutenftellung, und Militairpflichtigkeit, jo wie "der 
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Übrigen Hoheitsrechte mit dem übrigen Lande eine einförmi— 
ge Verfaffung beobachtet werden. 

I. 8. | 

So wie die Stadt Hirfchberg in Zukunft näher mit der 

allgemeinen Reufifchen Verfaffung verbunden wird, fo werden 
Wir Uns auch angelegen feun laffen, den Ort und deffen 
Einwohner aller damit verbundenen Wohlthaten theilhaftig 
zu machen. Bei den hinführo wegfallenden nachtheiligen 
Derhältniffen, welche Trennung herbeiführten und viel Gutes 
entfernten, werden Wir in der Hoffnung, daß ſämmtliche 
Einwohner Unferer Gnade fi würdig machen werden, Uns 
angefivengter Sorgfalt beftreben, den Wohlftand diefes Orts 
im Ganzen und befonders in einer zweckmäßigen fämmtliche 
Einwohner mehr vereinigenden Verfaffung zu befördern, als 
weshalb Wir die nähern Anordnungen Uns zu befonderer 
Verfügung vorbehalten. 

S. 


9. 
| Die mit dem Hirſchberger privilegio zu Beeinträchtis 
Hung vorheriger Serechtfame des Schloffes Hirſchberg ertheil— 
ten befondern Vorrechte, als befonders der Jagd und Fifches 
rei, deren Ausübung fire die Hirſchbergiſchen Einwohner felöft, 
fo wie fiir das allgemeine Befte von den nachtheiligften Fol 
gen iſt, fallen zwar nunmehro auch von felbft weg; Wir 
wollen ‚jedoch die Jagd und Fifcherei zum Beſten des ſtädti— 
ſchen aerarii, bis auf weitere Verordnung zur Zeit noch Bes 
ftehen laſſen, behalten Uns jedoch jetzt und hinführo deshalb 
die weitere befondere Dispofition vor, 

10%. ,...: Ä 
Die fonftigen Gerechtfame des Stadtrathe und der Bürı 
gerfchaft zu Hirſchberg, als der ſtädtiſchen niedern Serichtss 
barkeit, der Brauerei und fonfligen bürgerlichen Nahrung 
werden Wir durch niemanden beeinträchtigen laſſen, fondern 
jeden bei dergfeichen Gerechtfamen und VBefugniffen ſchützen. 
Es bleiben jedoch dieſelben der Tanbesherrlichen Oberaufſicht, 
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fo wie den verfaffungsmäßigen Abgaben anterworfen, und 
ift bei deren Ausübung darauf zu ſehen, daß folche auf die 
dem. allgemeinen Beſten angemeſſenſte Weiſe benutzt werden. 


§. 11. 

Auf der andern Seite behalten aber auch Wir alle in 
dem privilegio zwar angeführte aber mit ſolchem nicht in 
weientlicher Verbindung ftehende hergebrachte Frohnen und 
andere Präftationen, welche die Stadt und Bürgerfchaft Une 
zu leiften haben, fo wie fämmtliche Uns fonft noch befons 
ders zuftehende Gerechtfame, wie zeithero, unverändert ing 
vor. 


$. 18. 

Die nicht zur eigentlichen bürgerlichen Nahrung gerechr 
net werden könnende Gemwerbtreibung darf durch Willkühr 
und Unordnung den Wohlſtand der Einzelnen und das allger 
meine Beſte nicht gefährden. Es wird daher der richtigen 
Leitung der Gewerbe halber - hiermit befohlen, daß wegen 
dergleichen Unternehmungen durchaus und in allen Fäls 
len jedesmal zuförderft Tandesherrliche Geftattung nachs 
gefuht werde. Denjenigen,, welche ohne erlangte Kons 
zeffion dergleichen Gewerbe willkührlich und eigenmächtig zu 
treiben und folche fortzufegen fich herausnehmen, ift diefes 
nicht nur zu unterfagen, fondern es find auch dieſelben des⸗ 
halb gehörig zur Strafe zu ziehen. 


G. 13. 


Damit diefem allem um fo. püinktlicher nachgegangen 
werde, fol diefes Mandat durch den Druck zu jedermanns 
Wiffenfhaft gebracht und an den gewöhnlichen Orten öffent⸗ 
lich angefhlagen werden. Auch befehlen Wir hiermit Uns 
fern Rüthen, Amtleuten, Einnehmern, Bürgermeiſtern, 
Bürgern, Schultheifen, Nichtern, Schußverwandten und 
fimmtlichen Unfern Untertanen, in allen ſich gehörig dar— 
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nad) zu achten, "und alles dasjenige genau zu befolgen, was 

worftehend von Uns verordnet worden ift. 

— Urkundlich haben Wir diefes Mandat: nicht nur eigen 

händig unterfchrieben, fondern jauch mit Unſerm Fürſtlichen 

Sinfiegel bedrucken laſſen. | 
Schloß Ebersdorf den 22. Februar 1808. 

Heinrich der Ein und Funfzigfte 
“ (L,S.) Süngerer Linie Fürft Neuß, Graf 
* und Herr von Plauen. 
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7. 
Verordnung der für das Fürſtenthum Starkenburg 


angeordneten großherzoglich-heſſiſchen Regierung 
vom ı9ten März 1808. 


Die Nezeptionen, Dispenfationen und Dimiffi onen der 
Unterthanen in den neuen Souverainitäts:Landen 
betreffend. 





Hin Ausſchreiben an ſämmtliche Beamten der Souverainis 
täts:ande Fürſtenthums Starkendurg: 

Um denjenigen amtlichen Geſchäften, welche bei Recep⸗ 
tionen in die Bürgerſchaften und Gemeinheiten, ſodann bei 
Dimiſſions-Geſuchen der Unterthanen eintreten, die gehöri⸗ 
ge Richtung und Beförderung zu geben, allen deßfallſigen 
Zweifeln zu begegnen, und unnöthige — auch für die Un— 
terthanen koſtſpielige Schreibereien abzuwenden, würde Ihnen 
mit Beiziehung auf die hen 17. 35. und 34. der Großher— 
zoglichen Deklaration vom ıften Auguft vorigen Jahrs fol: 
gende nähere Belehrung und Weiſung auf höhere Verord⸗ 
nung hiermit ertheilt: 
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A.) in Betreff der Neceptionen zum Bitrger, Gemeindsmann 

oder Beiſaß, fodann in die Meifterfchaft oder Zunft, und zwar; - 
1.) Snländifher Supplifanten. | 

ı) Hierunter gilt die allgemeine Negel , dafs fein Sins 
finder, welcher MitirärsDienftpflichtig iſt, er fen aus den 
alten oder neuen Landen, eher zum Unterthanen recipirt wei 
den kann, bis er nachaewielen hat, daß er von — 
ſten dispenſirt oder verabſchiedet iſt. 

2) Hat ein ſolcher Inländer von dein Ober⸗Kriegs⸗ 
Collegio die Befreiung von Kriegsdienſten oder den Abſchied 
davon erhalten, ſo ſteht deſſen Reception in die Bürger— 
ſchaft, Gemeinde oder Beiſaſſenſchaft demjenigen Standes: 
herrn zu, in deffen Bezirk er fich niederlaffen will. Sm Falle 
jedoch der Neo recipiendus die Majorennität noch nicht ers 
reicht haben follte, fo muß defifalls zuerft von der großher— 
zoglichen Behörde die erforderliche Difpenfation,, unter Beo⸗ 
bachtung der im Abfchnitte sub Lit. B. gegebenen Vorſchrif— 
ten , eingeholt werden. a 

3) Auf gleiche Weiſe ſteht dem Standesheren die Res 
ception eines ſolchen Inländers in die Zunft zu, wenn alle 
gefeglihe Neguifiten dazu vorhanden find. Es kann jedoch 
Miemand in eine Zunft oder in das Meifterrecht aufgenoms 
men werden, der-nicht das Interthanen : Bürger ; Gemeindss 
mannds oder Beiſaſſen-Recht zuvor erhalten hat. 

Ferner ift auch 
4) den Standesherren nachgelaffen, den Keuraths;Cons 


ſens oder Kopulationsfchein einem folhen Inländer zu ers 


theilen. Wer aber nicht in das Unterthanen: Recht aufgenom: 
‚men ift, dem darf auch der Heuraths;Confens nicht ertheilt 
werden, und bei Wittwern und Wittwen ift erforderlich, daß 
vor Ertheilung derfelben das Vermögen prioris thori rich⸗ 
tig geſtellt werde. 


Iſt 
5) der Inländer nicht aus dem Bezirk des Standes; 


— 
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herrn gebürtig , worin er fich niederlaffen will, fo kann ihm 
die Neception vom Standesheren ebenfalls nicht eher ertheilt 
werden, als Bis fich derfelbe von dem Beamten desjenigen 
Amtes, aus welchem er fid) begeben will, mit einem Zeugs 
niß legitimirt hat, daß feinem Abzug von da, und feiner 
vorhabenden Niederlaffung außer dem Ame nichts im Wege 
ſteht, wobei fich denn von felbft verſteht, daß wenn ein Stan: 
deshere dem Beamten die, Ertheilung folher Erlaubnis 
Scheine nicht ganz überlaſſen, derjelbe jedesmal deffalls zus 
vor Anfrage bei ihm zu nehmen hat. 
Iſt weiterhin 

6) der Inländer, welcher fih aus einem Standes; Bes 
zirk in ein Domainen:Amt niederlaffen will, mit Leibeigen: 
fhaft behaftet, und es befteht nicht etwa zwifchen feinem bis— 
herigen Aufenthaltsort, und dem erwählten Niederlaffungss 
ort, entweder das Herkommen, daß der Leibeigene ohne Mas 
numiffion aus feinem bisherigen Leibeigenfchafts Nexu auss 
tritt, und in den neuen übergeht, oder eine Peibeigenfchaftss 
Folge zwifchen mehreren Orten oder Aemtern, welchen 
Falle es dann vor der Hand noch dabei fein Ver— 
bleiben behält ; fo hat fich der Leibeigene von der Leibeigens 
ſchaft foszufaufen, wenn er auch ſchon in feinem erwählten 
Niederlaffungsort von neuem in die Leibeigenfchaft verfüllt. 

Die ftandesherrlihen Beamten haben in vorfommenden 
Fällen diefen Umftand nicht außer Acht zu laffen, die Unters 
thanen deſſen zu verftändigen, ihnen auf den Fall, baß die 
Reception des Supplicantens an dem erwählten Niederlaf 
fungsort feinem Anftand unterliegt, mit der nöthigen Anleis 
tung zu Erwürkung der Manumiffion an Hande zu gehen, 
und ihm demnächſt neben der im $. praeced. vorgefchriebe; 
nen Erlaubniß-Beſcheinigung auch den Manumiffionsfchein zu 
feiner Legitimation bei dem Domainen Amt zuzuftellen. 

Ein gleiches Verfahren wird auch im umgekehrten Fall 
von den Domainen;lemtern eingehalten. 


Ei 


Treten | 
7) bei der Reception eines Inländers Dispenfationss 
Fälle ein, 

a) Wenn der Recipiendus noch nicht majorenn ift; 

b) Wenn proteftantifche Verlobte in verbotenem Grad mits 
einander verwandt find ; 

c) Wenn die Tranerzeit eines Wittwers oder einer Witts 
we noch nicht verfirichen iſt; 

d) Wenn die Verlobten von der dreimaligen Proflamas 
tion difpenfirt feyn wollen, und 

e) wenn ein Profeffionift oder Handwerker von den Wans 
derjahren oder dem Meifterftiick difpenfire feyn muß — 
deren Ertheilung dem Standesherrn nicht zufteht; fo 
hat der ftandesherrliche, Beamte bevor die Reception in 
die Unterthanenſchaft, oder in die Zunft, oder der Heu: 
raths Conſens ertheilt wird, an das Kammer-Collegium 
dahier, als zu deffen Reſſort die Ertheilung der Difpens 
fationen gehört, zu berichten und dabei zu bemerken, 
ob fiandesherrlicher Seits r&e die Meception und der 
Eopulations:Schein auf den Fall, daß der Recipien- 
dus die von ihm nachgeſucht werdende Difpenfation ers 
halte , ertheilt werden milrden. 

Sodann' iſt dem deffallfigen Bericht, nah Vorliegenheit 
bes Segenftandes, der Tauffchein des Recipiendi, das Ats 
teftat vom DOres-Geiftlichen iiber den Grad der Verwandtfchaft, 
den Todesichein des verftorbenen Ehegatten, die Erklärung 
der Zunft beizufiigen, ingleichen nach berichtlicher Verneh— 
mung des Ortsvorſtandes, oder auf deffen fchriftliche Attes 
ftation das dermaliae, und etwa Einftighin noch zu hoffen 
habende Vermögen bei der Verlobten anzuerkennen, und fich 
vom Beamten gurächtlich fiber das Geſuch zu Aufern, be: 
fonders aber bei Minorennen, ob die eigene Verwaltung des 
Vermögens dem Supplifanten anvertraut werden könne? 

8) Wird bemerkt, daß die Majorennität mit zurgetge— 
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legtem 25ſten Lebensjahre eintritt, daß dag tempus luctus 
bei Wittwern in fehs Monaten, und bei Wirtwen in einem 
Jahre befteht, und daß der verbotene Grad fih mit dem 
dritten Grad der Verwandtſchaft und Affinität fanonifcher 
Computation fchließt. 
Sjndeffen haben 

9) fatholifche Unterthanen wegen verbotenem Grad, der 
fih mit dem 4ten Grad der Derwandtfchaft und Affinität fa 
nonifcher Computation bei ihnen ſchließt, die Diſpenſation 
bei der einjchlägigen geiftlichen Behörde nachzufuchen. Be: 
vor aber diefeg gefchieht, müſſen fie die Erlaubniß darzu bei 
dem Kirchenrath dahier einholen, und wann die Dispenfas 
tion erfolgt iſt, folche zur Ereheilung des Placiti r&gii bei 


der Regierung einreichen. Die ftandesherrlichen Beamten has 


ben demnach in vorfommenden Fällen die Fatholiichen Unter: 
thanen hierunter zurecht zu weiſen, und um denſelben Zeit 
und Koften zu erfparen, in beiden Fällen jedesmal Bei der 
Negierung und dem Kirchenrath das Anliegen des Supplis 
kanten felbften berichtlid) vorzubringen. 
1.) Die Reception ausländifher Supplifanten 

fteht nad) der großherpoglichen Deklaration dem Sous 
verain zu. Da nun die großherzogliche Diegierung diejenige 
Landesbehörde ift, welche nach dem Organiſations-Edikt alle 
Receptions-Sachen in Bürgerſchaften und GBemeinheiten zu 
beſorgen hat, ſo ſind ſofort 

1) von den ſtandesherrlichen Beamten die deßfallſigen 

Herichte an ermeldtes NegierungssKollegium zu erftatten, und 
ob gleich 

2) daffelbe nicht auch in Difpenfationg:Fällen zu verfüs 
gen hat, fo haben demohngeachtet die ftandesherrlichen Beam; 
ten, wenn dergleichen bei dem Receptions-Geſuch eines Auss 
kinders mit vorkommen, fie in ihrem Receptions-Bericht an 
die Regierung mit ans umd auszuführen, und feinen dei: 
fallfigen befondern Brit an die großherrzogliche Rentkam— 
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mer zu erflatten, indem alsdann ein folder Bericht kurzer 
Hand’ von der Negierung an die Rentkammer zur gleichmäſ⸗ 
figen Verfiigung in Hinficht- deffen, was fiir den Neffort ges 
hört, abgegeben wird, I 

5) Wird bemerkt, daß ein folher ausländifcher Reeci- 

piendus den Heuraths-Conſens — q; mag eine Inländerin 
‘oder Ausländerin heurathen — ebenfalls von. großherzoglicher 
Rentkammer dahier zu erhalten hat. 

4) Muß dem Peceptions;Bericht des ftandeshkerrlichen 
Beamten in einem folchen Fall beilienen : | 

a) der Taufſchein des Recipiendi , gehörig legaliſirt, 
ud woraus zugleich zu entnehmen, von welher Ne 
ligion er iff. 

b) Die Dimifforialien von feiner Obrigkeit. 

©) Das Zeugniß über fein dermaliges, und etwa noch zu 
hoffen habendes Vermögen, und worin jenes befteht. 

d) Ein folches über feine bisherige Aufführung. 

e) Desgleichen über feine Freiheit von Leibeigenfchaft oder 
Losgebung von derfelben. Bittet er zugleih um den 
Heuraths Conſens, fo muß ferner 

f) auch über der sponsae. Geburt, und ob fie eine Sins 
oder Ausländerin fey, über ihre Vermögen, Aufführung 
und Leibeigenfchaftss Freiheit gleiche Nachweiſung ge; 
fchehen,, und wenn ’ 

8) Difpenfationsfälle eintreten, fo find auch die oben bes 
mertten deifallfigen Befcheinigungen mit anzufchließen. 
Endlich 

h) muß auch der DOrtsvorftand über -das Gefuch und def; 
fen Zuläßigkeit fih außern. 

Sin dem amtlichen Begleitungs;Bericht find mit Bezie: 
hung auf die Zeugniffe, punktweife, jedoch ganz kurz, die 
Umftände und. Verhältniffe anzuführen. Es ift das nach Ver: 
ordnungen oder nach anerfanntem Herkommen erforderliche 
Quantum inferendum, und 05 dabei die etwaige. Profefs 
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fin, und mit wie viel, fo wie auch das Vermögen der 
sponsae mit in Anfchlag fommt, anzugeben, auch ob flans 
dbesherrlicher Seits kein Anftand bei der Neception in die 
Zunft fiirwaltet , fodann nad) gefchehener Aufzählung aller 
bei dem Gefuch zur Sprache kommenden Gegenftünden des 
Beamten gutächtliche Meinung mit anzumerfen, ob er glaube, 
daß der Supplifant einen tüchtigen Unterthanen abgeben, 
und ſich ernähren fünne, fofort das Gefuch deſſelben ra- 
lione receptionis et dispensationis ganz, oder unter wel 
hen Mopdififationen zu bewilligen fey: 
III.) Die Reception oder Shuß; Ertheilung 
der Juden. 

Diefe gehört nach der großherzoglichen Deffaration gleichs 
falls dem Souverain zu, und wird von großiherzoglicher 
Rentkammer ertheilt. 

Auch die Juden müſſen um den Heuraths Conſens, die 
Difpenfation von der Trauerzeit, Difpenfation vom Alter 
und der Verwandtſchaft, gleich den chriftlichen Unterthanen 
hachfuchen,, und da auch hierinnen der guoßherzoglichen Rent— 
kammer die Verfügung allein zufteht, fo haben fofort die 
ftandesherrlichen Beamten ihre Berichte in Judenſchutz⸗ und 
Heuraths⸗Sachen lediglich an diefelbe zu ſtellen, und unter 
Beilegung der erforderlichen Atteftationen über Alter, Verwandt⸗ 
(haft und Vermögen ferner zu berichtigen, womit der fups 
plicirende Jude fih zu ernähren gedenfe, mit Viehhandel, 
mit Schlachten, mit einem SKramladen u. f. w. und wie 
ftark die Anzahl der bereits vorhandenen Sjuden an dem 
Drte ſey, wohin der Supplifant recipirt zu ſeyn wünſcht. 

Die Beamten haben indeffen die Juden ihres Bezirks 
von diefen Worfchriften in Kenntniß zu feßen, und weil die 
Erfahrung in den übrigen Souverainitäts;ßanden bereits ge: 
lehrte har, daß die Juden unter Begüinftigung der Rabbiner 
fo fehr geneigt find, fich am diefe auch in dem übrigen Theil 
dev Provinz befiehende Verordnungen nicht ‚zu fehren, fo 
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haben die Beamten in ihren deffalljigen Publikationen zugleich 
mit beizufügen, daß nicht nur derjenige Jude, welcher ‚dies 
Geſetz nicht beobachtet, in eine Strafe. von fünfzig Reiches: 
thalern, fondern auch der Rabbiner , welcher ohne Erlaubs 
nißichein des Beamten fopulive, mit, einer gleichen Strafe 
angejehen werden wiirde, 

B) In Betreff ‚der Losgebung von den Unterthanens 
Pflichten oder Ertheilung der Dimifforialien. 

Die Entlaffung der Unterthanen, in fo weit es den 
Ueberzug in einen andern Diftrift der großherzoglichen Lande 
betrifft, iſt nach der Allerhöchften Deklaration den Standes: 
herren überlaffen. Die Entiaffung ins Ausland aber Fann 
nur von der Landesbehörde gegeben werden, und diefe ift die 
großherzogliche Regierung dahier, 

ı) Gilt auch hierbei die allgemeine Regel: Wer fich 
außer Land begeben will, muß, ehe ihm die Dimifforialien 
von der Regierung gegeben werden können, von Kriegsdiens 
fien losgegeben ſeyn. 

2) Iſt er etwa dem Souverain mit Leibeigenſchaft zu— 
gethan, ſo muß er um deren Losgebung gleichfalls, und zwar 
ebenwohl bei der Regierung nachſuchen. 

5) Auch Weibsperſonen, weiche ſich außer Land bege— 
ben wollen, müſſen zuvor Dimiſſorialien, und wenn ſie dem 
Souverain etwa Leibeigen ſind, außerdem noch die Manu— 
miſſion erwürken. 

4) Wer ohne zuvor erhaltene Erlaubniß in fremde Ko— 
lonien auswandert, er ſey männlichen oder weiblichen Ge— 
ſchlechts, leibeigen, oder frei, deſſen Vermögen wird fon: 
fiscirt. Wer dagegen zwar nicht in fremde Kolonien aus: 
wandert, aber fi) doch ohne Erlauönig in auswärtigen Pan: 
den anfäßig macht, oder häuslich niederläßt, der wird mit 
fünfen vom hundert feines Vermögens außer den gewöhnli⸗ 
hen Präftationen beftraft, welche Verordnung die ftandess 
herrlichen Beamten in ihren Bezirken gehörig zu publiziven haben. 

6, “ 
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5) Bis jeßt noch befteht nur zwifchen dem Großherzog: 
thum Heſſen und Frankreich ein wechfelfeitiger freier Ueber: 
zug, den die ÖStandesherren bei Weberzügen ratione des 
zehnten Pfennings zu reſpektiren haben. 

Die Beamten haben 

6) bei vortommenden Dimiffions: Gefuchen vor allen 
Dingen ſich zu verläfigen, ob aud der Supplikant an dem 
Ort, welchen er angiebt, fih würklich niederlaffen wird, 
und nöthigen Falls zu dem Ende ihn anzumeifen, ein Zeug: 
nif der Ortsobrigfeit hierüber beizubringen, wodurch fi auch 
ergeben wird, ob er nicht etwa ſich ichon dafelbften wirklich 
niedergelaffen, und jeßt nur noch die Dimifforialien hinten 
nachfucht. 

Sie haben ferner die Beweggründe zu erforfchen,, Die 
den Supplifanten beftimmen,, ſich auswärts niederzulaffen, 
oder wenigftens die wahrfcheinliche Veranlaffung dazu. Lind 
wenn er ſchon eine geraume Zeit aus feiner Heymath abwefend 
ift, aus was für einer Veranlaffung und feit wann ? 

indem fie nun 

7) in ihren an die Regierung zu erftatten habenden Bes 
richten hiervon geniglihe Meldung thun, haben fie fofort 
darinnen noch weiter anzumerken: z 

a) ob Dimittendus von Kriegsdienften frei fey ? 

b) wie hoch fein noch im Lande befißendes und etwa noch 
zu habendes Vermögen nad pflihtmäßiger Aeftimation 
des Dris s Vorftandes fich belaufr? 

ec) ob er vielleicht einen Theil davon außer Sand ges 
bracht ? und 

d) ob und welche Praestanda er ‚davon zurück zulaffen 
habe? 

Indem nun ſämmtliche ſtandesherrliche Beamten ſich 
nach dieſen Vorſchriften in vorkommenden Fällen künftighin 
genau zu bemeſſen hätten, fo werde ihnen zugleich aufgeges 
ben, durch fachdienliche Extrakte auch die Schultheißen und 
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ſonſtige Amts-Untergebene, fo weit nöthig, zu ihrer gleichs 
‚mäßigen Bemeffung davon in Kenntniß zu feßen; daß fols 
es geichehen , fo wie auc namentlich über die den Juden 
Daraus zu befchehende Bekanntmachung, und die Publikation 
des Emigrations; Verbots, und auswärtiger Niederlaffungen 
ohne zuvor ausgebrachte Dimifforialien , erwarte man hier⸗ 
nächſt ihre berichtliche Anzeige zu den Akten. 

Uebrigens dienen Ihnen zur weiteren Nachricht, daß 
auch die Standesherrn von dieſer Verfügung in Kenntniß 
geſetzt, und der Geiſtlichkeit in den Standesbezirken, Exem— 
plarien davon zur Nachricht und Nachachtung in den für 
Sie geeigneten Gegenſtänden durch den Kirchenrath zugefers 
tigt werden mwilrden. , 

Follenius. 


—— —ñâ —— —ñ——— —ñ—e————— — — — — 
8. | ® 

Waren die nach der Bundedafte erfolgten Mediatir 

„ firungen ein Ausflug des Staats-Moth-Rechts — 


juris eminentis? 





Fan Urzuftande der Menſchen giebt es Kein Gefeh, Feine 
geregelte Gewalt, es ift nur die Gemalt des Stärkeren; es 
giebt fein Eigenthum, denn es kann ja meinem Nachbar ges 
“fallen, daſſelbe Objekt des Eigenthums ſich anzumafien, und 
mic durch das Recht des Stärkeren aus dem Beſitz zu vers 
drängen. Bald mußten die Menfchen das Gefahrvolle eines 
folhen Zuftandes fühlen. Was war alfo natürlicher, als daß 
fie erklärten; ich mache mich anheifchig, nicht in die Sphäre, 
die Du Die’ zu Deinem Würken erwählſt, einzugreifen, 
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wenn Du mir ein Gleiches verſprichſt — Eigenthums-Ver— 
trag —. Solche Verſprechungen mußten einen Garanten ha: 
ben; man mußte Kemanden die Befugniß einräumen, in 
fireitigen Fällen die Gränzen der wechfelfeitigen Rechtsſphä— 
ven aufzuiuchen, und den Streit zu entjcheiden. Aber die 
Gewalt diefes Schiedsrichter war blos von dem guten Wil; 
len der Parthien bedingt; wie nun, wenn fih der Schuldi; 
ge dem Ausipruch nicht unterwarf ? Um diefem Inkonve— 
nienz zu begegnen, mußte man aljo darauf denfen, eine 
Gewalt zu Eonftituiren, die diefem Ausſpruch Realität ges 
ben follre, die das wahre Recht zum wirffihen maht — 
Unterwerfungsvertrag —. Sı pax haberi nequit, quae- 
renda sunt belli auxilia. Damit das wahre Recht gefun: 
den werden fonnte, waren Beftimmungen, mit Einwilligung 
Aller gemacht, erforderlich. Wir nennen diefe Beftimmungen 
Gelege. Man fand, das auch die Sicherheit nah Außen 
durch die errichtete Obergewalt gewonnen hatte, und jo 309 
fih „das Band zwifchen den Bürgern und der konftituirten 
Gewalt immer fefter, und wir haben nun aus einer milden 
Menſchenhorde, eine Vereinigung Mehrerer zur Einheit des 
Zwecks, einen gejellichaftlichen Verband , den wir Staat 
nennen. 

So muf man fih die Entftehung der Staaten im Alls 
gemeinen denken, wenn. jchon dev Diplomatiker einen folchen 
Eigenthums- und Unterwerfungsvertrag fihwerlich in den 
Völkerarchiven finden wird. * 

Der Staatsvertrag ſetzt eine Mehrheit vernunftmäßi— 
ger Sinnenweſen, die ſich zu einem gleichen Zweck vereini— 
gen voraus. Alle wünfhen eine Freiheit unter dem Rechts 
gefen. Alle fprechen die Staatsaewalt um Verwirklichung 
des Mechts in der Idee an. Mor dem Belek ift Sjeder 
gleih; die Staatsgewalt hat alfo eines Seden Forderung 
zur Realifirung des Nechts zu befriedigen. Wie aber, wenn 
Kollifionen von Rechten entfichen, wenn der wine Theil ſich 
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_ auf feine natürliche Freiheit beruft, während der andre in 
diefer Freiheit eine Unmöglichkeit oder ein Hinderniß zur 
Erhaltung des Nechtszuftands findet ? Die Staatsgewalt ift 
konſtituirt, die Streitigkeit der Bürger zu fchlichten, fie zieht 
alfo diefen Streit vor ihr Forum, und entfcheidet im Rechts⸗ 
wege: ob hier wirklich ein Kolliſionsfall vorhanden, und ob 
wirklich durch irgend eine Berechtigung die Freiheit Andrer 
gefährdet iſt. Die Einſchreitung der Staatsgewalt in die 
wohlerworbnen Rechte des einzelnen Unterthanen — das 
Staats-Nothrecht, fälſchlich dominium eminens genannt — 
iſt alſo weiter nichts, als die Exekution des Rechts-Ausſpru— 
ches, der begründet iſt, durch die Entſagung des eignen 
Urtheils und Unterwerfung unter das allgemeine Urtheil. 
Dieſe Entſagung des eignen Urtheils iſt, wie wir geſehen 
haben, die erſte Bedingung zur Konſtituirung eines Staats, 
weil ohne ſie keine Sicherheit, kein ruhiges Beiſammenſeyn 
denkbar if. A handelt, er glaubt vollkommen zn dieſer 
Handlung befugt zu feyn, B ift dagegen überzeugt, daß diefe 
Handlung ihn offenbar gefährde. Tritt aljo das Urtheil eis 
nes unbefangnen Dritten nicht ein, und will jeder feinem 
eignen Urtheile folgen, fo wird ein ewiger Krieg die unver’ 
meidliche Folge ſeyn. Diefem aber zu begegnen ift vorziigs 
lich die Staatsgefellfchaft eingegangen worden ; das Geſetz 
ift nunmehr der unbefangne Dritte, die Staats: Erekutiv; 
gewalt tritt an die Stelle der phufiihen Privargewalt, des 
Rechts des Stärkern, und wenigftens in dieſer Hinſicht ift 
ein ewiger Frieden das glückliche Loos der Staatsgefells 
ſchaften. | 

Durch die Entfagung des eignen Urtheils und inter; 
werfung unter das allgemeine hat nun jeder Staatsbürger 
erflärt : Wenn Du Staatsgewalt nach reiflicher Erwägung 
den Ausipruch thuft, daß irgend eine meiner Berechtigungen 
dag Nechtsgejeß verlege, fo unterwerfe ich mich dieſem Aus; 
ſpruch. Man könnte fagen: Diefe Vollmacht dirfe nicht 
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auf unbeftrittne mwohlerworbene Nechte ausgedehnt werden. 
Allein das Nechtsgefeg, das durch den Staat verwirklicht 
werden foll, ift‘, als eine Idee, an eine Zeitbedingung nicht 
gebunden. Zu jeder Zeit, gleichviel ob bei dem Eintritt in 
den Staat oder in dem ſchon Eonftituirten lautet feine Fors 
mel allgemein: Dem Rechtszuſtand müffen alle 
Ausflüffe der natürlihen Freiheit geopfert 
werden, welche mit der Freiheit Andrer unvers 
träglich find. Dies Gefek ift auch auf wohlerworbne 
Rechte anwendbar. Mas uriprünglich Recht, und als folches 
garantirt war, kann durch einen Zufammenfluß von Umftäns 
den die Freiheit Andrer gefährden und aufhören ein Recht 
zu feyn. Sch will dies duch ein Beiſpiel erläutern. Es 
Gefist Jemand ein fehr ſumpfiges Grundſtück von großem 
Umfang. Durch einzelne DVBerpachtungen wird dies Grund 
ſtück zum Reisbau sehr vortheilhaft benußt. Allein die 
Dünfte, die der fumpfige Boden entwickelt, verbreiten Seu— 
chen und verurfachen unter der angrenzenden ſtark bewohns 
ten Gegend eine ungewöhnliche Sterblichkeit. Nach dem 
Urtheile erfahrner Naturkundiger kann die Luft durch Aus: 
trocknung und Abwäfferung des befragten Grundſtücks gereis 
nigt, und der großen Sterblichkeit dadurch vorgebeugt mer 
den. Allein der Eigenthiimer weigert fih dieſe Austrock— 
nung , wozu die Koften aus den öffentlichen Kaſſen genoms 
men werden follen, gefchehen zu laffen, weil hernach das 
Srundftü nicht” mehr zum Neisbau tauglich bleibe, und 
deshalb an feiner Einträglichkeit verlieren wiirde. Es ges 
fährdet aber das wohlerworbene Necht des Eigenthümers die 
Freiheit Andrer — das Urrecht der Perſönlichkeit —, hört 
daher auf ein Recht zu ſeyn, und fo ift der Staat berechtigt 
und verbunden das Urtheil zu fallen, daß diefes Hinderniß 
der allgemeinen Freiheit, natürlich gegen vollen Erfaß, bins 
weggerdumt werde, 

Nach diefer Analyfe ans dem. allgemeinen Staatsreht 
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ift alſo das Objekt des Staats: Noch: Rechts nur der Uns 
terthbanen mwohlerworbene Rechte, und die obige Frage, 
die auch in diefen Blättern oft affirmariv entfchieden wurde, 
und die weitere Frage nach fih zog: Warum den Eremten 
nicht der Erfaß geworden feye, der zur Wefenheit der Aus: 
übung des Staats-Noth-Rechts gehöre? ift in der Negati— 
ve beantwortet. Die Fürften und Herrn, welche durch die 
Bundesakte ihre politifche Selbfiftandigkeit verloren, marem 
vor diefer Epoche Keichsftände, wenn ſchon minder mächtige; 
fie hatten de jure daffelbe Recht, mie die Stände, denen 
fie durch die Akte untergeben wurden, fie waren als eigne 
Staaten anzufehen. Staaten gegen Staaten ftehen aber 
unter feinem Geſetz, und find als felbftftandige Perfonen im 
Naturzuftand anzufehen. Das Völkerrecht ift bis jetzt noch 
nichts als eine Idee. Gewalt im Kriege tritt alfo an die 
Stelle des Staats: North: Rechts. Andrer Meinung ift Hr. 
Profeffor Behr in der fuftematifchen Darftellung des Rhei— 
nifchen Bundes aus dem Standpunkt des öffentlichen Rechts. 
Frankfurt am Main 1608. wenn er-$. 100. fagt: 
»Diefelben Prinzipien«e — des juris eminentis — »gels 
ten nach dem StaatensNecht Hinfichtlich der Nealifl: 
rung eines geficherten Nechtszuftandes unter Staaten 
und Staaten. Denn. auch das Recht jedes einzelnen 
Staats 4. B. fein Recht der Seldftftändigkeit, als 
Staat, der Negierung durch fich feldft u. f. w. iſt be: 
dinge duch die Möglichkeit des Beftehens der Rechte 
andrer Staaten mit und neben dem feinigen, und wenn 
demnach die Nealifirung eines öffentlihen Rechts Vers 
hältniffes unter einer Menge von Staaten, und deffen 
Sicherung nicht möglich ift, ohne daß einzelne Staaten 
jene ihre Rechte aufgeben, fo fallen mit der Bedingung 
jener. ihrer Rechte auch diefe ihre Rechte ſelbſt hinweg, 
und fie können demnach nicht befugt ſeyn, jenes noth: 
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‚ wendige Opfer , d. i. das 4 Kufgeben jener ihrer Rechte 
zu verweigern«. 5 

Darauf antworte ih: Es giebt einen Nechtszuftand un: 
‚ter Staaten und Staaten, fonft würde der Begriff der Selbft; 
fändigfeit, mithin der des befondern Staats, aufgehoben. 
Dies erkennt Hr. Behr ſelbſt, wenn er friiherhin fagt, daß 
Staat und Staat wie Privaten außer dem Staatsverhält 
niß zu betrachten ſeyen. Giebt es keinen Nechtszuftand , fo 
fann auch nicht von Nechten die Rede feyn, noch weniger 
von einer Bedingung der Möglichkeit des DVeftehens der 
Nechte andrer Staaten, die nur mit dem. Kechtsgefeg ein 
tritt. Mögen andre Staaten beftehen oder vergehen, es hat 
dies auf die Rechte und Verbindfichkeiten diefes individuellen 
Staats nicht den mindeften Einfluß, wenn fchon vielleicht in 
politifher Hinſicht. Daß aber die Politik Fein Recht 
giebt, von andern Staaten a zu verlangen, iſt 
ohne Zweifel. 

+ Wenn diefem nach Hr. Profefor Behr glaubt, durh 
obige Darftellung »die Gerechtigkeit des Urfprungs Unfrer 
neuften — der durch den Prefiburger Frieden und die Buns 
desakte hervorgebrachten — Staats: Ummwälzungen darge 
Shan zu habens, fo möchte er wohl dem Ziel vorübergegan— 
gen feyn. Ich kann wenigftens mit Hrn. Geheime: Rath 
Brauer feinen Rechtsgrund fir dieſe ar Um; 
wandelungen finden, 

Darmftadt im May 1808. 


Friedrich Hoppe. 
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9. | 
Bon dem Mechte Vermählungs-, Prinzeſſin- oder 


Fräulein: Steuer in den mediatifirten Reichslan: 
den zu erheben. 





Unsere neue, deutiche Staatsrechts: Praris, welche gleich 
den — von dem Kunftgartmer im Treibhaus gepflegten Pflans 
zen, den ihre Reife und Schmackhaftigkeit beförderlichen 
Sjahrszeiten voranzueilen jchelnt, hat uns aud in Beziehung 
auf das Thema von Bermählungs:, Prinzeffin: oder Fraus 
lein : Steuer, fchon Vorgänge geliefert, die für das Intereſſe 
der mediatifirten Neichsftände und ihrer Familien eben fo 
wichtig find, als für das Sjntereffe ihrer Unterthanen. Wir 
wiſſen nicht, wie die desfallfigen Ausfchreiben, von den bes 
treffenden Behörden aufgenommen worden find, haben auch 
feinen Auftrag fiir die eine oder die andere Parthie zu fchreis 
ben; aber eben deswegen wird uns vergonnt feyn, defto uns 
befangener unfere Meinung über diefen allerdings nicht uns 
wichtigen Gegenftand zu äußern. 

Den Urfprung der in Frage ftehenden Steuern fuchen 
unfere Nechtsiehrer *) in dem römifchen jure clientelari 
und der den vömijchen Klienten obgelegenen Schuldigkeit zur 
Alimentation ihrer ditrftigen Patrone, und fo, wie es Sitte 
geworden ift, das römifche Necht zur Aufklärung und Aus; 
bildung aller möglichen Rechts-Inſtitute und Obfervanzen 
anderer Länder zu beniigen, spenn es nur möglich war, in 
ihrem Weſen, oder auch blos in ihren Namen einige Aehn: 
fichteie mit vömifchen Rechts-Inſtituten zu finden; fo ges 





*) Draco de jure patric. c. 6. n. 9. 
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fchah es auch, daß die römifche Nechtsiehre de obligatio- 
ne clientum alimentandi inopes patronos Auf die Ders 
hältniffe der Lehnherren zu ihren Vaſallen übertragen wurde, 
und daß endlih auch die Finanzkammern der Landesheren 
Nußen davon zu ziehen fuchten. K. ©. Lang leitet daher 
auch in feiner Hiftoriichen Entwicklung der heutigen Steuer: 
verfaffungen ©. gı., nach dem Beiſpiele mehrerer den Urs 
fprung der Fräulein:&teuer nicht ohne Grund ans den 
Lehnrechts Grundfäßen her. 

Mebrigens waren die Fräulein: Steuern nah %. 
J. Mofers *) Zeugniß vor dem ı6ten Sahıhundert in 
Deutfchland noch nicht viel befannt; fie find auch bis auf 
diefe Zeiten noch nicht überall, 3. B. in Sachſen nicht, eins 
geführte. Wo fie hergebracht find, gründen fie fich blos auf 
eignen fiir jeden befondern. Fall mit den Unterthanen gegen 
Reverſe von Seiten der Herrn: »fie blos als freis 
willige Gaben erhalten zu haben«, oder gegen andere Ders 
willigungen errichtete Verträge **), und nach der Klage 
Meymayıs von NRamsla **) murde nur aus Verachtung 
diejer Verträge an manchen Drten eine DObfervanz gebildet, 
die nun blos einfeitige Verbindlichkeit den Unterthanen aufs 
legt, und nach den — dem Götzen Hercomannus (wie uns 
fere franzöfifhe Nachbarn ehehin unfer Herkommen um . 
tauften) einmal eingeräumten Rechten, dorten, wo ihre 
Eriften; erwiefen werben fann, aber nirgend 
anderswo *—**) freilich eingehalten werden muß. 

So haben fih unter andern die Negenten von Würtem— 
berg das Recht zur Erhebung diefer Art von Steuern blos 








*) Staatsrecht Th. 20. ©. 176, 

»*) Rosenthal de feudis Cap. 5. concl. 77. not. b. 
***+) Hlock de contribut, Cap. 8, n. 40. ©. 207. 
#er+) Sercuow. elem. jur. p@bl. $. 550. 


Schnaubert Staatsrecht der gefammten Neichölande $. 290, 
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durch Verträge mit ihren Unterthanen und für diefen dagegen 
zugeftandene mehrere Freiheiten und Vorzüge erworben *). 

Wenn nun all folhem zu Folge das Recht: die Fräu— 
leins®teuer zu erheben, blos auf einer — richtigen 
oder unrichtigen — Anwendung des römifchen juris clien- 
telaris und den aus folhem in unfer Lehnrecht eingefchliches 
nen Säßen beruhet, und, wenn diefe Steuern lediglich den 
Privarnußen der Herren und ihrer Familien bes 
zielen mithin die wefentlichen Beſtandtheile einer Pandesfteuer 
im eigentlichen Sinne : 

»Bedürfniß zum Beften und zur Nothdurft 

des Staats« **) 
nicht kennen; fo wird wohl feinem Zweifel unterworfen feyn, 
daß fie nidht vi summi imperiü, fondern nur jure herili 
sive patrimoniali erhoben werden, und daß daher in den mes 
diatifirten Landen nicht der Souverain, fondern nur der 
Parrimonialherr Anfpruh darauf habe. Ohnehin 
fehlt es nicht an Beifpielen, daß auch mittelbare Edelleute 
diefe - Fräulein; Steuer von ihren Hinterſaſſen hergebracht 
haben. | 

Auch ift es kaum nöthig , zu bemerken, daß keineswehßs 
die bloße Benennung Steuer es ſey, was dem Souverain 
Anfprüche auf diefe oder jene Abgabe verfchafft, fondern daß 
vielmehr lediglich und ganz allein der Zweck, zu welchem 
folche verwandt worden, bei der Theilung zwifchen dem Sow 
verain und Mediatifirten entfcheiden könne. 

Es kann daher nach dem klaren Sinne der rheinifchen 
Bundesafte der Souverain nur diejenigen Abgaben ſich zus 
eignen, welche ganz unftreitig blos zur Beförderung des 
Wohls des Staats erfodert und zu den damit verknüpften 
Ausgaben verwendet worden find; feinesiwegs gehören ihm 





*) Breyer elementa jur. publ. Wirt. f. 387. 
**) Hlock de contrib, cap. 8. in prooem. 
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aber diejenigen Abgaben, w aiche bishe zur täg ch Nah⸗ 
rung und othdurft de Mediatiſirt d ſeiner Familie 
verwendet wor ſind Wenn der erain richt i und 
nicht blos MR utühr urtheilene andeln it 5 
ſollte er auch zogen diele Geönzlinie inhalten, weil et 
onft eo ips Ausgaben, elche M Sreuettt bis⸗ 
er beſtritten w eden And, | nehmen ih in d njents 
gen mediatiſirten Landen, die 8 fein ; Ste . Hers® 
bracht iſt, N garen die 3 fe zu er ben 9% 
denkt, die tev dei M diatiſiete de Hin yon 
den unterthanen rhobenen eurachsgute erſehen miüßte⸗ 

Die Do irung der zchter Regenten-⸗ lie iſt, 
wie jedem Unbefangenen von ſelbſt inleuchten ud ſchlech⸗ 
terdings keine taats⸗ ſonder 6 privat des BA 
ters *), (g fol Er hat di (digkeit d her ledig⸗ 
lich aus ſeinen omoinen reiten nn er vo ſei⸗ 
nen Unterthanen inen De dieſ Ausgabe hergebrach 
hat; ſo hat er folder © we umm impe 

er feine Tochter Y* su 


yans erlangen gönnen, 9 went 


mus imperit dotirt. 
Ye Kann giei man malen der Fall eintreten dieſe 
oder jene Vermählung us politiſch Rückſichten ge 
ſchloſſen wird; ſo folgt dat doch kei eswegs ie U 
terehanen eine Ber bindlichkei Doti er Tocher ihre 
Regenten. Zu was ſollen den ont d intünfte von den 
Domainen beſtimmt ſeyn; wen und) Unter 
Haltung des. Regenten und ſeiner zamilie verwendet werden 
wollen? 

Selbſt diejenigen Rechtslehrer/ we dieſer Steuer aus 

— echt zu ihret 


v 
—— Kraft 208 Wort reden, gründe as | 
the ung. geinesweg$ auf iegend ei itived gerieben 


» 
> Brrstus a = 
re 7 e pactıs famil- m. & 6. (9. 
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Recht; fondern blos auf eine ununterbrochene Obſervanz oder 
eine abfolute Unvermögenheit des Vaters *); fie beftätigen 
aljo unfere obige Regel ſelbſt aufs Fräftigite. 

Aber auch in einer andern Hinſicht können wir dem 
Souverain, wenn er nicht etwa das onus dotandi der Töch— 
ter feinge Mediatiſirten auf ſeine Domainen übernehmen wolls 
te, das Recht Fräulein-Steuer in den mediatiſirten Landen 
zu erheben, nicht einräumen, weil ſonſt die Alternative ein— 
treten würde, daß 

ı) entweder die Unterthanen der Mediatiſirten nun an 
zwei Familien, nämlich: 
a) die Altberechrigte: des Patrimonialherrn und 
.b) die neu binzugefommene : des Souveraing 
Fränfeinftener abgeben, oder aber, daß 
2) die Meidiatifirten auf die vorhin von ihren Unterthas 
nen gejchehene Unterſtützung bei Dotirung ihrer Töchter 

Verzicht leiften müßten. 

Das Erftere wiirde in dem Keim, aus dem in den ‚Her: 
gen der Unterthanen der Mediarifi ten die Frucht der Leber: 
zeugung: daß fie fich unter der neuen Verfaſſung Seffer befins 
den als unter der alten, erft noch hervorgebracht werden foll, 
einen Wuunı legen, der diefer Frucht tödlich werden könnte ; und 
das leßtere* wiirde mit der den Mediatifircen wegen Erhal— 
tung ihrer 

droits seigneureaux et feodaux — et autres sem- 
blables in der 'rheinifchen Bundesafte gegebenen Garantie 
nicht vereinbarlich jeyn. 2 

Wir haben blos im allgemeinen unfere Meinung geäufs 
fert, ohne auf einen bejondern Staat hinzufehen und wir 
wünfchen, daß techtsgelehrte Männer diefen nämlichen Ges 
genftand , der allerdings praktifchen Werth hat, ebenfalls bes 
arbeiten möchten. 








— 





*) Hlock de Contrib. c. 8. n. 37. 
———— WI WAR TGT TS 9 
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10. 


Fortfegung der Verhandlungen des Konventes zu 
Frankfurt, die Regulirung des Kur: und Ober 
rheinifchen SKreisfchulden: und Penſionsweſens 
betreffend. | u 


I 





An Zıten Mai I. 5%. traten die Herren Kommiſſarien bei 
dem zur Regulirung des Kur: und Oberrheinifchen Kreis 
fchulden s und Penfionswejen zu Frankfurt verfammelten Kon 
vente, auf vorgegangene Einladung des Fürft Primatifchen 
Hrn. Kommiffarius abermal zufammen, wo leßterer die von 
Sr. Hoheit Fürft Primas an Se. königl. Majeftät von 
Weftphaten und Se. fürſtl. Durchlaucht von Salm⸗Kyrburg, 
unterm ııten Mai l. J. erlaſſene Einladungs;chreiben, einen 
Bevollmächtigten zu diefem Konvente gefällig abzuordnen, 
dem Konvente mittheilte, des Inhalts: 


An Se. königl. Majeftätvon Weftphalen. 


Euer ꝛc. wird es befannt feyn, daß feit dem Bten Aus 
guft v. 5. ein Konvent der an dem vormaligen kurs und 
oberrheinifchen Kreife betheilten Souverainen, auf mein 
Eintadungsfchreiben vom Zten Sjuni v. J., welches in Abs 
ſchrift Hier anliegt *), in Gefolg des rheinischen Hundes 
vom ızten Sul. 1806. Art. 2. und 29. zu Frankfurt vers 
fammelt if, um das kurs und oberrheinifche Kreisfchuldens 
and Penſionsweſen zu berichtigen. 

Da nun Heſſenkaſſel zu dem vormals oberrheinifchen — 
und Eichsfeld zu dem vormals furrheinifchen Kreis gehört, 
und diefe beide Lande der Krone Euer ıc. einverleibe find; 
fo finde Ich Mich dadurch veranlaßt, Euer ıc. angelegent; 


] 


lichft zu erfuchen, daß es Ihnen gefällig feyn möge, einen 








*) Diefes allgemeine Einladungsfchreiben von zteu Juni 1807. ift bereits 
in dem rheinifchen Bunde Heft 7. Seite 141. abgedrudt, 
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Bevollmächtigten zu dieſem Konvente nah Frankfurt abzu: 
ordnen, um an diefem gemeinfamen, wohlthätigen und drin: 
genden Geſchäfte, in Gefolge des rheiniſchen Bundes, einen 
perjönlichen rühmlichen Antheil zu nehmen. 


Da Euer ꝛc. auf das Schreiben des zur Berichtigung 
der vormals fränkiſchen Kreisangelegenheiten zu Nürnberg 
verfammelten Konvents, an das Könialich Weftphäliiche Ges 
heime Staatsminifterium zu Kaffel, dd. Nürnberg den 26. 
Februar l. J. laut des hierauf erfolgten Antworrfchreibeng 
des Königlich Weftphälifchen Geheimen Staatsminifteriums, 
dd. Kaffel den 30. März I. J. in Betreff des fränkiſchen 
Kreisfchulden: und Penfionswefens, einen fo rühmlichen wills 
fährigen Antheil zu nehmen geruhet haben: fo vertraue Sc) 
von Euer ꝛc. mit einer gleich willfährigen Entfchliefung,, in 
Betreff des kurs und oberrheinifchen Kreisfchulden, und Pens 
flonsweiens, beehrt zu werden ꝛc. 


An Seine Fürflide Durchlaucht von Salms 
Kyrburg. 


Da das Eirkular s Einladungsfchveiben,, welches Sch am 
3. Suni v. J. an die fammtlichen bei dem vormals kurs 
und oberrheinifchen Kreiſe betheilten Souverainen, und nas 
mentlih an den fouverainen Herrn Fürſten Salm : Salın 
Liebden , zur Berichtigung des kurs und oberrheinifchen 
Kreisichulden: und Penſionsweſens erlaffen habe, aus einem 
bloßen Verſehen nicht ebenfalls an Ener Liebden infonderheit 
ausgefertigt worden ift; fo will ich Euer Piebden , mittels 
Anfchluß des gedachten Cirkular-Einladungsſchreibens, ange; 
legenft erfuchen, daß es Ahnen aefällig ſeyn möge, an dies 
fem gemeinjchaftlichen , mwohlthätigen und dringenden Ges 
fchäfte, in Gefolge des rheinifchen Bundes, einen perſönli— 
chen riihmlichen Antheil zu nehmen, sofort noch einen Ber 
vollmächtigten zu diefem Konvente nach Frankfurt abzuord— 
nen, oder die Vollmacht, welche der Fürſtlich Salm Salmı 
fche Herr Geheimerath von Noel von des Herrn Fürſten 
Salm:Salm Lienden bereits befikt, von Euer Liebden auf 
Dero Namen ausgedehnt werde ıc. 


Und da der hochanfehnliche Konvent bereits mehrmalen 
den Wunfch geauffere hat, dal Namens deſſelben Erinne— 
rungsfchreiben an Se, königliche Majeſtät von Baiern, kai— 
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ferlihe Hoheit Großherzogen von Berg und Kleve, und 
herzogliche Durchlaucht Herzogen von Naſſau, in Betreff ci 
nes abzuordnenden Bevollmächtigten zu dem biefigen Kon: 
vente, erlaffen werden mögten; fo wurden in defjen Namen 
die befragten Erinnerungsichreiben erlaſſen, des Inhalts: 


a) Alferdurchlauchtigfter, Großmächtigfter König! 
b) Durchlaunchtigfter Großherzog ! 
e) Durchlauchtigfter Herzog! 


Der zur Neaulirung des fur: und oberrheinifchen Kreis 
fchulden: und Penfionsweiens feit dem Auguft v. Jahres zu 
Frankfurt verfammelte Konvent, welcher auf fein Schreiben 
an Euer Königliche Majeftät (an Euer Kaiferliche Hoheit, 
an Euer Herzogliche Durchlaucht) bis jeßt mir einer Ant: 
wort nicht beehre worden iſt, finder ſich dadurch veranlaft, 
feinen in dem befragten Schreiben ausgedriickten Wunich an: 
gelegenft zu erneuern, daß es Euer Königlichen Majeſtät 
(Euer Kaiferliben Hoheit, Euer Herzoglichen Durchlauct) 
gefällig fenn möge, noch einen Bevollmächrigren zu dieſem 
Konvente nach Frankfurt abzuordnen, und an dieſem ge 
meinfamen, wohlthätigen und dringenden Gefchäfte, in 
Gefolge des rheinifchen Bundes, einen perjünlichen rühmli— 
chen Antheil zu nehmen. - 


Frankfurt am 5ı. Mai 1808. 


Don Sgiten des Konvents zu Frankfurt, der zur Regu— 
lirung des kur- und oberrheinifchen Kreisfchulden: und 
Denfionswefens von den betreffenden Souverainen des 
rheiniſchen Bundes veroröneten Bevollmächtigten. 

Unterfhrift: J. R. v. Noch, 


Sr. Hoheit Fürſt Primas Geheimerrath. 


Eben ſo wurden Erinnerungsſchreiben an das kaiſ. kön. 
franzöſiſche Gouvernement zu Hanau und Erfurt gleichen 
Inhalts im Namen des Konventes von dem fürft x primati: 
fchen Herrn Kommiſſarius erlaffen. 
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Unterzeichneter Fürſt-Puimatiſcher Kommiffarius Sit ber 
veitd unterm dritten Juni v. J. im Namen Sr. Hoheit, 
der rheinifchen Konföderation Firft Primas, die Ehre ger 
Habt, dem 8. K. Franzöfifchen Gouvernement zu Hanau 
u Erfure) - das in der Antage. enthaltene Cirkularſchreiben 

Hoheit, Furt Primas, mit dem angelegenften, Erſuchen 
zuzujenden,, daß es dem 8. 8. Franzöfiichen Gouvernement 
gefällig feyn ‚möge, bei Sr. 8. K. Majeftät von Frankreich 
und Sstalien die zweckmäßige Einleitung zu treffen, damit 
ein. Bevollmächtigter fiir Hanau (Erfurt) bei dem in dem 
Cirkularſchreiben ‚bezeichneten Comite ea — erſchei 
nen möge. 


Da das Vorhaben Sr. Hohett, gen Prim; "einen 
anderen, als den von Sr. K. K. Majeftät ſelbſt, als dem 
aller höchſten Beſchützer des rheiniſchen Bundes und von den 
konföderirten Königen und Fürſten in dem Arc. 8. und 29. 
der rheiniſchen Bundesakte vom 12, July 1806’ dusgedriid 
ten, gerechten und ruhmwollen Zweck hat; fo vertrauten Se. 
Hoheit, Fürft Primas, von der erhabenen Denkart des hos 
hen‘ Souvernemenrs den beiten Erfolg desfalls erwarten zu 
diiefen; zumal dem Vernehmen nach das K. K. Franzöſiſche 
Souvernement in Baireuth zu den arangn der. — 
ſchen Kreisverſammlung mitwirkt. 


Da aber bis jetzt von Seiten Hanau (Erfurt) — 
beſonders obgewalteten Verhältniſſen, kein beſonderer Der 
vollmächtigter bei dem Kornvente dahier erfchieneti iſt; ſo 
findet ſich diefer Konvent veranlaßt , feinen‘ Wunſch dem 
K. K. Gouvernement zu eröffnen, daß es Demſelben gefäl: 
fig ſeyn möge, nach dem Beilviele des Franzöſiſch K. 8. 
Gonvernements zu Fuld, mittels Abſchickung eines eigenen 
Bevollmächtigten, an dieſem gemeiniamen, wohlthätigen umd 
dringenden Geſchäfte rühmlichen Antheil zu nehmen. 


Frankfurt am 3ı. Mai 1800, 
Von Seiten des Konvents zu Frankfurt, der zur Regu— 
firung des kur: und oberrheinifchen Kreisfchulden: und 


Menfionsivefens , von den betreffenden Souverainen des 
vheinifchen Bundes verordneten Bevollmächtigten. 


ünterſchrift: : wie oben. 
7. 
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Schließlich gab der fürft,primatische: Herr Komm im arius 


zur Beförderung der rückſtehenden Abſtimmungen über die 
Kegulirung deg kur: und oberrheiniſchen Kreisſchulden⸗ und 


Penſionsweſens folgende Erklärung zu Prototoll: 


Er ſey von Seiner Hoheit, Fürſt Primas, beauftragt 
hd angewielett, die gefällige Beförderung der riitftehendent 
Abſtimmungen uͤber den vorbemerften Gegenftand ; unter Be 
9 auf feine deßfallſige Anträge som 8. Auguſt, vom 4ten 
eptember und vom 12. Dezember v. $:, feinen hochan⸗ 
agelegenſt zu empfehlen damit 
Glaubiger nd Penſioniſten endlich zu dem Ihrigen gelan⸗ 
en. Er wolle bei dieſer Ba bemerken , dan das 
Kreisſchu und Penſionsweſen des vormaligen 
Kreiſes ‘Hei dem deßfalls angeordnete Konvente zu Nürn⸗ 


eps nad), deſſen thätiger ud | 
reits d dahin ah ſey, da af der "Entwurf zu einer Rezeß⸗ 
müähigen- Debereinkunft der dabei berheilten Spouverainen 
iiber Die ‚Fränkitche Kueisichuld in Deine auf Gläubiger und 

m Konvente zu Nürnberg sarkns 


Diener, gefertiat , von d 
fig berathen, und den göchften Seien bereits zur 


vorgelegt worden. ſey . 

Die anweſenden Herren nmiſſarien harter für die, 
— den fräntiſchen Kreis betreffend, mitgetheilte Nach⸗ 
richt — und erklärten‘, daß Sie Ihres Orts alles beitragen 
wüuͤrden, was zur Veſchleunigung dieſes Gegenſtandes fi führen 
tönne ; wewit dieſe Kot Me wurde, | 


,;! 4 hs 
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Das teutſche Reich und der theinifche Bund, 
Eine publiziftifch:pofitifche Paraffeleıc. von Dr. WI. Behr. 


— — — 


Fortfegung der im vorigen Hefte abgebrochenen Abhandlung.) 





— 


Min man die Einrichtung des teutfchen Reichs, und die 
Mittel, deren es fich zur Erreichung feines‘ Zwecks bediente, 
grändlich beurtheilen, fo muß vor allem die Berwaltu ng 
deffelben, von feiner Verfaffung gehörig gefondert, und 
hinfichtlich der lezteren, welche natürlich zuerft in Betrachtung 
koͤmmt, der Geiſt der Verfaſſung ‚ von den Formen, 
durch welche er im Laufe der Zeit — ſich veredeind oder 
»entartend. — ausgeprägt wurde, unterfchieden , allenthalben 
aber der Zweck des Reichs, als eines Völker; Staats, 
als der eigentliche Maafftab der Prüfung, feft im Auge ges 
halten werden. 

Die Hauptmomente der VWerfaffung eines Staatd 
konzentriren fih in der Art und Weiſe — der Realifirung 
feiner hoͤchſten Gewalt nach ihren drey mwefentlichen Beſtand— 
theilen ‚- der Gefebgebung , Nechtfprehung und Vollziehung 
nämlich, — und der Artikulationen, wodurch jene auf Alle 
Stieder und Theile des Staats ſich wirkſam aͤußern foll. — 
Die Ideen, welche den gewählten Formen zu Grunde Liegen, 
find der Geiſt der Verfaſſung, welcher jedoch durch die Art 
der gewählten Formen bald rein, bald fehr unrein ausgefpros 
den werden kann. — Der Innbegriff der Funktionen endlich 
von Seite der hoͤchſten Gewalt des Staats durch alle Artiku— 
lationen hindurch zu Erreichung feines Zwecks, oder der wirk⸗ 


\ 
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dihe Gebrauch, der von der Höchften Gewalt des Staats 
ihrer Beſtimmung gemäß, gemacht —— machen feine Ber: 
waltung aus, | 

Das teuffche Neich war in Anfehung der Art und Weir 
fe, wie feine hoͤchſte Gewalt dargeftellt wurde — duch 
die Perſon eines gewählten Kaiſers naͤmlich, — Wahl: 
monarchie ; in Anfehung der Art und Weife, mie feine 
höchfte Stantsgemwalt ausge uͤbt wurde, — infoferne naͤm— 
lich in ihrer Ausuͤbung die Nepräfentanten der fämmtli: 
chen Glieder: Staaten mit dem Kaifer fonkurrirten — Syn: 
fratie, folglich eine funfratifhe Wahlmonardie. 

Die Geſetze des Reichs erhielten ihre Sanktion von 
dem Kaifer, und wurden, fo wie die Urtheilsfprüce in dei 
fen Namen publizirt und vollgogen : Bon. diefer Seite ber 
achtet war das Reich eine Monarchie. Inſoferne aber 
die Materie der Geſetze von den verfammelten- Nepräfentan 
ten aller der Völker, welche das Reich konſtituirten, gegeben 
ward, infoferne in ſtreitigen Parthepfachen die Möglichkeit 
des Nekurfes von den höchften Reichsgerichten an eben jene * 
Derfammlung durch die Conftitution flatuirt, und die. Fal 
fung der Straferfenntniffe gegen gewiffe Arten von Verbrechen 
derfelben Verfammlung vorbehalten war , und. infoferne end’ 
lich die Volziehung der Geſetze und der Urtheils-Sprüche 
durch die Partikularkraft jener Repräfentanten bewirkt wur 
de, — infoferne liegt der Charakter des Synftratis’m an 
der Form des teutfchen Reichs unverkennbar vor, und, dürfte 
alfe die oben gewählte Bezeichnung feiner Form hinlaͤnglich 
gerechtfertigt feyn. 

Abftrahirt man von dem Buchftaben der Conſtitu⸗ 
tion, und dringt in deren Weſen ein, fo entdecft man 
darinn eine Art von Trennung-der höchften Staatsgemwalt 
nach ihren 3 Kauptzweigen ; denn. das wahre Wefen der 
Geſetzgebung lag in den Haͤnden der verfammelten Reiche 
fände: Von ihnen giengen die Gefeßesvorfchläge aus; z weck 
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mäßigen DBorfchlägen der Art durfte‘ der Kaifer feime 
Beftätigung nicht verweigern, oder man kehrte fich nicht dat: 
an, wenn er's dennoch that; Reichsendzweckswidrige Vorſchlaͤ⸗ 
ge aber mußte er von dem Erwachfen zur Geſetzeskraft ab: 
halten, und eben diefes Recht des Veto. war der alleinige 
reelle Antheil des Kaifers an der gefeßgebenden Neichsge: 
malt, der eben durch feine blos negative Natur beweißt, 
daß nicht der Kaifer ,. fondern die Verſammlung der Reichs; 
fände, als Innhaberin des pofitiven Antheils , das eis 
gentlihe Subjekt der gefekgebenden Gewalt des Neichs geiwe; 
fen jey. Obgleich ferner die Urtheilsfpräche im Namen des 
Kaifers publizirt wurden, fo waren. doch die höchften Reichs⸗ 
gerichte im Akte des Nechtfprechens ſelbſt, der Konftitution 
gemäß, völlig unabhängig von demfelben, und die Realität 
der vechtfprechenden Gewalt des Reichs befand fich alfo in 
den Händen der Reichsgerichte, und für einzelne Fälle in je 
nen der Neichsverfammlung. In Anfehung der vollziehenden 
Gewalt endlich muß man ebenmäßig das Innhaben des Nechts 
des Impulſes zur Vollgiehung von dem Innhaben der volk 
ziehenden Kraft felbft unterfcheiden ; jenes Recht des Impuls 
fes zur Vollziehum lag in den Händen des Kaifers; die 
vollgiehende Kraft felbft aber haftete an den Gliedern des 
Reichs, welche vorzüglich zum Behufe einer zwechnäfigen 
Verwendung derfelben nach Kreifen vertheilt waren. — Alles 
die beweißt zur Genüge die Wahrheit meiner obigen Angas 
be, daß die hoͤchſte Gewalt des tentfchen Reichs durch den 
Kaifer zwar dDargeftellt oder repräfentirt, aber von 
dem Kaifer und dem Reiche geuͤbt worden ſey. 

Forfht man nad) den Ideen, welche dieſer ganz eignen 
Modifikation der hoͤchſten Gewalt des teutichen Neichs zum 
Grunde gelegen haben, um den Geift der Neichsverfaffung 
auszumitteln, fo dringt ſich einem nothiwendig Die Demerfung 
auf, daß bey der urſpruͤnglichen Adoption und allmähligen 
Ausbildung. jener ‚Formen die dee vorherrfchend geweſen ſeyn 
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muͤſſe, daß ein. Monarch feyn mäffe, von welchem’, als dem, 
die Somverainität des Ganzen perfonifizivenden, Haupte, und 
dem Centrum aller IThätigfeit des Staats, der erſte Impuls 
aller Bewegungen der Mafchine, ihre Auftorität und Leitung 
anszugehen habe, daß aber auc der Abartung der Monat: 
hie in Despotie, der Unterdruͤckung der rechtlichen Freyheit 
der Staatsglieder auf alle Act vorgebeugt werden muͤſſe. 

An diefe GrundsSdee veihten ſich, als natürliche Folge 
rungen aus. derfelben,, .a) die Idee der Unveraͤußerlichkeit der 
Autonomie , oder des Rechts der Selbftgefeßgebung auf Seite 
ber Glieder des Staats, welche ihnen in allen Epochen des 
teutſchen Reichs nicht nur eine Mitwirkung zur Gefekgebung, 
jondern den reeliften Hauptantheil an der Gefekgebung des 
Reichs durch“ das Organ ihrer Nepräfentanten auf der Neiche: 
verſammlung ſicherte, und hinwiederum dem möglichen Miß— 
brauche von Seite diefer Nepräfentanten durch das dem Kai 
ger ..eingeräumte Recht des Veto vorzubeugen veranlafite : 
b) die dee der Nothwendigkeit der Entfernung alles Ein: , 
fluſſes der Macht und Privarwillführ auf, die Entfcheidung 
der entftandenen Rechtsſtreitigkeiten, welcher die Art der Ge: 
richtsverfaffung des Neichs ihr Dafeyn verdankte; endlic) c) 
die Idee der Nothwendigkeit einer ſolchen Stellung der exeku— 
tiven Kraft, wodurch dieſe eines Theils ihrer willkuͤhrlichen 
Verwendung fuͤr Privatzwecke des Monarchen, uͤberhaupt 
dem Mißbrauche entruͤckt, andern Theils aber für den wirt 
lichen Bedarf des Reichs zur Erreichung feines Zwecks in 
zweckmaͤßige Bereitſchaft geftellt fey; wodurch die Reichsexeku⸗ 
tions," die Neichskriegsverfaffung, and die Kreisverfaffung 
ins Dafenn gerufen wurden. 

Wer follte es vermögen, die Vortrefflichkeit diefer Ideen, 

welche ihren Urſprung aus der Lauteren Quelle der Vernunft 
amd der durch fie gegebenen Sydeesdes Staats, ihre Abftam; 
mung vom reinen Urbilde des bürgerlichen Vereins fo laut 
und deutlich beurfunden, zu leugnen ? Wer ſollte mißkennen 
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konnen, daß diefer Geift der Reihsverfaffung — der Geiſt 
des aͤchten Republikanis'm, der mit dem Weſen einer Monar⸗ 
hie nicht nur vollkommen vereinbarlich if, fondern die Seele 


jeder Monarchie fern follte — wäre er von dem Haupte und 


von den Sliedern zu jeder Zeit richtig laufgefaßt, rein. und 
ununterbrochen feftgehalten, und durch entfprechende' Formen, 
welche eben diefes Fefthalten verbürat, und gegen jede Aus; 
beugung des Egoismus gefichert hätten, ausgeprägt worden, 
das Reich unfehlbar zur hoͤchſten Confiftenz und Macht, deren 
nur irgend ein, von der Natur gleich begiinftigter , Staat 
von gleichem Umfange und gleicher Wevölferung faͤhig iſt, 
emporgehoben haben wuͤrde? — Leider aber war die Periode 
feines Lebens nur von kurzer Dauer, fo ſehr er auch in die— 
fer Periode feine gluͤckliche Wirkung bewährt hatte: Mur zu 
bald verdrängte der Egoismus des Haupts und der Glieder 
ihn aus feiner Stelle, verunftaltere die, auf dag Daſeyn ei— 
nes; der Tendenz der Derfaffung zufagenden, Geiſtes und 
Willens der Verfaßten berechneten , Formen, und ſchob den 
oben angedeuteten, das Wohl der Sefammitheit bezielenden, 
Ideen lauter individuelle Privatzwecke unter , welche die vor; 
handenen Anftalten, zur Vereitlung des Zwecks der Geſammt— 
heit, in’s Stocken —— oder en BR für ſich 
TR: 

Daß bey diefer Wendung ber Dinge der Zweck des 
Reichsvereins in jeder Hinficht unerreicht: bleiben-, folglich ‚die 
Spntegrität des Ganzen, bey der vielfältigen. Theilung des 
Intereſſes feiner Glieder und dem Mangel an kräftiger Zu: 
fammenwirkung, den Umgriffen der Machbarn, die innere 
Ruhe den Neibungen der Eiferfucht und des religiöfen Fana— 
tismus fich entacgenftrebender Partheyen, die rechtliche Frey: 
"Heit und Sicherheit der Neichsbürger der zufaͤlligen Güte oder 
Bösartigkeit der - Pandesheren Preiß gegeben, alle: Begriffe 
von gemeinſchaftlichem Daterlande und Intereſſe verſchwinden, 
und das Band, welches die verſchiedenen Glieder des teut: 
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ſchen Staatskoͤrpers zu einer Einheit verbunden halten follte, 
fich allmählig ganz auflöfen mufite, war gang natürlich: Daß 
es aber fo gekommen ift, verfchuldete jedoch offenbar nicht Die 
Verfaſſung des Reichs an fih, fondern lediglich der Mangel 
des Willens der aktiven Reichsglieder, der Tendenz der Der 
faſſung ſich pünktlich zu fügen, und in das Erftreben derfel: 
ben ernftlich einzumirfen. 

Darum, glaube ich, läßt fich der ſchon erwähnten, am 
-ıten Auguft 1806 an den teutfchen Neichstag abgegebenen 
Erklärung mehrerer Neichsftände, wodurch fie fih vom Reiche; 
verbande losfagten, eigentlich nur der Sinn unterftellen : 
»Unſere, und unferer Mitftände Vorfahren paßten ſchon lan: 
ge nicht mehr in die Verfaffung des teutfchen Reichs; deren 
Geiſt und Zweck war ihnen fremd geworden, fo wie das 
Intereſſe teutjcher Gefammtheit, verdrängt durch ihr Privat: 
Intereſſe; durch das Benehmen unferer Vorgänger längft 
fhon dem Weſen nad) getrennt von dem , nur eben dadurch 
gelößten:, teutfchen Bunde, wollen wir rum auch den feeren 
Schein von uns werfen, und uns Öffentlih und förmlich da: 
‚von losfagen, um uns aufs neue, aber defto fFräftiger und 
inniger- zu verbinden.« Wenigſtens verträgt ſich dieſe Deu: 
‚tung jener Deklaration mit der, dem anerkannt. ehrmürdigen, 
urfprüänglichen Geifte der teutfchen Reichverfaſſung fehuldigen, 
Ahtung, und läßt uns das Vertrauen, daß jene Deklaranten 
bie wahre Duelle des Uebels, wodurch die Neichsverfaffung 
‘das Loos des allen menfchlihen Einrichtungen anflebenden 
Unbeftandes jest fchon erfahren mußte, vichtig erkannt, und 
den feften Willen haben, durch Verftopfung jener Quelle einem 
ähnlichen frühen Fehlerhaftiverden neuen- Vereins, foviel. in 
mienſchlichen Kräften fleht, zu begegnen. 

Sede, auch die beſte, Tonftitution eines Bürger: ‚oder 
Staaten s Vereins iſt todter Buchſtabe, fraftlofes Mafchinen: 
werk, lebt nicht der Geift der Conftitution in den konſtituir— 
sen ;. aber die. Hauptkunſt der. politiſchen Architektonik ‚beficht 
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darinn, den Organismus fo anzulegen und auszubauen, dag 
jener Geift in den organifirten ftets lebendig, feine Thaͤtigkeit 
in der erforderlichen zweckgemaͤßen Richtung erhalten, und jede 
Subftituirung fremdartiger Triebe möglich unterdrückt werde: 
Daß es aber gerade an jener Kunft in fpäteren Zeiten der 
teutfchen Konflituenten gefehlt Habe , wird fid) im erfolge 
zeigen. — m | 
Die Hauptmomente der, von jener eines Völker: 
Staats wefentlich verfchiedenen, Verfaffung eines Völker: 
oder Staaten : Bundes find: — Beſtimmte Abgränzung 
der Eigenthumss Nechts: oder Freyheits: Sphäre jedes der 
verbundenen. Staaten; denn der Bund hat einzig den Zwei, _ 
jedes. feiner lieder in feiner Eigenthumss und Freyheits⸗ 
Sphäre zu ſchuͤtzen und zu fichern ; es muß alſo vor allem 
beftimmt feyn, was zur Sohaͤre eines jeden gehöre; damit er 
wiffe, was er zu fhüßen habe: — Beſchraͤnkung eines jeder 
der verbündeten Staaten auf diefe beſtimmte Sphäre: — 
Healifirung des Schußes und der Sicherung der VBerbundenen 
in diefer ihnen eingeräumten Sphäre durd) rechtliche Beyle— 
gung aller unter ihnen etwa entfiehenden Streitigkeiten, und 
Vereinigung der Macht aller gegen zweckwidrige Attentate von 
Sinnen, und feindliche Angriffe von Außen: — Etablirung 
eines Kongrefles aus Repräfentanten der verbundenen Staaten, 
zur Beforgung der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten des Bun: 
des, zur Schlichtung der etwaigen Streitigkeiten der Glieders 
Staaten unter fih im Wege Nechtens, und Verwendung und 
Leitung der vereinigten Macht des Bundes zum Behufe fei: 
‚nes Zweds: — Endlich, im Falle der Bund ſich felbft zu 
ſchwach fühlen follte, die. Sntregrität des Ganzen und jedes 
. feiner Theile mit Zuverfiht des Siegs unter allen Umftänden 
- zu vertheidigen, — die Garantie einer dritteren Macht, durch 
. deren Vereinigung mit der Macht des Bundes ein. entfchiede: 
nes Uebergewicht der Macht über mögliche Spaltungen im 
Inneren und feindliche Anfälle von außen verbürgt wird. Die 
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Vollſtaͤndigkeit dieſer Momente der Werfaffung des Völker: 
Bundes hat ihre Gewaͤhre in feinem Zwecke; denn werden 
alle diefe Momente realifirt, fo wird der Bund feine Ber 
ſtimmung unfehlbar erreichen, und mehr bedarf es ja nicht. 

Die dee, welche der Verfaffiing eines Voͤlker- oder 
Staaten +» Bundes zu Grunde liegt, der Geiſt einer fol’ 
den Verfaffung , ift das Vernunft- und Natur -Gebot der 
Kealifirung eines rehtlihen Verhältniffes unter, fich ber 
grenzenden, Staaten, melde, als die Einheiten der in ihnen 
verbundenen vernünftigen Weſen, eben fo, wie diele, dem 
Rechtsgeſetze unterworfen find, welches ihnen gebiethet, auch 
unter fih die Herrfchaft des Nechts, durch eine für fie und 
zur Beendigung alles Krieges realiſirte Lebermacht, einzufüh: 
ren und zu fichern,, und welche felbft durch den gegenfeitigen 
Unterjohungsgeift, der fie alle belkdt, indem er ſich ſelbſt durch 
ſeine eigene Maxime entgegenarbeitet, am Ende nothwendig 
auf die angezeigte Verfaſſung geleitet werden, da, weil fie alle 
einander unterjochen wollen, jeder fich genöthigt fieht, für 
feine eigene Sicherheit zuerft zu forgen, und, meil er doch 
allein nicht mächtig genug ift, allen Angriffen Widerftand zu 
leiſten, er wider feine Neigung und feine geheimen Abfichten 
‚eine Föderation der ange eigten Art nachſuchen muß, melche, 
indem fie ihn fihert, mas er will, zugleich auch die andern 
fihert, was er nicht will. 

Die ganze Thätigkeiv des Bundes endlich, oder den 
Annbegriff femer Operationen zur Erreichung feines Zweckes 
könnte man die Verwaltung des Bundes nennen. 

Die beftimmte Abagranzung der durch die rheiniſche Con: 
föderation verbundenen Staaten, ihrer@igenthums; und Rechte; 
"Sphäre, enthalten die Artifel 13 — 24 und 34 der Confoͤ— 
derationsafte vom ıoten Sul. 1806. Die Etablirung einer 
Dundesverfammlung iſt angeordnet im Artikel 6 derfelben 
Akte, zur Schlichtung aller Streitigkeiten, welche ſich zwiſchen 
den verbündeten Staaten erheben mögen, (Art. 9.), und zur 
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Behandlung der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ber vers 
Wvuͤndeten Staaten, welche, zufolge des im Eingange der Akte 
angegebenen Zwecks des Bundes , vorzüglich in Auffindung 
‚ und Anwendung zureichender, direkter und indirefter, Mittel 
zur Sicherung eines’ jeden der verbündeten Staaten in der 
ihm angewiefenen Sphäre, fowohl gegen Angriffe und Verlez— 
zungen von Seite eines Mitverbundenen, als gegen feindliche 
Anfälle von außen, alfo zur Sicherung der rechtlihen Frey 
heit und Unabhängigkeit der Bundesglieder beftehen miüffen. 
Die Vereinigung der Macht aller zum Zwecke gemeinfamer 
Dertheidigung endlich, mittelft beftimmter, von jedem Gliede 
zu ftellender, Contingente, ift durch den Artikel 58, und die 
erforderliche Garantie des Bundes von- Seite einer überwier 
genden Macht durch die, im Artikel: 12 ausgeſprochene, Lieber: 
nahme des Proteftoriums von Ceite des Katfers 
der Franzoſen hergeftellt. Es finden ſich fomit alle wer 
fentlihen Punkte der Verfaffung eines Völker; oder Stans 
ten:DBundes in der erwähnten Urakte der rheinifihen Con: 
föderation nach ihren Grundzuͤgen berichtigt. 

Wie diefe Fonftitutionellen Elemente des Bundes in der 
Folge weiter auszubauen und zu beleben feyn dürften, um 
den Bund felbft, der bis izt eigentlich nur auf dem Papiere 
konſtituirt ift, ins wirkliche Leben zu bringen, und in der er: 
forderlichen Thätigkeit zu erhalten, darauf wird uns der Betz 
folg der Parallele leiten, ohne der Mieifterhand des politifchen 
Baumeiſters, die wir an der Conföderationsafte bewundern, 
im mindeften vorgreifen zu wollen. 

Daß die rheinifche Conföderation die, oben angegebene, 
dee des Völker: Bundes zur Baſis habe, erhellt aus dem, 
im Cingange der mehrerwähnten Conföderationsafte ausge— 
forochenen , Zwecke der Eonföderation: »den inneren und 
äußeren Frieden der Konföderirten zu fihern:« Denn die 
Herbeyführung und Befeftigung, nicht blos eines Fricdeng, 
fondern eines dauerhaften Friedenszuftandes unter Staaͤ⸗ 
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ten und Staaten ift nur möglich duch Stiftung, eines recht: 
lichen Verhältniſſes unter ihnen , und Vereinigung ihrem* 
Macht zur Obhut des. Kechts unter fi und zur gemein: 
fchaftlichen Vertheidigung gegen außen, und es bleibt fonft 
nichts zu denken übrig, worauf die ſich Werbindenden die 
Hoffnung der Nealifirung eines inneren und äußeren Fries 
denszuftandes hätten gründen fünnen : Das Wollen des 
Zweds begreift aber verniinftigermeife auch das Wollen des 
unumgänglichen Mittels zum Zwecke, welches leztere Wollen 
‚denn auch die aufgeftellten Elementar sNormen des Bundes 
deutlich ausdrücken. 

Es ift nun an den Verbiindeten, durch die That zu be; 
meifen, daß Sie der Geift des Bundes lebendig ergriffen 
habe ; und Sie werden dieß am beften dadurch können, daß 
Sie, die als Mitgehilfen an der Stiftung und: Gründung 
des Bundes vor den Augen der Gegenwart und Nachwelt 
daftehen, nicht nur feldft durch ihre Handlungsweiſe dem 
Seifte des Bundes volllommen entfprechen, fondern auch 
durch Feftftellung von Formen, welche diefen Geift rein und 
unverfälicht ausprägen, und deſſen Erhaltung verbürgen, der 
teutihen Nation die fichere Gewähre leiften, daß auch die 
Erben ihrer Souverainität diefem Geifte unverrüct treu 
bleiben werden, auf daß die teutfche Nation ſich überzeugen 
könne, daß. ihre Ruhe nicht ferner dem Spiele der politöfchen 
Laune, dem Zufalle der Privatabfihten und Verhältniffe ih: 
ter Regenten Preiß gegeben fen , fondern in dem gelicherten 
Friedenszuftande ihrer Nachkömmlinge die billige Entgeltung 
fir die großen Anftvengungen und Aufopferungen, welche die 
mehrjährige Krifis ihrer Staatsumwälzung ihr abnöthigte, 
‚mit Zuverficht erwarten dürfe. 

Wohl fieht und weiß es die teutfhe Nation, daß ihre 
Fürften jegt nicht in. der Lage find, unabhängig von dem. 
Millen der höheren, die politifche Form von ganz Europa 
umftaltenden, Hard zu thun, was fie wollen, und ohne Riick— 
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fiht auf die, alles umfaffende, pofitifche Tendenz jener höher 
ven Hand, ihren Trieben und Wünfchen für das Gefammts 
Wohl ihrer Völker geradezu Effekt zu verfchaffen, daß die 
gegenwärtige Daufe in dem inneren Leben des Bundes mit: 
den Vorbereitungen zur Vollendung der politifchen &eftalt 
des großen Ganzen im Zufammenhange ftehen möge: Allein 
fie fieht mit Verwunderung, gleich in der erften Periode des 
neuen Vereins, durch die differenteften Organifationen und 
Sefeßgebungen, durch gegenfeitige Verrufung der Münzen, 
durch Erfchwerung des gegenfeitigen Verkehrs mittelft der 
Mauthanftalten, Anlegung des Univerfitäts: Banns, und ans 
dere ähnliche Souverainitäts: Ausfliiffe fih allenthalben ein 
Syſtem der Iſolirung entwickeln, welches, wenn auch nicht 
mit dem Geifte des Bundes im direkten Widerfpruche fteht, 
doch gewiß der Belebung deffelben nichts weniger als fürders 
lich und zuträglich iſt, und welches fie fih um fo weniger 
zu erklären vermag, je mehr fie im inneren der fonfüderirten 
Staaten nur ſolche Verfügungen erwarten zu müſſen glaub: 
te, welche, ohne alle Berührung der Aufßeren politifchen Ders 
hältniffe , den erftorbenen Geiſt der Einheit unter den teutz 
ſchen Völkern, die vergeffenen Begriffe von einem gemeinfas 
men Daterlande und Intereſſe wieder zu erwecken gefchickt 
gewefen wären, nachdem man den Verluft der National; Eins 
heit und das Vermiſſen eines -gemeinfamen Intereſſes öffents 
lich als Hauptmotiv der Unhaltbarkeit des Neichsverbande 
angekündigt, mithin eben dadurch die Nothwendigkeit eines 
thätigen Zuſammenwirkens zur Wiederbelebung teutfcher Na: 
tionalität anerkannt hatte: — Wenn bey jenem Benehmen 
von oben herab nirgends ein rechtes Vertrauen, daß es mit 
der Verbindung ernftlic gemeint”fey, Wurzel faffen till, 
und fich nirgends ein veges Intereſſe dafür blicken laßt, 
wer follte es der teutfhen Nation verdenken können? 

Es wäre vielleicht möglich , daß der große Napoleon, 
der die Etablirung eines, den Anfoderungen des Völkerrechts 


110 


volllommen entfprechenden, großen Völfers Bundes 
ducch unzweydeutige Symptome arffündige, zur Abſicht hät: 
te, ſtatt die, bis it beftehenden,, teutſchen Staaten vermits 
telft der rheiniſchen Conföderation, als Einem Ganzen, jenem 
großen Wölkerbunde beytreten zu laffen, wenigere Staaten in 
ZTeutfehland zu bien, und diefe, als einzelne für ſich beftes 
hende , Staaten unmittelbar in den großen Völkerbund aufs 
zunehmen ;. und wenn dem wirklich fo wäre, fo hätte fi 
freylich der Schlüffel zur. Erklärung jenes Benehmens teut 
ſcher Souveraine gefunden: Sm entgegengefeßten Falle 
aber hätte doc) die teutfche Nation billig hoffen dürfen, daß 
ihre Fürften ſich zur gemeinjchaftlichen Berathung der gegens 
wärtig höchſten National: Angelegenheit, des inneren Orgas 
nismus des Bundes, vereinigt, und die Diefultate diefer ges 
meinfchaftlichen Berathung „. durch das Drgan des Direktos 
riums, der-Vorfchreift der. :Bundesakte gemäß, dem Protek⸗ 
tor vorgelegt hätten, — welchem, die Qualififation des 
Bundes zur Erreichung , feines Zwecks, di, deffen Wohl, 
bezielende, aus ächtem Gemeinfinne gefloffene, Vorſchlüge um 
fo weniger unwillfommen hätten feyn können, - da er felbfk 
Glieder feines eigenen Hauſes mit dem Wohl und Wehe 
von Teutfchland enge verflochten hat, — uud daſſ man,‘ wenn 
jeneg gefchehen wäre, fie davon in Kenntniß geſetzt hätte, 
als das unverkennbar wirkfamfte Mittel, ihre Vertrauen in 
die neue Drdnung der. Dinge einzuflößen, und ihr Sjntereffe 
daran zu erregen, ohne welches Vertrauen und Intereſſe ver 
Nation die Verfaffung , zwar immerhin gezwungene Söld— 
linge, nie aber — und Ban A Vertheidiger 
finden wird. 

Doch! die Weisheit — EN welche fich im 
Akte der Umgeſtaltung unferer Verfaſſung in ſo ſchönem 
Glanze gezeigt hat, heißt uns, willig uns zu beſcheiden, daß 
zureichende Gründe der Vorſicht oder Nothwendigkeit ihr 
bisheriges Verfahren geleitet haben, und bevschtige. ung zu 
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der Hoffnung, daß fie, wenn nur erſt der rechte Zeitpunft 
ber Vollendung eingetreten feyn wird, der Geſammtheit das 
nahahmungswirdigfte - Vorbild Achter teutſcher Nationats 
Energie in Ausbildung ‚ Befeſtigung und Belebung der ges 
wählten Verfaffung gewähren werden. —. 

Aus der ‚Vergleichung der voraus aufgeſtellten Haupt⸗ 
momente der Verfaſſung eines VölkeruStaats und jener 
eines Völker⸗Bundes ergiebt ſich, daß beyde, ob ſie 
gleich denſelben Zweck miteinander gemein haben, den nüäm⸗ 
lich, den vereinigten Völkern den Genuß der rechtlichen Si⸗ 
cherheit, eines dauernden Friedenszuſtandes zu gewähren, 
dennoch in Anfehung der Are: der Vereinigungs-Form zum 
gemeinſchaftlichen Erſtreben des Vereinigungszwecks weſent⸗ 
lich differiren. a Ver 

Der Völker; Staat vereinigt alle, im ihm begriffene, 
Völker durch Unterwerfung unter eine, ihnen allen gemeinſa⸗ 
me ,: höchfte Staatsgewalt; der Wölkerbund erheiſcht feine 
ſolche Unterwerfung ‚.. fondern umfchlingt blos feine Glieder 
mit dem Bande: einer freyen Affogiation: — Der Völker⸗ 
Staat hebt die Selbſtſtändigkeit aller , ihm angereihten, 
Staaten auf, und macht fie von -einer Obergewalt abhängig; 
der Völkerbund läßt alle zu ihm gehörigen Völker ale eben 
fo viele < eigene, beſondere, felbfiftändige und unabhängige 
Staaten heſtehen: — Der Völker: Staat greift ein in das 
innere Leben feiner ‚Glieder; der Völker : Bund läßt dag 
innere der ihn konſtituirenden Völker ganz. unberührt , und 
erſtreckt ſich blos auf die Äußeren Verhältniſſe derſelben 
unter: ſich: — Der Völker Staat regulirt durch feine höchſte 
Gewalt die. inuneren Verhältniſſe der in ihm vereinigten 
Völker durch Geſetze, ſchlichtet die Streitigkeiten: zwiſchen 
ihren Häuptern und Gliedern, und dieſen unter ſich, und 
vollzieht · jene Geſetze und. dieſe Richterſprüche; der Völker— 
bund giebt nur Geſetze für die: ußer en Verhältniſſe der 
Verbündeten unter ſich, richtet nur die Colliſionen in dieſen 
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außeren Verhãltniſſen und Hat 

Eretution: — Det ayziter ‚Staat ſichert die 

zelner, ſeine Völker tonſtituirenter, Men 

Individuen; der Völkerbund ert die Coexiſten; benach⸗ 

harter Völker, als freyer aaten: — Der Bölker⸗ 

Staat ſetzt ſeine Glieder in ein wahr 

niß; der Völkerbund die ſeinigen in das Verhãutniß 

eines freyen Verbandes: — Das Prinzip des Völker⸗ Staat⸗ 

iſt das der Beherrſchung und Regierung; a 

Voölkerbundes jenes, eines auf die Gleichheit aller gebauten 

freyen Föderalismus. 
Hiemit find denn auch die weſentlichen Differenzett ot 


{hen der Verfaſſung des teutſchen Reichs, als eines Völker⸗ 
Staats, und der Verfaſſung der rheiniſchen Conföderation, 
ichnet, und man 


als eines. Völkerbundes, tenntlich ge 
auf wünigen, dab“ ein ggeit derjenigen, WEIN bis itzt ein⸗ 
zelne Anſprüche an die Verfaſſang der letzter bffeneri⸗ 
den Sprache brachten, ſo wie ein Thei 
ſich bisher öffentlich übe 
erlaubten, vor allem ſich den Geiſt die 
ihnen bis dahin noch entgangen zu ſeyn 
möchten, um ſich und andere aͤhnli 
chen und Urtheilen, als die 
für die Zukunft zu ſichern. 
Im teutſchen Reiche unterlagen alle, daſſelbe konſtitui 
renden, Völker einer, ihnen alfen geme 
Staatsgewalt, der Keichsgemalt ; Die Glieder Staaten © 
eheinifchen Bundes ertennen feine, ihnen demeinſchaſtlich⸗ 
dent das Protektorium 
= ze wefentlich verfhieden * — m te en 
— — * „in ihm begriffenen, Staaten MM 
— EEE unter die höchſte Reichsgewolt, des re 
A elbſtſtändigkeit und Unabhängigkelt theilhaftig· 
niſchen Bunde freut ſich jeder der. konföd 


eint, aneignen 
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Staaten des Charakters voller Souverainität? — die Wirk 


ſamkeit der teutfchen Neichsgewalt erfireckte fih auf. das ins 


nerfte Leben der teutfchen Neichss Territorien ; der vheinifche | 


Bund befchränkt die feinige blos auf die äufere Wechfelmirs 
fung der in ihm vereinigten Staaten, als Staaten, aufeins 
ander: — m teutichen Neiche gab die höchſte Gewalt von 


Reichs-Hoheitswegen Geſetze, welche nicht nur das Rechts⸗ 


verhältniß der Territorien unter ſich, ſondern auch die Rechts⸗ 
verhältniffe der Territorial: Heren mit ihren Gliedern, und 
ſelbſt jene diefer Glieder unter fich beftimmten, und alle alg, 
unmittelbare oder mittelbare, Unterthanen des Reichs 
gleich verpflichteten ; im rheinifchen Bunde fünnen,. und zwar 
nur dur den Weg freyer Uebereinfunft feiner Stieder, 
höchſtens folche Geſetze aufgeftelle werden, welche die rechtlis 
che Eoeriftenzordnung der Eonfüderirten Staaten, als Staas 
ten, aljo blos ihre Äußeren Verhältniſſe unter ſich (unmistels 
bar oder mittelbar) ‚betreffen, und nur bie rechtliche Natur 
und Kraft von Conventional-Staätuten haben, da fie 
von der Völkergeſellſchaft ſich ſelbſt gegeben werden, und alle 
Stieder dieſer Geſellſchaft, als folche, an Rechten, was deren 
Form betrifft, ſich vollkommen gleich find: — die teutſche 
Reichsgewalt, übte als höchſte Staatsgewalt, das Recht deg 
Gerichts nicht nur in Streitigkeiten unter den Reichs-Staa⸗ 
ten unter fih, und zwifchen den Häuptern der lezteren und, 
ihren Untergebenen- im erſter, fondern auſh über die Strei— 
tigkeiten dieſer lezteren unter ſich in lezter Inſtanz, und voll⸗ 
zog jene Geſetze und dieſe' Rechtsſprüche im Keaft ihrer 
Machtvollkommenheit; der rheiniſche Bund kann, eben wei 
ſich feine Wirkſankeit durchaus nicht auf das Innere der 
£onföderirten Staaten erftvecfe, fondern lediglich auf deren 
äußere Verhältniſſe unter fich beſchränkt, auch fehlechters 
dings nur etwaige Collifionen in dieſen ihren äußeren 
Verhältniffen rechtlich fehlichten, und diefes fein Recht des 
Gerichts iſt ein, blos auf freyer, durch den Zweck des Bun— 
8. 
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Des angeregter, Wahl der Konföderirten, die Streitigkeiten 
in ihren Auferen Verhältniffen, ftatt durch Gewalt der Wafı 
fen, dem Zwecke des Bundes gemäß im Wege Rechtens aus 
zugleichen,, gegrüindetes Recht : 

Es verräth demnah, man mag fagen, was man will, 
und die Sache mag ſich von Seite des Nugens noch fo 
fehr empfehlen, durchaus irrige Begriffe von dem Weſen bes 
Bundes, wenn man dem Bundesgerichte eine Einwirkung 
auf die Streitigkeiten zwifchen den verbindeten Souverainen 
und ihren Untergebenen, alfo auf innere Verhäftniffe der 
kon föderirten Staaten eingeräumt wiffen will, indem diefe 
feine Einwirfung, dem Zwecke und Wefen des Bundes völlig 
fremd, die Souverainität in ihrem Weſen geradezu vernichs 
tete, welche eben das Bundesgericht fichern heifen foll, und 
fich feine Seite des Bundes auffinden läßt, aus der eine 
ſolche Ausdehnung feiner Wirkungsfphäre fich begründen Tieße, 
die Deutung des Bundeszwecks aber, den inneren Frieden 
der verbiindeten zu fihern, zur Unterftügung jener Ausdehs 
nung, von dem entfchiedenften Mißverftande diefer Zwecks⸗ 
beffimmung zeugt: denn — | 
Diie teutſche Neichsgemwalt hatte, als Staatsgemalt, die 
rechtliche Sicherheit, den Frieden aller, ihr unmittelbar oder 
mittelbar unterworfener , Individuen unter ſich und gegen 
Außen zu verbürgen; die rheinifche Conföderation aber, als 
ein bloßer Völkerbund, überläßt die unmittelbare Obfors 
ge für die rechtliche Sicherheit und den Frieden im Inneren 
der einzelnen verbüindeten Staaten lediglich ihren Souverais 
nen , deren Wirkungskreis eben in jener Obforge befteht, fie 
ſelbſt aber wendet ‚blos ihre Thätigkeit auf die Sicherung 
der rechtlichen Coexiſtenz der durch fie vereinten Staaten, als 
Staaten, und deren Vertheidigung gegen außen, verbirgt 
alfo den Frieden im Inneren des Bundes, und deit 
fen Sicherheit nach außen; das Innere des Bundes 
darf aber nicht verwechfelt werden mit dem Inneren dei 


* 
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verbündeten Staaten: denn bie äußeren Verhälts 
niffe der lezteren, als einzelner Staaten, in Beziehung 
unter fih geben das Innere des Bundes, und des 
Bundes Beziehung auf alles, was nicht zum Bunde ges 
hört, Heiße fein äußeres Verhältniß: — Die Exekutiv⸗ 
Gewalt des teutſchen Reichs erſtreckte ſich zur Effektuirung 
der von ihr ausgefloſſenen Geſetze und Rechtsſprüche auf das 
Innere der Reichsprovinzen, und, wenn gleich die Exeku⸗ 
tion durch die Provinzialgewalten ſelbſt bewirkt wurde, fo. 
handelten doch dieſe hierunter nur im Namen der Souve⸗ 
rainität des Reichs, und als Organe derſelben; der rheiniſche 
Bund hingegen kann es nur mit der Vollziehung feiner 


 Eonventional s Befchlüffe und Entfheidungen in Beziehung 


auf die Äußeren Verhältniffe der konföderirten Staaten uns 
ter fich und gegen, dem Bunde fremde, Mächte zu thun 
haben, und die Glieder des Vereins vollziehen im Gefamints 
Namen des Vereins, was fie ſelbſt, mit Freyheit und Gleich⸗ 
heit ihrer Rechte, über ſich ſelbſt beſchloſſen haben: — Alle 
Glieder des teutſchen Reichs ohne Ausnahme waren, unmit⸗ 
telbare oder mittelbare, Unterthanen der Reichsgewalt; 
die Staaten der rheiniſchen Conföderation hingegen ſtehen 
blos in einem, und zwar ſolchem, geſellſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, welches allen Gliedern der Geſellſchaft, als f olchen, 
gleiche Rechte gewährt, und kein Glied dem andern, noch 
irgend einem dritteren Subjekte unterwirft; denn alle Staa⸗ 
ten des rheiniſchen Bundes ſind in gleichem Maaße fouves 
rain, haben gleichen Antheil an dem Effekte des Vereins, 
und gleiche Verbindlichkeiten gegen den Bund. — Das 
Prinzip des teutſchen Reichs war das der Beherrſchung und 
Subordination; das Prinzip des rheiniſchen Bundes iſt 
das einer gleichen Völkergeſellſchaft und der Co ordination. — 
Die Erreichung des Zwecks des Reichsvereins garantirte uns 
mittelbar eine wahre bürgerliche Oberherrſchaft; die Errei⸗— 
chung des Zwecks bet rheiniſchen Confoͤderation garantirt 
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nur mittelbar und fubfidiarifch ein bloßes, von einer bilrgers 
lichen DOberherrfchaft wefentlich verfihiedenes, Protektorium, 
welches fih nicht in die inneren Angelegenheiten der Fons 
föderirten Staaten miſcht. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß bey dieſer Differenzs 
Entwicklung das teutſche Reich ſo genommen wurde und ge— 
nommen werden mußte, wie es nach feinen konſtitutionellen 
Geſetzen ſeyn ſollte: dem Thatbeſtande nach war freylich vie— 
les ganz anders; denn die, durch eigenmächtiges Hinweg⸗ 
fegen über die Geſetze und Befchlüffe des Reichs, durch uns 
bejchränfte privilegia de non evocando, und durh Vers 
eitlung der Unwiderſtehlichkeit der höchſten Staatsgewalt 
errungene Independenz der. mächtigeren Reichsſtände von 
der, auf wenige unbedeutende Reſervatrechte beengten, Reichs; 
gewalt hatte fange ſchon den Völker⸗Staat in der That in 
eine Art. von Völkerbund umgewandelt, ob man gleich im 
Buchftaben der Konftitution die Form des Völker Staats 
beubehielt, und dag man endlich diefer Form fich öffentlich 
entledigte „ welche nur noch auf die minder mächtigen Stän— 
de drükte, ohne ihnen einigen Vortheil zu gewähren, und 
burch öffentlich geſetzliche Adoption der Form des Völkerbun— 
des den Widerſpruch zwiſchen dem geſetzlichen und dem 
That beſtande, und die dadurch herbeygeführte Verwirrung 
glücklich lößte, war demnach um ſo rathſamer und nothwen⸗ 
diger, je mehr durch die Form des Volferbundes, in Vergleis 
chung mit jener des Völker⸗Staats, wie bereits gezeigt wurde, 
die Erreichbarkeit des Zwecks, fiir welchen benachbarte Völ— 
fer und Staaten fich verbinden ſollen, gefihert, und die 
Haltbarkeit der erſteren durch ihre eigene Natur gewährt 
wird. 

Die nunmehr in nähere Vergleichung zu ſtellenden Ders 
faffungs Punkte find: — der Kaiſer des teutfchen Reichs, 
und das Protektorium des vheinifchen Bundes: — der 
Reichstag und die Bundesverfammlung ! — die Verfaffung 
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des Reichsgerichtsweſens und dag Bundesgericht: — die 
Erefutionsverfaffung des Reichs und jene des Bundes: — 
endlich die Kriegsverfaffung des Reichs, und das DVertheidis 
gungs:Syftem des Bundes: wobey ich ausdrücklich bemerke, 
daß diefe Punfte vorerft blos in Anfehung ihrer formel 
len Zweckmäßigkeit werden beriickfichtige werden: Die Vers 
waltung des Reichs, fo wie jene des Bundes werden ſpä— 
ter in Betrachtung fommen. 

Daß die Souverainität des teutfchen Reichs, als eines 
Staats, durch ein phyſiſches, mit der erhabenen Würde 
eines Kaiſers ausgefiattetes, Individuum perſonifizirt 
wurde, mögte eben ſo, wie die Beſtimmungsart dieſes Indi— 
viduums durch den Weg einer Wahl, im allgemeinen als 
vollkommen zweckmäßig anzuerkennen ſeyn. Denn die, oft 
theuer erkaufte, Erfahrung aller Zeiten hat zur Erkenntniß 
der Wahrheit geführt, daß durch die Konzentrirung aller 
ſchützenden Kraft eines Staats in den Händen eines Einzi⸗ 
gen, als des Regenten im engeren Sinne, inwieferne 
durch diefen Ausdruck der Innhaber der vollzichenden 
Gewalt bezeichnet wird, die Erreichbarkeit des Staatszwecks 
am meiften gefichere fen ; dieſelben Gründe aber, welche ge; 
gen die Erblichfeit aller eigentlichen Staatsämter überhaupt 
fireiten, ftreiten in einem noch ungleich höheren, alle entges 
gengeftellten Deklamationen überwiegenden, Maffe gegen die 
Erhlichkeit des Negentenamis, und für die Hebertragung defs 
. felden durch freye Wahl, fobald ein Volk zur Behauptung 
feiner Rechte nur einigermaßen geveift ift, ud eben darum 
den möglichen Mifbräuchen des Wahlrechts nachdrücklich zu 
begegnen verfteht. 

Märe der Kaifer Teutfchlands wirklich Negent des 
Reichs in jenem Sinne gewejen, das heißt, wäre eine, dem 
Bedarfe des Reichs zur Erreichung feines Zwecks pollkom— 
men entfprechende, durch die Beyträge der Neichsglieder fon: 
ftituirte , und durch diefelben zu unterhaltende, fihiigende 
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Kraft realiſirt, und diefe durch die Conftitutio.> des Reichs 
der Kaiferwiirde in abstracto zur alleinigen und ausfchlier 
jenden Dispofition zum Behufe der Vollziehung der geſetzli⸗ 
hen und richterlichen Befchlüffe, fo wie der Vertheidigung 
des Reichs überlaffen, das Necht der Gefekgebung aber auss 
fhließend in die Hände der verfammelten Fürften, als der 
Mepräfentanten ihrer Völker, und das Hecht der Gerichts; 
barkeit ausfchliefend in die Hände der Serichtshöfe des 
Reichs niedergelegt gewefen, dann wiirde die Erfahrung aud 
im teutſchen Meiche jene Wahrheit volltommen beftättigt, 
dann würde eine wirklich freye Wahl des Kaifers ftatt ges 
funden, und die Verfaffung des Reichs dem Ideale eines 
Völker Staats möglichft entſprochen haben. 

Bekanntlich aber hatte der Kaifer einigen, namlich den 
negativen, Antheil an der Geſetzgebung des Reichs, lieh den 
Geſetzen, die er nicht verworfen hatte, und den Urtheilsſprü— 
chen der Gerichte bey ihrer Publikation ſeinen Namen, und 
konnte es verſuchen, jene und dieſe zu vollziehen, wenn die 
Reichsſtände kein Intereſſe hatten, dieſem Vollzuge ſich zu 
widerſetzen, oder geneigt waren, ihm die nöthigen exekutiv— 
Kräfte zu gewähren. Bey allen Geſchäften der Verwaltung 
des Reichs einigermaßen betheiligt, ohne jedoh auch nur 
einen einzigen Zweig der Neichsgewalt vollftandig in Händen 
zu haben, war der Kaifer — nicht Repräſentant — fondern 
eigentlich blofes Scyattenbild der Reichs. Majeftät, welches 
felöft, als folches kaum bemerft worden wäre ; hätten nicht 
bie Privatkräfte, welche ein Kaifer, als Neichsftand oder als“ 
Regent eines fremden Staats beſaß, dem faiferlichen Anfes 
hen einige Stützen gelichen. Waren dach die ftändigen Re— 
veniien des Kailers, als ſolche, in den neueren Zeiten — 
man kann fi als Teutſcher ohne Schaam deffen nicht er— 
Innern — auf die Summe von 19,084 fl. 52 fi. befchränft, 
wovon hoch überdieß die Juden einen beträchtlichen Theil 
beyzutragen harten! Big dahin hatte man, um den Mo— 
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narchern nicht übermächtig, nicht zum Despoten werben zu 
laffen, eigentlich aber nur, um dem Streben der Kronbeams 
ten nach Landeshoheit, und der Landesherrn nach Unabhäans 
gigfeit immer freyere Bahn zu machen, die Monarchenwirs 
de feldft entkräftet; flatt nur den Mißbrauch der Macht 
‚zu hindern, entzog man. dem Monarchen die Kraft feldft, 
machte dadurch den richtigen ‚und zweckmäßigen Gebrauch) 
berfelben unmöglih, und hob eben damit die Monarchen— 
wurde dem Wefen nad auf, während man fie dem le 
nad) fortbeftehen ließ. 

Daß die gefeßgebende Gewalt des Reichs in zwey 
Theile getrennt wurde, wovon der eine den durch Geſandte 
verſammelten Reichsſtänden, und der andere dem Kaiſer zu— 
ſtund, war ein entſchiedener Fehler in der Perſonifikation je— 
ner Gewalt, da zwar die verſchiedenen Zweige der höch— 
ſten Gewalt eines Staats, aber durchaus nicht ein und, 
derfelbe Gewaltszweig, in der Darftellung verfchiedenen 
Subjeften übertragen werden dürfen und darf, ohne die fo 
nöthige Einheit der Quelle zum größten Nachtheile fir das 
Ganze zu flören: Die Erfahrung hat es denn auch beftät: 
tigt, daß durch jene Theilung der. gefeßgebenden Gewalt des 
Reichs zwifchen zwey Klaffen, überdieß von fo verfchiedenem 
Intereſſe, nur. Eiferfucht und Widerſpruch erzeugt wurden; 
denn was ift die Gefchichte der Verhandlungen des Kaifers 
und der Stände auf dem Neichstage im Grunde anders, als 
eine fortlaufende Gefchichte des Widerftandes der Reichs— 
ftande gegen die DVerfuche des Eaiferlichen Hofes, feinen Eins 
fluß auf Teutfchland zu erweitern, und umgekehrt? und daß 
dabey die Sefeßgebung des Reichs den gerechten Foderungen 
die man an fie machen konnte, gar nicht entfprochen habe, 
ift aller Welt bekannt , fo wie der allmählige Verfall des 
Reichs, bey jener fehler: und lückenhaften Normirung der 
Coexiſtenzorduung der Reichsglieder, unvermeidlich eintreten 
mußte. 
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Noch geringeren Antheil, als an der geſetzgebenden Ge— 
walt, hatte der Kaiſer an der oberſtrichterlichen Ge— 
walt des Reichs; denn, während die Reichsſtände die Mehr— 
heit der Nichterftellen, wenigftensg am SKammergerichte, bes 
festen, die Gerichtsordnungen vorzeichneten , die Gerichtsvifis 
tationen vornahmen, und in mehreren Fällen den Rekurs fo 
wie die endliche richterliche Entfcheidung an ſich zogen, (ale 
worin die mwefentlichen Aeußerungen einer oberften vechtipres 
chenden Gewalt befichen), den vom Kaifer angeordneten 
Neichshofrarh aber , wiewohl mit vielfältigen Widerfpriichen 
und verfuchten Einwirkungen auf denfelben,, eigentlich nur 
duldeten, — hatte der Kaifer blos die Ehre, den Rechts— 
Erfenntniffen und fibrigen Akten feinen Namen und Titel 
vorgefeßt, feinen Stellvertreter vorangehen zu fehen. 

Wenn es anerkannter Srundfas der Staatswiffenfchaft 
sat, daß die Akte der Nechtfprechung im Staate, von aflem 
Einfluffe der erefutiven Gewalt frey , lediglich den Gerichts 
Höfen überlaſſen ſeyn follen, zu was diente jene Ceremonie 
mit dem Aushängefchitde der kaiſerlichen Auktorität? Mor 
Durch ‚Fonnten die Neichsftände,, deren Verſammlung doch 
wohl nicht den Charakter eines Gerichtshofes hatte, das ihr 
rer Seits in vielen Fällen angemaßte Necht der richterlichen 
Entfcheidung rechtlich Begriinden? Warum ließ man nicht 
die Gerichtshöfe des Neichs allein und ausſchließend alle 
Nechts:Streitigkeiten ohne Ausnahme in höchfter Inſtanz 
entfcheiden, und ihre Erfenntniffe im Namen und aus Auf 
torität des Reichs, welches fie zum Akte der Nechtipre 
ung vepräfentivten, verfiinden? Ober, wenn doch der Kat 
fer der Innhaber der vichterlichen Gewalt des Neichs fenn 
follte, werum ließ man ihn nicht ausfchliefend die Gericht 
höfe befeßen, diefen die Gerichtsordnungen vorfchreiben, und 
feine Oberaufficht dariiber durch Difitationen geltend mar 
hen? — Alles, wie es fih faktisch verhielt, beweißt, daß 
auch die richterliche Gewalt des Reichs zwiſchen zwey Klaſ⸗ 
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fen von Subjekten wirklich getheilt gewefen, und daß aud) 
diefe Theilung diefes einen Gewaltszweigs der Erreichung 
feines Zwecks nichts weniger, als förderlich geweſen ſey, wer 
mögte darüber noch Beweiſe fodern? 

Aber die vollziehende Gewalt des Neichs ‚»follte 
man vorausfeken , wäre doc wenigftens in der Perfon des 
Kaifers, ald des Regenten von Teutfchland, Eonzentrivt ge⸗ 
weſen? — Wenn man will, dem Namen nach, ja, aber 
keineswegs dem Weſen: Wenn der Kaiſer in Wahrheit als 
das Subjekt der vollziehenden Gewalt des Reichs hätte ſol— 
len angeſehen werden können, ſo hätte demſelben eine, zur 
Handhabung der Ordnung und Ruhe im Imeren, zur Gel⸗ 
tendmachung der Geſetze in allen Theilen des Reichs, zur 
unwiderſtehlichen Vollziehung der richterlichen Erkenntniſſe, 
und zur Vertheidigung der Theile wie des Ganzen gegen 
äußere Feinde, für jeden Fall zureichende Kraft durch ver— 
hältnißmäßige Beyträge aller Reichsglieder zu Gebote geſtellt, 
und die Verwendung und Leitung dieſer Kraft für jene 
Zwecke, nach Maaßgabe der Beſchlüſſe der geſetzgebenden 
Verſammlung und der Erkenntniſſe der Gerichtshöfe, ſeinen 
alleinigen Verfügungen überlaſſen geweſen ſeyn müſſen, 
zur Behinderung des Mißbrauches jener Macht aber der 
Kaiſer für die zweckgemäße Verwendung derſelben der 
geſetzgebenden Verſammlung des Reichs verantwortlich ger 
macht ſeyn können: — Doch jenes war ganz und gar nicht 
der Fall; denn die Domainen des Reichs waren ohne Aus“ 
nahme veräußert, oder verfchenft oder unablößlich verpfäns 
det ; nothdürftige Geldbeyträge mußte der Kaifer in einzels 
nen Fällen eröitten, und, wenn fie kärglich genug bewilligt 
worden waren, fo hätte es beynahe einer eigenen evefutiven 
Macht bedurft, um fie beyzutreiben, und die vielen, oft ges 
gründeten, Klagen iiber Unverhältnißmäßigkeit der Reichs— 
matrifel, und die Compenfations. Erinnerungen zu befeitigen 
pder niederzufihlagen : die erforderliche dilitair⸗Macht end; 
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lih war in den Händen der Neichsftände Hundertfältig ver: 
theilt , welche folche, wenn deren Gebrauch ihrem Privat 
Intereſſe nicht zufagte, entweder gar nicht, oder langſam ges 
nug ftellten, und immer unter ihren eigenen Befehlen be 
hielten. Zudem verließen die Neichsgerichte ſelbſt Erekutions, 
Mandate an die Kreife, als Erekutionsbehiörden, und jeder 
Verſuch des Kreiſes, ein Neichsgeiek in einem Neichslande 
unmittelbar felbft zu vollziehen, wiirde als eine Verlegung 
der Landeshoheit fehr übel aufgenommen worden feyn. — 
Wer mögte unter fo bewandten Umſtänden nun noch ber 
haupten, daß der Kaifer, dem auch hierunter faft nichts, als 
die Ehre, überall feinen Namen herzugeben, übrig blieb, 
alleiniger Sgnnhaber der Erekutiv, Gewalt des Reichs gewer 
fen fey? Wer follte jene abermalige veelle Theilüng diefes 
Deftandiheils der höchften Reichsgewalt zwifchen Kaifer, 
Ständen und Gerichrshöfen für zweckmäßig erkennen können? 
Daß bey jener ganzlihen Ohnmacht der Kaifer : Miirde 
an fich, wollte man anders nicht den Kaifer zu einem völlig 
- teeren Phantom herabwürdigen, im Grunde alle Frenheit 
der Monarchen: Wahl Hinwegfiel, war ganz natürlich: Denn 
eine Wahl kann nur dann frey genannt werden ‚,. wenn fie 
allein von der Rückſicht auf die innere Güte und Tauglichs 
keit des Candidaten zu dem Amte, welcdyem. er vorftehen 
fol, und von der eigenen, von Außeren Beftimmungen nicht 
neleitefen, Entichliefung dev Wählenden abhängt; alle Wahl⸗ 
frenheit aber ift dahin, fobald die Wahl durch äußere Ders 
hältniffe nur auf beſtimmte Subjekte zwingend gerichtet wird, 
und die Wählenden genörhigt find, nur denjenigen vorzuzie⸗ 
ben, der die größte Außere Macht befißt,, und von defien 
Nichtwahl Unruhen und Trennungen zu befürchten wären: 
Da nun das Neich felbft feinem Monarchen feine Macht 
gewährte und gewähren wollte, mithin nur darauf zw fehen 
genöchigt war, wer aus eigner Kraft der Kaiſerwürde 
den erwünſchten Nachdruck gewähren könne, und einer feiner 
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Mitſtände, namlich das Deftreichifche Haus, mit feiner Kriegs: 
macht jene aller iibrigen Stände zufammengenommen to 
nicht überwogen, doc ihr fiher das Gleichgewicht hielt, fo 
fonnten die Wahlfürften wohl nicht umhin, ihre Monarchens 
würde, bey einer Erledigung derfelben, dem jedesmaligen 
Erben des Deftreichifchen Staats zu überlaffen, indem bie 
Wahl eines andern Neichsfürften unfehlbar das Signal zu 
einem einheimifchen blutigen Kriege, der Erfahrung gemäß, 
gegeben haben wiirde. 

Auch abgefehen davon, daß die bey der Wahl eines 
Kaifers gar nicht paffende Rückſicht auf Religion, bey der, 
in jedem alle ftatt gefundenen, Stimmen : Mehrheit der 
katholifhen Wahlfiirften, das Wahlrecht der proteftantifchen 
Wahlfürſten ſeiner Realität nach aufgehoben hatte, war alſo 
ſeit dem Eintritte jenes Verhältniſſes der Macht des Oeſt— 
reichiſchen Hauſes zu der Macht aller übrigen Reichsſtände 
unter den angegebenen übrigen Umſtänden die konſtitutionelle 
Eigenſchaft einer Wahl: Monarchie an der Form des teuts 
fhen Reichs ihrem Weſen nad) vereitelt, fo wie durch jene 
reelle Theilung jedes einzelnen Beftandtheild der höchften 
Reichsgewalt zwifchen dem Kaifer und dem Corps der Reichs— 
fände felbft das Wefen der Monarchie praftifch vernichs 
tet, und — da die Unwiderftehlichkeit der Macht im Voll: 
zuge der Geſetze und Nechtsentfcheidungen eines Staats fiir 
alle feine lieder die Grundbedingung des Charakters feines 
Negenten (diefes Wort im oben angegebenen engeren Sinne 
genommen) ift, der Kaifer aber, blos folcher, und abgeſehen 
von feiner Privat-Macht, kaum für eine der geringſten 
Reichsſtädte unwiderſtehlich war — ſelbſt die Regenten— 
Würde ihrem Weſen nach praktiſch aufgehoben war. 

Man kann demnach mit Wahrheit ſagen, daß bei der, 
oben ſchon bemerkten, faktiſchen, dem Buchſtaben der Con— 
ſtitution widerſprechenden, Umgeſtaltung des teutſchen Reichs, 
ale eines Völker-Staats, in eine Art von Wölkerbund, 
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auch der Charakter der Kaiferwiirde in eine Art von. blofem - 
Protektorium, welches jedoch bey der Kälte und dem fish 
widerfirebenden Intereſſe der Partheyen unter ſich mehr für 
die Zwecke des Protegiventen,, als der zu protegirenden bes 
nüßt wurde, metamorphofirt worden ſey, als welches Pros 
teftorium die einzige, mit der Natur eines Völkerbundes 
verträgliche, Art von Garantie fiir die Erreichung des Bun 
deszwecks, und befanntlih aud vom vheinifhen Bunde 
adoptirt iſt. 

Daß eine förmliche Oberherrſchaft über verbündete 
Staaten, ähnlich der einer höchſten Staatsgewalt, dem We⸗ 
ſen eines Völker-Bundes widerſpreche erhellt von ſelbſt 
aus den voraus gegebenen Grundzügen des Weſens eines 
ſolchen Völker- oder Staaten-Bundes; der Charakter der 
Selbſtſtändig- und Unabhängigkeit, oder der Charakter der 
Souverainität, zu deſſen Behauptung ſich mehrere Staaten 
verbunden haben, verträgt keine höhere Souverainität, welche, 
als ſolche, über allen verbundenen Staaten ſtünde, und 
oberhoheitlich auf ſie alle gemeinſam einwirkte; denn 
die Begriffe von Souverainität und Unterordnung unter 
eine höhere Gewalt fliehen ſich, indem leztere das Weſen 
der erſteren nothwendig zerſtört, und wenn demnach der 
Staatenbund die Erhaltung und Vertheidigung der Unab⸗ 
hängigkeit der in ihm vereinigten Staaten zur Endabſicht 
hat, fo müßte etwas, welches dieſe Unabhängigkeit ihrem 
Weſen nach vernichtete, nothwendig mit dem Weſen des 
Staatenbundes im Widerſpruche ſtehen, und dieſen ſelbſt 
praktiſch vernichten: So etwas wäre aber eine, allen ver⸗ 
bündeten Staaten gemeinſame, höchſte Staaten-Gewalt, und 
eine ſolche darf alſo, ſolange der Verein der Staaten ein 
bloßer Staatenbund, und nicht ein Völker-Staat 
ſeyn ſoll, in ihm nicht etablirt werden. 

Wenn es irgend etwas giebt, dem alle unter der Form 
eines Völkerbundes vereinigte Staaten, unbeſchadet ihrer 
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Unabhängigkeit, Selbftftändigkeit, und Freyheit im Inneren, 
unterworfen ſeyn können, ſo iſt dieß — nicht etwa ein, in 
einer Menſchenperſon gewähltes, ſichtbares und phyſiſches 
Oberhaupt — ſondern der gemeinſame Völkerwille, 
der ſich durch den Bundesvertrag ausdrücklich und feyerlich 
zur Obhut des Rechts und eines allgemeinen Friedenszuſtan⸗ 
des unter den ſich verbindenden übereinſtimmend erklärt hat; 
der Ausdruck dieſes gemeinſamen Völkerwillens giebt dann 
das poſitive Geſetz des Bundes, an welches, als an den 
Ausdruck ihres eignen Willens, alle feine Glieder gebuns 
den find, und deffen Beftimmungen nur die rechtliche Hands 
habung und Sicherung ihrer ſelbſt, als Eoeriftivender unabs 
hängiger Staaten, bezielen können, da fie nur zum gemeins 
fchafilihen Erftreben dieſes Ziels zufammengeftimmt haben; 
Die Verbindlichkeit unter und nach, ſich felbft gegebes 
nen, Gefegen aber, welche die Sicherung der Unabhängig: 
feit bezwecken, und fchon von der Vernunft felbft als unerlaßs 
liche Bedingungen einer Coeriftenz freyer Staaten, als fols 
her, diktire find, ift volltommen mit der Souverainität kon— 
föderivter Staaten vereinbarlich, und wenn nur durch einen 
zweckgemäßen Organismus der Conföderation für die unfehls 
bare Geltung dieſer Geſetze hinreichend geforge ift, fo fällt 
auch aller, etwa erdenkbare, Grund und Zweck der Etablis 
rung einer eigentlihen Oberherrſ haft im Bunde fofort 
hinweg. 

Wohl aber kann ein Staatenbund — vorzüglich als; 
denn, wenn feine Glieder⸗Staaten ſich ſelbſt an Macht ſo 
ungleich ſind, daß eine Unterdrückung der ſchwächeren durch 
die ſtärkeren möglich wäre, oder wenn die Geſammt-Macht 
des Bundes von der Macht benachbarter Staaten überzogen, 
wird, fomit den Sieg über feindliche Angriffe von. folchen 
Staaten mit Sicherheit zu verbiirgen nicht vermag — der 
Garantie und des Schukes einer folchen dritten Macht be: 
dürfen, durch deren Einfchreiten jedes einzelne, ſelbſt das 
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mindeft mächtige, feiner Glieder gegen mögliche Unterdrük— 
fungsverfuche von Seite der mächtigeren Glieder, und durch 
deren Machtzumachs der Bund im Ganzen wie in feinen 
Theilen gegen mögliche Anfälle fremder Staaten, folglich 
die Erreihung des Bundeszwecks in jeder KHinficht volltoms 
men gefihert wird. In der Natur einer folhen Garan— 
tie und eines ſolchen Proteftoriumg liegt nicht nur nichts, 
was dem Wefen des Staatenbundes entgegen wäre, fondern 
ihr KHinzutreten ift fogar, unter jenen beftimmten Voraus; 
feßungen, unerlaßliche Bedingung der Erreichbarkeit feines 
Zweds und der Feftigkeit feines Beſtehens. Sie find fiir 
einen Staatenbuind der unterftellten Art gerade das, was 
für ein Gebäude, welches fih durch feine eigne Struktur 
nicht zu halten vermag, Schlaudern‘, "Säulen und anges 
lehnte Pfeiler find, und in der That jenem nicht minder 
nothwendig, als letere diefem. 

Der rheiniſche Bund befand fich bei feiner Entftehung 
und befindee fi fortwährend unverkennbar in der Lage dee 
dringenden Bedarfs einer Garahtie der Erreichung feines 
Zweds, und eines Schutzes fir die Dauer feiner Erifteng ; 
denn man vergleihe nur z. B. die Kräfte der Fürften von 
Lihtenftein und Leyen, von Neuß, Lippe und 
Waldeck u. ſ. w. einzeln, ja ſelbſt die Kräfte aller im 
Bunde begriffenen Großherzoge, Herzoge und Fürſten zu— 
ſammengenommen, mit der Macht der verbündeten Könige 
von Baiern, Würtemberg, Weſtphalen und Sach— 
ſen, einzeln und in Verbindung, und man wird ſich der 
Ueberzeugung nicht erwehren können, daß eine, jede Bes 
ſorgniß niederſchlagende, Sicherung jener erſteren gegen et— 
wa mögliche Störungen des Friedens oder Verſuche der Un— 
terdrückung von Seite dieſer letzteren nur durch die für die— 
ſen Zweck der Sicherung ſtäte Bereitſchaft des Einſchreitens 
einer, die Kräfte dieſer letzteren ohne allen Vergleich über— 
wiegenden, dritten Macht möglich ſeyn und man vergleiche 
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die gefammte Macht der konföderirten Staaten mit der 
Macht der fie, auf den entgegengefeßten Seiten, umfaflens 
den Staaten von Franfreih und Defterreih, und 
es ergiebt ſich „daß die Sicherheit des Bundes, in feinen 
heiten wie im Ganzen, nur verbürgt werden könne gegen 
mögliche Anfälle von Außen durch den Schuß einer folhen 
Maht, durch deren Vereinigung mit der Macht des Bun— 
des, diefer ſelbſt in eine ſolche politiſche Haltung tritt, wel⸗ 
che vermögend ift, wo nicht jeden Gedanken zu einem feinds 
feligen Angriffe auf denfelben niederzufchlagen, doch die höch— 
fe Wahrfcheinfichkeit des Siege über den fich erhebenden 
Feind zu gewähren. Mit wenigen Worten: Die Erreich⸗ 
barkeit des Zwecks der rheiniſchen Conföderation, nach ſeiner 
doppelten Richtung, den Frieden im Innern und gegen 
Auffen zu erhalten, war nicht gefichert ohne die Garantie 
und den Schuß einer dritten Macht der geforderten Art. 

Frankreich hat befanntlich die Garantie für die Eis 
reihung des Zwecks der theinifhen Conföderation, den 
Schuß ihrer Eriftenz übernommen, und es wiirde fehr übers 
flüßig feyn, noch fagen zu wollen, daß Frankreich am bes 
ften zu diefer Uebernahme geeignet gewefen fey , daß es im’ 
volleften Maaße die erforderliche Kraft befise, um jedem, 
dem Zwecke des Bundes entgegenftrebenden, Unternehmen 
von Seite eines feiner Glieder vorzubeugen, und den Bund 
felöft gegen jedes feindliche Attentat von Außen aufrecht und 
unverjehrt zu erhalten, daß alſo Frankreich am entſchieden⸗ 
fien dem Zwecke entipreche, deffen Realifirung die Erhaltung 
einer Garantie und eines Schußes dem Bunde ermiinfchlich 
machte. Eher könnte noch die Frage und Erwägung” nöthig 
feinen: Was den Bund gegen den Druck der abfoluten 
Uebermacht des Garanten und: Protektors ſelbſt fhüse? — 
Denn ein fchwaches Haus, welches man mit einem unver: 
hältnißmäßig ſchweren Schlauderwerke belaftee, und deffen 
Seitenwände man durch Pfeiler ſtützt, deren Schwere den 
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Segendruc der Wände aberwiegt, Ofrepe in Gefahr, unter 
der Laft feiner eignen Stützpunkte zu erliegen, und der gans 
je Unterfchied ift, daß fein Fall, ftatt nach aufen, nun nad) 
innen geht. — Eine weitere Garantie gegen den etwa mög— 
lichen Mißbrauch des Schußrechts zur Unterdrückung der zu 
Befchligenden durch andere Mächte, iſt gegenwärtig uners 
reihbar, und wiirde nur das Bedürfniß der Garantie ing 
Unendliche vervielfältigen. _ | | 
Doch! zum Glücke bedarf es auch einer ſolchen weites 
ven. Satantie ganz und gar nicht, indem diefe fihon durch 
die Natur der Sache und der Verhältniffe feldft gegeben ift. 
Die vheinifche Conföderatirn iſt Frankreichs eigenes 
Wert, und es läßt ſich nicht denken, nicht fürchten, daf 
es unnatitrlich genug feyn könne, an feinem eignen Kinde 
zum Mörder zu werden. Zudem hat der rheinifche Bund 
unverkennbar die Beſtimmung, fiir Frankreich zur Wors 
mauer ‚gegen entferntere Mächte zu dienen; daß es feine 
natürliche Grenze, den Rhein, überſchreite, die Staaten 
des Bundes unterjoche, und mit ſich ſelbſt verſchmelze, auf 
dieſe Art mit eigner Hand ſeine Vormauer niederſtürze, und 
ſich mit den entfernteren Mächten in unmittelbare Berüh— 
rung bringe, läßt ſich mit keinem Grunde befürchten, um 
ſo weniger, je mehr es früher ſchon die günſtigſte Gelegen⸗ 
heit gehabt hatte, eine folche Abfiht, „wenn es deren fähig. 
wäre, ducchzufüihren. Man muß vielmehr annehmen, dap 
Frankreich mit, der Errichtung. des vheinifchen Bundes. feine 
Abſichten, welche es mit den denfelben fonftituirenten Staaten 
haben konnte, vollftändig erreicht habe, daß die Form, uns 
ter und nach welcher es. die, daſſelbe nördlich und öſtlich 
unmittelbar und mittelbar begrengenden, deutſchen Staaten 
vereinigte, vollfommen paffe in das große Föderativ⸗-Syſtem, 
deffen Etablirung daffelbe zu bezwecken -fcheint, und daß es 
ſonach Franfreihs eigenes Intereſſe erheifche, dieſen Be: 
ftandtheil feines großen Gebäudes ‚eben fo, wie ſich ſelbſt 
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und die übrigen Beſtandtheile, in feiner Integrität zu ers 
halten, daß alfo die Sorge Franfreichs für feine eigne Er— 
haltung, zugleich die Sorge fir die Erhaltung unferes Buns 
des fenn müße. 

Auf diefe Weife werden die Staaten des rheinifchen 
Bundes, fo wie fie Frankreich zur Wormauer dienen, und 
dafjelbe beſchützen helfen, hinwiederum auch ihrer Seits von 
Sranfreich gedeckt und mächtiger noch geſchützt, von Frank 
reich, welches fie vordem faft allein und am meiften zu 
fürchten Lrfache hatten, und diefes ihr, . auf gegenfeis 
tige Sicherung und wechfelfeitigen Schuß berechnete, 
Verhältniß entfpricht ſonach vollfommen dem Sdeale des 
rechtlichen Verhältniſſes, deffen Nealifivung benachbarten 
Staaten, als unumgängliche Bedingung ihrer ruhigen und 
friedlichen Coeriftenz , als freye Staaten, durch Matur und 
Vernunft geboten wird. — ihres mächtigften Feindes ent 
ledigt, vielmehr deffen Schußes gewiß, und durc, deffen 
eigenes Sjratereffe gegen alle Gefahr der Lnterjochung ges 
deckt, können die Völker des rheinischen Bundes der unges 
förten Erreichung des Zwecks ihres Vereins, und der. ner; 
ſchütterlichkeit feiner Conſiſtenz, mit ungetrübter Zuverfiche 
entgegenjehen. 

So wie übrigens die Sphäre der Nechte und Verbinds 
lichkeiten einer höchften Staatsgewalt durch das- Weſen 
und den Zweif eines Staats zunächft ihre Beftimmung 
erhält, fo können auch, vorläufig und bis pofitive Be 
flimmungen erfolgt feyn werden-, die Rechte und DVerbind; 
lichkeiten des Protektoriums ber rheinifchen Confödera— 
tion nur aus dem Zwecke und Wefen eines Völkerbun— 
des abgeleitet werden, und fo ſehr, wie wir bereits gefes 
hen haben, das Weſen eines Völkerbundes von dem eines 
Völker s Staats differive, fo weſentlich verfchieden iſt die 
Rechtsſphäre des Protektoriums der theinifchen Confödera— 
tion von jener der höchſten Gewalt des teutichen Reiche. 
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Die, durch das Weſen und den Zweck eines Staats 
begründeten, Rechte einer höchſten Staatsgewalt ſind bekannt⸗ 
lich die Rechte der Geſetzgebung, Rechtſprechung und Voll⸗ 
ziehung, und die höchſte Gewalt eines Völker-Staats wirkt 
in Ausübung dieſer Rechte ein auf das Innere der, den— 
ſelben fonftituirenten, Völker: das Protektorium eines Stacs 
tenbundes hingegen bleibt mit jeiner Wirkfamfeit gänzlich 
ausgefchloffen von dem Inneren der verbiindeten Staaten; 
denn da der Bund ſelbſt fih nur beſchränkt auf das äuße— 
ve Verhältniß der verbiindeten Staaten unter fih, und 9% 
‚gen fremde Staaten, fo kann ſich auch offenbar das Protek⸗ 
torium des Bundes — (welches wohl zu unterſcheiden iſt 
von dem Protektorium einzelner Staaten, als einzelner) 
— gleihfalls nur auf jenes äußere Verhältniß der verbüns 
deten Staaten unter ſich und gegen fremde erſtrecken: Das 
Proteftorium des Bundes foll nur die rechtliche oder friedlis 
che. Coeriftenz der verbündeten Staaten, als Staaten, 
und deren Sicherheit nach) außen verbürgen; die rechtliche 
oder friedliche Coeriftenz der einzelnen Menfchen aber, 
weiche jene Staaten bilden, zu fihern, iſt lediglich Sache 
der höchften Gewalten diefer Staaten, welche eben darum 
mit dem Charakter ber Souverainität ausgerüftet find, die 
fih durch, von alfer äußeren Gewalt unabhängige , Geſetz⸗ 
gebung, Rechtſprechung und Vollziehung in der ganzen Sphä⸗ 
re ihres Gebieths wirkſam äußert, und darauf, ohne in 
ihrem Weſen verletzt zu werden, keinen Einfluß einer andern 
Macht geſtatten kann. — Grundſätze, die bereits durch eigne 
Anerkenntniß des Protektors des rheiniſchen Bundes, enthals 
ten in feinem befannten, am ııten September ı806 an den 
Fürften Primas erlaffenen, Schreiben, die ftärkfte Gewähre 
ihrer Nichtigkeit erhalten haben. | 
Die Herſtellung und; Erhaltung einer friedlichen Coexi⸗ 
fieng der , zu eben diefem Zwecke verbundenen, Staaten ers 
heiſcht freylich geſetzliche Beſtimmungen, welche die Wechſel⸗ 
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wirkung dieſer Staaten jenem Zwecke gemäß normiren: Als 
lein diefe Normen können, wie fihon voraus erinnert wurs 
de, nur der Ausdruck des gemeinfamen Willens der verburs 
denen Völker feldft feyn, können nur von den verbundenen 
Völkern fich felbft gegeben werden ;— denn das Verhältniß, 
in welches fie ünter fich getreten find , ift blos das einer 
freyen Affoziation,, keineswegs das der Unterwerfung unter 
ein Oberhaupt, und nur Unterthanen können und müſ— 
fen fi) von einem dritteren Willen Geſetze geben laffen. 
Auch diefen Srundfaß beftättigt die, vom Protektor des 
vheinifchen Bundes ſelbſt mehrmals und nachdrücklich ausges 
fprochene, Anerkennung der vollen Souverainität der 
fonföderirten Staaten, indem der Charakter der Souves 
rainität und jener der Unterthbänigfeit in einem 
und demfelben Subjefte fchlechthin unvereinbarlich find. Eben 
darinn beſteht eine Hauptdifferenz zwiſchen dem Völker— 
Staate und dem Völker-Bunde, daß die Glieder des 
erſteren ſich die Normen ihrer Coexiſtenz von der, durch die 
gewählte Form ihres Beyſammen-Seyns nothwendigen, 
Obergewalt müſſen beſtimmen laſſen, die Glieder des lezteren 
aber die Normen ihrer Coexiſtenz nur ſelbſt ſich ſetzen, ins. 
dem fie, ohne einem Dberhaupte fih zu unterwerfen, 
fih zur Erhaltung der Ruhe unter fih und gemeinfchaftlis 
chen Vertheidigung gegen außen blos frey konföderirt haben. 
Inwieferne jedoch eben jene Beflimmungen der Wech—⸗ 
ſelwirkung konföderirter Staaten den vorzüiglichften Einfluß 
haben auf die Erreichbarkeit des Bundeszwecks, und das Wes 
fen des Protektoriums des Völkerbundes gerade darinn bes 
fteht, die Erreichung des Zwecks des Bundes zu verbürgen, 
welches feiner Natur nach das Necht zu den Mitteln hiezu 
befajfen muße infoferne ift auch dur) das Weſen des Pıos 
tektoriums das Necht deffelben unmittelbar begründet, fort 
während die Einfiht zu haben in die, den Sliedern des 
Bundes zuftändigen, Funktionen der Bundes: Geſetzgebung, 
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um einestheild die Aufftellung folcher Normen, welche ber 
Erreichung des Bundeszwecks mehr hinderfich als förderlich 
werden dürften , behindern, anderntheils folhe Normen, wo— 
durch die Erreichung des Bundeszwecks bedingt ift, im Falle 
fie von den Glieder felbft außer Acht gelaffen wuͤrden, in 
Anregung bringen, und endlich im Kalle einer Stimmen: 
Gleichheit unter den Berathenden ein Zweckentſprechendes 
Reſultat vermitteln zu können, damit nicht Die Sache zum 
Nachtheile des Ganzen ausgefekt und unerledigt bleibe. — 
Es iſt für ſich Mar, daß ohne das eben bezeichnete Hecht das 
Proteftorium des Bundes feine Beſtimmung, als foldes, zu 
erfüllen nicht vermögte, daß es, mit andern Worten, ohne 
jenes Recht nicht wirklich Proteftorium märe, daß alſo 
jenes Recht durch den Begriff und die Natur des Proteftor 
riums ſelbſt begründet, d. h. ein weſentliches Recht deſ— 
ſelben ſey. | 

Die Streitigkeiten, welche fih im Inneren der vers 
buͤndeten Staaten ſelbſt, zwifchen ihren Gliedern unter fich, 
und ſelbſt zwifchen ihren KHäuptern und Gliedern, erheben 
mögen, zu richten, iſt entfchieden nur Sache ihrer eigenen 
. Souveraine, welche eben, weil fie Souveraine find, über 
Hechts ; Streitigkeiten der bezeichneten Art feine Inſtanz außer 
und über fich anerkennen innen“ Beſtaͤttigt iſt auch diefer 
Grundſatz in dem, oben fihon bezogenen, Schreiben des Pros 
teftors an den Fürften Primas, in der merkwürdigen Stelle : 
»Die inneren Nerhältniffe eines jeden Staats gehen ung nichts 
yan: Die Fürften des vheinifchen Bundes find Souveraine, 
»welche feinen Oberlehnsherrn haben; Wir haben fie als fol; 
sche anerfannt. Die Streitigkeiten mit ihren Un— 
»terthanen dirrfen daher. bey feinem fremden 
»&erichte angebracht werden.« © 4 

Allein es Finnen fih auch Streitigfeiten in den äuße: 
ven Berhältniffen der fonföderirten Staaten unter ſich erher 
ben, und da es der erfte Zweck ihrer Verbindung it, den 
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Srieden unter fih zu erhalten, fo dürfen Streitig: 
feiten diefer Art nicht im Wege des Kriegs durch Gewalt 
der Waffen, fondern fie müffen im Wege des Nechts friedlich 
beygelegt und gefchlichtet werden, und daß es fo gefchehe, ift 
das unumgängliche Mittel zur Erreichung jenes Zwecks. Eben 
darum müffen die einzelnen verbiündeten Staaten das Necht 
des Gerichts über ftreitige Verhältniffe der letzteren Art dem 
Sefammt ; Willen alter Verbundenen, welcher nothwendig der 
Wille des Rechts unter ihnen ift, überlaffen, und dieſe 
Heberlaffung verträgt fich vollkommen mit ihrer Souverainis 
tät, eben weil fie um der Erhaltung ihrer Souverainität wil— 
len gefchieht und nothwendig iſt, diefe Souverainitaͤt der ein: 
zelnen fich nicht, als folche, über das Hundes; Verhältniß 
erſtreckt, als über welches fein Souverain eriffirt, und 
durch die DBefchläffe jenes Sefammtwillens feinem Einzelnen 
Unrecht gefchehen kann; denn der Wille jedes einzelnen ver; 
bindeten Staats ift im Gefammtwillen, der fih in den Ger 
ſetzen des Bundes niedergelegt befindet , enthalten, und was 
von diefern, oder diefem gemäß befihloffen wird, befchließt auch 
jeder einzelne eben darum über ſich felbft: Nun kann Feiner 
in dem, was er über fich befchließt, infofern fein Beſchluß 
dem Gefeke gemäß ift, ſich Unrecht thun, denn hierinn ift 
fein Wille fich felbft ein Geſetz; folglich kann ihm auch ein 
Unrecht gefchehen in dem, was der allgemeine Wille, zu wel: 
chem der feinige funthetifch vereinigt iſt, über ihn befchließt. 
Sin dem, von diefem vereinigten Willen ausgehenden, Bes 
ſchluſſe iſt jeder Einzelne, Objekt und Subjekt des Befihluffes 
zugleich; er befchließt etwas, und er ift es felbft, welcher über 
ſich beſchließt. Volenti autem non fit injuria. 

Hieraus iſt zugleich erfihtlih, dan das Proteftorium des 
Völker s Bundes feinen Einfluß haben könne auf die vechtliche 
Entfcheidung der hier unterftellten Rechts-Colliſionen, was 
ebenmäßig der Proteftor des rheinischen Bundes feldft aner, 
kannt hat, indem er in dem, mehr erwähnten, Schreiben, 
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ohne fih hierunter etwas vorzubehalten, fagte: »Die Bun: 
»desverfammlung ift das Staatsgericht, mit der 
»Beftimmung, den Frieden zwifchen den verfchiednen ſouve— 
»rainen Mitgliedern des Bundes zu erhalten« — Eben hier: 
inn zeigt fih alfo auch ein wefentlicher Unterfchied zwiſchen 
der höchften Gewalt eines Völker » Staats, und dem Protek— 
forium eines Voͤlkerbundes. 

Defto beftimmter hingegen tritt der Einfluß des lezteren 
hervor im Alte der Vollziehiing der gefehlichen Beſchluͤſſe und 
der Nechtsentfcheidungen des Bundes ; zwar ift auch das Ge: 
ſchaͤft dieſer Vollziehung zunächft nur Sache der Verbündes 
ten ſelbſt, als welche, fo wie fie den Zweck des Bundes wol: 
len, fo auch alle jene Mittel gebrauchen und anwenden müf 
fen, welche die Erreichung diefes Zwecks erheifcht, fo weit diefe 
Mittel immer in ihrer eignen Gewalt fi) befinden : Allein 
wenn nun, im Falle der Miderfeglichkeit eines oder mehrerer 
Glieder des Bundes wider den Vollzug feiner Befchlüffe oder 
Rechtsentſcheidungen, die Macht der übrigen lieder , melde 
für die Beſchluͤſſe oder Entfcheidungen des Bundes ftehen, 
jene Widerfeglichkeit zu befiegen unzulänglich ift, dann ift es 
offenbar das Weſen und der Zwec des Protektoriums, wel: 
cher deſſen fubfidiarifches Einfchreiten zur Geltendinachung der 
Befchlüffe und Entfcheidungen des Bundes, zum Behufe der 
Erreihung feines Zwecks, anfpricht; denn eben das Bedürf: 
niß des fubfidiarifchen Kinfchreitens einer dritteren Madıt, 
das Bedürfnig eines Machtzumachfes für folhe Fälle ift der 
erfte Grund, welcher dem Völkerbunde die Uebernahme eines 
Proteftorium von Seite einer dritteren Macht erwünfchlic 
machen Eonnte, eben jenes Einfchreiten, und eben jener Mad‘s 
zuwachs find es, ohne welche der Zweck des Bundes nicht 
fiher zu erreichen fünde, deffen Erreichung zu verbuͤrgen, die 
einzige Beftimmung des Protektoriums ift, 

Diefelbe Gründe verpflichten das Proteftorium des Bun 
bes, im Halle der leztere den Angriff eines auswärtigen Fein 





135 


des zur beftehen hätte, dem feine eigne Geſammtkraft nicht 
gewachfen wäre, denfelben mit: einer folhen Macht zu unter; 
fügen, welche, in Vereinigung mit der Macht des Bundes, 
deffen Syntegrität zu vertheidigen , und ihm einen eben fo 
dauerhaften als ehrenvollen Frieden zu erkaͤmpfen, ohne allen 
Zweifel geeignet ift ; denn auch die Erhaltung des Friedens 
gegen außen ift Zweck des Bundes, und die Garantie dev, 
Erreihung auch diefes feines Zwecks Beftimmung feines Pros 
teftoriums. 

Beyde Rechte und Verbindlichkeiten ſind gleichmaͤßig in 
dem oft erwaͤhnten Schreiben Napoleons anerkannt, indem 
es darinn heißt: »Blos Verhaͤltniſſe des Schutzes knuͤpfen 
sung an dem rheiniſchen Bund. Mächtiger, als die verbuͤn— 
»deten Fürften, wollen wir die Ueberlegenheit unferer Macht 
sgebrauchen, nicht um die Souerainitätsrechte derfelben einzus 
sichränfen , fondern die Unumfhränftheit derfelben 
»zu gewähren,« und »durch die Annahme des Titels eis 
ns Schutzherrn des rheinfhen Bundes haben 
»wir Die zweifache Verbindlichkeit eingegangen, das 
»Gebieth des Bundes gegen fremde Truppen, 
und das Sebieth jedes Bundesgenoffen gegen 
»die Anmaßungen der übrigen zu fihüsßen.« 

Der Zweck, den inneren und äußeren Frieden des Bun? 
des zu fichern, erfordert jedoch, außer den Funktionen der Ger 
feßgebung, Mechtsentfiheidung und Bollziehung, wie fie woraus 
gezeichnet wurden , eine weitere Ihätigfeit, deren Innbegriff 
ih die Poligey des Bundes nennen mögte: Es kann 
nämlich den Gliedern des Bundes nicht genugthuend feyn; 
die Ueberzeugung zu haben, daf fie, im Falle einer Verlegung 
von Seite eines ihrer Mitverbundenen , auf deshalb bei. der 
Bundesverammlung erhobene Klage, Erfak und Genug: 
thuung erhalten, und im Falle eines Angriffs von außen 
werden vegfheidigt werden; denn dieß wäre blos eine Garan: 
tie für jedesmalige Wiederherftellung der unterbrechli— 
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chen Ruhe, nicht aber eine Garantie gegen die Unterbre: 
hung der Ruhe und Sicherheit felbft, welche Garantie mir 
jedoch, fo weit diefe durch die Macht des Bundes und feines 
Protektoriums möglich ift, durch den Geift des Bundeszwecks 
verheißen zu ſeyn feheint: Es bedarf demnach, wenn der 
Zweck des Bundes vollftändig erreicht werden foll, einer 
eigenen Thaͤtigkeit, welche dahin gerichtet ift, jeder Verlegung 
eines VBundes ; Staats durch einen feiner VBundesgenoffen 
vorzubeugen, der Wirklichkeit einer folhen zuworzus 
fommen, und einen feindlichen Angriff von außen, fo weit 
dieß immer gefchehen kann, gar nicht eintreten zu laffen ; 
denn nur dann, warn jenes und diejes geſchieht, kann man 
in Mahrheit fagen, daß der innere und Aufere Friede des 
Bundes gefichert, alfo deſſen doppelter Zweck wirklich erreicht 
fer. | | 
Sinfoferne nun aber zu diefer Thaͤtigkeit entfchieden Fein 
Subjekt mehr geeignet, und feines dabey mehr intereffirt tft, 
als das Proteftorium, als welches durch fein Gewicht jede 
Verletzung und jeden Angriff jenet Art am Eräftigften nieders 
zuhalten vermag, und, durch die Uebernahme der Garantie 
der. Erreichung des Bundeszwecks, jedem Gliede deſſelben 
Buͤrge geworden tft für die Unverleklichkeit feiner Nechte, ins 
fofern fcheint mir auch durch das Weſen und den Zweck des 
Protektoriums ein Necht auf deffen Seite begründet zu fen, 
über das Verfahren der. Verbündeten Staaten gegeneinander, 
- Aber ihre Einwirkung , ald Staaten, aufeinander , alfo über 
ihre aͤußere Verhältniffe unter ſich, eine ſtets wachfame Auf; 
fiht zu führen, um jeder Störung oder Kraͤnkung der Selbft: 
ſtaͤndig und Unabhängigkeit , jeder Nechtsverlekung eines 
Bundes Staats durch einen feiner Bundesgenoffen zuvorkom— 
men , oder ſolche in ihrer Geburt erfticken zu koͤnnen, nicht 
minder das Verfahren der, dem Bunde fremden, Mächte ges 
gen den Bund im Ganzen, wie in feinen Theilen, fo wie die 
Verhäftniffe des Bundes gegen jene ununterbrochen zu beobs 
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achten, und diefen Verhältniffen die, dem Bundeszweckr ents 
fprechende, Richtung zu geben. — »Seine Majeftät« heißt es 
in der letzten Mote des franz. Minifters an den teutfchen 
Keichstag »der Kaifer und König haben den Titel, Schußs 
herr des rheinifchen Bundes , angenommen, blos in der Abs 
fiht, um den- Frieden zu erhalten, und durch thre 
beftändig eingelegte Vermittlung zwifchen den fchwächften und 
den ftärkften allen Arten von Zwifttgfeiten und 
Unruhen vorzubeugen.« 

Es ift klar, daß nur durch den Gebrauch, der hier auf 
gezählten Rechte, und die Erfüllung der hier gezeichneten Vers 
bindlichkeiten die Beſtimmung des Proteftoriums vollftär.dig 
erreichbar fey, daß alfo jene Nechte und Verbindlichkeiten 
durch der Begriff und Zweck des Protektoriums begründet, 
fomit als wefentliche Nechte deffelben ausgefprochen ſeyen: 
Und wenn, wie nicht wird geleugnet werden können, durch 
die Mirkfamkeit jener Rechte, und die Erfüllung jener Ob: 
liegenheiten die Erreichung des Bundeszwecks nad) jeder Hins 
fiht vollkommen verbirgt ift, fo liegt eben darinn der Bes 
weis, daß durch jene Beſtimmungen die Sphäre der wefent: 
lihen Rechte und Werbindlichkeiten des Proteftorats volls 
ftandig ausgemeffen ſey. Die Beftimmung außerweſent— 
liher Rechte hängt von der pofitiven Willenserklärung der 
befhäßenden und beſchuͤtzten Parthenen , als wohin auch das 
dem Proteftorate bereits eingeräumte Necht auf die jedesma: 
lige Ernennung des Fürften Primas, und auf Ermwiederung 
des Schukes durch thätige Theilnahme der Bundesglieder an 
jedem Kontinental: Kriege des Proteftorats gehört. 

Vergleicht man nach diefen Beſtimmungen das Weſen 
der höchften Gewalt eines Völker : Staats, mit dem Weſen 
des Protektoriums eines Voͤlkerbundes, fo reduzirt fi ihre 
Hauprdifferenz darauf; daß erftere die Erreichung des Zwecks 
des MWölker : Staats, obgleich vermittelft der Kräfte feiner 
Glieder, aber allein und principaliter — lejteves hingegen 
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die Erreichung des Zwecks des Voͤlkerbundes, zwar vermittelſt 
eigner Kraft, übrigens aber nur in Vereinigung mit der 
Macht des Bundes, und zwar blos fubfidiarifch, nämlich nur 
für den Fall der Unzulänglichkeit der eignen Kraft des Bun: 
des, yır erbürgen habe. 

" Daft diefe Garantie durch dag Proteftorium der rheini— 
ſchen Conföderation ungleich vollftändiger und Eräftiger, als 
durch die Höchfte Gewalt des teutfchen Reichs, werde geleis 
ftet,, jedes, dem Zwecke des Vereins widerftrebende, Attentat 
eines VBundesglieds auf die Nechte feiner Bundesgenoffen un: 
gleich nachdrücklicher werde niedergehalten,, die Integrität des 
Bundes ungleich mächtiger und glücklicher werde  gefchüßt, 
und der Bund felbft zu ungleich größerem politifchen Ge: 
wichte und Anfehen werde emporgehoben werden, als dieß 
alles in und am teutfchen Meiche der Fall war, Mer mögte' 
daran zweifeln ? Mer ſonach die großen Vorzüge des rheinis 
ſchen Bundes vor dem teutfchen Neiche auch von diefer Seite 
verfennen können ? 
re: (Die Fortfegung im nädften Hefte). 
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12. 


Berichtigungen und Bemerkungen zu Nr. 32. im 
17ten Hefte des Rheiniſchen Bundes. 


Eden Unterhalt des Perſonals des vormaligen kaiſerlichen Reichs⸗ 
kammergerichts betreffend.) 





Sn der Anlage Ziffer 5. zum Zirkularfchreißen Sr. Hoheit 
des Fürſten Primas an die allerhöchften und höchften Stän— 
de des erlofchenen deutſchen Reichs, iſt der Eriftenzftatus für 
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die aus der Süftentationskaffe zu zahlenden. Gehalte und in 
Anfpruch genommene Befoldungs : Ergänzungen auf 50,687 
Keihschater 5o Kreuzer, oder im 24 Bulden Fuß auf 
91,257 Bulden 36 Kreuzer berechnet. 

Nach damaligen Verhältniffen ift die Nichtigkeit diefer 
Berechnung nicht in Zweifel zu ziehen, feitdent hat fich jes 
doch jener Status durch neuerdings eingetretene Umftände, 
infonderheit durch das Ableben des Präjidenten von Staufs 
fenderg und durch den Austritt einiger Partizipanten fo fehr 
verändert, daß er nothwendig einer Berichtigung bedarf. 

Ehemals als das Perfonale: des. Kammergerichts eben 
fo befimmt und bleibend war, als die Beſoldung eines je: 
den Einzelnen, war die Erigenz file die Suftentationgfafie, 
— geringe temporaire Abreichungen, die durch den Tod oder 
Abgang eines Mitgliedes, und durch das ſpätere Einriicken 
des neuen etwa entfichen konnten, abgerechnet, — ein Jahr, 
wie das andere, die nämliche, und leicht zu berechnen, 

Gegenwärtig aber, wo die Zahl der Partizipanten ſich 
von einer Zeit zur anderen mindert, und wo die Gehalts 
Ergänzungen der im ‚andere Dienfte getretenen vormaligen 
Mitglieder von fehr verfchiedener Größe find, und zu ganz 
verfchiedenen Zeiten gezahlt werden, ift es nicht anders mögs 
lich einen richtigen Erigenzftatum aufzuftellen, ald durch eine 
Veberficht des Bedarfs zu jeder einzelnen Diftribution. 

Da diefe nun, wenn die Kaſſe es vermag, nad) der 
alten Einrichtung alle ſechs Wochen gefchehen follten, fo daß 
ihrer achte einen Sahırgang ausmachen, fo enthält die Anlage 

3iffer ı 
eine Berechnung von den nächſten acht Driſtributionen, als 
vom Zoten Junius 1808. bis zum röten Mai 1809. in— 
elusive, wonach die Exigenz für das nächſte Jahr ſich ganz 
genau beſtimmen läßt. 
Zur Erläuterung dieſer Berechnung find jedoch folgende 
Bemerkungen nothiwendig : 
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a) Bekanntlich Haben mehrere allerhöchfte und höchſte 
Souverains die Vorfchläge, welche gleich nach Auflöfung des 
Kammergerihts von den vormaligen Mitgliedern deffelben 
gefchahen, dadurch genehmiget, daß fie mehrere derfelben in 
ihre Dienfte angeftellt, den ihnen aus den Staatskaffen zu 
fließenden Gehalt an den Kammerzielern abgezogen, und 
wenn diefer ihrem vorigen Salair nicht gleichtam, ihnen für 
das Uebrige ihre Anfprüche an die Suftentationskaffe vorbe 
halten haben. 

Auf diefe Arc find bereits, aufer dem vwormaligen 
Herrn Kammerrichter, eilf ehemalige Affefforen wiederum in 
Thätigkeit gefeßt, und vielleicht dürfen noch mehrere unter 
den Zuriickgebliebenen ein gleiches glückliches Loos hoffen, da 
in der That der eigene Vortheil des Negenten dafür zu 
fprechen ſcheint, daß er, flatt das von feinen Unterthanen 
aufgebrachte Geld in eine allgemeine Kaffe zu verfenden, 
daffelbe lieber einem geprüften Diener zumendet , der es im 

"Lande verzehrt, und dafür diefem Lande feine Dienfte wid: 
met. Auch ift die Sache dadurch ungemein evleichtert, dab - 
nad) den angenommenen Srundfäßen, die Größe der von 
einem Lande zu zahlenden Kammerzieler fein Hinderniß bei 

der Anftellung abgeben kann, indem das dem Neuangeftellten 
an feinem Gehalte Fehlende, bis zu der Summe von 4800 fl. 

‚aus der Suftentationskaffe zugelegt wird, vorausgefeßt, daß 
die Zieler des Standes, bei dem er in Dienſte tritt, entwe— 
der durch feinen Gehalt abforbirt werden, oder daß del 
Ueberſchuß an die Suftentationstaffe gezahlt wird, wie dieſes 
unter anderen das nachher folgende, neuefte Beiſpiel dei 
Hreiheren von Stein erweifet. 

b) Unter den ErgänzungssQuoten, welche den in Diem 
fe getretenen vormaligen Mitgliedern des Rammergerichte 
angeiwiefen find, findet nad Verhältniß ihrer Anſtellung «in 
richtiger Unterfchied flat. Die vormaligen Affefforen, Frei⸗ 
herr von Gruben, und die Herren von Leutſch und von New 
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rath der ältere haben überall keine Anſprüche auf eine Ge— 
halts-Ergänzung aus der Suſtentationskaſſe, da ſie von den— 
jenigen Höfen, welche fie anſtellten, ihre ganze vorige Beſol— 
dung erhalten. Sie fallen alſo aus dem Exigenzſtatus ganz 
aus. 

ec) Die von der Krone Würtemberg in Dienſte genoms 
‚menen ehemaligen Affefforen , Freiherren von Riedefel und 
von Linden, fo wie Herr von Meurath der jüngere, welche 
in dem Status ©. 291. des 17. Heftes des Nheinifchen 
Bundes mit einer Gehalts Ergänzung von 8oo fl. verzeichs 
net ftehen, find auf diefem Status nicht aufgeführt, weil ih— 
nen eine folche von Er, königlichen Majeftät von Würtems 
berg auf die Kaffe gar nicht angemwiefen oder vorbehalten iſt, 
vielmehr es die allerhöchfte Willensmelhiung zu feyn feheint, 
fie aus dem Ueberfchuffe der Kammerzieler, Welche nicht, wie 
folches bei allen anderen Höfen, welche Mitglieder des ches 
maligen Rammergerichts in ihre Dienfte nahmen, der Fall 
it, — an die Suftentationskaffe bezahlt werden 
ſollen, ihrem vorigen Gehalte gleich zu ftellen. Daß übri— 
gens diefe vorläufige MWeglaffung vom Erigenzftatus dieſen 
Herren an ihren etwaigen Nechten auf die Kaffe weder präs 
judiziren fann, noch foll, verftehet fih von felbft, 

d) Dagegen ift denen in königlich Baierifchen Dienften 
angeftellten vormaligen Mitgliedern des Kammergerichts, ale 
Sr. Exzellenz dem ehemaligen‘ Herrn Kammerrichter, Grafen 
von Neigersberg, dann den ehemaligen Herren Aſſeſſo⸗ 
ven, Freiherren von Secdendorf und von Branka 
und den Herren von Ullheimer und von der Bede 
ihre Anſpruch auf die Suftentationskaffe von Sr, königlichen 
Majeftät ausdriicklich vorbehalten, auch der Neft der Kams 
merzieler, nach Abzug der Gehalte fiir dieje fünf Herren je: 
desmal richtig in die Suftentationsfaffe abgefiihrt worden. 

Es ift daher bei des Berechnung ihrer Ergänzungs: 
fumme der Satz angenommen worden, daß fie zu der Zeit 
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im Jahre zur Perzeption derfelben kommen, wenn bie 
gurückgebliebenen Mitglieder diejenige Sum: 
me erhalten haben, weldhe jene Herren als Gehalt be 
tommen, und die an den Kammerzielern vorweg abs 
gezogen wird. 

Da nun diefer Gehalt, nach den allerhöchften Anftellungs 
befreten vom ıften Jul. 1807. an, zu laufen -anfieng ; fo ers 
Hält der Herr Grafvon Neigersberg von diefem Ta— 
ge an zu feinem Gehalte von’ı2,000 fl., den er aus den 
föniglichen Kaffen beziehet, aus der Suftentationskaffe eine 
Ergänzungsfumme von gı20 fl., wodurd deffen voriger Ge— 
halt von 21,120 fl. im 24 fl. Fuß gedeckt iſt. Diefe Zulas 
ge wiirde eigentlich auf jede Diftribution 1140 fl. betragen, 
allein nach obigen Srundſätzen könnte der Herr Graf, wel 
cher %, feines Gehalts aus den föniglichen Kaffen und ’% 
aus der Suſtentationskaſſe erhält, erſt dann zur Perzeption 
fommen, wenn jeder der zuriickgebliebenen Affefforen gleich; 
falls %, feines vormaligen Gehalts, alfo 2744 fl. befommen 
hätte, und demnach würde derjelbe vom ıften Julius 1807. 
angerechnet, it die Februarsdiftribution von 1808. eingetres 
ten ſeyn, und in diefer fo, mie in den drei folgenden feine 
Naten erhalten haben. 

Nachdem aber der Herr Graf ı Drittel von feiner vors 
maligen fammerrichterlichen Befoldung, der für die unbefols 
deten Kameralen beftimmten Provifionskaffe auf eine fo 
großmüthige als: menfchenfreundfiche Art cedivet hat, und der 
Zuftand jener Kaffe es nothwendig macht, dafs; diefe libers 
tragene Quote bei jeder Diftribution derfelben verhaltnißr 
mäßig ausgezahlt wird; fo iſt die Einrichtung getroffen, daß 
die Proviſionskaſſe bei jeder Diftribution den achten Theil 
der cedirten Summe erhält mit . . 488 Rthlr. do ft. 
Der Herr Graf aber befömmt die noch übers 
ſchießende Gehalts:Ergänzung in den Diftris 
bur.onen vom ıdten Februar, Zıen März, 
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sten May und Soten Junius jedesmal 

BE ie ea a A BE Ani 
welches zufammen die Ergänzuingsfumme von 5066 Reichsthlr. 
60 fr. im 20 fl. Fuß oder gı2o fl. im 24 fl. Fuß aus 
macht. | 
Die übrigen vier in königlich Baierifche Dienfte überge— 
gangenen Herren, welche 4000 fl. Gehalt aus den königli⸗ 
hen Kaffen beziehen, treten mit einer Ergänzung von 8oo fl. 
ein, wenn die zurückgebliebenen Mitglieder gleichfalls 4000 fl. 
aus der Suftentations:affe erhoben haben. Diefes ift, vom 
‚ıften Julius 2807. angerechnet, bei ihnen der Fall am ıöten 
Mai jeden Jahrs, wo fie 2oo fl. und am Boten Sjunius 
jeden Sjahres, wo fie 600 fl. befommen. Daß fie in der 
Anlage 1. am Soten Sjun. 1808. nur mit 200 fl. aufges 
führe find, rührt daher, weil fie die Diftribution vom 16. 
Auguft 1807. mit 600 fl. noch erhalten hatten, und dieſe 
wieder in Abfas gebracht ift. 

e) Durch ein neuerliches königlich Baieriſches Nefkript 
find die vwormaligen Herren Affefforen von ueber und 
Freiherr von Cramer, jeder mit 4000 fl. vom ı6ten 
Mai 1808. an, auf die Zentralfaffe in München, gegen 
Abzug diefer Summe an den Kammerzielern, übernommen, 
und ihnen gleichfalls wegen der fehlenden 800 fl. ihre An: 
fprüche an die Suftentationskaffe vorbehalten worden. Sie 
fallen alfo als ordinaire Partizipanten von dem neuen Eris 
genzftatus weg, und fommen nad obigen Prinzipien mit 
ihrer Ergänzungss Quote. zur Perzeption am Zıten März 
jeden Jahrs mit 200 fk und am ıdten Mai mit 600 fl. 
Daher fie mit diefen Summen unter dem Jıten März und 
ıdten Mai ıBog. aufgeführt ftehen. 

f) Der in großherzoglich Heffifche Dienfte getretene vor; 
malige Affeffor, Freiherr von Stein erhält, laut höchſtem 
Anftellungsdekrete, einen Gehalt von 2500 fl. vom ı6. Mai 
ı8od. an gerechnet. Dieſer fol auf die Kammerzieler abge— 
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zogen, det Ueberreſt aber gezahlt werben, wogegen dem Sreis 
herrn von Stein feine Anfprüche auf die Erganzung aus bet 


Kaffe vorbehalten find. Nach den angenommenen Grund 
fägen kommt derſelbe zur Perzeption am Zıten Dezembder 


jeden Jahrs mit 500 fl. und in den Diftridutionen vom 


Februar, März und Mai mit 600 Gulden. Er ift daher 
und feine Ev 


unter den ordinairen Partizipanten ausgelaffen, 
gänzungs; Quote vom Zıten Depember 1808. an berechnet. 

8) Daß übrigens die in dem Erigenzftatus gebrauchte 
Rubrik: »Ordinaire und extraordinaire Partizipanten — 
keine Verſchiedenheit in den Berechtigungen fanımtlicher In⸗ 
tereſſenten andeuten ſolle, wird kaum nöthig ſeyn, zu bemer⸗ 
ken. Dieſe Abtheilung iſt nur darum angenommen, weil die 
Raten der erſteren eine für jede Diſtribution feſt ſtehende 
Ausgabe ausmachen, die Raten der letzteren aber beinahe 


mit jeder Diſtribution wechſeln. 


d der Kaſſe im 


— — 
Folgende Bemerkungen iiber den Zuſtan 
dürften viel 


Verhältniß zu dem aufgeftellten Exigenzſtatus, 
teicht hier am rechten Orte Platz finden. 
Der neue Exigenzſtatus erfordert für das nächſte Jahr 
nur eine Totalſumme von 39,512 Rihlr. 20 er. für die 0% 
dentlichen Ausgaben der Suftentationsfaflt , mithin 11,97 
Kehle. 30 kr. weniger, als der im ı7ten ‚Hefte des Rheini⸗ 
von —— aufgeſtellte; allein in beinahe gleichem Ver⸗ 
——— — ſich auch die von Baiern und Heſſen zu zah⸗ 
— — er vermindert, ſo daß in der Wirklichkeit dadurch 
— ift, mebeſondere fo lange noch nicht entſchie⸗ 
— — die Rate des verſtorbenen Präſidenten von 
an den — g vorerſt der Kaffe zu gute kommen, der 
a vägen getürzt werden foll. | 
ber nn a der Herren Aſſeſſoren von Hu⸗⸗ 
ER err von Tramer auf die königlich Halt 
tskaſſen, iſt fiir die Suſtentationskaſſe voraus 
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geſetzt, daß die zurückgebliebenen Partizipanten gleichfallg 
die Summe von 4000 fl. daraus beziehen können — weder 
Vortheil noch Nachtheil entftanden. Wohl aber muß diefes 
erhabene Beifpiel Sr. königlichen Majeftät jedem ehemaligen 
Reichs-Juſtizdiener zur troftreihen Beruhigung gereichen, 
denn darinn liegt die beftimmte Erklärung, daß wenn auch 
die Kräfte der Suftentationskaffe zu dem Zufchuffe von 8oo fl. 
iiber kurz oder lange nicht zureichen follten, es doc) der 
Wille Sr. Majeftär fey, daß Allerhöchſtdeſſen ehemalige Lans 
des: nachher Reichs: Diener, wenn fie gleich jeßt zur 
Ruhe geſetzt find, doch für ihre Lebenszeit 4000 
fl. gleih denen wieder in Aktivität verfekten. 
Dienern genießen follen, und zwar aus den 
Kammerzielern. Die weitere Anordnung diefes Grunds 
faßes auf vormalige Mitglieder des Kammergerichts von gleis 
cher Klaffe mit diefen beiden Herren, wird jeder unbefanges 
ne Beurtheiler ſelbſt zu machen wiſſen. 

Wenn man nun den Status Ziffer 1. als richtig vors 
ausfeßt, fo würde wohl die Frage immer die wichtigfte bleis 
ben, 05 derſelbe durch die im nachften Rechnungsjahre zu 
erwartenden Beiträge gedeckt werden fann und wird. — Da, 
wenn die Mai:Diftribution befchafft feyn wird, nur ein Auf 
ferft geringer -baarer Geldvorrath übrig bleibt, und nachdem 
die Zinfen der zur Kaffe gehörenden Kapitalien derfelben 
einftweilen zu einer anderen Verwendung entzogen, die Ras 
pitalien felöft aber fiir augenblicklich inexigibel erklärt find; 
fo beftehen die fihern Zuflüffe für diefen Zeitraum allein, in 
dem während demfelben. fällig werdenden ‚Sogten und Zıoteh 
Ziel, dann aus einigen Rückſtänden, deren Zahlung zugeficher 
und reguliret ift, 

Ein genaues Verzeichniß fowohl des laufenden 309. und 
310. Ziels, als aud) derjenigen Rückſtände, auf welche man mit 
Gewißheit Hoffen zu können glaubt, enthält die Anlage 

| Biffer & 
19. 
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worinn jedoch alle Beiträge, deren Zahlung vorerſt noch nicht 


beſtimmt iſt, nicht verzeichnet ſind. 
Unter der Vorausſetzung, daß alles dort Verzeichnete richtig 


eingehen, auch auf die Quote des verſtorbenen Jrn. prafidenten 
von Stauffenberg nichts in Abzuge gebracht werden wird, würde 
doch der ganze Betrag nicht mehr ausmachen, als die Summe 
von 32,497 Rthlr. 50 kr. folglich ein Deficit in der Einnahme 
von 6814 Rthlr. 58 kr. ſicher vorauszuſehen ſeyn, ungerech⸗ 
net die zufälligen Ausgaben der Kaſſe, die ſich jährlich auf meh⸗ 


rere hundert Reichsthaler belaufen. | 
Auch ift es wohl zu befürchten, daß dieſes Deficit ſich 
dadurch noch um ein Beträchtliches vermehren wird, daß es 
manchem Lande, bei den gnädigſten Geſinnungen feines Sou⸗ 
verains gegen das ehemalige Reichsgericht, vielleicht nicht 
möglich werden wird, unter dem jetzigen Drange der Zeiten, 
Binnen einem Jahre zwei, wohl gat prei Zieler richtig abzu⸗ 
tragen. — Vormals, während dem Beſtande und den glän⸗ 
genden Zeiten des Kammergerichts, war dieſes bekanntlich 
ſchon häufig der Fall, allein vormals überſtieg der Anſchlag 
der Beiträge um ein Beträchtliches den Anſchlag des Erfor⸗ 
derniſſes, auch konnte ein etwaiger Mangel durch die Zinſen 
von den Kapitalien der Suſtentationskaſſe gedeckt werden. 
Jetzt iſt, wie die beiden Berechnungen ergeben, der Fall ge⸗ 
rade umgekehrt, und jeder Participant der Suſtentationslaſt 
kann fih atfo mit Gewißheit vorausfagen, dag er in dem 
nächſten Jahre einen beträchtlichen Abzug an ſeiner ihm von 
fo vielen allerhöchſten und höchſten Höfen zugeſicherten Eins 
nahme erleiden wird. Kann bei ſo triiben Ausſichten etwas 
EEE a fo mag dieſes zuerſt die — fe 
———— eruhigung ſeyn, daß eine ſo erſchöpfte 
even von ihrem Ueberfluſſe nichts mittheilen Fan 
fondern durch ihre eigene Armuth gegen jedes Anſinnen einet 
Abgabe, eines Vorſchuſſes u. dergl. gedeckt ſeyn muß, wen 
be fie bie | . beigl. ge y — 
gentlichen Partizipanten derſelben aM n 


= au — — 
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noch etwas übrig bleiben foll; dann aber der Hoffnung, daf 
der in fo viele Länder des nördlichen Deutfchlands zurückge⸗ 
fehrte Friede neue Hitlfsquellen für die Kaffe eröffnen wird, 
Mit einem erhabenen Beifpiele ift bereits Se. kaiferliche 
Hoheit, der Großherzog von Berg, andern Negenten des 


Nordens vorausgegangen , indem Köchftderfelbe vor einiger 
Zeit, auf Abfchlage der von feinen Staaten zu zahlenden 


Zielern der Kaffe 1500 Reichsthaler anweiſen ließ. So ges 


wiß für einen ferneren Beitrag die erhabenen Sefinnungen 


diefes Fürften bürgen, fo ficher iſt auch von der Gerechtigs 
feit und Großmuth Sr. königlihen Majeftät von Weftphas 


{en zu erwarten, daß Allerhöchftdiefelbe die auf den deutfchen 


Provinzen, welche das Königreih Weftphalen ausmachen, 
tuhenden , und zum Theil als Laften und Schulden des Lans 
des im Tilfiter Frieden übernommenen Beiträge vorerft 
wird fortbezahlen laffen, bis ein künftiger 
Bundestag das endlide Schickſal der ehema— 
ligen Reichsdiener entfheiden wird. Unter den 
taufend Hülfsquellen, welche zu diefem Ende Sr. königlichen 
Majeftät zu Gebote ftehen, bietet fi die Annahme eines 


oder des andern Mitgliedes in Allerhöchftihre Dienfte Vors 


jugsweife, und um fo mehr dar, als einige unter ihnen von 
denjenigen Provinzen, die jet einen integrivenden Theil des 
Königreichs Weftphalen ausmahen, an das vormalige Kam— 
mergericht präientire find, und es gewiß mit dem tiefſten 
Dante verehren würden, wenn es ihnen erlaubt wäre, ihte 
Dienfte und Kräfte ihrem vorigen Vaterlande, oder dem 
Lande, von weichem fie zu ihrem vormaligen ansgezeichnes 
ten Poften befördert wurden, zu widmen. 

Möglich iſt es auch, daß eine oder andere Ausgabe, 
während dem Laufe dieſes Nechnungsjahres wegfällt, oder 
daß — welches ganz vorzüglich zu wünſchen wäre — mehr 
tere Negenten dem größten Beifpiele Sr. königlichen Mar 
ieftät von Baiern, welcher alljährlich von denen auf feinen 
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Landen ruhenden Rückſtänden ein Ziel abtragen läßt, folgen, 
und eine gleiche terminliche Zahlung verfügen werden. Dies 
fes wiirde die größte Wohlthat fiir die Kaffe, und. zugleich 
eine unmerkliche Laft fiir jedes Land feyn. Möchte doc) die 
Großmuth deutfcher Negenten zu den unzähligen Beweiſen 
ihrer Fürſorge für ehemalige, ohne ihre Schuld gebeugte 
Keichsdiener , noch diefen hinzufiigen, dann wiirde man viek 
feicht ftatt des jetzigen Deficit bei der nächſten Berechnung 
einen Weberfchuß nachweifen, und ihn zu jedem menjchenfreunds 
lichen Zwecke und zu einer Aushülfe für Manchen, dem man 
jet nicht zu helfen vermag, anbieten können. Gehe es, wie 
es wolle, die Berechnung fol auch in der Folge getoiflens 
haft vorgelegt, und mit eben der Offenheit, mit melcher ges 
genwärtig der mangelhafte Zuftand der Kaffe aufgedert iſt, 
auch die beſſeren Verhältniſſe derſelben, und, wenn es mög 
lich feyn fann , jeder Ueberfhuß iiber die Erforderniffe dem 
Publikum zur Kenntniß gebracht werden. 


Sn gleicher Maafe wäre es aber auch zu wiinfchen, dad 
der jährliche Erigenzftatus zur Penfionirung der ehemaligen 
KRammergerichtsabvofaten und Profuratoren ꝛc. (S. 292 
des ı7ten Hefts des Rheinifchen Bundes Ziffer 4.) berichtiget 
wiirde, da derfelbe durch den Abgang mehrerer Participans 
‚ten, und indem nach einer höchften Verfügung die Schreiber 
aus demfelben wegfallen, fih für das nächſte Jahr beträcht⸗ 
lich vermindert hat. indem man Niemanden in diefer Be 
richtigung vorgreifen will, hat man es noch zur Zeit ausge 
fest, eine bereits angefertigte Weberficht des künftigen Erik 
genzſtatus, nebſt einer genauen Berechnung derjenigen Ein 
nahmen und Zuflüffe, welche die Provifionstaffe der unbeſol⸗ 
deten Kameralen von ihrer Entftehung an bis jetzt gehabt 
bat, in den Rheinifhen Bund, als Berichtigung und Er 
läuterung zu jener Anlage, einrücken zu laſſen. 

v. H. 
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Anlage 1. 


Ueberſicht der Diſtributionen vom Joften Junius 1808 big 
ıöten Mai 1809 inclusive, , | 

1808. : z 

J. Diſtribution vom Soten Junius. Rthlr. ar 


A) ordinaire Participanten. im 20fl. Fuß. 


ı) Dräfident, Freiherr von Sedendorf. » | 457 —— 
2) Affeffov von Homme . . . . j 535.193 


5) — von MWeidenfed .. . 

A) — von Ramykb. . NER N 
) — von. Hohnhorft » » ne 
6) — Freiherr von Martini . oo. 
n) — Freiherr von Schmiß . 2%. 
89 — von Difutb . 2 2.20. 
) — von Balemann . —R 


9 
10) Kanzleiverwalte... 
11) Reichsfiekaaa.3 
ı2) Advocatus fisci . . 4 
15) Kameralarzt, Hofrath Gergens —F 
14J — — Haofrath Jordan .. 
15) Pfenningmeifter . . 0“, 

16) efrey > 2 ee 
17) Botenmeifter . » 2. 2. + 
ıÖ) Pedell Orth .. Br 
19) —Hirſchhorn... 


20) 12 Boten * Er * Bi [2 . . . r . 


— * + ® . . 
\ 


* .. ® ..>% 
* + 
6 


B. Extra⸗ordinaire Participanten. 


) Die der Proviſionskaſſe cedirte tammerrich⸗ 
terliche Quote 

2) Graf von Keigersberg Gehalts: ‚Ergänzung 

3) Präfidentin von Stauffenberg , die Hälfte 
des Gnadenquartald . 

4) Vier in königlich- baieriſche Dienſte gefres 
tene Affefforen , BEINE: jeder | nd 
0 fh 4: >’ CE. 4441 40 


— ee 63 





250. 


II. Diftribution vom ı 5ten Anguſt. Rthlr. | Kr. 


A) Drdinaire Participanten. imaofl./äu.. 


. Präfident, Freiherr von Sedendorf . .| 47| — 
die obengenannten Affefforen, jeder mit 353 
Keichsthaler 30 it. - > 2 2 2.» | 2666 | 60 
5) Kanzlei: Verwalter . . 2 2 2 02. . 354 | 5 
) MihssWilll .- 2 2 er 2202 | 20 
Advocatus fisci . 127 | — 
& die beiden Kameralätgte, jeder mit 63 Rihlr. 
kr. [3 * * “ * 
)-Pfenningmeifter er ee 
3) —— > WE Er Be Mas 
g): Öotenmeifter . .. 
10) Zwei Pedellen, jeder mit 20 Kehle, ee 40| — 
sr Zwölf- Boten. - 2 2 2 2 00. 86 | 60 


B) Ertraordinaire Participanten. 


1) die der Proviſionskaſſe cedirte Kammerrich— 

terliche Quote .. 488 
2) Präfidentin von Stauffenberg ; die zweite 

ya des a oe. .h 497 


Summa — |! 4802 








II. Diſtribution vom 50. September. 

A) Ordinaire Participanten. 
Wie oben von Ne. ı. — 11. zuſammen mit | 3856 | 65 
B) Ertraordinaire Participanten. 


die dei Proviſionskaſſe cedirte Kammerrich— 
terliche Quote > 2 2 2 2 .48880 


Summa — | 4545 | 5 








IV. Diftribution vom. 15, November, 


Ganz im Betrage, wie die vorige mit, einer 
Cine 14 00 u . | 4845 55 


V. Diftribution. vom 3ı. Dezember. 
A) Drdinaire Participanten. 


Wie oben von N°. 1. — 11. zufammen mit 
B) Ertraordinaire Participanten. 
1) die der Provifionskaffe cedirte kammerrich— 


terlihe Quote . . 
2) Seheimerath Freiherr von Stein mit 500 fl. 


Summa — 





1809. 


VI. Diſtribution vom 15ten Februar. 


A) Drdinaire Participanten. 
Wie oben von N°. 1. — 11. zjufammen mit 
B) Ertraordinaire Participanten. 


ı) die der Provifionskaffe cedirte kammerrich⸗ 
terliche Quote . . 

2) Graf von Neigersberg Gehalts Ergänzung 

3) Geheimerath Freiherr von N —— 
Ergänzung 600 fl. . .- 


— — 


VII. Diſtribution vom JZıten März. 
A) Drdinaire Participanten. 
Wie oben von N°. 1. — 11. zufammen mit 


B) Ertraordinaire Participanten. 


ı) die der Provifionsfaffe cedirte kammerrich⸗ 
terliche Quote... 

2) Graf von Reigersberg Gehalts: Ergänzung 

5) Geheimerath Freiherr von Stein a. 
Ergänzung 600 fl. . 

4) Affeffov von Hueber Zulage zu den von der 
Krone — übernommenen 4000 fl. 

— 200 


5) Aſſeſſor, Ser von Cramer desafeichen 


Summa — 
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Rthlr. | Kr, 
im 20fl.|Fuß. 
8856 | 65 
488 | 80 
_#77_1_79 
"4623 | 35 

3856 | 65 
488 | do 
144 | 40 
335 | So 
5045 | 35 
3856. | 65 
488 | 80 
144 | 40 
3355 | 3o 
ı1ı | 10 
111 10 
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VII. Difteibution vom 15. Mai. 
A) Drdinaire Participanten. 
Mie oben von No. 1. — 11. zufammen mit 
B) Ertraordinaire Participanten. 


1) die der Provifi onstaffe cedirte Fammerrich: 
terlihe Quote . . » 

2) Graf von Reigersberg Gehalts⸗ Ergänzung 

5) Geheimerath von Stein desgleichen 600 fl. 

4) Aſſeſſor von Hueber Zulage zu den von der 
Krone Baiern Übernommenen 4000 fl. 
— 600 fl. » 

5) Affeifor , Freiherr von Cramer desgleichen 

6) Vier in königlich Baieriſche Dienfte getre— 
tene Affeffoven Gehalts: eganens — 
mot. 4 & 3 48 


— — 


nu 
I 


RECArITULATION. 


Zur Diſtribution Ne. I. werden erfordert 
mi ur IN TH, 

— — — N: Il. 

— — — M.e. IV.. 

— MN V 

— — — N VI. 

— — — Ne vu. 

— — — Me. VIII.. 


Rthlr. 


Kr. 


im 2ofl.|Fuf. 


3856 





|» 
| 


Bumma der ganzen Erigenz für ein Jahr — 59312 





155 


Anlage 2. 


Verzeichniß derjenigen Beiträge, welche die Suſtenta— 
tionskaſſe während dem nächften Jahre vom Boten 
Sjunius 1808. bis ıöten Mai 1809. inclusive zu er: 

warten hat, nach alphabetifcher Ordnung. 


A. | Rthlr. | Kr. 
Zu dem während diefem Jahre fällig werdenden im ıofl.| Fuß. 
309. und 310. Ziel bezahlen : 
») Ahrenberg Gtries von) jedes Ziel 105 
Reichsthlr. 79 f 211 68 
2) a hatt — von) jedes Ziel 304 Bft 


— 


608 |n3 


1550 61 
975 194% 
371 79 
166 | 7 
82 
63 
62 188 
65 


108 19 
100 119 
| 


5) ie AWGroßherzos von) inclusive der 
Mediatiſirten, jedes Ziel 2rod Rthlr. 
60 4 kr. nach Abzug der Befoldung fitr 
Herrn Scheimerath von — ſen. 
dieſes Jahr . . 

4) Baiern (König von) nach Abıng von 
ar 000 fl. fir Gehalte, jährtich 1752 fl. 

DA oder 

5) Bremen (freie ‚Sanfeeta) jedes Ziel 185 
Rthlr. 84 a fr. . 

6) Sotha — von Sachfen) da das 109. 
Ziet pränumerirt ift, das 110. mit 

7) Samburg (freie Kanfeeftadt) jedes Ziel 
549 Rthlr. 41 kr... 

8) Heften (Großherzog von) jedes Ziel 1 185 
Rthlr. 26:4 fr. iuclusive der Mediatt; 
firten, nach Abzug des Gehalts fiir Hrn. 
Geheimerath von Stein . . 

9) Hildburghanfen (Herzog vonSachfen) 
jedes Ziel Zı Rihlr. 44 fr. . 

10) Hoch- und Deutſchmeiſter jedes Ziet 
45 Rthlr. 76 kr.. 

11) Hohenzollern: Hechingen (Für 
von) jedes Ziel 54 Ather. 9; fr... .. 

ı2) Hohenzollern ; Siömorinnen 
(Fürftvon) jedes Ziel 54 Rihlr. 9% fr. . 

5) Holftein (Herzogthum) mit Kann, 
jedes Ziel 672 Rthlr. 53 4; fr... . j 

14) Sienburg (Fürft von) jedes rs 110 
Rthlr. 9 J 


1549 ı6? ; 


Were nn 
© o 
3 8 


220 4 
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15) Leyen (Fürſt von der) jedes Ziel 10 
Rthlr. 12 4 fr. 

16) Fichtenftein (Füeft von) jedes Ziel 33 
Rthlr. 30 fr. . 

17) Lippe (Fürft von der) jedes Ziel 84 Reh! 


48% kr. 

16) CippesBildeburg (Fürſtenthum) wer 
gen Schaumburg jedes Ziel 94 Neichstha: 
ler 5ı , fr. . 

19) Lübeck ru Hanfeeftadt) jedes Ziel 697 
Rthlr. zeft. . 

20) Medlenburg r Schwerin (Herzog 
von) jedes Ziel 304 Rthlr. Ze fr... . 

21)⸗ Derf elbe wegen tecflenburg: Süftrom, 
jedes Ziel 217 Ather. 3; kr. .. 

22) ; Derfelbe wegen Sürftenehum Schwe; 
‚ tin, jedes Ziel 101 Rthlr. 41 fr. } 
25) Mecklenburg⸗-Strelitz (GHerzog von) 

wegen des Herzogthums und Stargard, je; 
des Ziel 86 Rey. 86 A. . . 
24) : Derfelbe wegen Palin jedes Ziel 
Ba Rthlr. 46 kr. .. 

25) Meiningen (Herzog von Sachfen) je 
des Ziel gı Rthlr. 54 5 fr. . 

26) Nafjau (Herzog und Fürſt von) jedes 

Ziel 719 Rthlr. 30 kr. 

27) Oldenburg (Herzog von) da das Ziel 
pränumerirtift, das Zıote mit . . . 

28) ; Derfelbe wegen Hochſtift Lübeck das 
Sınte Ziel mit . - 

29) Primas (Fürft) nad Abzug der Beſol⸗ 
dung für Freiherrn von Gruben, wegen 
Frankfurt, jedes Ziel 845 Rthlr. 35 4 fr. 

50) Neuß (Fürftenvon) jedes Ziel 74 Rthlr. 
AT 

31) Saäfen (König von) inclusive Quer; 
furth und den Reft von Mansfeld jedes Ziel 
2018 Reh. ze kr.. 

32) Salm:Salm und®alm: Kirburg 
Gürſten von) jedes Ziel 35 Rthlr. 49, kr. 

55) Shwargburgs Sondershaufen 
(Füeſt von) jedes Ziel 97 Rthlr. di °% kr. 


mn gg — — — — — — — — — — — — — — — — 


19 
61 


1690 67 


101 ; 
| 
4036 I85 


67 
195 173 


Rthlr. | Kr. 

im 2ofl.| Fuf. 

20 |e5 
66 |60 


Y 
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Rthlr. | Kr. 

im oofl.! Fuf. 

34) Schwargburg ; ae | 
von) jedes Ziel 6 Rthlr. 4 Ar. „=. » 196 | 9 


35) (Schwarzenberg (uͤrſt von) wegen 
+ Kleggau, jedes Ziel 47 Rthlr. 51 °4 fr. 94 :63 
56) Waldeck (Fürft von) jedes Ziel 54 ei 
Rthlr. 7o ti. . ı69 [50 
57) Weimar — von Sachſen) jedes Ziel 
72 Rthlr. 66; fr. . 145 143 
58) : Derfelbe wegen Henneberg: Schleufi ns 
gen, jedes Ziel 17 Rtir. 344 kr. . 34 !69 
39) s Derfelbe wegen Eifenad jedes Ziel 
72 Rthlr. 66°; fr. . . 145 |49 
40) Würzburg (Großherzog von) jedes gie 
1617 fl. 2. tkr. .. 1796 83 


— — 20204 18533 
B. 

Das 308. Ziel ift noch rückſtändig bei 
ı) Anhalt (Fürſtenthum) mit . . „ . | 304 367%, 
2) Baden (Sroßherzogehum) mit . . » 773 190%, 
3) Bremen (freie Hanfeeftadt) mit . » 185 * 
Heſſen (Großherzogthum) mit . . . | 2185 126 2, 

) HohenzollernsHedhingen (Fürſten— 


thum) mit 54 | 9% 
6) Hildburghaufen (Soerzogthum, Sacı 
fen) mit 51 144 


MHoch- und Deutfhmeifter mit . . 45 176° 


8) Holl ſt ein (Herzogthum) mit Kanzau, mit d 6,2 Pr 3 
9) Iſenburg (Firftvöon) mit . . . 110 log: 
10) Lihtenftein (Fürft von) mit.. . . 39 150 
ır) Lübeck (freie Hanieeftadt) mit . . 697 142 
12) Meclenburg: Schwerin Ceijog⸗ 

thum) mit .. 304 152 


'15) Daffelbe wegen Güſtrow mit. . |. 217 354 
14) a felbe wegen Fürſtenthum Schwerin 
mit . - . 101 # 

15) Meiningen: EGerzogthum Sachfen mit \ 9ı 54 








*) In den Rückſtänden de‘ 308ten Zield werden diefe = Häuſer als 
Herzogthünmer qnalifiziet, die im 309. und 310. Ziel Fürften find. Es muß 
alfo eins nach dem andern adjuſtirt werden. | 
I 
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Rthlr. ! Kr. 
im zofl, Fuf. 
haufen (Herzogthum) mit 97 18174 
17) Shwarzburg : Rudol 
ftade (Herzogthum) mit. ge —* 
18) Waldeck (Fürſtenthum) mit. . . . 4 |ro 
19) Weimar (Herzogthum) wegen@ifenach mit, 72 166% 
Summa — | 5164 157% 


6) Shwarzburg-Sondert: | 
(> supra 





C. 

Aeltere Rückſtände, deren Zahlung regulirt und 

beſtimmt verfprochen ift.: 

ı) Baiern (Königreich) zahlt nach der aller: 
höchſten Reſolntion von den älteren Rück— 
ftänden bie zum 306. Ziel inclusive , all: 
jährlich ein Ziel. Die nähere Berechnung, 
was im nächften Jahr zu zahlen ift, ift noch 
nicht zugelegt, und wird daher allhier dafiir 

einſtweilen ausgeworfen, die Summe von| 5000 | — 

es) Kohenzolterns: Sigmaringen zahlt 

nad) llebereintunft jedesmal ein altes und 

ein neues Ziel, folglich im nächſten Jahr 
zwei alte Zieler mit . . BEE 


——— — | — 


Summa — 85810b |ı9 


REcArPITULATIO. 
IA: ae Er 
— BD ie re ee Di 

C 0.» 1 5ioß [19 _ 


Summa der ganzen vom 30. Junius 1808. bis : 
zum 15. Mai 1809. zu hoffenden Einnahme'32497 |9*% 
Der Erigenzftatus betrug nach Anlage 1. .. 1990912 [20 


Mithin iſt Defizit in der Einnahme . . | 6B14 18% 


——n- 


NB. Der Herr Graf von Reiggersberg erhält nicht fein Quote 
in vier Diftributionen, fondern vom ı5. Febr. ıBog. an ge 
rechnet bei jeder Diſteibntion mit 144 Thaler 4o Er., wo 
durch mir Einſchlaß der der Provsionstaffe zu zahlenden 
Quote die Ergänzungsiumme von gızo Gulden heraustömm, 


— ——— 


— 
— — 


⸗ 
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19. 


Königlich » baierifches organifches Edift die Bildung 
des geheimen Raths betreffend, 





Wir Maximilian Joſeph von Gottes — 
König von Baiern 

Haben zur Vollziehung der im III. Titel $. 2 — 3. der 
Konftitution über die der Errichtung des geheimen Raths ents 
haltenen allgemeinen Beftimmungen folgende organifche Anords 
nungen zu treffen bejchloffen, und beſchließen hiermit, wie folgt: 

Erfter Titel. 
Konftituirung des Perfonals. 

Art. 2. Wir umd Unfer Kronprinz wohnen den Siz— 
zungen des geheimen Raths bei. 

Diefer foll beftehen a) aus Unſern Miniftern; b) aus 
12 höchftens 16 geheimen Räthen, die Wir ernennen wers 
den; c) auch Unſere Kronbeamte können während ihrer Ans 
mwefenheit in Unſerer Reſidenz den Sitzungen des geheimen 
Raths beiwohnen, und nehmen alsdann ihren Platz nach 
Unfern Miniftern; d) die Stelle des General:Sekretärs bei 
dem geheimen Rathe wird Unſerm geheimen —— 
Sekretär übertragen. 

Art. 2. Die geheimen Räthe werden anfänglich von 
Uns nur auf ein Jahr ernannt, und find nicht eher, als 
nach fechsjähriger ununterbrochener RR in diefer Eis 
genſchaft als permanent anzufehen. 

Alle Jahre mit dem ıften Oktober wird eine von Uns 
angeordnete Lifte der geheimen Näthe erfcheinen. Diejenigen, 
weiche nicht auf diefer Lifte ftehen, hören von ſelbſt auf, ges 
heime Räthe zu feyn. 

Art. 3. Der Gehalt eines geheimen Raths wird auf 4500 
Gulden feftgefeßt, mit Einrechnung BERKER, den ein Mit; 
glied wirklich fhon bezieht. 
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fowohl in Beziehung auf die Gegenftände, als auf die dabei 
zu heobachtenden Förmlichkeiten nachfolgen werden. 

Art. 7. Er beurtheilt a) die Kompetenz; Streitigkeiten zwi: 
fchen der Gerichts; und Verwaltungsſtelle; b) die Frage: ob 
öffentliche Beamte wegen begangenen Verbrechen vor Gericht 
geftelle werden können und follen. 

Art. 8. Wegen diefer Judizialgeſchäfte verfammelt ſich der 
geheime Rath wöchentlich einmal an einem noch zu beftimmenden 
Tage. Bei diefen Berfammlungen müffen jedesmal zwei Drits 
theile der Mitglieder gegenwärtig feyn. 

Dritter Titel 
Sefhäftsgang. 

Art. 1. Aus der General. Berfamminnd des geheimen Raths 
re nach den ihr zugemwiefenen Segenftänden drei Sektionen 
gebildet : 

a) Der biirgerlichen und peinlichen Sefeßgebung, b) der 
Finanzen, und C) der innern Verwaltung. 

Art. 2. Jede Sektion beiteht wenigftend aus 3 Mitglies 
dern: wenn fein befonderer Präfident als Vorftand der Sektion 
von Uns ernennt wird, fo kommen dem älteften Mitgliede 
derfelden die Funktionen des Dirigenten zu. TF 

Art. 3. In den einzelnen Sektionen werden die dahin g 
wiejenen Gegenftände zum Vortrage in der allgemeinen Vers 
fammlung vorbereitet. 

Art. 4. Die einzelnen Sektionen verfammeln fich fo oft, als 
es die Bearbeitung der ihnen zugemwiejenen Gegenftände erfors 
dert. Ein geheimer Sekretär desjenigen Minifterial;Departes 
ments, zu deſſen Geichäftskreife der zu bearbeitende Gegens 
ftand gehört, führt dabei das Protokoll. 

Art. 5. Sn der General:Verfammlung wird allezeit auf 
den Vortrag derjenigen Sektion berarhichlagt, welche den Ges 
genftand hiezu vorbereitet hat. 

. Art.6. Wenn Wir oder Unfer Kronprinz der Sitzung nicht 
in Perſon beiwohnen , fo präfidirt der ältefte der anweſenden 
Staatsminifter. 

Art. 7. Der Generals Sekretär fiihrt in der Generals 
Verfammlung das Protofoll. Sin denjenigen Berfammlungen, 
welche durch wichtige innere Angelegenheiten des Reichs, oder 
durch die zu disfutirenden Geſetzentwürfe veranlaßt werden, 
ift er verbunden, über jeden diefer Gegenſtände ein eigenes 
Protokoll zu führen, welches Uns durch den einfchlägigen 
Minifter zur Genehmigung vorgelegt wird. Derfelbe führt 
auch das Einlaufsprotofoll über die an den geheimen Rath) 
gewiefenen Gegenſtände, verwahrt die Protokolle, und forgt 
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fiie die Fertigung der nöthigen Extrafte, die von ihm un 
tergeichnet werden. | 


Art. 8. Die Erfenntniffe des geheimen Raths in fonten: 
tiöien adminiftrativen Sachen, fo wie die Enıfcheidungen der 
Anfragen, welche entweder Kompetenzftreitigfeiten der Ge 
richte: und Verwaltungsftellen‘, oder die Stellung eines öf— 
fentlihen Beamten vor das Gericht betreſfen, werden in Uns 
ferm Namen mit Bemerkung der hieriiber vorausgegangenen 
Vernehmung des geheimen Raths durch die einjchlägigen Mi 
nifterien ausgefertigt. 

Art. 9. Sobald die Entfchliefungen des geheimen Raths 
in organifchen Verwaltungsgegenftänden, die durch den eins 
fchlägigen Minifter* uns vorgelegt werden, Unſere Geneh— 
migung erhalten haben, bilden fie Dekrete, und werden von 
demſelben Minifterium, in deffen Geſchäfitskreis fle einfchlas 
gen, in Unſerm Namen ausgefertigt. | 

Art. 10. Ergiebt fich der Fall, daß ein in dem geheis 
men Mache auf Unfern Befehl in Berathung gefommener 
Gefeßentwurf nach Unſerer durch dein einjchlägigen Miniſter 
zuvor hierüber erholten Genehmigung, den NReichsftänden mits 
zutheilen ift, fo wird derfelbe jedesmal durch die von Uns dazu 
beſonders zu ernennenden Mitglieder des geheimen Raths mit 
dem in dem organiichen Edift iiber die National:Repräfentation 
vorgefchriebenen Förmlichkeiten an die Verſammlung der Reiches 
ftände gebracht. 

Art. 11. Iſt über einen folhen Sefekentwurf mit der Nas 
tional:Repräfentation das Erforderliche berichtigt, fo kommt ders 
felbe in das einichlägige Minifterium zuriick, und wird, nach— 
dem er Uns durch diejes zur endlichen Beftätigung wieder vorges 
legt worden, auf gehörige Art ausgefertige 

Art. ı2. Ein jeder Unferer Staats: und Konferengminis 
fter wird hiemit beauftragt, zur Ausführung diefes organifchen 
Edikts die in feinem Wirkungskreis einfihlägigen weitern Eins 
leitungen zu treffen , daß daffelbe mit Anfanze des künftigen 
Etats-Jahres in Vollzug gefeßt werden fann. 

Münden, den sten Juni 1808. 


Mar Joſeph. 
Freiherr von Montgelas. Graf Mora vitzky. Freiherr 
v. Hompeſch. 
Auf königlichen allerhöchſten Befehl 
v. Biarowsky. 
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Zwanzigſtes Heft. 


14. 


Literatur des Rheinbundes. 





IT TE U 





Bon 
Reichskammergerichts⸗Afſeſſor und königlich Preußifhen Kammerherrn 
von Kanıp;. 





Einleitung | ’ 


Der eigenthümliche Vorzug der bisherigen deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung, eine fleißige literäriſche Pflege des deutſchen 
Staatsrechts, ſcheint auch auf die rheinbundiſche Verfaſſung 
übergegangen zu ſeyn. Die rheinbundiſche Verfaſſung kaum 
zwei Jahre alt, kaum mehr als in ihrem äußern Umriſſe 
gezeichnet, kaum einen dritten Theil ihrer Exiſtenz im Ges 
nuffe des Aufern Friedens ift auch ſchon jeßt der Segenftand 
mannigfaltiger Literärifcher Bildung. 
Sch liefere in diefen Blättern eine Ueberficht der vheins 
bundifchen Piteratur. | 
Auch derjenige, der in Arbeiten dieſer Art nur eine 
Nomenklatur zu fehen vermag, wird die gegenwärtige Liter 
ratur, als ein Nepertorium, file keine ganz nutzloſe Arbeit 
halten, weil fle dem prafiifchen Gerhäfismanne eine leichte 
Ueberſicht der bisherigen wiffenfchaftlichen Arbeiten gewährt. 
11. 


Rheiniſche Bund. 


4 
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Allein derjenige, der ſolche Arbeiten mit noch einem andern 


Geiſte betrachtet, wird der vorliegenden noch geneigter eine 
Stelle in dieſer Zeitfchrift gönnen. Eine ſolche Ueberſicht 


der Fiteratur enthält den Stoff zu manchen intereffanten Bes 


merfungen; fie ift der Spiegel der National: Stimmung 
und des National: Bedirfniffes. Wenn 5. B. der eine Ger 
genftand des Staatsrechts eine fleifige, einfache literäriſche 
Kultur erhielt, während der andere ganz vernachläßigt wird; 
fo darf man wohl dort auf ein höheres Bedürfniß diefer 
Kultur auf, fie veranlaffende, äußere Umftände oder Linde 
ftimmtheiten und Lücken des Konſtitutionsgeſetzes fchliehen; 
wenn eine Thefe, welche unter der Neichsverfaffung ganz 
unbearbeitet blieb, in der Bundesverfaffung der Gegenftand 
vielfältiger Titerärifcher Unterfuhung wird; fo enthält diefer 
Umftand einen nicht unmichtigen Stoff zur Abwägung und 
Vergleichung beider Verfaffungen; wenn über die eine oder 
die andere Thefe eine feltene Uebereinſtimmung des literaris 
fhen Publitums herrſcht; fo darf man vielleicht annehmen, 
daß die Stimme der Nation von ihr nicht ganz verſchie— 
den ſey. | 

Die gegenwärtige Literatur befchränft fih auf die Se; 
fammtheit des Bundes; fie ift die Literatur des Bundes 
als Sanzen. Sie enthält mithin nicht die Literatur der eim 


- ‚zelnen Bundesſtaaten. So anziehend fie, befonders in eini⸗ 
‚gen Staaten, auch fiir mid war, fo gern ich fie auch aufı 


genommen hätte; fo haben doch individuelle Gründe es mir 
für jeßt nicht geftattet. Vielleicht werde ich diefe Partikular— 
Literatur. nachtragen. 

96 die gegenwärtige Gefammt; Literatur vollftändig fey? 


vermag ich nicht zu beurtheilen; wefentliche Lücken dürfte fie 
indeſſen wohl nicht haben. Sie ift übrigens mit dem 3ı. 
Mai. ı8oB. abgeiihloffen. Ergänzungen und Nachträge wers 
‚den feiner zeit folgen. 
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Ueberfidet. 
A. Erſter Abſchnitt: Allgemeiner Theil: Literatur und 
und allgemeine Werke. 
ı) Literatur. $. 1. 
2) Allgemeine Werke. $. 2. 
B- Zweiter Abſchnitt: Beſonderer Theil oder Literatur 
der einzelnen Wiffenfchaften. 
A. A. Erfter Titel: Geſchichte. $. 3. 
B.B. Zweiter Titel: Staatstunde und Erdbeſchreibung. 
$. 4. 
C.C. Dritter Titel : Otaatswirthſchaft und Politik. 
$. 5. und $. 6. | 
D. D. Bierter Titel: Staatsredhts: 
1. Quelfen. $. 7. 
II. Syfteme. $. 8. 
II. Sammlungen einzelner ſtaatsrechtlicher Abhands 
(ungen, Aufſätze und Beiträge. $. 9. 
IV. Erörterungen einzelner Gegenftände: 
1) Berichtigung des Bundes. Territoriums, 6. 10. 
2) Einheit des Bundesftaats. $. 11. 
5) Begriff und Umfang der Souverainität der Buns 
desfürften. $. ı2. 
4) Auslegung der Bundesakte. $. 13. 
5) innere Verfaffung des Bundesvereind. $. 14. 
6) Bundes s Zuftizverfaffung. $. 15. 
7) Bundes: Militaivverfaffung. $. 16. 
8) Verhältniß der Standesheren zum Souverain. 


$. 17. 
9) Verhältniß der vormaligen Reichsritter zum Sous 
verain. $. 18. 


10) Einzelne Hoheitsrechte. $. 19. 

11) Lehnherrlichkeit. $. 20. 

12) Bundesaktmäßiger wechſelſeitiger Verzicht der 
Bundesfürſten. $. 21. 


# 


1 


4 
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15) Succeffionss und andere Familienrechte. $. 22. 
14) Verhältniß zu den Dienern und Gläubigen des 
bisherigen deutfchen Reichs und der mebdiatifirten 
Sande und Fürſten. 
E.E. Fünfter Titel: Eivileecht. G 24, und 25. 


F.F. Sechſter Titel: Lehnrecht. $. 26. . 
G.G. Siebenter Titel: Geiftliches und Kirchenrecht. 
$. 27. 


H.H. Achter Titel: Kriminalrecht. $. 28. 
1.1. Neunter Titel: Völkerrecht. $. 29. 


Erfer Abſchnitt. 
Allgemeiner Theil. 
Literatur und allgemeine Werte 


G. 1. 


1) Literatur, \ 

Noch gibt es keine eigne Literatur des vheinifchen Bun 
des; der Hofkammerrath Winkopp in Afchaffendurg wird 
aber nächftens durch die, derfelben eigends gewidmeten Er⸗ 
gänzungs-Hefte zu ſeiner Zeitſchrift: Der Rheiniſche 

Bund, dieſe Lücke füllen *). | 
Einen vorzüglich ſchätzbaren Beitrag zur Literatur dei 
neuen Vereins enchäft die gehaltvolle , trefliche Collektivs Ru 
zenflon der das Rheinbundes Hecht betreffenden Schriften 
in der Senaifchen allgemeinen Literatur s Zeitung vom Jahr 


3 5 R g ® 500. 301. 502. 305. 304. 
16) * f j 
$. 2. 


2) Allgemeine Werke. 
Die rheinbundiſche Literatur beſitzt ſchon itzt verſchiedene 


ET a —— 


» 


* „Er 
— dieſen Heften erſcheint das erfte nächſtens, und ich kann de 
Herung geben, dab nicht nur mehrere Mitarbeiter bei diefer Beitfchrift 


londern auch 
noch einige ſehr gefchägt jeſem literariſchen Um 
ternehmen Teil a geſchätzte Gelehrte an diefen ei 
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Werke, welche nicht einer Wiſſenſchaft angehören, ſondern 
für mehrere, Wiſſenſchaften, für Geſchichte, Staatsrecht, 
Staatskunde, Politik, Erdbeſchreibung — Abhandlungen, Bei⸗ 
träge und Materialien enthalten, und daher allen dieſen 
Wiſſenſchaften gemeinſchaftlich angehören. Einige: te ſelben 
beſchränken ſich nicht blos auf den rheiniſchen Bund, fons 
dern umfaffen alle deutfche ja ſelbſt europdifche Staaten, 
nehmen jedoch befondere Rückſicht auf den rheinifchen Bund, 
andere Hingegen find dem le&tern allein und ausſchließlich 
gewidmet. 

Zur erften Klaſſe gehören folgende, theils ſchon vor, 
theils erft nach der Abſchließung des Rheinbundes entſtande⸗ 
ne Sammlungen und Zeitfehriften: 

ı) Minerva, vom Hauptmann von Archenholz. 
(Hamburg. 8) | 

2) Das politifhe Journal. (Altona. 8.) 

5) Die europäifchen Annalen, (Tübingen. 8.) 

4) Die europäifhen Staatsrelationen von Nis 
kolaus Vogt (Frankfurt am Main. 8.) 

5) Sermanien; eine Zeitfehrift fir Staatsrecht, Polis 
tik und Statiftit von Deutfchland , herausgegeben von 
Erome und Jaup. (Siefen 1808, 8.) 

Diefe Zeitfchrift begann erft mit dem Jahre 1808. und 
if bis ißt noch allein dem rheiaiſchen Bunde gewidmet ger 
wefen, 

6) Die National» Chronif der Deutfchen N 

Die zweite Klaffe enthält: 

7) Der eheinifhe Bund, herausgegeben von P. A. 
Winkopp in Afchaffendurg. (Frankfurt am Main 
1806. 1807. ı808. 8.) 

Diefe Zeitſchrift faſt fo alt, als der Bund ſelbſt, dem fie 
gewidmet iſt, iſt der Senior der rheinbundiſchen Schriften. 


Der Herauẽgeber iſt der Herr Pfarrer Pahl zu Nenbronn bei 


Malen. ’ 
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8) Die cheinifhe Bundeszeitung (Heidelberg. 501.) 

Sie erfcheint feit dem Julius 1807. und ift ſewohl in 

hiſtoriſcher Hinſicht, als wegen der darinn hin und wieder 
abgedruckten Abhandlungen zu bemerfen. 

9) Das Ardhiv.der Regierung und Geſetzge— 
bung der geſammten rheiniſchen Bundes-Staaten. 
(Würzburg. 4.) 

Erſcheint ſeit dem Anfange des Jahres 1808. Noch iſt 
vielleicht 

10) Der rheiniſche Bote; eine Wochenſchrift. 1808. 

Heidelberg. 4.) anzuführen. 

Zweiter Abfdnite. 
Beſonderer Theil 


oder i 
Literatur ber einzelnen Wiffenfhaften. 


sErfter Titel. 
Geſchichte. 
$. 3. 


Die Kultur der Geſchichte des Rheinbundes beſchränkt 
ſich bis itzt nur auf Materialien; ſelbſt die Geſchichte ſeiner 
Entſtehung iſt noch unbearbeitet und als Ganzes hat er 
zur. Zeit noch zu wenige innere Regungen gehabt, ale daß 
fie dem Gefchichtfchreiber Stoff zur Bearbeitung hätten dar: 
bieten können; ein künftiger Bearbeiter der Geſchichte unfer 
ver Tage wird ihm indeffen darinn einen wichtigen Platz an: 
weijen müſſen. Bis ist gehören hieher ; 

1) Codex diplomaticus betreffend die Errichtung der 
rheinifchen Konföderation und die Auflöfung der deuts 
fchen Neichsverfaffung mit Anmerkungen Ein den euros 
päifchen Annaten 1806. Stück IX. Nr. II.) 

2) Merkwitrdige Nachrichten zur Gefchichte des Nheinbuns 

des » Staats (im vheinifchen Bunde: Heft I. Nr. 18., 
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und zerſtreut — Aufſätzen, zum Theil auch 
nur Winke.) 
5) Archiv des Rheinbundes von Paul Oeſterreicher 
königlicher Archivarzin Bamberg. 1807. und 1808. 4. 
4) Kriegs sAcchiv des vheinifchen Bundes , von — 
1806. 1007. 1808. 4. 
Zweiter Titel. 
Staatstunde und Erdbefhreibung. 
$. 4 
Angebauter ift fchon das Feld der Staatdfunde und 


Erdbefchreibung. Hier intereffirt ung nur dasjenige, was 


diefes Zac) in Rückſicht auf den ganzen Bund darbietet, 
nicht dasjenige, was fich auf einzelne Bundesftaaten bezieht. 


. 


In fpezial : ftatiftifcher Hinſicht ift bereits viel gefchehen und. 


enthalten fowohl die Negierungsblätter der einzelnen Staas 
ten, als Winkopps rheinifcher Bund und Germanien von 
Crome und Jaup treflihe Materialien zu einer fiinftigen 
allgemeinen Statiftit und Erdbefchreibung des Bundes, des 
sen Grundzüge aber fchon gezeichnet find in: ’ 
1) Anficht des vheinifchen Bundes von P. A. Winkopp 
(im ch. Bunde Keft I. n. 3. und Heft IV. n. 13.) 
2) Summarifche Ueberſicht des Flächen » Sinnhalts, der 
Volksmenge und der Einfiinfte der Nheinbundesftaaten 


(in der rheinifchen Bundeszeitung von 1807. Nr. 7.) 


5) Nenefte Anfiht von Deutfchland im Ausgange des 
Jahrs 1807. von Crome (in Germanien Heft 1. Nr. ı.) 
4) Der Deutſche zu den Deutſchen, ein ſtatiſtiſches Hands 


buch der deutihen Bundesftaaten mit Bemerkungen iiber‘ 


das, was ift, was war und was vielleicht feyn wird: 
(Lübeck) 1808, 


5) Der rheinifhe Bund unmittelbar nach feinem Aſchluſ⸗ 


ſe, ſtatiſtiſch dargeſtellt von G. G. Keyſer (in Poſ— 
ſelts Staatsgeſchichte Europa's von der Verwandlung 
der franzöſiſchen Conſular-Gewalt in eine erbliche Kaifers 
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Macht bis zum Preßburger Frieden, als Taſchenbuch 

fir 1807. Tübingen ı808. n. VI.) 

6) Territorialbeftand des rheinifchen Bundes im November 
1807. (in den europäifchen Annalen 1807. Heft XL 

m V.) v 
7) Der rheinifhe Bund, eine allgemeine Leberficht deſſel⸗ 

ben, feine Entftehung und der projeftirte nordifche Bund 

(im Archiv der Regierung und Gefekgebung in den ge 

fammten rheinifchen Bundesftaaten 1808. St. ı.) 

Sn Rückſicht auf die neuen Verhältniſſe find folgende 

Sharten erfchienen : 

1) Deutfchland nad) dem jekigen Beftande von Güſſefeld, 
Nürnberg bei Homanns Erben (Dktober 1806.) 

2) Karte fiir Die neuen Verhältniſſe von Deutfchland, ent 
haltend, ſämmtliche Staaten des rheiniſchen Bundes von 
Güſſefeld. (Nürnberg ebend. 1806.) 

3) Deutſchland zur Anſicht der konföderirten Staaten am 
Rhein. (Weimar im geographiſchen Inſtitut 1b06.) 
4) Interims⸗Karte von Deutſchland nach dem Frieden von 

Tilſit am 9. Sul. 1807. bis zur endlichen Beftimmung 

der Befikungen entworfen und berichtige bis zu Ende 

Septembers 1807. von Güffefeld, (Weimar 1807.) 

Dritter Titel | 

Staatswirthſchaft und Politik. 
. &_ 

Die Güte und Vorzüge fo wie die Nachtheile der neuen 
Verfaſſung, ihr Verhältniß zur Meicheverfaffung und ihre 
weitere Ausbildung befchäftigten gleich Anfangs die Federn 
der Gelehrten: | 

1) Die Gedanfen fiber das flinftige Fundamental; Statut 
(in Winkopp's rh. Bunde Heftg. Nr. 5.) machten auf 
mehrere Senenftände deffelben aufmerkſam. 

2) Der Organismus des rheinischen Bundes zum 
Behufe seines Zwecks, so weit er bis ietzt posi- 
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tiv bestimmt ist und Materialien zur nähern Be- 
stimmung jenes Örgauismus von D. W. J. B. 
Pr. in W.. 1807. 8. enthält nicht blos dasjenige, was 
in der Bundesverfaffung bereits. pofitiv beftimmt iſt, 
fondern auch Borfchläge zur mweitern Ausbildung diefer 
pofitiven Verfaſſung. Der Verfaſſer ift Übrigens der 
Prof. Behr in Würzburg und diefe Abhandlung 
ein friiher gedrucktes Fragment des unter $. 8. Nr. 3. 
angeführten größeren Werks. 

5) Ueber den Einfluß der neuen Verfaffung Deutfchlande 
auf verfchiedene Zweige des poſſitiven Erfenntniffes (in 
den europäifchen Annalen 1807. St. VI. nr. VI.) 

4) Gedanken über eine künftige Mediationsakte für den 
vheinifhen Bund (in Vogt europäiihen Staatsrelatios 
nen Band VIII. St. III. und IV.) 

5) Was ift und kann in dem rheinifhen Bunde von ber 
altsdeutfchen Reichsverfaffung beibehalten werden ? is 
Band X. St. II. und IIL) 

6) Deutfchlands Erwartungen vom rheinifchen Bunde, vom 
Freiheren von Eggers. Braunfchweig. 1800. 8. 

Möchten Deutfchlands Völker die Früchte der Beherzis 

gung der Hierinn enthaltenen treflichen Gedanken vecht bald, 
vecht vollftändig genießen! 

7) Zeutfchlands Erwartungen von dem theinifchen Bunde, 
(in den europäifchen Annalen ı808. St. II. ©. 197. — 
201.) 

8) Anfichten des rheinifhen Bundes, (in Archenholz Mi⸗ 
nerva 1808. März und April-Stück.) 

9) Kurze hiſtoriſch-kosmopolitiſche Blicke iiber die natürli— 
chen Urfachen des Verfalld der deutfchen Reichsverfaſ— 
fung und verfchiedene unmafigebliche Vorfchläge zur 
Vervolllommnung diefer Vorzüge von J. G. Pödels: 
heim, (in der vheinifchen Bundeszeitung 1808. Nr. 
16. 22, 34. 35. 54. 55. 72. 94. 124. und 141.) 
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10) Anfichten des Rheinbundes; Briefe zweier Staats⸗ 
männer. Göttingen 1808. 8. 

11) Was hat der deutſche Unterthan durch die neuen po— 
fitifchen Veränderungen gewonnen oder verloren; von 
Dr. Neff in Friedberg, mit einer Vorerinnerung und 
mit Anmerkungen vom Geh. R. R. Crome (in Ger— 
manien. Band I. St. IH. Nr. XIX.) 

. 6. 
Zur Literatur einzelner Theile der Staatsverwaltung 
gehören : | 

1) Einige Vorfchläge zur neuen Einrichtung des Zunft 
weſens in den Staaten des rheinischen Bundes ; vom 
geheimen Rathe Medicus in Weilburg. (in Winkopp’s 
vh. Bunde St. VI. Nr. 37.) 

2) Bemerfungen iiber die Vorjchläge zur neuen Einrid;: 
tung des Zunftwefens u. f. w. (f. Nr. 1.) vom Regie— 
rungs: Profuratoer Wangemann in Gaffel. (im Ans 
geiger der Deutjchen 1807. Nr. 506. 307. 508. und 310.) 

3) Bemerkungen über die von dem geh. R. Medicus ger 
machten Vorfchläge zur neuen Einrichtung des Zunft: 
weſens in den Staaten des rheinifchen Bundes; vom 
Finanzrath Emmermann in Fulda. (in Winkopps 
ch. Bunde Heft 13. Nr. 9.) 

4) Ueber die von dem Rheinbunde fchleunig zu ergreifens 
de Mittel und deren Gebrauch zur Handhabung der 
allgemein gefährdeten inneren Sicherheit; vom Finanz 
rath Emmermann in Fulda. (in der Rheinb. Zeitung 
i808. Nr. 33.) 

Vierter Titel. 
Staatsredt. 
$. T 
I. Quellen. 
Die forgfamfte und umfaffendfte Pflege hat bisher das 
rheinbundiſche Staatsrecht erhalten. 
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Die rheiniſche Bundesakte und die Acceffionsaften zur 
Konfüderation wurden in mehreren allgemeinen Werken 
($. 2.) gefammelt, unter welchen Wintopp’s theinifcher 
Bund mit Necht als der Codex juris publici foederis 
Rhenani betrachtet werden fann. Nicht ganz fo vollftändig 
ft die bejondere Sammlung unter dem Titel: 

ı) Die rheinifche Bundesafte, der Prefburger Friede, der 
Deitritt des Königs von Sachſen und der) übrigen 
fächfiihen Herzoge zum rheiniichen Bunde, nebft einigen 
andern hieher gehörigen Urkunden. Franzöfifh und 
deutfch. Coburg 1807. 8. 

Die Herftellung der vichtigern Lefenrt der Bundesakte 

veranlaßte 

2) einige Beiträge in Winkopp's rh. Bunde Heft 4 
Nr. g. und Heft 5. Nr. 26. 

3) Die einzelnen Acceffionsaften find in Winkopp's rhei⸗ 
niſchem Bunde (und mehrere friiher als ſonſt wo nad 
handfchriftlihen Mittheilungen), fodann (nach ihm) in 
Defterreichers Archiv des vheinifchen Bundes abgedruckt. 

4) ©. $. 10. Nr. 4. und 5. 

(Die vollftändigfte Sammlung, welche dem Herrn Der: 
faffer noch nicht befanne feyn Eonnte, ift nun unter dem 
Titel; Die rheinifche Konfüderationgafte, oder der am ıaten 
Sulius 1806. zu Paris abgefchloffene Vertrag. Franzöfifch 
und deutfch mit diplomatifcher Genauigkeit abgedruckt, nebft 
allen diefen Vertrag erläuternden, und das Staatsrecht des 
theinifchen Bundes in feiner Geſammtheit beftimmenden Urs 
funden und Aktenſtücken, auch allen noch geltenden — 
Herausgegeben und mit Anmerkungen begleitet von P. A 
Winkopp. gr. 8. —— am Main bei *. €. B. Dofr 
erſchienen.) 

§. 8. 
Il Syſteme. 
Kaum gereift, noch weniger aber vollendet, erhielt des 
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rheinifhen Bundes Staatsreht ſchon mehrere Syfteme von 

freilich ungleich innerem Werch, nämlich: N 

. 3) Entwurf. eines Staatsrechtes fiir den cheinifchen Bund, 
nach den Grundſätzen des allgemeinen Völkerrechtes, bes 
arbeitet von Joſeph Zintel, Doktor der Weltweisheit, 
beider echte Licentiat und königlich oberbaierifchen vr 
gerichts : Advolaten. München 1807. 8. 

. 2) Jus publicum civitatum , quae foederi Rbenano 
adscriptae sunt. Seripsit D. Carolus Salomo 
Zacuarıae Archiduci Badensi a Consiliis aulae et 
Prof. juris ordin. in Academia Heidelbergensi. 
Heidelbergae ı807. 8. 

9» Systematische Darstellung des Rheinischen Bun- 
des aus dem Standpuukte des öffentlichen Rechts; 
ven Dr. Wilhelm Joseph Brur, der Staatswis- 
senschaft, des Staats- und Lehenrechts ordentli- 
cher öffentlicher Professor an der Universität zu 
Würzburg ı808. Frankfurt am Main. 8, 

Nächſtens erhält das Publitum aus der Feder des als 
ächten Publiziſten längſtens legitimirten Geheimenraths Klis 
ber in Heidelberg: 

4) Staatsrecht des. cheinifchen Bundes von D. Johann 
Ludwig Kiüber. (Tübingen 1808. 8.) 

(Diefes Werk ift nun wirklich erfchienen,) 


$. 9 
III. Sammlungen einzelner ſtaatsrechtlichen 
Abhandlungen, Auffäße und Beiträge, 

Die Stelle, welche in der Literatur als Staatsrecht der 
Neihsverfafung, Pütters Beiträge fo ehrenvoll einnahr 
men; gebührt im der des rheinifchen Bundes folgenden 
Werken : 

1) Joh. Nicl. Brauer (großh. Badifcher wirklicher ger 
heimer Kath) Beiträge zu einem allgemeinen Staats, 
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rechte der rheiniſchen Bundesſtaaten in fünfzig Süßen 
(Carlsruhe 1807. 8.) 

2) Günther Heinrich) von Berg (Hofs und Kanzleivarh 
zu Hannover) Abhandlungen zur Erläuterung der rheis 
nifhen Bundesakte. Erſter Theil. Hannover ı808. 8. 

Die Fortfegung beider Werke ift ein gewiß gerechter 
Wunfch, welchen in Anfehung des erſtern auch derjenige bes 
gen wird, dev mit allen Sätzen des g. R. Brauer nicht ganz 
einverftanden if. Der Hofrath von Berg, bisher auch 
Adyocatus patriae in churbraunfchweigifchen Dienften, hat 
fid) in feinen Abhandlungen u. f. w. als einen Kenntnifreis 
hen tiefdenkenden Anwald des ganzen Fürften und Volk bes 
greifenden deutjchen Vaterlands gezeigt und in dem Freunde 
des Daterlandes den Wunſch erweckt, daß feine fchöne Ars 
‚beit von ihm fortgefegt und von andern beherzigt werden 
möge. 

(Der zweite Theil wird, wie der Herausgeber diefer Zeits 
fchrife verfichern fann, bald erfcheinen oder iſt ſchon wirklich 
seihienen. Auch wird das Publitum aus dem ı9. Hefte 
mit Vergnügen fehen, daß der Herr Hofrath Antheil an der 
zeitfchrift genommen bat.) 

$. 10. 

IV. Erdrterungen einzelner Gegenftände. 
ı) Berichtigung des Bundess Territoriums, 

Am fruchtbarften war die Literatur des rheinbundiſchen 
Staatsrechts in Erörterungen einzelner Gegenftände. 

Schon die bundesaktsmäßige Berichtigung des Bundes: 
Territoriums, gab zu mehreren Unterfuchungen Anlaß: 

ı) Der rheinifche Bund vertheile das durch den Prefbur: 
ger Frieden dem Meiſterthum entzogne DOrdensgut, fo 
weit es flrittig geworden war, nimmt aber durch fein 
Stillſchweigen feinem der Souveraine ein Recht an uns 
ftrittig vor dem Frieden okkupirten. (in Brauer Bei— 
trägen IV.) 


9) Altes, b 06 \ 
Mergent ° 
uͤbrige Ord sgut A 
ſten Jänn — 
willigt un 
Dieſe beide 
Gelegenheit zu 
Veranlaſſung chrieben 
at: 
3) Beitrag zu chuterun⸗ 
n ſch ſſes 


teit. Gaſ · 


Gebiet eines 
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von dem Willen oder dem Schickfal der unverbündeten 
Fürſten ab. (daf. XI.) 

9) Die verordnete Gleichheit der Theilung der Nitterorte 
umfaßt nur die Beziehungen zur Staatshoheit, nicht jene 
des Privars Vermögens und ift auch dort nur approxi- 
matif zu nehmen. (daf. XII.) 

$. ıı. 
2) Einheit des Bundes:Staates, 

Die Einheit des neuen Staatenbundes ift unterfudht in: 

ı) Aphorismen über die deutfche National; Einheit als 
Zweck des rheinifchen Bundes, verf. vom K. R. Kl 
Gerichts: Affeffor von Kampz. (in Winkopp’s vhein. 
Bund Heft 15. Nr. 39. und aus demfelben nachher im 
Archiv der Regierung und Gefeßgebung der gefammten 
rheinischen Bundesftaaten abgedruckt.) 

2) Ueber das Einheits: Prinzip in dem Syſtem des s cheis 
nifhen Bundes. (von J. G. Pahl. Nördlingen 1808. 8, 


9. 12. 


5) Begriff und Umfang der Souverainität der 


Bundesfürften. 
Urſprung, Begriff, Gränzen und Umfang der den Buns 


desfürſten beigelegten, aber mehr aus. der Aushebung der 
kaiſerlichen Neichshoheit als aus der Bundesakte fließenden 
Souverainität waren mehrmals Gegenftände wiffenfchaftlicher 
Prüfungen : 


’ 


1) Was ift Souverainität und was iſt Landeshoheit? 
Eine bloße Skizze. 1806. 6. 

2) Zufällige Gedanken eines deutfchen Mannes, infonders 
heit über die Frage: ob durch die rheinifche Bundes 
afte vom ı2. Sul. 1806. den neuen theinifchen Sous 
verainen iiber ihre Eigenthumslande eine größere Ges 
walt beigelegt worden fey, als fie iiber, diefelben vorhin 
gehabt Haben ? Frankfurt am Main 1808. 6. 

3) Betrachtungen über die. Souverainität der rheinifchen 
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Bundesgenoſſen, veranlaßt durch einen Aufſatz des ge 
topp’8 rh. Bund Heft 


heimen Raths Medicus. (in Win 


6. Nr. 40.) 


y) Treten die 
fers ? (dat. He 
nverbiindeten 


5) Die Rechte der Verbündeten 99 
Fürſten Deutſchlands b ich in Abſicht der 
Staatsverhältniſſe nach angewandt ·auf 
den Beſitzſtand, wie er zur Reichsauflöſuug 
war. (Brauer Beit 
6) Die Rechtsverhältniſſe der 
und übrigen Unterthanen geg 


weit ſie nicht durch den D 
oder durch das Ideal eines Bernunfeftaat 


wendig geſetzt ſind, unterliegen der Beſtimmun 

dermaligen Selbſtherrſchers. daſelbſt 11.) 

Die Staarsgewalt der Bundesfürften i volle und 

kräftige Obriſthoheit, feine unvollſtändige 

Reichshoheit. (ebend. 1.) 

g) Nach dem Bundes: die Staatsget 
watt des Innern in folgende Geſetzgebung/ 
höchſte Gerichtsbarkeit, ho 
Recht der =... und Heeresfolge) un 
Aufiagen. (daſ. XIV.) 

9) Ueber die Anwendung n Gewalt auf 
einzeine Fälle finder feine niß ſtatt. dal, 
XxXXV1.) 

10) Von der durd den rheiniſchen Bund begründeten 
—— der verbündeten Könige und Fürſten, vr 

— erfolgten Auftöiung der Reichsverbindung · 
urch bewirkten Veränderungen und deren rechtli 
=. (in von Berg Abd. ?- 

ir: T. Gönner Ahandl. v 

e den Umſturz der teutſchen 


des Kai⸗ 


Zeit Der 


7) 


der obriſtherrliche 
höhere Erkennt 


znderunged— 


on den Ver 
faſſung u 


Staatoͤvel 
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den vormaligen Partikuldr:Staatsrechten einzelner Reichs⸗ 
lande im gegenwärtigen Zuftande ihrer Souverainität 
hervorbringt. (in feinem Archiv fir die Geſetzgebung 
und Reformen des juriſtiſchen Studiums, Band ı. ‚Heft 
ı. (Landshut — 8.) Nr. 1.) 

12) ©, $. 17. 


$. 13, 
4) Auslegung der Bundesakte. 


Die Hermeneutif der Bundesakte iſt erörtert in: 

) Ueber die Auslegung der vheinifchen Bundesafte, (in 
Winkopp's ch. Bunde Heft 4. Sir. ı.) 

2) Einige Anmerkungen fiber die Artikel 26, 27. 28, und 
54. der rheinischen Konfüderationsafte vom geheimen 

Nach Medicus in Weilburg. daf. Nr. 5.) 

3) Beitrag zur Auslegung der theinifchen Bundesakte, 
vom .. Stephan in Braunfels. (dal. Heft 
5. Nr. 

4) Ueber die — Verhältniſſe der mediatiſirten ehemali—⸗ 
gen deutſchen Reichsſtände zu ihren dermaligen Souve— 
rains, den Hohen Verbündeten der rheiniſchen Konfödes 
ration, als Verſuch einer doftrinellen Auslegung der Ars 
titel 25 — 54. der Bundesafte; vom geh: Legations⸗ 
rath von Mieff in Regensburg. (daf VIIL Nr, 93,) 

6) Bemerkungen fiber die Auslegung der vheinifchen Bunz 
desafte vom Hofrath Dr: Fürſtenau. (daſ. Heft X. 
Nr. 3.) 

6) Beiträge zur Auslegung der Pariſer Konvention vom 
ı2. Jul: 1806: (in des Hrn. von Hertwich Abhandlun—⸗ 
gen. 1806. Oktober und folgende Monate: 1807: Januar 
und Februar.) 

7) Einige Bemerkungen zur. Interpretation ded theints 
hen . Bundes, (in von Berg Abhandlungen, Th. 1, 

19. 


178 
u $, 14: 
5) Innere Verfaffung des Bundes: Vereins. 


Die Verhältniffe der innern Derfaffung des Bundes find 
unterſucht in: 

v) Ueber die Verhältniſſe des Proteftors des rheiniſchen 
Bundesftaats zum rheinifchen Bunde, (Winkopp's rh. 
Hund Heft 2. Nr. 23.) 

2) Ueber das Hecht des Proteftors, die zwifchen den Sou⸗ 
verains und den Mediatifirten über den Sinn und Ums 
fang der bundesattsmäßigen Nechte der letztern entftans 
denen Steitigkeiten zu entjcheiden. (dafelbft Heft 7. 
Nr. 11., Heft 11. Nr. 23. und Heft 14. Nr. 21.) 

3) Wie ift der Tilſiter Friedensfhluß den vheinifchen Sou⸗ 
verains befannt gemacht worden? (daf. Heft 10. Nr. 13.) 

4) Damıanı Morıron (in Afchaffendurg) diss. inaug. 
de Primatibus eorumque juribus, speciatim de 
primatu germaniae, Göttingae ı806. 4. (das dritte 
Kapitel gehört befonders hieher.) 

9. 165. | 
| 6) Bundes-Juſtizverfaſſung. 

Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Errichtung eines 
oberfien Bundestribunals ift der Gegenftand mehre 
eer Erörterungen geweſen; fie find folgende: 

1) Ideen von Errichtung eines Bundesgerichts; vom 
Reichskammergerichts⸗Aſſeſſor (nunmehrigen großherzog: 
lich Heflifchen geheimen Rathe, Kammerheren und Hof 
gerichtsdirettor in Gießen) Freiheren von Stein (in 
Winkopp’s rh. Bunde Heft 6. Nr: 58. und von ba in 
der vheinifchen Bundeszeitung 1808, Nr. 3. und 4 
abgedruckt). Vergl. auch Heft 7. Nr. 20. 

2) Ideen zur Organifation eines vheinifhen Bundesger 
richts von ebendemfelben. (daf. Heft 7. Nr. 8.) 

5) Unmaßgebliche Gedanken über eine neue Kammergerichts⸗ 
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Ordnung für den vheinifchen Bund, (in Vogt europ. 
Staatsrel. Band X. St. I. Nr, VI.) 

4) Ueber die Errichtung eines oberften Tribunals fir die 
Staaten des rheinifchen Bundes, vom Reichsfammerges 
vichtss Afivffor von Kampz. (in Germanien von 
Erome und Jaup. B. ı. St. ı. Nr. g.) 

5) Unpartheiifche Betrachtungen über die Errichtung eines 
Bundesgerichts, insbefondere zur Sthlichtung der Streis 
tigfeiten zwifchen den Bundes » Souverains und ihren 
Unterchanen. (im Archiv der Regierung und Geſetzge⸗ 
bung in den geſammten rheiniſchen ————— 1806. 
Pr. ı.) 

6) lieber das Bedürfniß eines allgemeinen Gerichts in den 
rheiniſchen Buͤndesſtaaten. (in Minerva von Archenholz 
186068. Mai Nr. 8.) 

Andere Gegenftände der Bundes: Zuftizverfaffung find ers 

Örtert in: 

7) Gedanken über die Kabinets-Juſtiz, beſonders in den 
Staaten des rheinischen Bundes von den R. 8. Ger 
vichtsaffefforen von Kamp; und von Stein, (in 
Winkopp's rh. Bunde Heft 12. Nr. 30.) 

8) Sedanfen über die Auslieferung der Akten am vormas 
ligen Kaiferlihen und Neichstammergericht, auch wie es 
damit beim Neichshofrache gehalten wird vom Reichs; 
"8. G. Aſſeſſor Freiheren von Stein (daf N 
57.) 

9 Etwas iiber die Nechtsmittel wider die Urtheile der 
Oberappellationsgerichte der Souverains in denjenigen 
Rechtsſachen, weiche vorhin bei den Reichsgerichten an 
hängig waren, aber unentfchieden geblieben und nun. an 
die Dberappellationsgerichte der Souverains Yelange 
find ; vom Hofrathe Dr Fürfenau in Weblar, 
(daſ. Heft IX. Nr, 24.) 

10) Der Rekurs an die künftige Bundesverſammlung nadh 
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der Analogie deffelben an dem vormaligen Keichstage, 
von ebendemjelden. (daſ. Heft ı2. Mr. 41.) 
6 16. 
n) Bundes; Militairverfaffung. 

1) Winkopp's rheinifcher Bund Heft 2. Mr. 24. Heft 
5. Nr. 39. und Heft 7. Nr. 7. gibt Nachrichten über 
die Kontingente der Bundesarmee. 

2) Die Bundesfiirften find fehuldig auch im Friedenszeiten 
den Stamm ihres Kontingents aufzuftellen, keineswegs 
aber folches vollzählig und gerüſtet zu erhalten. (Brauer 
Beiträge Nr. 50.) 

. 17% 
8) Verhältniß der Standesheren zum 
Souverain. | 
Das Verhältniß, im welches die Bundesafte eine große 
Zahl deutfcher Fürften.und Neichsgrafen zu ihrem tisherigen 
Mitregeten feßt, war zu neu und durch den Buchſtaben der 
Bundesakte oft zu wenig klar beſtimmt, als daß es neh 
gefehrten Unterfuchungen den reichhaltigſten Stoff hätte ge’ 
ben follen. | 
A. Das Allgemeine des Verhältniffes, in das 
die nunmehrigen. Standesheren traten, die Natur, Beſchaf— 
fenhett, Gerechtigkeit und Gränzen defielben, war. allerding? 
ein wichtiger Gegenftand der Unterſuchungen, welche dat 
üder angeftellt find, in: | | 

1) Einige Anmerkungen über die Artikel 26. 27. 28. und 
34. der theinifchen Konfdderätionsafte vom 12. Zul, 
1806. vom geh, Rath Medicus in Weilburg. (in 
Mintopp rh. Bund Heft 4. Nr. 5) 

2) Verſuch einer Darftellung der rechtlichen Verhältniſſe 
und Fünftigen Staatsverfaſſung der Herren Fürſten zu 
Wied: NRunkel und Wied: Neuwied Durchl. und Höchſt 
deren Lande rirckfichtlih der hohen fouverainen Höofe 
Naſſau-Uſingen und Naſſau-Weilburg nach der rheini 
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fchen Bundesakte vom’ ı2. Zul, 1806., verfaßt von 
Franz; Gärtner fürftl.-Neumwiedifchen geheimen Kath, 
Direftor der Landesfollegien zu Neuwied und der Nechte 

- Doktor. (in. Wintopp’s rh. Bunde Br 5. Nr. 19. 
und Heft 6. Nr. 36.). 

5) Beitrag: zur Auslegung der cheinifchen, — 
vom Kabinetsrath Stephan. in Braunfels. (daſ. 
Heft 5. Nr. 22.) 

4) Betrachtungen über die Souverainität der cheiniſchen 

Bundesgenoſſen, veranlaßt durch⸗ einen Aufſatz des ©. 
R. Medicus. (ebendaf. Heft 6. Ne; 40.)* 

5) Verſuch einer Klaſſifikation der den ſubjicirten Fürſten 
nach der Bundesakte bleibenden —— Mr ‚Heft 
7. Nr. 16.) 

6) Wie können die neuen Landlaſſen der —— 
Lande, insbeſondere des Großherzogthums Baden über 
ihre Lage am gerechteſten, leichteſten und genüglichſten 

beruhigt werden. (daf- Heft 7. Mr. 4.) X 

7) Weber die Pflicht der hohen Souverains des Rheins 
bundes, das Schickſal der durch die Bundesakte unter 
ihre Souverainität gefommenen ehemaligen Neichsftän: 
de nicht in. die unbeſchränkte Willkühr der. Diener zu 
legen; ſondern daß dafjelbe mit Gerechtigkeit und edler 
Schonung beſtimmt werde, zu einem vorgiiglichen Ges 
genftande ihrer «eigenen Vorjorge und Aufmerkjamfeit 
zu machen und über das dem-SProteftorsdes, Bundes 

zuſtehende Recht, die ſubmittirten Fürften gegen alfe 
bundesaftswidrige Eingreif- und Anmaßungen zu fchitz: 
zen, vom, Sefretair Dörr zu Braunfels. (daf. Heft 7. 
Mes 121,7 dagegen Heft 18. Nr. 5, verglichen mit Heft 
14: Nr. 34.) 

8) Ueber die neuen Verheltniſfen der mediatiſirten heat: 

gen deutfchen Neichsftände zu ihren dermaligen Souverains, 
den hohen Verbiinideten der rheiniſchen Konföderation, ale 
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Verſuch einer boftrinellen Auslegung der Artikel 25 — 
94 der Bundesatte, vom geheimen Legationsrarh von 
Rieff in Regensburg. (daf. Heft 8, Nr. 23.) 

9) Auch einige Anmerkungen über die rheiniſche Bundes 
akte. (ebend. Heft 9. Nr. 35.) 

10) Klaſſifikation der Souverainitätsrechte in: den Landen 
der neu. ſubjicirten ehemaligen Reichsſtände. (daſ. 
Nr. 5g.) — 

11) Wer hat zu beweiſen, der neue Souverain oder der 
Standesherr? (daſ. Heft 11. Nr. 25.) 

12) Wer: ift in Streitigkeiten zwiſchen dem Souvetain 
und dem Standesheren Nichter ? (daf. Nr. 23. 2.) 


: 35) Welche Rechte und Gefälle gehören. dem Souverain 
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und welche dem Standesheren? (daf. Mr, 23. 5.) 
2.) Was haben die vormaligen Landesheren im Rückſicht 
* anf. perfönliche- Achtung von ihrem Souverain zu er⸗ 

warten? (daſHeft 15. Nr, 4. Frage 12.) 

35) Iſt die Bundesakte ein Grundgefeg des rheiniihen 
Bundes, auch vlickfichtlich "des Souverains gegen die 
ihm unterworfenen vormaligen Reichsfürſten und Gra— 
fen. (daf. Heft 14. Mr. 21. Frage 1.) 

16) Kann eine Ungieichheit zum Vortheil oder Nachtheil 
der Mebdiatifirten in einem oder dem amdern Staate 
ftate finden ? (daf. Heft 14. Nr. 21, Frage 2.) 

27) Wenn zum Nachtheile der Mediatiſirten Deklaratio— 
nen im dem einen Lande gegen das andere vorhanden 
find, wer enefcheidet ? (daf. Heft 14. Nr. 21. Frage 3.) 

18) Erwas zur Beantwortung der im 13. Hefte aufge 
worfenen Fragen, (daf, Heft 15. Nr. 49.) 

19) Noch eine Beantwortung diefer Fragen von D! 
Nerr in Friedberg. (daſ. Heft 16. Mr. 5.) 

20) Sollten die Mebiatifirten, welche ihre nach der the 
nifhen Bundesakte verkierende Rechte nicht ale feuda 
imperii fondern jure allodii befeffen haben, nicht 
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Entfhädigung dafiir verlangen können? * Heft 16. 
Nr. 8. und 16.) — 

21) Von den Verhältniſſen des Souverains in fo fern er 
in Gondominio mit feinen Mebdiatifirten ſteht. (daf. 
XVI, 10.) 

22) Die Rechtsverhältniſſe der Standesherrn gegen die 
Staatsgewalt, fo weit fie nicht durch den Bundesver— 
trag neu beſtimmt oder durch das Ideal eines Vernunft⸗ 
ſtaats als nothwendig geſetzt ſind, unterliegen der Bes 
ſtimmung des dermaligen Selbſtherrſchers. ae 
Beiträge II.) 

23) Die Auslegung der Souverainitätsrechte fann fo wer 
nig durch den einfeitigen Gewinn des Standesheren als 
des Bundesflirften ; fondern allein duch den Zweck und 
die Analogie der namentlich gemachten Verordnungen 
beftimmt werden, (daf. VI.) 

24) Die von der Bundesakte vorgenommene Sonderung 
zwifchen : dem Theil des’ Staatsvermögens, das ber 

Obriſthoheit anheim fällt, undejenem, welcher den Für⸗ 
fien und Grafen verbleibt, verſetzt letzters durchaus. in 
die Klaffe vom Privatvermögen und Stammgut, (daf. 
XV.) 

25) Das, mas ein Standesherr zu behalten, verlangen 
will, muß zwar nicht gerade namentlich in der Buns 
desakte genannt ſeyn; aber es muß in die Klaffe von 
(andesherrlichen oder lehnherrlichen Nechten nicht gehö⸗ 
ven und zu feiner Ausübung keine Handlungen erfos 
dern, die nur als Ausfluß der Obrifihoheit ver ftatt 
finden können. (daf. XVI.) 

96) Bei Ausfonderung der: Oberhohgitss und der Cuts; 
herrlichkeits Angehörden kommt der ehemalige Erwerb⸗ 
tutel, den der mediatiſirte Stand für ein oder dag an 
dere Necht hat, in gar keinen Betracht, (daf. Nr. 
XXX) Auch 
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B. einzelne Berhättniffe”der Mebdiatiſirten wur 
den Gegenſtand beſonderer Unterſuchungen, nämlich: 
A.A, Die perſönlichen und Famlienrechte 
| derfelßen. 
a) Sind die Souverains befugt, die Standesherrn zur 
Reſidenz in ihrem Gebiete zu nöthigen. - (in Winkopp's 
eh. Bunde Hefe XIII. Nr. 4. Frage 10.) 
©) Die Strafausträge der Standesherrn find feine Schieds 
gerichte,, fondern ein Fürſtengericht. (Brauer Beiträge 
XXXVII.) | 
5) Das Staatsprinzip, die Staatsgenoſſen anzuhalten, ih: 
ren von dem Lande habenden Genuß in dem Lande zu 
verzehren, findet anf die Standesherrn nicht weiter An— 
wendung, als daß fie ihr Einkommen in feinem bundes 
fremden Staate verzehren dürfen. (daf XL.) 

Die Standesherrn müſſen alle Lehen, die ſie zur Zeit 
x der Bundesatte von auswärtigen Fürſten, nun von dem⸗ 
— jenigen, unter deſſen Obriſtherrſchaft ſie liegen, zu Lehen 

nehmen. (dar. XxL) 

5) S. $. 21. Nr. 6. 


B. B. Die Smunitäten der Standesheren. 
a), Don der Zoll, „und Chauffeefreiheit der Mediatiſirten. 
' (in Winkopp's rh. Bunde Heft 16. Nr. 6.) 
2) Noch etwas über den Artikel 27. der rheiniſchen Bun 
desakte, in Rückſicht der Steuerfreiheit, vorzüglich in 
Rückſicht auf die Standesheren. (daf. Heft 17, Nr. <6.) 


'C:C. Das’ Beftenrangss und Fiskal-Kameral— 
Recht. 
— Ueber die Anwendung des Beſteurungsrechts der Sou⸗ 
verains auf die Domainen ber mediätifirten Reichoſtän⸗ 
"de. (in Winkopp's rh. Bunde Heft 7. Nr. 3.) 
e) Alle Zwangs nutzungen einſchließlich des Salzgewinns, find 
dem Standesherrn zugewieſen. (Brauer Beiträge XXVI.) 
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5) Umgeld , Maafipfennig u. dal. eignet fich zu den guts— 
- herrlichen Rechten, hingegen Accis oder Pfundzoll und 
Stempelpapier fo wenig, als der Zoll, (daf. XXVII.) 


4) Das Heimfallvecht mit feinen "Beziehungen auf Erbs 
los Gut, Beding: Gut und Bafkards Erbe kommt dem 
Standesheren nicht zu, (daf. XXIX.) 


5) Der. Abzug, fo wie die Peibeigenfchafts : Entlafungss 
gebühr und alle aus der Leibeigenfchaft fließende Renten 
gehören dem Standesherrn. (ebend. XXX.) 


6) Die Güter der Standesherrn erlangen keine größere 
Freiheit von Auflagen, als ſie zuvor hatten, da fie, noch 
Staatsgut waren, wohl, aber können fie ſtärker, als zus 
vor in Steuer gezogen werden, wenn die Prinzen des 
Negenten oder die Drivilegistefte feiner frühen Staates 
bürger zuvor auch härter angelegt waren. (daf. XXXIV.) 

7) Der Zehende niht nur von urbarem Sand, fohdern 
auh von jetzigen und künftigen Meubriichen verbleibt 
dem Standesherrn. (daf. XXIV.) 

8) Das Forſtrecht der Standesheren geht auf Gemeins 
heitss und Privars wie auf eigne Waldungen ihres 
"Standesgebiets, giebt ihnen das Recht zur KHolzanweis 
fung und; Führung eigner Waldart, auch zur Freveithätis 
gung doc untergeordnet unter der -obriffhoheitlichen 
Dberforfteilichkeit. (daf. Nr. @. XXI.) ' 

M Steht den Standesheren das Fiskusrecht zu ?. von Dr, 
Karl Jaup, ordentl. Profefor des Staatsrechts zu 
Gießen. (in Sermanien von Erome und Yaup Band ı, 
Heft a. Nr. XII) 

10) Verfuh einer Beftimmung des (en Ders 
hältniffes zwifchen den Souverains und den ihrer Sour 
verainität unterworfenen ehemaligen Neichsftände , von 

Eggerer, Profefor der Forftwiffenfchäft zu Afchaffens 
burg. (in Winkopp’s rh. Bunde Heft 17, Nr. 35.) 
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D.D. Das Polizeiredt derfelben. 

1) Die Unterpolizei in ihrem ganzen Umfange mit der 
ihr enefprechenden Polizeigefällen gebührt dem Stan— 
desheren. (Brauer Beiträge XXVIII.) 

2) Vergl. die $. 19. D. angeführte Schriften. 

E. E, Die geiftlihen und Patronatrechte. 

1) Nur auf jenen Pfarrſatz, der nicht Kraft landesherris 
her Kirchengemwalt , fondern Kraft geiftlicher Lehnsherr⸗ 
ſchaft vorhin geübt worden, haben die Standeshern ein 
entſchiedenes Recht. (Brauer Beiträge XXV.) 

2) Die Verwaltung des. allgemeinen Staats; und Kirchen— 
guts gebührt dem Oberherrn, jene des firchlichen oder 
weltlichen Dress Vermögens aber dem Standesherrn. 
(daf, XXXI.) 

5) Die künftige Aufhebung noch vorhandner Kiöfter und 
Kirchenftiftungen in Standesgebieren hängt eben fo, wit 
die Beltimmung, welche ihren Gütern zu geben ift, le 
diglich vom Ermeffen des Negenten ab. (daf. Nr, XXXIL) 

F.F, Das Recht der Oberaufſicht. 

1) Ueber die Verwaltung des Orts; und Kirchen » Vermö 
gene. ſ. oben E.E. Nr. e. 

2) Ueber das Forſtrecht. ſ. D.D. B. 

G.G. Das Recht der Gerichtsbarkeit, 

“3) Die Standesherrn haben fein durch die Bundesakte 
entſchiedenes Recht auf eine peinliche Gerichtsbarkeit ode! 
auf eine doppelte Inſtanz, ſondern die Verwilligung des 
einen oder andern hängt von dem obriſtherrlichen Gut 
finden ab, wohl aber haben fie ein Recht auf Die 
Streit : Gerichtsbarkeit und auf die gemeine bürgerliche 
Strafgerichtsbarteit über ihre eigene Diener und Ai 
gehörigen nicht ader fiber die Landesfürſtlichen. (Braut 
Beiträge XXII.) 

H,H, Die Lehnsherrlichkeit der Mediatiſirten. 

1) Die Lehusherrlichkeit der Standesheren wird zwar durch 
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‚ den rheinifhen Bund nicht durchaus aufgehoben, . aber 

wefentlichen Veränderungen unterworfen. (Brauer Bels 
träge XVII.) 

2) Die Standesheren können Feine Lehnsherrlichkeit über 
Bundes s Souverains behalten, fondern derlei Lehen wer« 
den den le&tern frei gegeben. (daf. XVIIL.) 

5) Die Standesheren können unter ihre Lehnsherrlichkeit 
über andere Standes; oder Grundherrn Feine Rechte 
mehr mir einziehen, welche nad) der feftgefehten Nechtss 
fheidung der Obrifthoheit zufallen. (daf. XIX.) 

4) Die Standesheren können nicht mehr: die hohen Lehner 
pflichten, fondern blos die niedern alle — 
(daſ. XX.) 

5) Vergl. unten $. 20, 

1.1, Das Schuldenwefen der Standesherrn. 

3) Ueber den Art. 830. der rheinifchen Bundesakte die 
Schulden der Mediatifirten betreffend. GWinkoppis rh. 
Bund Heft 16. Mr, 7 

2) Kein Standesherr NER weiter von Bläubigern um 
Kreisfchulden belangt werden ; diefe vertheilen fich unter 
den. Bundes; Souverains nach den Staatskräften ihrer 
Kreisbefigungen. (Brauer Beiträge XXX VIII.) 

5) Alle Regierungsfhulden der mediatifirten Neichsftände 
müſſen zwifchen diefen und ihren Oberherrn nad) deren 
finftigen Verhältniffen des Rentenbezugs getheilt werden, 

ohne dag ingmwilchen das Necht der Gläubiger auf ihren 
Schuldner dadurch vermindert wird. ‚(daf. XXXIX.) 

K.K, Das Recht der Mediatifirten in Anſehung 
ihrer Diener und die Rechte der letzztern. 

ı) &, G.G. Nr. ı. 

2) Die Ruhegehalte jener Diener , welche durch die Mes 
diatifation einzelner ehemaliger Reichsunmittelbarer 
Lande außer Tätigkeit gefeßt werden, müffen da, wo 
feine befondern Staatsgeſetze vorhin exiſtirten, wornach 
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Ruhegehalte ausgemeſſen werben, Ihre Beſtimmung aus 
dem jüngſten Deputationsrezeß erhalten. (Brauer Bei 
träge XLI.) 

-- 8) Die Ruhegehalte, welche durch die jebige Staatsver: 
änderungen veranlafit werden, müſſen nad) um Prinzip 
der Schulden getheilt werden, 

WM $. 19. 6G. und $. 2. 

- 5) Bemerkungen über den Artikel xxxui. des rheiniſchen 
Konföderationsvertrags vom 12. Julius 1806. — von 
A. J. Steiger (Oberamtsrath) zu Wolſegg. (in 
Vintopp⸗ ch. Bunde Heft ı2. Nr. 46.) 


$. 18. 


9 Verhältniß der ehemaligen Reicsritter 
zum Souverain. 
1) Hieher gehö ven die $. 10. angeführte Abhandlungen. 
2) Nittergiiter haben nicht auf alle Gerechtfame der Stan: 
desherrn gleich entfchiedene Anfprache. (Brauer Beiträ⸗ 
ge XXXY.) 
3) Die Neichsritterfhaft in Schwaben, Franken, und am 
Rheine, von ihrem Entſtehen bis zu ihrer Auflöfung, 
von Dr, Nerr. (in Winkopp's rh. Bunde Heft 7, 2.) 


N $. 19. 
75) Einzelne Hoheitsrechte, 

Die einzelne Hoheitsrechte werden nicht allein in den 
Syſtemen ($. 8.) und größeren Sammlungen ($. g.) une 
welchen die fünfte Abhandlung in den Abhandlungen des Hof 
rath von Berg ($- 12. 9:) fich beſonders auszeichnet‘, ſon⸗ 
dern auch in einzelnen Erörterungen unterſucht, nämlich: 

A. Das dominium eminens. 

1) Das Staatsnothrecht, fälſchlich dominium eminens 
genannt, involvirt kein Obereigenthum, von Friedrich 
Hoppe in Darmſtadt. (in Germanien von Crome und 
Jaup Band ı, St. 5. Pr. 15,) 
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B. Das Beſteurungs-Recht. 
rt) Ueber die Anwendung des Beſteurungsrechts der Sous 
veraine auf die Domainen der mediatifirten Neichsftäns 
de. (Winkopperh. Bund Heft 7. 3.) 
2) $. 12. Nr. m. 
5) $. 17. B.B. ı, und 2. G.C. 2 — ı0, 


C. Das Recht der Gerichtsbarkeit. 
Vergl. $. 12. Nr. 7. 9.16. $. 17. B. A.A. 2. und G. G. 
D. Das PolizeiNecht. 

1) Sdeen zum Behuf einer richtigen Gränzbeſtimmung 
zwifchen hoher und niederer Polizei, mit befonderer 
Hinficht auf die neuen Verhältniffe, welhe aus dem 
rheinifchen Konföderationsvertrage vom ı2. Sul. 1806. 
hervorgegangen ; vom Oberamtsrathe A. J. Steiger 
zu Wolfegg. (in Winkopp ıh. Bunde Heft 16. 11.) 

0) S. $. 17. D.D. 

3) $. ı2. Nr. m. 

E. Das Bergregal. 

1) Ueber das Bergregal. (in Winkopp vh. Bund Heft 
16. 9.) . 

2)©. I... B. C. C. 

F, Das Forftregal. 

1) Verſuch einer Beftimmung des forftrechtlihen Verhält— 
niffes zwifchen den Sonveraing und den ihrer Souve— 
rainität unterworfenen ehemaligen Reichsſtänden; von 
Egerer, Prof. der Forſtwiſſenſchaft zu Aſchaffenburg. 
(in Winkopp rh. Bunde Heft 17, Nr. 55.) Ä 

2) ©. $. ı7. B. C.C. Nr. 8. 

G. Das Recht der Aemter und Wirdem : 

1) Ueber die Dienftanftellung und deren Dauer mit Ber 
zug auf die durch den Rheinbund entitandenen flaatss 
rechtlichen Veränderungen; vom Finanzrath Emmers 
mann in Fulda. (Winkopp vd. Bund Heft 10. Nr. 33.) 


! + 
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8) Sind die Sonverains befugt die von ehemaligen Reichs⸗ 
ftänden ertheilte Würden und Titel zu kaſſiren oder. ihr 
rer Beftätigung unterwürfig zu machen? (dat. Heft 13. 
Mr. 4. Frage 11.) 

s) D. J. Ant. Grissse meditationes quaedam de 
mutationibus circa notarios publicos sublata im- 
perii germanici forma. Landshuti ı807. 8. 

4) Ejusdem diss. inaug. de notis characteristicis 
notariorum tum imperialium tum noviorum et 
imprimis de illorum qualitate, sublato gefmano- 
rum imperio. Landshuti 1807. 

H. Recht der Konftription. 

1) $. 192. Nr. 7. 

2) $. 16. 

I. Poſtregal. 

ı) Ueber den Zuftand des Poftwefens in den verfchiedenen 
Staaten des rheinifhen Bundes. (in Winkopp's vhein. 
Bund Heft 7. Nr. 2.) 

R. 301 — 
) S. 6. 17. B. B.B. Nr. ı. C. C. Nr. 3 

L. a | 

ı) ©’. ı7. B. C.C. 

M. Jus fisch, 
ı) ©. 17. B. GC. 

$. 20. 
11) Lehnsherrlichkeit. 

Die Veränderungen, welche die Lehnsherrlichfeit der Buns 
besfüirften durch die vheinifche Bundesverfaffung erlitten, find 
erörtert int. 

ı) Gedanken über den Sinn und die Auslegung des 
34ſten Art. der rheinischen Bundesafte den Verzicht der 
Mechre eines Bundesglieds auf die Beſitzungen eines 
andern betreffend. (in Winkopp'e rh. Bund Heſft 4 
Nr. 8. 
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2) Leber die Lehnsherrlichkeit eines Souverains des rheis 
nijchen Bundes im Gebiete des andern, nach dem Ber 
griff der Souverainität und dem Geiſte der Konfüderas 
tionsakte, vorzüglich zur Erläuterung des S4ften Artis 
fels derſelben. Erlangen 1807. 8. 

5) Anton Hunger über die Erldfchung der auswärtigen 
Lehne in den Staaten der rheiniſchen Konfüderation, 
Landshut 1808. 8. 

4) ©. $. ı7. H.H. 

5) So auch der folgende $. 26, 


$. 21. 


ı) Die $. 20. unter 1. angeführte Gedanfen, | 

2) Der Nechtsverzicht,, den die Bundesafte auflegt, kann 
die Rechte der unverbiindeten Fürften gar nicht fhmäs 
lern, und jene der mediatifirten in folchen Stücken 
nicht, welche fie fortzubejigen fähig find. (Bauer Bei— 
träge Nr. XLIIL) 

5) Der gedachte NRechtsverzicht umfaßt Feine Güter des 
einen Staats, die innerhalb den Staaten eines andern 
Bundesfürften gelegen find. (daf. Nr. XLIV.) 

4) Nicht blos Anfpriiche, fondern auch entfchisdene Rechte 
fallen unter den Verzicht, fobald fie zur Klaffe der ders 
zeitigen Nechte auf Befißungen eines andern Bundes: 
fürften gehören. (daf. XLV.) 

5) Nur Staatsrehte keine Privatrechte können unter bier 
fen Verzicht gezogen werden. (ebend. XL.VI.) 

6) Eine Staatsberechtigung , die verzichtet werden foll, 
muß auf fremder Staatsbefisung haften, gleichviel,, ob 
diefe eine alte oder neue, eine eigenthliimliche oder nur 
oberhoheitliche fey. (daf. XLVII.) 

) Weltlihe und geifkliche Liegenfchaften gehören uns 
ter diejenigen echte, welche ein auswärtiger Bun 
desfürft zu Gunften desjenigen Bundesſtaats, in mel 
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chem fie antzuüben-find, kraft diefer Verzichts / Schul 
digkeit. aufzugeben hat. (daſelbſt XLVIII.) 

8) Die Eventual : Erbrechte der mediatifirten Fürften und 
Srafen bleiben, mie fie find, jene. der Vundesfürften 
auf unmittelbares Pand anderer Bundesfürften auch; 
ihre Erbrechte auf mittelbar gewordenes Reichsland aber 
werden, obiwohlen nicht aufgehoben, doch mwefentlich vers 
ändert. (daf. XLIX.) 

9) ©. $. 20. 

\. 20. ' 
13) Succeffion und andere Familienrechte 
Sieher gehören die 

1) $. 20, 

9) §. 21. Nr. 6. 

angeführten Abhandlungen: 
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14) Verhältniß zu den Dienern und Gläubigern 
des bisherigen deutſchen Reichs und der 
mediatiſirten Lande und Fürſten. 2 

Diefes Verhältniß hat folgende Abhandlungen verurſacht. 

1) Veherzigung über das Schickfal verdienter Männer, 
von Karl Dalberg (dem erhabnen Fürſt Primas) 1807. 
(auch in Winkopp's rh. B. Heft 1. Nr. ı7. und in 
Defterreichers Archiv ır Jahrgang St. 7. Nr. g. dem 
ehrenden Nachdenken der Nachwelt aufgehoben.) 

2) Ueber die Lage. des Faiferlichen Reichskammergerichts 
nach dem Prefipurger Frieden 1807: 8. 

5) .Ueber den künftigen Unterhalt der Mitglieder des talı 
ferlihen Neichsfammergerichts: Weklar 1807 ‚Sol: (auch 
abgedruckt in Minkopp rh. B. Heft 3. S. 417. Delle! 
reichers Archiv 1, Jahrg. Heft 5. Ne 10, und Haben 
lin Staatsarhiv Heft 15. ©. 422.) 

4) Nachtrag zu der Druckichrift : iiber den fiinftigen In 
erhalt u. ſ. w. Wetzlar 1807, Fol. (abgedruckt | 
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Defterteicheis Archiv a. a. D. Heft 7. Nr. ir. und 
auszugsweife in Winkopp rh. DB. Heft 3. ©. 443.) . 
5) Ueber die Berechtigung der Advokaten und Profuratos 
ven des ehemaligen Keichsfainmergerichts zu einem Ent 
ſchädigungs-Anſpruch. Wetzlar 1807: (in Winkopp’s 
ch. B. Heft 6. Nr: Ze: im Auszug und mit Berichtis 

gungen.) 

6) Auch ein Scherflein zur Schrift: Ein Wort über die 
Lage des K. R. Kammergerichts, beſonders die Entfchär 
dig der Staatsdiener, deren Stellen wegen Veränderung 
der Konſtitutions- und Adminiſtrations⸗Grundſätze aufs 
gehoben worden. (vom R. RK. Gerichts: Affeffor von 
Kampz in Vahlkamss hiſtoriſch-politiſchen Anfichten 
bei Aufhebung der Meichsverfafung Weblar 1807: 
Heft 1. Nr. 2.) 

7) Ueber die Berechtigung der Mitglieder des bisherigen 
8. und R: 8: Gerichts entweder auf Tebenslängliche 
Beibehaltung ihres bisherigen Gehalts oder auf anges 
meffene anderweitige Anftellung, von ebendemfelben. (ir 
Germanien von Crome und Saup 4. Band St. IM: 
Nr. 26.) 

B) Karı Dalberg Beiſpiel beutfcher Fiitften: Gerechtigkeit, 
(dar. Heft ı. Nr. 5.) 

9) Ueber die Entfihädigungs: Berechtigung der Stäatsdier 
net bei Aufhebung ihrer Stellen von den R. KR. ©: 
Afefforen von Kampz und Freihrn von Stein 

“Frankfurt am Main 1606. B: 

10) Verzeichniß der Kammerzieler ber Fürſten des — 
bundes von DB: und S. (den R. K. ©: Aſſeſſoren von 
Balemann und Freihrn. don Stein) erſte Liefe— 
tung. (in Germanien von Crome und Be i. Band 
8. Heft Nr: 119 

14) Ueber Reich sdienerſchaft und —— (in 
Winkopp th: Bunde Heft u Nu: 7.) i 

19: ' 
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für die Geſetzgebung und Reform des juriſtiſchen Stu⸗ 
diums 1. B. 1. Heft ©. 1.) 

2) Die Privatrechte leiden durch die Aufhebung der Kraft 
der Neichsgefeße äh, Veränderung. (Brauer Beis 
träge III.) 

5) Ueber die durch die rheinifche Bundesakte aufgehobene 
verbindliche Kraft der teutfchen Neichsgefeße. (in- von 
Berg Abhandl. ı. Th. Abh. 3.) 

(. 25. 

Die Einführbarkeit des Code Napoleon iſt zu vielen 
Modififationen ausgefeßt , als daß auch fie nicht eigene Uns 
terfuchungen veranlaßt haben follte: 

1) Gedanken über die Einführung des Code Napoleon 
in den Staaten des Nheinbundes, vom R. K. G. Afs 
fefor von Kampz. (in Winkopp rh. Band Heft 9. 
Nr. 44.) j | 

2) Welhe Grundfäße befolgt. man im Preufiifchen bei 
Einführung des allgemeinen Landrechts zur Erinnerung 
bei Aufnahme des Code Napoleon, (von dem nämlis 
hen in Minerva von Archenholz Oktober S. 

78 — 03.) 

5) Gedanken eines Patrioten über die Einführung des 
Code Napoleon , (vom K. R. ©. Affeffor Freiheren 
von Stein) mit einer Nachfchrift des Prof. Jaup. 
(in Germanien von Erome und Jaup Band ı. Heft ı. 
Nr. 4.) 

4) Ueber die Einführung des Code-Nopoleon. (in den 
europäiihen Annalen Jahrgang 1807. St. ı2. Nr. ı.) 

5) Duafis Prüfung der im gten Hefte (des vheinifchen 
Bundes) abgedructen Gedanken iiber die Einführung 
des «Code Napoleon, (in Winkopperh. Bund Heft ı6. 
Nr. ı.) 

6) Leber die Einfiihrung des Code Napoleon in Deutſch— 
land. (in Jaſon St. 1. 1808.) 
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‚ 7) Auszeichnung einiger Beſtimmungen des Code Napo: 
leon, die auf Deurfchland nicht zu paffen fcheinen. (im 
> allgemeinen Anzeiger der Deutfchen 1807. Nr. 555.) 
8) D. J. A. L. Seidensticker's Einleitung in den 
Codex Napoleon handelnd von dessen Literatur, 
Geschichte, Plan u. s. w. Tübingen ı808. 8, 
Cap. IX, $. 16 — 22. Ein Elafifches Werk und eh 
venvolles Denkmal des deutfchen Geiſtes, des deutſchen 
Fleißes; unentbehrlich einem jedem, fir den der Code 
Napoleon mittelbares oder unmittelbates Intereſſe hat, 
befonders fir denjenigen, der die, faft immer liberfehe 
ne oder von den Mehrften fich ſelbſt unrichtig bean 
mortete Frage: was ift der Codex Napoleon? gründ⸗ 
lih beantworten will. _ 
9) Einleitung in das Geſetzbuch Napoleons, oder Bemer— 
tungen deutfcher Gelehrten über die neue franzöſiſche 

-  Befeßgebung, zu mehrerer Verſtändlichkeit derfelben für 
die Bewohner der rheinifchen Bundesſtaaten, aus ein 
gen gelehrten Zeitungen bejonders abgedruckt. Düſſeb 
dorf 1800. 8. 

Die literarifhe Pflege, welche diefes Geſetzbuch auch in 
Deutichland erhielt, gehört nicht Hieher , im mehreren diejtt 
Werken ift indeffen auch feine Verpflanzbarkeit auf deutſchen 
Boden berückſichtigt, z. B. in Dabelow’s Archiv, Zachari 
Handbuch, in Seidenſticker Handbuch des Code Napoleon 


. u.a m. 


Schfier Titel 
Lehnrecht. 
| §. 26. | 
Die über die Fortdauer der. gefeklichen Kraft des Civil 
rechts erfchienenen Abhandlungen ($. 24.) ergriffen ihrer 
— nach auch das Lehnrecht und gehören mithin auch 
teher. 
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Außerdem befchäftigte aber auch die Gelehrten 

I. Das Verhältniß der Souverainität zur Lehns— 
herrlichkeit: 

) Ueber die Lehnsherrlichkeit eines Souverains des rhei⸗ 
niſchen Bundes im Gebiete des andern ; zur Erläute— 
rung des S4ften Artikels der —————— Res 
1807, 8. 

2) Anton Hunger über die Erlöfhung der "answättis 
gen Lehne in den Staaten der rheinischen Konfüderas 
tion. Sandshut 1808. 8. 

II, Die Succeffion in das bisherige relchslehn⸗ 
bare Obereigenthum: 

3) Gebührt den neuen Souverainen das dominium di? 
rectum der in ihrem Gebiet befindlichen Reichslehen ? 
(in Wintopp ıh. DB. Heft 15. Nr. 4. Frage 8.) ‘ 

4) Ob eine Belehnung mit voumaligen veichslehnbaren 
Segenftänden für die Zukunft Statt finden könne ? 
(dafelbft Frage 9.) { 

5) Anmerkungen zum Heft 15., über die Frage: Gebühre 
den neuen Souverains u. f. m. —* II. 3. (daſelbſt 
Heft 15. Nr. 45.) 

III. Das Lehnsverhaltniß der Resianifisem 
((. 17. H.H.) | | | 

Siebenter Titel, 
—— und Kirchenrecht. 
$. 27. 

Nicht objektive Armuth, ſondern die Lage, in — — 
die kirchlichen Angelenheiten feit der Errichtung des Rhein— 
bundes befinden, iſt die Urſache der bis jetzt nur ſparſamen 
Erndte im Felde der Literatur des rheinbundiſchen geiſtlichen 
und Kirchenrechts; hieher gehört: 

1) Warum ſchweigt die rheiniſche Bundesakte von. der. 

geiſtlichen Gerichtsbarkeit und was iſt in Beziehung auf 
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diefelbe dem Geiſte diefer Akte gemäß? (in. Winkopp 
th. Bund Heft 11. Nr. 25. Frage 4.) 

2) Konfordats:Anfihten. (in Safon vom Verfaffer des 

goldnen Kalbs (Graf Benzel Sternau zu Karlsruhe) 
. 808. St. 4. Nr. ı.) 

3) Konfordaten s Ronkordanz. (daf. St. 5. Nr. 2.) 

9 S. $. 17. B. F. F. 

Achter Titel, 

Sriminals Rede. 
Gemeinſchaftliche peinliche Gefeßgebung ift nur das Re⸗ 
ſultat der hohen Einheit einer Verbindung; wer könnte ſie 
alſo ſchon jetzt im Rechte des Rheinbundes erwarten? 
Gewiſſermaßen gehört aber hieher: 

$. 27. B. 2. a 
Neunter Titel. 
Boͤlker⸗Recht. 
5. 29. 

Die völferrechtliche Tendenz der einzelnen Bundesſtaaten 
if gewiſſer als die literäriſche Pflege der völferrechtlichen 
Derhälmiffe des Bundesſtgats. 

ı) $. 12. Nr. 4. 

2) Ueber einen Artikel zum fünftigen Völkerrecht, befons 
ders in Hinfiht des rheinischen Bundes. -(in Vogt ens 
topäifchen. Staatsrelationen Band ı0. St. 3. Nr. o. 
und in der rheinbundifchen Zeitung 1808. Nr. 25.) 
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Ueberficht der neueren Verhäftniffe des ehemaligen 
Reichsadeld in den Staaten des rheinifchen Buns 
des, fo viel fie bisher gefeglich beftimmet und bes 
fannt gemacht worden find. 





Don Herrn Dr. Neff in Friedberg. 





— 


—— Dienſtverhältniſſe, in welchen ich ſeit mehreren 
Jahren bei der unmittelbaren Reichsritterſchaft ſtand, mach⸗ 
ten mich auf das Loos der Glieder derſelben in den konföde— 
rirten Staaten in. einem vorzüglichen Grade aufmerkſam. ch 
verglich. die neuen Organiſations Edikte und andere Verord— 
nungen, wie ſie mir zu Geficht famen, fo genau wie mögs 
lih gegeneinander, und fand darin die, in dieſer Lebers 
fiht angezeigten verfchiedenen Beſtimmungen, deren Verglei— 
hung auh Manchem, wenn er gleich nicht in fo genauen 
Verbindungen mit der Ritterſchaft ſtand, doch nicht unintes 
reſſant ſeyn möchte. 

Nur die Könige von Baiern und Würtemberg und die 
Großherzoge von Baden, Heſſen und Würzburg haben bis 
izt ihre Grundſätze, in Anſehung der Rechte und Verbind— 
lichkeiten des in ihren Landen begüterten Adels näher aus— 
einander geſetzt. Don ähnlichen Verordnungen des Fürſten 
Primas, des Herzogs von Naffau, und des Großherzogs 
von Berg, wenn man bei dem erften feinen. Aufruf an die 
Bafallen im Mai 1808 *), bei dem zweiten die Beftimmung. 
eines privilegivten ©erichtsftandes feines Adels bei dem Zus 
Rizienat zu Ehrenbreitftein °) und die Aufhebung der Leibs 








*) Dergleichen Aufrufe find von den meiften Sonverains erlaffen worden. 
.W. 
1) Verordnung vom ımten Nov. 1866 im Nheinifhen Bunde Heſt 3. 
Seite 475. 
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eigenfchaft und des Mortuarii gegen Vergütung ), fobann 
bei dem dritten die Aufpebung aller Steuerfreiheiten ?) aus 
nimmt , ift noch nichts in das größere Publikum gekommen, 
Wenn fie erfcheinen, wird es leicht feyn , die einzelnen Theile 
derfelben unter die gehörigen Rubriken zu bringen, 


——— — EBEE BEBC ER DE ZA DE 5 DO 


A. Bon den allgemeinen perfönlidhen Red: 
ten und Verbindlichfeiten der adelihen Butsı 
befiser . 

ı) Sm Allgemeinen wurden fie in ihren 
Kehren und Berbindlihfeiten dem Adel dei 
Landes gleihgeftellt bei: < 

Baiernt Organiſations Edikt A. 6. 1. 3. 

Baden; Organiſations-Edikt vom often Sul. 1807, 

gleich im Eingange. Rheinifcher Bund Heft 14. &. 190. 

Heffen: Organiſ. Editt vom ıften Dezember‘ 1807. 

G. 1. a. a. O. Heft 14. ©. 213. 

2) Iſt ihnen überall ein privilegirter Ges 
rihtsftand in peinlihen und bürgerlichen Sy 
hen zugeflanden worden, von | 

Baiern: für fih, ihre Familien und Gerichtshalt. 

| Org. Ed. B. II. 1.4.9. | 
—Würtemberg; ohne dabei ihrer Familien und Beat: 
ten zu gedenten ; Drgahif. Ed. vom 16. März 1806. $. 50. 63. 
und dabei mit der ausdrücklichen Erklärung, daß fie außer— 
dem wie ein jeder anderer den Gefelsen und Landesſtellen 
unterworfen ſeyen. Sie genießen vermöge ihrer Geburt gar 
feinen Rang, ſondern ein jeder, welcher Wappenknöpfe M 
tagen das Recht hat, geht ihnen vor *), 

Neffe. vom 26. uni 1807. Nhein. Bund Heft 9. S 406. 
1 Verordnung vom iſten Jänner 18OR. Kheinifcer Bund Heft ta. 3%: 

2) Ständiſche Deliberarion vom ten Dez 1806. Rhein. Bund-Heft?- S. 255: 
3) Bum Leitfaden wurde das königl. baier. Drganif. Edikt von 37 Del ı8ch 


im funften Hefte des Rheinifchen Bundes S. 225 großtentheils genommen. 
4 Das Recht, Warpenfnöpfe zu tragen, haben alle Diejenigen, well 
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Dagegen find fie von der Patrimonialgerichtsbarkelt ausdrück⸗ 
fich befreit, und die Patrimonialbeamten dürfen nur in Fällen; 
melche eine jchleunige Anordnung fordern, vi CGommissionis Re- 
giae gegen fie Vorkehrungen treffen. 

Reife, vom 9. Aug.. 1807 im Regierungsblatte Nr. 71. 

Baden: fir fih, ihre Familien und Gerichtshalter. 

Org. Edikt $. 1. | 

Heffen: wo diefer privilegirte Gerichtsftand auch auf 
die Familien der Gerichtshalter und-auf die Hausdienerichaft, 
wenn die Gerichtsherren außer ihrem Gerichtsbezirk wohnen, 
ausgedehnt iſt. Wenn fie fich aber in diefem aufhalten, fo 
find deren Hausdiener der Patrimonial:Gerichtsbarkeit unters 
worfen. In Polizei⸗Sachen ſtehen die Gerichtsherren, wenn 
fie auswärts find, unter der LokalPolizeibehörde, wenn fie 
aber innerhalb ihres Bezirks ſich aufhalten, unmitteldas uns 
ter dev Regierung. 

Shre Güter find gleichfalls ſchriftſhig, ſo lang fi r e ſich 
in adelichen Händen befinden. 

Org. Ed. $. 9. 21. 

"Würzburg, für ſich und ihre — ausgenom, 
men in Marſch-⸗-Sachen, wo ſie den Unterkommiſſariaten uns. 
tergeben find, und in Polizeiſachen, wo fie unter der ‚Lofals 
Polizeibehörde, welche ihnen aber ihre Verfügungen  fchrifts 
lich zugehen laffen muß, flehen. ihre Dienftboten find der 
Gerichtsbarkeit ihres Wohnſitzes unterworfen. 

Sie geniefen noch der bejonderen ——— daß: 
a) die Landgerichte keine Befehle an fie, ihre Beamten und 
Unterthanen erlaffen dürfen, wenn fle nicht als großherzogs 
lihe Kommfiffarien handeln, und daß die Landesadminiftra:: 
tivftellen alle Verordnungen ohne Unterfihied unmittelbar an fie 
ausfertigen miufen, fie hingegen eigenhändig in ihrem Nas 


in der XIIIten Kfaffe der Rangordnuug vom a4aten April 1806 bis auf die Puch⸗ 
halter einſchließlich ſtehen. 
Konſkript. Ordnung Art. A. Nr, 2. 
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men, und die Patrimonial-Beamten nur in ihrer Abweſenheit 
mit Bemerkung diefes Umftandes zu berichten Haben; daß 
b) in peinlihen Sachen, wenn nicht befondere Um— 
ftände eintreten, fie vorher, ehe. fie protofollarifch vernoms 
men werden, zur fchriftlichen ——— gezogen wer; 
den müſſen; auch 
c) alle ihre Vorftellungen an den Großherzog und fammt 
liche Landesftellen unter eigener Lnterichrift einreichen, und 
nur im Falle der Abweſenheit zur Erleichterung der Jnfis 
nuationen einen Anwald beftellen dürfen. Weberdies iſt ihnen: 
d) in Konkursfällen die. Wohlthat der Kompetenz nad) 
dem Verhältniß ihres Vermögens und ihrer Schulden ge 
ftattet, und ihre Lehen; und Stammgiter dürfen, wenn die 
veräußerfichen beweglichen und unbeweglichen Allodialgütet jur. 
Bezahlung der Schulden nicht hinreihen, nicht verkauft 
werden. Sie beziehen aus den Einkünften derfelben ihre 
Kompetenz, und vom Ueberreſt werden die Schulden getilgt; 
e) find fie den EEE nicht unterwors 
fen, und tragen aud) 
) zu. den PLaften der. Semeinden, wenn fie nicht — 
daran Theil genommen haben, nichts bei. 
Org. Ed. vom gten Junius 1807. 9. 6. 7. 9. 10. 3, 
"2%. 25. 2% 3. 39. 40. 41. 42. 45. 44 99. 149. 
Deft 10. des NhHeinifchen Bundes ©. 5 u. ff. 
5) Haben: fie nah Erlöſchung aller alten 
Rechte, Titel und Ehrenzeichen von 
Würz bu vg. eine eigene Uniform erhalten, welche ein 
jeder Volljähriger und Minderjähriger, wenn er yon Guts⸗ 
beſitzer iſt, tragen darf. 
Org. Ed. 6. 6. 
Baden hat ihnen eine Uniform und einen Orden vers 
fprochen , Drg. Ed. $. 4 
und Würtemberg gleichfalls, wenn fie darum anhal⸗ 
ten würden. Drg. Ed, $. 31. 


- 
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4) In Anfehung der Huldigung waren 
Baiern: Organif. Edikt A. $. 4. 

Heffen: Organiſ. Edikt $. 2. 

Würzburg: Organiſ. Edikt am Ende 
vorläufig mit einer Huldigungs-Urkunde zufrieden. 

Würtemberg aber wieß die Gutsbeſitzer an, entwe⸗ 
der vor dem Miniſter des Innern, oder vor den Kreis⸗ 
hauptleuten perſönlich zu huldigen. 

Organiſ. Edikt $. 26. 

Baden hat ſich darüber in ſeinen Verordnungen nicht 
ausgedrück. 

5) In Anſehung der beſtehenden Familien— 
verträgen, Succeffiohsordnungen und Fidei: 
fommiffe erfodern zu deren künftigen Gültigkeit die lan⸗ 
desherrlihe Beſtätigung: 

Baiern: Organiſ. Edikt A. $. 5. 

Baden: Drganif. Edikt $. 5. 

Heffen : Drganif. Edikt $. 3. 

Würzburg läßt afle diefe Familienverträge, wenn fie 
fonft die gefeßliche Eigenfchaft haben, fie mögen reichsgericht⸗ 
lich beſtätigt ſeyn oder nicht, ohne weitere Konfirmation in 
ihrer Gültigkeit fortbeſtehen, und verlangt nur beglaubte Ab⸗ 
ſchriften zur Einſicht; Hingegen müſſen die künftig errichtet 
werdende von dem Hofgericht beſtätigt werden. 

Organiſ. Edikt F. 13. 14. 15. 3 

Würtemberg hat diefen Punkt in feinem Organifas 
tions s Edift unbeftimmt gelaffen, ganz neuerlich aber verords 
net, daß die im Würtembergifchen Landrechte enthaltene Be— 
fimmung der Erbfolge auch fr alle der Souverainität un: 
terworfene Fürſten, Grafen und Rittergutsbefiger die einzige 
Rechtsnorm dergeftalt feyn folle, daß alle bisherige Rechtes 
gewohnheiten, teftamentarifche Verordnungen , Erbverträge 
und andere Familiengefege, welche inzwifchen eine von den 
landrechtlichen Beftimmungen abweichende Erbfolge in eins. 


® B 


} 
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zelen Familien begründet hätten, unfräftig und alle nad Er 
laffung dtefer Bero: dung eintretende Succeffionsfälle, es werde 
nun ab intestato oder nach Teftamenten und Verträgen, 
welche das Landrecht verftattet, vererbt, nur nach diefer neuen 
Vorſchrift in der Art erledige werden follen, daß auch früher 
gefchehene Verzichte als ungültig zu betrachten und allein bei 
Lehen die in den Lehnbriefen beftimmte Vorſchriften, oder in 
deren Ermangelung, die an dem Würtembergiſchen Lehnhofe 
pergebranpten Nechte zu beobachten feyen ?). 

Verordnungen vom 26. April 1808, 


6) Wegen der Wahl des Fünftigen Wohnſitze 
mußten ſich die Gutsbeſitzer, welche Güter unter verſchiedenen 
Regenten haben, bei allen, Würtemberg allein ausgenommen, 
in einer beſtimmten Zeit erklären, und 

a) in Anſehung der Wahl ſelb ſt ſchränkt ſie 

Baiern nicht ein; ſie können, wenn ſie die aus dem 
Beſitze eines landſäßigen Gutes fließende Verbindlichkeiten 
erfüllen, ihren Wohnſitz in allen Staaten des rheiniſchen 
Bundes oder mit dem Bunde verbündeten nehmen, werden 
aber alsdann wie Forenſen behandelt. 

Org. Ed. A, $. 6. und Verordnung vom 5. Kprif 
1807, theinifher Bund Heft 8. ©. 533. 

Baden hat. die nämlihen Grundſätze erklärt, wenn Ik 
Güter beſitzen, welche in andern mit Baden in feinen wu 
drigen Verhältniſſen flehenden Staaten gelegen find, Sie 
können beiderlei Gattungen von Gittern beifammen behalten, 
wenn der andere Staat das namliche erfaubt, 

Organiſ, Edikt $. 2. 
ne fen geſatter das nämliche EN bat noch dabei fer 





H Was die adelichen Familien yah der allgemeinen Meinung Jahr 
hunderte hindurch in ihrem Flor erhalten bat, ſcheint durch Diele Anordnung 
für immer verloren zu geben. 
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nen Gerichtsheren den abzugsfreien Bezug ihrer Einkünfte 
in einen andern Staat ausdrücklich zugeftanden. 
Organiſ. Edikt $. 5. 

Würzburg handelt nad den nämlichen Grundfägen, 
auch in Rückſicht des freien Bezugs ihrer Einkünfte, ment 
der Staat, in welchem fie wohnen, von den nämlichen Prin— 
zipien ausgeht. Sie dilrfen in den rheiniſchen Bundesſtaa— 
ten fi aufhalten, wo fie wollen; wenn aber ein folder Auf- 
enthalt außerhalb der Konföderation länger ald 2 Monate 
dauert: fo müſſen fie Erlaubniß dazu haben und dieje iſt 
auch zur Auswanderung in einen nicht fonföderivten Staat, 
jedoch ode Anwendung der Auswanderungsgejege, erfoderlich, 

Organiſ. Edikt $. 27. 28. ©2g. 

Würtemberg geiteht denjenigen, welche Güter im 
Königreiche befigen, feinen Wohnfik in Auswärtigen Fans 
den zu. 

Reſkript vom 26. Okt, 1806. Heft 7. des th. Bun 
des ©. 130. 
b) in Anfehung der Wahl daher Kriegs: oder 
Civildienfte dirfen fie in 
Baiern, wenn fie dort ihren beſtändigen Wohnſitz 
anffchlägen, ſolche ohne beſondere Se nicht ie 
Drganif. Edikt A. 7. | 
Wiirtemberg geftattet 
aa) denjenigen, welche außer dem Königreiche feine Güter 
haben und nur an einem Lehens ober Allodialgute einigen 
Antheit Haben, oder davon einige Appanage zichen, gar nicht, 
daß fie fich in den Dienften einer auswärtigen Macht befins 
den, und wenn fie in einem der konföderirten Staaten in 
Dienften ftehen, müſſen fie, um darinn bleiben zu dürfen, 
eine befondere Erlaubniß dazu nachfuchen, Dies miljfen auch 
bb) diejenigen thun , welche in andern Bundesſtaaten bes 
gütere und daſelbſt angeſtellt find: Wenn fie mehrere Söhne 
oder Seitenverwandte haben, müſſen fie wenigſtens Einen 
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zum Dienft oder Niederlaffung im Königreiche beſtimmen. 
Diejenige hingegen , welche 

cc) zugleid; Güter auferhalb des rheinifchen Bundes be 
fißen, und da in Dienften ftehen , diirfen nicht dafelbft blei⸗ 
ben , fo lange fie an den im Königreich gelegenen Befikun 
gen oder an den Vereinen derfelben auf irgend eine Art 
Theil nehmen wollen ; fie milffen ohne Nachficht wenigftens 
einem Mitgliede der Familie ihre Beſitzungen abtreten, wel: 
ches ſodann im Königreiche dienen oder tenigftens wohnen 
wird ). 

Reſkript vom 11. September ı807. im Peg. Blatte 
von 1807. Nr. Bı. 


Baden fchränkt feinen Adel gar nicht auf die innlän 
difchen Dienfte ein. Ein jeder fann in allen andern Staa 
ten Bedienungen annehmen, welche ‚zur Zeit der Dienſt⸗ 
annahme in feinen feindlihen Verhältniffen mit dem rheinis 
fchen Bunde fliehen, und ihren Eingebornen die nämliche 
Freiheit geftatten. Organiſ. Ebdite $. 3. 

Heſſen madht nur bei Kriegsdienften eine Einfchrän 
fung und erlaubt feinem, folche außer Landes anzunehmen, 
wenn er fich nicht vorher zum Heffifchen Dienft angeboten hat. 

Drganif. Edikt $. 6. Verordnung vom ı5. anne 
1807. 


Würzburg gibt aber die Erlaubniß zu Civil; und 


Militairdienften ohne Einfchräntung, wenn fich der betreffen 
de Staat nicht im Kriegsftande gegen den rheinifchen Bund 
befindet. Drganif, Edikt $. 36. 
©) in Anfehung der wirfiihen Auswanderung derje— 
nigen Gutsbefißer, welche in einem Staate ihren feſten 
EEE LESE EN 


H Aber menn der Staat, in welchem die auswärtigen Güter gelegen 
find, die nämlihen Grundiäte aufftellt, und der Adeliche keine Verwandte 
hat, denen er feine Güter gbtretin Eönnte, wo fol er nun bin? "Sol er 
die Güter in Demi einen oder dem andern Staare verkaufen muffen ? 

. J 5 





| 


) 
| 
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Wohnſitz genommen haben und ihre dortige Güter gänzs 
lich veräußern, find fie bi « 

Baiern: DOrganif. Edikt F. 7. 

Würtemberg“ Organiſ. Edikt $. 28. 

Heſſen: Organiſ. Edikt $. 5. und 

Würzburg: Organiſ. Edikt $. 34. 
der Nachfteuer unterworfen , wenn fie nicht in einen. Staat 
ziehen, mit welchem die Freizügigkeit bedungen ift. 

Baden aber läßt fie von den Fahrnifi : Sticken fie 
immer und in den erften zwanzig Sjahren der theinifchen 
Konföberation auch von den liegenden Gütern Nachfteuer 
frei. Nach diefem Zeitraum aber find fie diefer Abgabe uns 
terworfen, wenn nicht der Staat, in welchen fie ziehen, 
feinen in das Badifche auswandernden Staatsbürgern die 
nämliche Freiheit geſtattet. 

Organiſ. Edikt $. 8. 

7) ſind ſie von der Militairkonſkription für ſich 
und ihre Familien frei in 

Baiern: Organiſ. Edikt B. VI. q. 1. wo dieſe Bes 
freiung auch auf die unentbehrliche Dienerſchaft ausgedehnt iſt. 

Wür temberg: Konſkriptions Ordnung vom 6, Aus 
guft 1806. $. 4. A, Nr. ı. 

Baden: Organiſ. Edikt $. 3. 

Würzburg: Organif. Edikt $. 26. 

Heften beftimmt dieſes außer dem obigen Falle 
ausdrücklich. 

8) haben ſie die Befreiung von der ordinairen 
PDerfonal:-Stener bei 

Würtemberg: Inftrukt. für die Patrimoniab Beamte 
vom 10. März 1805. 9. 8. rh. Bund Keft 10. ©. 59. 

Baden: Organif. Edit 9.8. 

Sie haben aber: diefe Befreiung nicht bei: 

Baiern, org. Edikt B. V. A. G. 1. in io weit fie 
nicht ausdrücklich befreit find. | 
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Heffeiti Hefkript vom io: Dftober 1806. 

Würzbutg: Organiſ. Edikt $. 151. in fo fern nicht 
künftige das Anlage: und Steuerweſen betreffende Geſetze 
Ausnahmen zu ihren Gunſten beſtimmen werden. 

9) Sind fie zu ihrem Hausbedarf von Zoll, Acı 
vis und Umgeld frei bei: 

Baden, mit der Ausdehnung fi für ihre Beamten von 
den Defoldungs » Naturalien, welche ihnen von den gut& 
herrlichen Speichern und Kellern zugeführt werden; 

Drganif. Edikt $. 8. 

Heffen, vom Zoll gleichfalls init der Ausdehnung auf 
ihre Beamte. 

Nefkript vom 25. May ı8on. 

Würzburg, für fih und ihre. Dienftböten Auf. ihren 
Ritterſitzen. Ihre Beamten, Pfarrer u: fi ms find aber von 
biefer Freiheit ausgefchloffen. 

Drganif, Edikt $. 139. 140: 

Baiern hingegen bewilligt eine ſolche Befreiung von 
den Konfumtions s Auflagen und Zöllen nicht. 

Drganif. Edit B: V. A: 8. und B: V. E. 3. fi 

Würtemberg hat fie aud nirgends zugeftanden: 


10) haben fie das Prädikat »Herr« im schriftlichen 


Ausfertigungen , nur bei 
Heffen mit Ausnahme der höchſten Landes s und Ad 
miniftrativftellen: Org. Edikt 6. 4: 
Und unter der namlich Einſchränkung von 
Würzburg Org. Edikt $. 11. 
| in) wird für fie und ihre Familien in ihren Kirchen 
Überall nac) dem Landesherrn gebetet; 
Batern; im Falle fie Kirchenpatrone ſ ind. 
Organiſ. Edit B. IV. 5, 
Wirtembergi fie mögen Patrone fepn oder en 
Reſtript vom ım Mai ıdom — 
Baden: Diganif; Edikt $. ar. It; »b. ß 
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Heffifhes DOrganif. Edikt $. 8. 

Würzburg: Org. Edikt $. 122. 123. zuerft für die 
Patronen und nad) denfelben fir die Gutsbefiker. 

ı2) findet nah dem Tode in ihren Drtfchaften ein 
Trauergeläute flatt, in 

Baiern, wenn der Gutsbefiger zugleich — 
iſt, ohne Beſtimmung einer Zeit. 

Organiſ. Edikt B. IV. 5. 

Würtemberg, für die Ritter und ihre Gemahlin— 
nen 8 Tage lang täglich einmal, für die übrigen Samiliens 
glieder aber die Hälfte der Zeit. 

Reſkript vom ı2. April 1807. im Reg. Blatte Nr. 17. 

Baden, mit ‚ausdrücklicher Einfhränfung auch für 
den Srundheren auf acht Tage und mit Erſtreckung auf eine 
vierwöchentliche Einftellung des Saitenfpiels, wenn der Nach 
folger es verlangt. 

Drg. Edikt $. 21. lit. c. | 

Heffen, fir fie und ihre Samilen auf 4 Wochen. 

Drganif. Edikt $. 8. 

Wür zburg, aufdrei Tage, täglich eine Halbe Stunde, 

wenn fie Kirchen : Patronen find, außerdem aber gar nicht. 
Drg. Edikt G 122. 123. | 

B. Bon den Rechten und Verbindlichkeiten ber 

adelihen Sutsbefiger in befonderer Bezies 

bung auf einen jeden einzelnen Zweig der 

Staatsgewalt. 

I. Die Geſetzgebung. 

Diefes Recht kömmt allen Souverains ausſchließlich zu 
und die adeliche Gutsbeſitzer und deren Unterthanen find an 
die Gefege des Landes gebunden. Die Gutsbefiger können 
nur zur Vollſtreckung der gegebenen Gejeße Einrichtungen 
treffen, aber feine neue Dorfs und Gemeinde ; Ordnungen 
machen. ' 
Baterifhes Orgmif, Edikt B. I. 

| | 14. 
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Wirtembergifches Drganif. Edikt $. 5ı, 
Badiſches Organif. Edikt $. 6, 
Heſſiſches Organiſ. Edikt $. 10. 18. 
Würzburgiſches Organiſ. Edikt 6. 55. 
Jedoch ſollen die eingeführte Orts-Statuten und Gewohn 
heiten, wenn ſie den Landesgeſetzen nicht entgegen ſind, nach 
aus drücklichen Beſtimmungen in ihrer Kraft bleiben in 
Baiern; Drganif. Edikt B: I 
— Würtemberg; Reſkript vom 13. Febr. 1807. 
Baden; Organiſ. Edikt 6. 6. 
Heſſen; Drganif, Edikt $. 10. 
— Würzburg beſtimmt hierüber nichts: 
11. Die Staats-Juſtizgewalt. 

1) Die Gerichtsbarkeit in Civil: und pein— 
lihen Sachen erfter Inftanz wird, vo fie folche hets 
gebracht haben, den adelichen Gutshefisern nach den Landes 
gelegen unter der Oberaufficht der einjchlagenden Randesftellen 
überlaſſen; in 


++ Baiern; Organif. Editt B. II. 2. 10., jedoch kommt 
die Kriminal Jurisdiktion in den mit Baiern gemeinſchaftli⸗ 
chen Ortſchaften oder auch auf Gütern und Hinterſaſſen, 
welche mit dem baierifihen Gebiete verrmifcht find, nun allein 
den königlichen Landgerichten zu. 

Org. Edikt. B. II. 12, und Verordnung vom aöften 

Dezember 1807. Rh. Bund Heft 14. ©. 299. 

Würtemberg verordnet in Anfehung der peinlichen 
Gerichtsbarkeit befonders, daß in denjenigen Ortſchaften, mo 
die Gutsherren eine größere Ausdehnung derfelben als‘ ge 
wöhnlich die königlichen Beamten hergebracht haben, die Par 
trimonialbeamten in eintretenden Fällen Confilien , entweder 
Bei der Univerſität Tübingen, oder bei einem der Konfulen 
tenkollegien in Stuttgardt oder Tübingen, einholen, und die 
Akten vor Eröffnung und Vollziehung der Strafe an den 
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erſten Senat des Ober⸗Juſtizkollegiums zur Vorlegung am 
den König einfenden follen. 
Org. Edikt $. 51. 50. 


Baden räumt den Gutsherren die hohe Strafgerechtig— 
keitspflege gar nicht ein, dehnt aber die bürgerliche Gerichts— 
barkeit und Strafgerechtigkeitspflege auf alle in; und ausläns 
difhe Fremde amtsſäßigen Standes, die fich nicht in großs 
herzoglichen Gefchäften dort aufhalten , und auf alles Gefind 
ohne Unterfchied aus. 

Org. Ed. $. 14. lit, a. b. | 

Heffen räumt den Gerichtsherren auch die geiftliche 
Gerichtsbarkeit ein, fo weit fie den heſſiſchen Beamten über— 
lafjen worden iſt, und geftattet denfelben, die ihnen von den 
Hinterfaffen zufommenden Abgaben beizutreiben, fie zu Leis 
fung ihrer fchuldigen Dienfte anzuhalten, fo lang keine höhere 
Inhibition erfolgt. Dagegen haben fie keine Sjurisdiktion in 
einigen firittigen Sachen, und ihre einzelne Höfe und Müh— 
fen find wie die ſchriftſäßigen Perfonen und Güter von der 
Natrimonialgerichtsbarkeit ausgenommen, 

Org. Edikt $. 14. 15. 16, : 

Würzburg beſtimmt in Anfehung des Umfangs und der 
Apt der Gerichtsbarkeit den bisherigen Beſitzſtand zur Negel, 
und verlangt, daß in peinlichen Fällen bie Unterfuchungss 
aften an das Hofgericht zur Fällung eines rechtlichen Erfennts 
niffes eingefandt werden follen, unterfcheidet auch in gemeins 
ſchaftlichen Arten mehrere Fälle: 

a) wo Würzburg inzwifchen Mitgerichtshere war, fiihren 
aa) in biirgerfichen Sachen die Würzburgiſchen Landge— 
richte mie Aufhebung aller Älteren Verträge das ber 
ſtändige Direktorium 
bb) in peinlichen Sachen aber wird die gemeinfchafts 
liche Gerichtsbarkeit ganz aufgehoben, und wenn 
&) die Unterthanen ungetheilt find, fallt die pein 
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liche Gerichtsbarkeit dem. nachftgelegenen Land 
gerichte ; wo fie aber 
ß) geheilt find, und ein jeder diefe Gerichtsbars 
feit iiber die jeinige ausübte, demjenigen Orts— 
herrn zu, welcher die meiften Unterthanen zählt, 
b) Wo aber die Berichtsherrfchaft allein aus adelichen 
Gutsbeſitzern befteht, folle es 
aa) in bürgerlichen Sachen bei der bisherigen Einrich— 
tung bleiben, und mo diefe Gerichtsbarkeit gemeins 
fchaftlich verwaltet wird, das Direktorium den Pror 
zeß bis zum Spruch durch die Mehrheit der Stim 
men führen. Wenn fich aber zwei Gerichtsheren über 
eine gemeinfchaftlihe Meinung nicht vereinigen kön 
nen und fonft auf, keine Art keine Stimmenmehrheit 
zu erzielen iſt; fo folle von dem KHofgericht zu Würy 
burg ein großherzoglicher Landrichter oder ein adeli; 
cher Patrimonialbeamter zur Fällung des Erkenntniß 
ſes ernannt werden. 
bb) in peinlichen Fällen aber, wo 
a) die Unterthanen ungetheilt find, muß ein Direktor 
rium zur Verwaltung der Gerichtsbarkeit auf we 
nigſtens drei jahre gewählt werden, und 
B bei getheilten Unterthanen die Gerichtsbarkeit dep 
jenigen Mitheren zufallen, weicher die meiften Um 
terthanen hat. 
Org. Edikt $. 45. 46. 47. 48. 58. 5g. 

Außerdem iſt es ihnen auch erfaubt, ihre liquiden Gefälle 
und die feinem Streite unterliegende Präftationen durch den 
Amtszwang beitragen zu laſſen. 

Drganif. Edikt K 69. 
2) beſtimmen zu der zweiten Inſtanz und zu den 
Klagen über verzögerte Zuftiz, 
Baiern; das Hofgericht. 
Drganif, Edikt B. II. 3, 
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Würtemberg den zweiten Senat des Oberjuſt izkolle⸗ 
giums zur Appellationsinſtanz und den Juſtizminiſter zur 
Klage wegen verzögerter Gerechtigkeit. 

Organiſ. Edikt $. 35. 51. 

Baden, in Summen unter 600 fl. Werth an die bes 
theiligten Oberämter , iiber 600 fl. Werth oder bei unſchätz⸗ 
baren Sachen an das Hofgericht. 

Drganif. Edikt $. 24. Kt. y. 8. 
Heffen, die Hofgerichte nach der Norm der Heflifchen 
Aemter. DOrganif. Edikt $. 23. in Beziehung auf das Dr: 
ganiſations-Edikt vom 12. Dftb, 1805. $. 7. 
Würzburg, das Hofgericht. | 
Drganifationg: Edift $. 59. 179. 
5) Dürfen diefe Gerichtsbarkeit ausüben 
a) die Gerichtsherrn feldft, wenn fie fi) einer Prü— 
fung unterwerfen wollen in 

Baiern, Drganf. Edikt B. H. 7. 

Baden, wo anftatt der Prüfung eine befondere Vers 
pflihtung verlangt wird. 

Organiſ. Edikt $. 14. lit. @. 

Heſſen, Drganif. Edikt $. ı 

Wirrzburg, Organiſ. Edikt $. 49. 

Würtemberg, erklärt fih dariiber nicht. 

b) Die Patrimonialbeamte, welde 
aa) von den Gutsherrn zwar ernannt, aber von ben 
Landesftellen geprüft, beftätige und bei Strafe der 
Nichtigkeit ihrer — verpflichtet werden 
müſſen, 

Baieriſches Organiſ. Edikt B. n. 5. 6. 

Würtemb. Organiſ. Edikt $. 51., wo es den Guts— 
herrn überlaſſen wird, auch einen benachbarten königlichen 
oder Patrimonialbeamten mit Vorwiſſen des Oberjuſtizkolle— 
giums anzunehmen. 

Badiſches Organiſ. Edikt $. 14. lit, B. 
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Heffifhes Organif. Edikt $. 17. 18., welches auf 
drücklich dem Gerichtsherrn geſtattet, ſeinen Patrimonial— 
beamten zur gewiſſenhaften Verwaltung der ihm amvertrau: 
ten Stelle gleichfalls ſich zu verpflichten. 

Würzburgifhes Drganif, Edikt $. 50. mit dem 
Beifak, daß, wenn der Gutsbefiser unter der Vormundſchaſt 
oder Kuratel ſteht, der Berichtshalter dem Szuftizfollegium 
vorgefchlagen werden muß , und erft nad) genehmigten Bor: 
ſchlag dem Großherzoge zur Beftätigung vorgeftellt werden darf. 

bb) in Juſtizſachen blos unter den Landesgerichten fie: 

hen, und von den Serichtsheren nicht eigenmächtig 
entlaffen’ werden können, 

Baierifches Drganif. Edikt B. II, 3. 8. 

Würtembergiſches Drganif. Edikt $. 5ı. jedoch 
ohne der Entlaffung zu gedenken. 

Badiſches Organij. Edikt $. 14. Hit. 6. y. 8. 

Heſſiſches Organif. Edikt $. 16. 20. 23. 

Wirzburgiiches DOrganif. Edikt $. 44. 56. 65. mit 
der Erlaubniß, dem Gerichtshalter über etwaige Juſtizverjö— 
gerungen fihrifiliche Erinnerungen machen zu dürfen. 

cc) ihren Siß in dem Fande und im nicht großer Ent 

fernung von dem Gerichtsbezirt haben mülffen, 

Baierifches Organif, Edift B. II, ı2. mit der Bu 
merfung , daß die Regiſtraturen im Orte des Gerichts feyu 
müſſen. 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt $. 5ı. 

Badiſches Organiſ. Edikt $. 14. hit. £. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. ı7. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt 6. 49. 

dd) einen privilegirten Gerichtsſtand haben. 

Baieriſches Organiſ. Edit B. II. 4. 

Wirrtemberg befiehlt zugleich , daß Feiner den Titel 
eines Oberamtmanns oder Dbervogts fiihren diirfe. 

. Reſtkript vom 18. Sul, 1807. im Reg. Bl. Nr. 40: 
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Badiſches Drganif. Edikt $. 1. 

Heffifhes Organiſ. Edikt $. 21. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt $. 54. 

III, Die Staats-Polizeigewalt. 
A) Bevölferunngs: Polizei, 
ı) Die Annahme neuer Unterthanen und zwar 
a) chrifflicher haben | 
aa) für ſich eingezogen : 

Württemberg, Drganif, Edift $. 29, 

Baden, in Aniehung aller ortsfcemden Mannsperfos 
nen und derjenigen Weibsperfonen, welche entweder nicht die 
Ortsreligion haben, oder von der allemal zu vernehmenden 
Bemeinde nicht angenommen werden wollen. 

Inſtruktion für die Oberämter vom 24. Dezember 
1807. $. 3. theinifcher Bund ‚Heft 15. ©. 412. 
Heffen,-in Anfehung aller Ausländer, 
Drganif, Edikt $. 31. 

bb) den Gerichtsherrn überlaffen : 

Baiſern, wenn die neu aufzunehmende die nad) den 
Baierifchen Geſetzen erfoderliche Eigenfchaften haben, nach 
eingeholter Genehmigung von der Landesbehürde, 

Organiſ. Edift B. IH. A. $. ı. 

Heffen, in Anfehung der Serichtss und Landes ; Eins 
gehornen , wenn fie vom Militairdienft befreit und die Mas 
jorennitäts s Jahre entweder wirklich oder durch Difpenfation 
erlangt haben. Temporäre Aufenthalts : Seftattungen hän—⸗ 
gen ohne Einfchräntung von dem Gerichtsheren ab. 

Organiſ. Edikt $. 31. | 
Reſkript vom ı2. März 1808. 

Wirzburg, mie Baiern, nach vorher eingeholter 
Genehmigung von der Fandesdirektion, mit der Verficherung, 
daß es den Serichtsherren niemalen Unterchanen, denen fie die 
Aufnahme bereits abgefchlagen hätten , aufbringen wolle, 
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wenn es nicht mit Eigenfchaften verfehene Guts Eingeborne 
wären. Organiſ. Edikt $. 79. Be. | 

b) Der Juden haben 

aa) fih zugefproden: 

Würzburg Organiſ. Edift $. 29. _ 

Baden, mit Ausfhluß des erftien Schuß fuchenden 
Kindes einer fhon im Schuß befindlichen Familie, welches 
som Gutsherrn angenommen werden kann. 

Organiſ. Edikt :$. 14. d. Inſtruktion für die Ober 
amter $. 3. 

Heffen. Drganif. Edikt $. 3ı. 

bb) dem Gutsherrn überlaffen; 

Baiern, unter den nämlichen Finfhränfungen mie 
bei den chriftlichen Unterthanen, und wie fie folches herge 
bracht haben. 

Drganif. Edit B. III. A. 2. 

Würzburg, wenn die auf vielen Gütern fberfe 
Judenzahl wieder in der Ordnung ift, oder bereits befteht, 
auf die nämkiche Weife, wie bei den chriftlichen Untertha— 
nen, nur daß von den Landesdirektionen der Schußbrief auf 
gefertigt wird. 

Drganif. Edikt $. Bo. 

2) find die gutsherrlihen Untertanen den 
Geſetzen der Auswanderung, wenn fie ihren Wohn 
ort verlaffen wollen, gleich den übrigen Unterthanen yn: 
terworfen. 

Baiern, Organif. Edikt B. III. A. 3, 

Würtembergifhes DOrganif. Edikt $. 29. 

Heffifhes Organif. Edikt $. 31. 

Würzburgifhes Drganif, Edift $. 177. 

Baden verfügt dariiber nichts namentlich. 

B) Polizei des öffentlihen Unterricht. 

1) Die Auffihe über die Schulen ift überall dem 
geiftlichen Behörden des Landes zugewiefen. 
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Baierifhes, Org. Edikt B. III. B. ı 
Würtembergifhes, Org. Ed. $. 65. und Inſtruk⸗ 
tion vom 10. März 1807. $. 20. 

Badiſches, Org. Ed. $. 14. lit. d. 

Heffifhes, Org. Ed. $. 36. 

Würburgifhes, Drg. Edikt $. 125. 1926. 

2) bleibt die Aufftellung der Schullehrer dem 
adelihen Eutsheren nach vorhergegangener Prüfung und dar⸗ 
auf erfolgten Beſtätigung überlaſſen. 

Baieriſches Drganif. Edikt $. 2. 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt. $. 65. 

Badiſches Organiſ. Edikt $. 18. lit. a. mit Ausnah⸗ 

me der Entlaſſung oder Suſpenſion. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. 56. 

Würzburgiſches Org. Edikt $. 127. mit dem Bei— 
ſatz, daß ſie der Gutsherr, wenn ſie ihre Dienſtpflichten 
nicht erfüllen, auf vorher eingeholte Genehmigung des 
Schultommiffion entlaffen kann $. 129. 

C. Bormundihafts; Polizei, 

ı) Weber die adelihen Gutsbeſitzer. 

Baiern weißt ihnen und ihren Beamten diejenigen 
Dbervormundfchafts s Behörden an, welche dem landfäßigen 
Adel und den Staatsdienern zufommen, und das Hofgericht 
beforgt die Sinventuren und Theilungen, wobei Minderjähs 
tige, Abwefende und Unfähige betheiligt find. 

Drganif. Edikt B. III. C. $. 1. 2. 

Würtemberg läßt die Obfignationen die Hoheits— 
Beamten verrichten, die Inventuren und Theilungen aber 
vom Titularrathe beforgen. 

Reſol. vom 14. Febr. 1807. th. Bund ‚Heft 5. ©. 300. 

Würburg, will den minderjährigen Adelichen wenig: 
fiens einen Vormund ans dem Adel geben und erklärt, daß 
es die von jenen Souverains , wo der größte Theil der Gi: 
ter gelegen iſt, beftellte Vormünder anerdennen wolle, wenn 
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dieſe Souverains das nämliche beobachten, und dieſe Vor⸗ 
münder den Vormundseid und Rechnung über das im Lande 
gelegene Vermögen bei Würzburg ablegen. 

Organiſ. Edikt $. 12. 92. 35.- 


Baden und Helfen beftimmen 
2) Ueber die adelidhen Hinterfai 
trimontalbeamten dieſe Befugniß eingeräumt, von 
Haiern: Organiſ. Editt B. III. C. $. 3 
Würtemberg: Inſtruktion vom 10. Marz 
Baden; Organif. Edikt $. 14- lit, o- 
Würzburg: Org. Edikt $- 7. 
Heſſen erklärt ſich hierüber nicht beſonders, räumt 
aber die sormundfchaftliche Polizei über Gemeinden und Los 
falftifrungen den Patrimonialgerihten unter Hoher Aufficht ein, 
Organif. Edift $. 28. | 


D) Sicherheits: Polizei, | 
Alle auf das allgemeine gehende Anftalten 
hängen von den höheren Behörden ab und die 
| P atrimonialgerichte haben nur die Anordnung 
hofaler Sicherheitsanftalten. 
Saieriſches Drganif. Edit B. II. D. 1. 2: mit 
dem Zuſatz, daß in folchen Orten, WO fih aud) unmitteb 
bare Baierifche Untertanen befinden, den Landgerichten 
auch PIE EDER Potizeianftalten zukommen. 
Würtembergifches Drganif. Edikt g. 29, und In⸗ 
ſtruktion vom ı0, März ıBo7. $. 32 
asitbes Dreanit ee 6 
5 ganif. Edikt $. 14. Mit. 4 nd Inſtrul⸗ 
tion für die Oberämter 6. s §. 14 it. d u Inſt 
Heſſiſches Organiſ. Editt 6. 97 
Würzburg: O — 
— * rga 
J niſ. Edikt $. 76. mit der Al 
— Die: isst ie adelichen Gutsbeſitzer als Oegane, 
geborne Vollſtrecker — auf die Unterthanen würke, die 
landes herrlichen Willens in I! Um 


hieriiber nichts. 
ſen wird den Par 


1507. $- 6: 


zdrüc⸗ 
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fang ihrer Beflgungen feyen und dadurch vor den Würzbur— 
gifhen Beamten ausgezeichnet wären. 


E) Dorfs und Semeinde;Polizei. 
Diefe überläßt: 


Baiern: ı) in unvermifcht ritterfchaftlihen Dörfern 
den Patrimonialgerichten in Anfehung der Verwaltung des 
gemeinen Guts, die Handhabung der öffentlihen Ruhe und 
der Beforgung der Armenanftalten und ändert auch 

8) in den mit Baiern gemeinfchaftlichen Orten, 
a) in Rückſicht der gemeinfchaftlichen Verwaltung des 
gemeinen Weſens und der Armenanftalten nichts ab, 
aber j 
b) die Polizei auf dem Felde und im Dorfe in Betreff 
des gemeinen und Privateigenthums, und die Befors 
guna der Löfchanftalten, trägt es den Eöniglichen Bes 
amten ausfchließlich auf. - + 
Drganif. Edift B. II. E. 1. 2, 3. 


Würtemberg, Baden und Hefjen laffen den Pa: 
trimonialbeamten die Dorfepolizei, wie fie von ihren Aem— 
tern in deren Bezirken verwaltet wird. 


-Wiürtembergifche Verordnung vom 7, Zul, 1807. 
6. 5. Reg. Blatt Nr. 52. 

Badifches Org. Edikt $. 14. lit. d. e. jedoch find 
bier, wie bei Baiern die gemeinfchaftlihe Orte ausgenoms 
men, wo die fammtliche Polizeianftalten undefchadet der dem 
Sutsheren zufommenden Befälle dem Badiſchen Beamten 
jugehören , ($. 19.), dagegem werden die einzelnen adeliche 
Höfe und Güter, welche ein eignes abgefteintes Territorium 
haben, den adelichen Ortſchaften gleich gehalten, fo fang fie 
in den alleinigen Händen des Sutsbefikers bleiben und nicht 
an Anfiedler überlaſſen oder theilweiſe verkauft werden. $. 20, 

Heſſiſches Drg. Edikt $. 26. mit Ausnahme der eins 
jelnen Höfe, Weiter und Mühlen, welche unter die niedere 
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Polizei des Hefifhen Beamten, in beffen eisen 
fie liegen, fommen. 

Würzburg legt dem Adel die Sorge für die Verpflr 
gung der Armen, Entfernung der Bettler und Verwaltung 
des gemeinen Vermögens u. |. w. auf, und verlangt in den 
unter mehreren Adelichen gemeinfchaftlichen Dörfern, daß die 
Molizei nur einem Manne anvertraut werden foll. 

3) in den mit Würzburg gemeinfchaftlichen Orten aber 
zieht es, 

a) wenn die Unterthanen nicht getheilt find die Polijzei 
an die nächfigelegen Landgerichte, und dies geſchieht 
auch 

b) bei getheilten Unterthanen, wenn es den größeren 
Antheil hat. Iſt der. Gutsherr in diefem Falle, ſo 
kommt fie diefem zu. 

Drganif. Edikt $. 95. 94. 98. 99. 
F. Handwerts: Polizei. 

Baiern nimme die Aufficht über das Zunftwefen mit ; 
Ausſchluß der niedern Gerichtsbehörden , die Annahme neuer 
Handwerker nad) vorher gegebenen Gutachten der ‘Patrimo, 
nialgerichte, die Beftätigung und Einrichtung neuer Hand 
werksordnungen und die Entfcheidung der unter dem Zunfte 
und deren Genoffen entftehenden Streitigkeiten ganz in An 
ſpruch. Org. Edit B. IT. F. 1 — 4. 

Wiürtemberg thut das nämtiche, läßt aber den Gut 
herrn die Lokalaufficht iiber die Zünfte und Ortsgewerbe und 
den Bezug einer althergebrachten Theilnahme an den Zunft 
gefällen und fanft damit verbundenen Nußungen, in fo weit 
fie nicht den Geſetzen des Königreichs zumider find. 

Organiſ. Edikt $. 29. 

Inſtruktion über die Beſtimmung und Abſonderung 
der - Staats: und Patrimonialeinkünfte vom gten 
Oktober 1807. Heft 15. des ch. Bundes ©. 497. 

Baden beftimmt darüber in dem Drganif. Edikt nichts 
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weſentliches, rechnet aber das Zunftweſen und die Konzeffio: 
nen zur Berechtigung von Gemwerben zu einem flantepolizei- 
lihen Gegenftande in der 
Inſtruktion fiir die Oberämter $. 3. und in dem 
Nachtrage zu dieſer Inſtruktion $. 6. rh. Bund 
Heft ı7. ©. 272. 

Heffen behält gleichfalls die ganze Handwerkspolizei 
für fih , und überläßt proviforifch dem utsherrn die Kon— 
zeffionen zu Lofalgewerben nach vorher eingeholter Genehs 
migung von der Landesbehörde. Die Handwerker in Meinen 
Diſtrikten follen den Zünften des Landes einverleißt werden, 
die Zünfte in gröfiern Bezirken aber fortbeftehen, auch den 
Gutsherrn unbenommen bleiben, neue Zunftgenoffen nach den 
bei der Annahme neuer Hinterfaffen gegebenen VBorfchriften 
aufzunehmen. Drganif. Edikt $. 32. 

Würzburg geftattet den Gutsbefigern, welche 

ı) in ihren Orten eigne Zünfte haben, die beftehenden 
Zunftverhältniffe zu leiten, vorfommende Streitigkeiten durch 
die Patrimonialbeamten zu entfcheiden, und Zunftunordnuns 
gen zu beftrafen, auch den Landgerichten die neu aufzunehs 
mende Meifter in Vorfchlag zu bringen. Es erlaubt aber 
nicht, neue Ziinfte oder Ordnungen zu errichten, oder von 
den beftehenden Sefegen zu dijpenfiren. Wo aber 

2) feine eigne Zünfte vorhanden find, dürfen fie zwar 
einen Handwerker, nach vorhergegangener Berichtserftattung 
aufnehmen, ihm aber fein Meifterrecht ertheilen, weder Hands 
wäFsftreitigkeiten fhlihten, noch Pfufchereien beftrafen; je 
doch können fie die zu ihren Hausbedürfniſſen nöchige Ars 
beiten durch ihre arbeitsfundigen Bedienten, ohne den Vor— 
wurf einer Pfufcherei, fertigen laffen. 

G) Handels ; Polizei, 

Die Leitung des Handels im Allgemeinen, Errichtung, 
der Sahrmärkte, Annahme neuer Handeldleute und deraleis 
hen, wird durchgängig als ein Souverainitätsrecht betrachtet. 
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Baiern überläßt dabei den Patrimoniafgerichten die 
Lofalpolizei in Anfehung der Marktordnungen , des Maafes 
und Gewichtes, der Güte der Waaren und Arbeiten u. ſ. w. 

Drganif. Edit B. II. G. ı — 5. 

MWürtembergifhe Inſtruktion vom 2. Dftober 

1807. $. ı7. 

Heffifches Organiſ. Edikt $. 32. 

Wiürzburgifhes Organiſ. Edikt G. 86. 87. 88., 
jedoch ift wie bei Baiern die Aufficht über Maaf, Elle und 
Gewicht, Schätzung des Fleifches u. f. w. dem Patrimonial— 
beamten itberlaffen. $. 92. 

Baden hat diefen Punkt unbeftimmt gelaffen. 

H. Strafens und WBaffer:Polizei: 
Gehört bei Heerſtraßen und Flüffen dem Regenten, bei Bis 
zinalwegen den Patrimonialgerichten. 

Baieriſches Organif. Edit B. III. H, -ı2, 

—Würtembergiſche Inftruftion vom aten Dftober 
1807. $. 18. 
Badifches Org. Edikt $. 14. lit. d. Ind Inſtruktion 
fiir die Oberämter $. 1. 
Heffifhes DOrganif. Edikt $. 54. 
Wirrzburgifches Organiſ. Edikt $. 87. ge. 
I) Forſt und Jagd » Polizei: 
Ueberall kommen die Waldungen des Adels und defien Gas 
meinden unter die landesherrliche Oberaufficht und Forfts und 
Jagdordnungen. j 

Baiern überläßt den Patrimonialgerichten die Forfts 
gerichtsbarkeit in den adelichen Privars und Gemeindewal— 
dungen. Org. Edit B IL J. 1 — 5 

Würtemberg thut das namliche und geftattet den 
Gutsbeſitzern auch die gefeklichen Forſt- und Waldftrafen, 
Holzanweiſungsgebüren, Aeckerichsgefälle u.  w. 

Org. Ed. $. 33. Inſtruktion vom 2, Dft. ıBom. $. 08. 
jedoch dürfen diefelbe Feine Förfter oder Unterförſter, fon: 


223 


dern mit oberförftamtlichem Vorwiſſen nur Forftverwafter- 
und Forftfnechte, welche fiir Würtemberg verpflichtet werden 
milffen, ernennen. 
Verordnung vom 16. Zul. 1807 im Neg. Blatt 
Nr. 58. — | 
Die in einigen Orten hergebrachte freie Pirfch hört auf 
und die niedere Jagd foll dem Patrimonialheren als Eigens 
thum, die hohe aber denfelben, gemeinfchaftlich mit den Obers 
forftmeiftern fir Rechnung des Königs, überlaſſen werden. 
Verordnung vom ı4. Junius 1807. im Reg. Blatt 
Nre 45. 

Baden überläßt ebenfalls den —— die Beför; 
fterung ihrer Waldungen und den Gebrauch einer Waldart 
durch eigne aus den Landesfindern genommene und oberforfts 
‚ amtlich - beftätigte Förfter mit dem Bezug der von der Ober— 
forftbehörde angefesten Waldungen ; gedenft aber der gemein; 
heitlihen Waldungen nicht. In Anfehung der Jagden foll 
ein Austaufch getroffen werden, two folhe Baden auf adelis 
chem, oder die Adeliche auf badiſchem Boden hergebracht 
haben. Organiſ. Edikt F. 18. lit. g. 

Heſſen geſtattet den Gerichtsherrn nur in ihren eig— 
nen Waldungen die Adminiſtration durch geprüfte Förſter 
und die Führung einer Waldaxt, die Gemeindewaldungen 
aber kommen ganz unter Heſſiſche Verwaltung, jedoch bleibt 
die Forſtgerichtsbarkeit in beiden dem — 

Organiſ. Edikt K. 35. 

Würzburg erlaubt den adelichen — nicht 
weniger die Verwaltung ihren eigenthümlichen Forſten und 
Jagden durch eigne Forſtleute und mit einer eignen Wald— 
art, auch die Ausübung der Forſt- und Jagdgerichtsbarkeit 
in den purifizivten Diftriften und ihren eignen Forften, fo 
lang die Strafe die Summe von 10 fl. oder ein achttägts 
ges Gefängniß nicht überſteigen. In Forften, welche zwi— 
fihen dem Großherzog und einem Adelichen gemeinfchaftlich 
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find, erhält der größere Theilhaber die Forftgerichtsbarkeit ; 
bei gleichen Antheilen aber und bei Koppeljagden auf Würzs 
burgiſchem Boden fallt beides dem Negenten zu. 
Drganif. Edikt $. 72. 79. 74. 

K) Sefundheits ; Polizei. 
Steht ganz dem Souverain zu. 

Baiern: Org. Edikt B. III. R. ı. 2. 

Würtemberg: Inſtruktion vom ı0. März 1807. $. 18. 

Badifhes Org. Edikt $. 14. lit. d. 

Heffifches Org. Edikt $. 29. 

Würzburgiſches Org. Edikt $. 76. 

IV.) Die Staats ; Kirhengewalt. 

1) In Anfehung der Verhältniffe der katholiſchen und pros 
teftantifchen Pfarreien zu der Staatsgewalt, werben fie übers 
all den unmittelbaren Pfarreien gleich geftelle, und die che 
malige Konfiftorialgerichtsbarkeit hört auf. 

Baiern: Drganif. Edikt IV. ı. 2. 3. 

Württemberg: Ord. Edikt $. 65. 

Baden: Org. Edikt $. 13. 

Heffen: Org. Edit 6. 56. 

Würzburg: Org. Edikt $. 102. 107. 108. 

2) Behalten die Gutsbefiger ihre hergebrachte Patronats 
vechte unter der. Auflage, daß fie die Kandidaten prüfen und 
beftätigen laffen müſſen. 

Daierifhes Org. Edikt IV. 4. mit dem Beiſatz, 
daß das Spnftallationsrechte nur im Namen bes Königs aus; 
geübt werden dürfe, | 

Würtembergiſches Organif. Edikt $. 65. 

Badifches Org. Edikt $. 18. lit. a. mit der Bemer⸗ 
fung , daß diefes Ernennungsrecht Feine Befugniß zur Ent 
laffung oder Sufpenfation mit ſich führe. 

Heffifhes Drganif. Edikt $. 56, mit der Verord— 
nung, daß die Ordination und Vorftellung der proteftanti; 

fchen Geiftlichen nur durch Heffifche Behörden gefchehen künne. 
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Bürzburgifhes Orgamif. Edikt $. 104. 110. 113, 
214. mit der nämlichen Einrichtung, daß die Vorftellung 
und Einweifung in die Temporalten von der Landesdirektion 
zu errichten fey. $. 116. | 

5) wird die Verwaltung des Kirchenvermögens und * 
milden Stiftungen unter höherer Leitung von den Patrimo— 
nialgerichten beſorgt. 

Baieriſches Organiſ. Edikt IV. 6. 6. 


Würtembergiſche Inſtruktion, vom 10. März 1807, 
5. 6. 

Badiſches Organiſ. Edikt $. 14. lit. d. 

Heſſiſches Dig. Ebd. $. 36. mit der Weiſung, daß die, 
Berwalter der großherzoglichen Behörde angezeigt, und alle 
vorkommende Gnadenſachen nur von diefer beſtimmt werden 
dürfen. 

Würzburgiſches Drganif. Edit $. 106. mit der 
ähnlichen Verordnung, daß alle Ausgaben, welche 5 fl. übers 
fteigen, von der Fandesdireftion genehmigt und die Rechnuns 
gen zur Nevifion eingefandt werden milffen. $. 121. 

V) Der Staats s Finanzgemwalt. 

A) Steuerverhältniß der adeliden Gutsbes 
ſttzer und ihrer Hinterfaffen, und Verzeichniß 
der dem Souverain gehörigen Gefälle. 

Alle Steuerfreiheiten hören in dev Hegel auf und bie 
adelichen Gutsbefiger mit ihren Hinterfaffen miffen zu ors 
dentlichen und auferordentlichen Staatsausgaben mit den im 
folgenden Adfchnitte vorkommenden Ausnahmen beitragen. 

Baierifhes Org. Edikt B. V. A. 6. 1. 0, 

Würtembergiſches Org. Edikt S. ad. 380. 

Badifhes Org Edikt $. 10, 11. 16. 

Heffifhes Org. Edikt $. 38. und Reſkript vom ı. 

Dftober 1806. _ 
Würzburgiſches Drg. Edikt $. 130. ı32. 182, 
15. 
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Zu ‚diefen in.” die Stgatskaffen fließenden Geldern und 
Gefällen rechnet: -Baiern 

ı) alle Steuern, welche die adeliche Gutsbeſitzer — 
gen haben und darunter ausdriicklich: 

a) die ſogenannte Drüberſchläge, als Ba einen . 

brauch eingeführt. 

b) was von dem Ortsheren unter dem Namen. — 

mehr als die paktirte Ritterſteuer erhoben worden ’). 

2) Alle Perfonals Steuern. 

5) Alle indirefte Auflagen und Konſumtions— 
Abgaben, als Accis und Umgeld, weil den Reichsrittern 
nicht zugeſtanden habe, dieſe indirekten Auflagen, welche nur 
durch den Landesregenten für die Staatsbedürfniſſe erhoben 
werden könnten, zu ihrem Privatnutzen einzuziehen, jedoch 
gegen eine Entſchädigung nach Verhältniß ihres Titels und 
Bezugs ?). 

Organiſ. Edikt B. V. $. 3. 7. 8. 

4) Alle unvermiſchte Rechte der Landeshoheit, wie das 
Heimfallsrecht auf erblos gewordenes Eigenthum und Ver⸗ 
mögens-Konfiskationen. 

Organiſ. Edikt B. V. E. $, 3. lit. d 


, —— — — — — 





15 Die Reichsritter hatten bekanntlich das Beſteurungsrecht nicht, und 
hieraus folgt, dag alle Gelder, welche in ihre und nicht im die Ritterkaſſe 
floſſen, eigentlich keine Steuern, ſondern wahre grundherrliche Abgaben 
waren, die nur uneigentlich den Namen von Steuern erhielten. Die Br: 
anlafung zu deren Erhebung kann. verfchieden gewefen feyn und wird fid 
vielleicht in manchen Orten noch anffinden faffen. Wo aber diefes nicht ge: 
ſchehen kann, hat wenigſtens der Adeliche die Vermuthung für ih, und ſo⸗ 
nach ſcheint 03, :ald ob zihm dieſe Abgakgen Mo lang bleiben müßten, bis 
das Gegentheil, daß fie die Natur einer wahren Steuer an fich trügen, ers 
mwiefen wäre. * 

2) Mehrere Staatsrechtölehrer haben behauptet, dab dem Neichsritter 
ebenfaus erlaubt fen, diefe Abgaben zu bezieher. Sie fagen, fein Eleiner , 
Staat habe fo gut feine Bedürfniffe wie die ausgedenntern eines anfehnlihen 
Keicheftands, und das folglich hiesw eben ifo gut Hülfsquellen in einem vers 
jinsten Maaßſtabe nothwendig gewefen ſeyen. War er, fagen fie, in An ſe⸗ 
hung des Rechts der Konzeſſionen nicht ſo gut Regent in ſeinem Dörfchen 
als der Neihefiand in feinem tande? 
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5) Alle Zölle gegen eine billige Entfchädigung, wenn die 
Sutsbefiger einen rechtmäßigen Ankanfstitel erweifen. können. 
Organiſ. Edikt am a. D. lit. f. 
6) Die Stempelgebühren ohne eine Entfhädigung. 
Org. Edikt a. a. O. hit. e. 

7) Alle Territorialgefälle, welche zu beſtimmten Zecken 
erhoben worden find, als Weggelder, Brückenzölle u. d. gk., 
Ehauffeegelder gegen Entſchädigung, wenn die Chauffeebaus 
foften durch die davon eingefommene Einkünfte noch nicht 
erfeßt worden find, ohne Vergütung aber, wenn diejes ins 
zwifchen gefchehen ift *). 

Drganif. Edikt a. a. D.$. ı. 
Württemberg. 

1) Alle Einkünfte, welche aus der (andesherrfichen Dbers 
auffiht, Geſetzgebung und den damit verbundenen Priviles 
gien und Difpenfationsrechten fließen. 

2) Die aus der oberften Polizeigewalt, oberften Gerichte⸗ 
barkeit und allgemeinen Leitung des Handels, der Gewerben 
und Straßen entfpringende Einkünfte, ald die Revenüen von 
dem Zoll : Geleits: Pofts Chauffees Schiffahress Floß⸗ und 
SKranenrehte, mit der Zufiherung einer Vergütung "der 
Shauffeebaufoften nach einer zwanzigjährigen Bilanz (Sin: 
firufe. vom ı0. März 1807. $. 16.); fodann bie Taren fir 
die Vermwilligung eines Marktrechts, eines. Drucks. oder Fa⸗ 
brifprivilegiums , fiir die Konzefionen zu Mühlen, Apothes 
ten, Kandelsgefellfhaften, Hüttenwerken, für Ertheilung der 
Moratorien , der Unterthanenrehte und dann die Zehenden 
auf Freiture von Bergs und Hüttenwerken. 

5) Alle direfte und indirekte Steuern, welche auf das Eis 

a Er Sa en 
| ı) Wenn semand ein Dans oder fonft eh liegendes Gut beſitzt, welches 
ſich durch die bezogne Miethe oder den jährlichen Ertrag inzwiſchen bezahlt 
gemacht bat, und' das Staatswohl erfodert, Daß es der Eigentbümer an den 


Stagat abgebe, mird der Befiger nun Feine Entfhädigung fodern PR weit 
das Haus oder Gut ih inzwiſchen bezahlt gemacht hat. Re 
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genthum, die Auswanderung des Vermögens außer Land, 
die Gewerbe und Konfumtion u. f. w. gelegt werden, insbes 
fondere Stempeltaren ,. Accis, Umgeld, die Abgaben von 
Wirchfchaften und Brauereien, Maaßpfennig und Bierhels 
ler ıc. gegen Enefhädigung , wegen des Umgelds und der 
letztern Abgaben nach einem 2ojährigen Durchſchnitt, wenn 
ein gültiger Nechtstitel oder eine unfürdenkliche Verjährung 
vorhanden iſt. (DOrganif. Edikt $. 27. 

4) Die aus dem Fiskusrechte fi) Herleitende Einkünfte, 
als Konfisfationen; die dem Fiskus heimfallende Erbſchaf— 
ten, das Heimfallsrecht, das Eigenthum herrenlofer Güter, 
Schaätze, Öffentlicher Flößen, Straßen u. f. w. 

Inſtrukt. vom 2. Dftober.1ı807. $. 1. 2. 3. 4. 5. 6. 
17. 23. 

5) Die Kanone von —— und Lehnszer⸗ 
trennungen, die Novalzehnten von künftigen Neugereuthen 
und die aus der hohen Forſteilichkeit fließende Gefälle. 

6) Die Judenzölle und die dermalen beſtehende Schußs 
und Schirmgelder von Juden und Ehriften gegen eine theils 
weife Entfchädigung, wenn unter diefen Schußs und Schiems 
geldern entweder das gewöhnliche Beifaffengeld in die gutes 
herrliche Kaffe‘ gefloffen , oder daffelbe zugleich als ein Surs 
rogat für gewiſſe Verwilligungen aus dem patrimonialherrlis 
hen Eigenthum- anzufehen ift. Inſtruktion vom 2. Oktober 
1807. $. 16.) 

Snftruftion vom 10. März 1807. $. 9. 14. 
Baden. 

ı) Die Befugniß, neue Abgaben aufzulegen oder alte zu 
erhöhen, fammt dem Nechte zu den Landesfrohnden aller Art 
und dem Bezug der Schagung und Steuer von den Grund; 
angehörigen unter Vorbehalt einer Entfhädigung, wo ent: 
weder die Steuern und Abgaben von dem Großherzog zu 
Lehen gehen, oder die Adeliche folche als mittelbare Gutsbe⸗ 
figer inne haben. Org. Ed. $. 16. 
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‚2) Die aus der hohen Herrlichkeit ‚fließende Gefälle, als 
die Einfiinfte von Bergwerkskonzeſſionen, das Beſalzungsrecht 
gegen Entfhädigung, wenn die Adelichen ein Salzmonopal als 
mittelbare Gutsſitzer hergebracht hatten, das Salpeterredht, 
das Münzrecht, das Necht über hewvenlofes Gut, Baftard! 
erde und Baftardfälle, Lach Erbengelder, Konfiskationen, Gold: 
wafchen mit dem nämlichen Entfchädigungsvorbehalt wie 
oben , die Taren für Privilegien : Verleihungen , die Nukuns 
gen der oberherrlihen Gerichtsbarkeit und den ae 
Ertrag. Drganif. Edikt $. 16, 

. 8) Die unter der "Rubrik von zweideutigen Rechten: aufs, 
gezählte Zölle, wenn die Gutsbeſitzer nicht erweifen fünnen, 
daß fie folche nicht aus Neichshänden , fondern von Reichs; 
ftänden, die niemals, eine Hoheitsanfprache auf den Drt, mo 
der Zoll erhoben wird, machten, empfangen hätten , Accis 
und: Pfundzoll 2) und alle Polizeigefälle, weiche von Verwil⸗ 
ligungen des Großherzogs herrühren. 

Drganif. Edikt $. 18. lit. c, e. i. 


Heſſen. 

1) Die aus dem Rechte der Geſetzgebung fließenden Diss 
penfations; und Konzeffiongsgelder. 

2) Die aus der DObergerichtsbarkeit falfenden Sporteln, 
Taren und Strafen. 

3) Die aus der DOberpolizei hervorgehenden Sporteln, 
Taxen, Strafen, Konzeſſions-, Rekognitions⸗, Rezeptions⸗ 
und Dimiſſions⸗Gebüren. | | 

4) Die Abgaben zu allgemeinen TerritorialAnftalten, als 
Ehauffee:Gelder, von deren Entrichtung jedoch die Gerichtss 





1) Man hat hingegen gefragt, ob nicht bei Rechten und Gefällen, welche 
die Souveraind felbft als zweideutig ausfprechen , die alte Nechtöregel: „daß 
in Zweifelsfällen der Verlierende der begünftigtere Theil ſeyn folle’’.gelte, 
wornach den Gutsherrn entweder dıe Benukung diefer Nechte und Gefälle 
oelaffen, oder dafür ohne Unterfchied eine volkommene Entſchadiguns geger 
ben werden möchte? 
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Herren und ihre Famillen in ihren Bezirken befreit find, 
(Organif. Ed; $. 48.) Brücken⸗ und- Flußbaugelder. | 
«+ 5):Die Nutzungen von Heerſtraßen und Flüffen, als 
Seleitsgelder , Fahr; und Floßrechte u, f. w. 
6) Die direkten und indirekten, ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Auflagen, fie mögen in die Kantons s oder Pris 
vatkaſſen der Neichsritter gefloffen feyn, als: Grunds, Pers 
fonal:, Gewerb⸗, Vieh: und KonfumtionssSteuern , nämlich 
Lizent, Accis, Pfundzoll, Trankſteuer u. a. m. gegen Ents 
fhädigung fiir einen gewiſſen Theil des Verluſtes. Abgaben: 
auf Artikel des Lurus , Lands und Wafferzölle, mir Entſchä⸗ 
digung gegen diejenigen , welche folche titulo oneroso ent - 
weder von Heffen oder einem andern Souverain erworben 
haben, Stempeltare und Koliatera, Beiden, Zr 
7) Das Salpeter:Regal. Ä 
. 8) Das Jus fisci und die damit — Vermö⸗ 
genskonfiskationen. 

9) Das eigentlihe Juden⸗Geleit. 

10) Die NovalsZehnten von künftigen Anrottungen, in 
fo fern fie nicht dem Gerichtsheren befonders zugeftanden 
werden. 

11) Landes und Militärfrohnden. 

Drganifations,Editt $. 38, 

12) Die Bergzehnten von Bergmerfen. 

13) Das hergebrachte Ohmgeld ‚ die — TON 
urid Eins und Ueberzugs-Gelder gegen eine Vergiitung nad} 
einem zehnjährigen Durchfchnitt. | 

14) Die Zuden:Schußgelder gegen Entſchä ädigung für 
die Hälfte des Ertrags. Organiſations⸗Edikt $. 39. 
Würzburg, 

1) Alle Steuern und auch die ſogenannten Drüberſchläge 
mit der Verſicherung einer Entfchädigung für Diejenigen 
Steuern, welche entweder von Wilrgburg, oder einem ars 
dern Regenten titulo oneroso erworben, und als eine Pris 
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vatſteuer bezoget worden find, nach dem Maaßſtab ihres ers 
fien Erwerbs mit 05 fl. für einen jeden Gulden. 
Organiſ. Ed. $. 146. 147. 149. 150. 151. 

9) Alle indirekte Steuern, wie Accis, Umgeld, die fos 
genannten Auffchlaggelder gegen Entfchädigung wie bei dem 
vorhergehenden $., oder auch, wenn. es fich findet, daß diefe, 
Gefälle mehr. die Natur bloßer Konzeffionds; und Miethgelder 
als wirklicher Steuern haben *), und die Stempelgebühren,. 

| Drganif. Ed. $. ı52. 158. 

5) Zölle gegen Entfchädigung, wenn fi e wie oben er⸗ 

worben worden ſind. Org. Ed. $. 154. 
4) Me Tervitorialgefile und- darunter die Chauſeeer 
und Weggelder gegen Vergütung, wenn die Gutsbeſi itzer eine 
Landſtraße aus eigenen Mitteln haben herſtellen — 
Ebendaſelbſt $. 1585. — 
5 ) Die Fiskusrechte als Vermogene Konfistationen, Ein⸗ 
greifung des herrenloſen Eigenthums u. ſ. w. 
Ebendaſelbſt $. 157. 

6) Das Recht zu Konzeſſionsertheilungen bei Werzwer⸗ 
ken, Salinen, Kohlenwerken u. ſ. w. und auf Salpeter 
geben zu laſſen. Ebend. $.. 158. 

7) Die Tare fir ertheilt werdende Privilegien, Die: 
penfationen nnd Volljährigkeits: Patente. Ebend. $ 159. 160. 

B. Regulirung des Steuerfußes. 

Baiern hat über den Steuerfuß ſelbſt in feinem Dr 
ganifations Edift noch nichts beſtimmt, fondern läßt es bie 
zu deffen Regulirung bei dem bisherigen Steuerfuße, indeſ⸗ 
ſen bleiben die freigelaſſenen Hofbaugüter ſteuerfrei. X 

Organiſ. Ed. B. v. B. und D. $. 1. 

In der neuen Konſtitution des Königreichs aber vom 
ıften Mai 1808 Tit. 1. $. 5. (Rh. Bund Heft 19. S. 65) 
wird: der Adel in Rückſicht der Staatslaften den übrigen. 
Staatebiirgern ganz gleich geftellt. 


*) Dies dürfte fich wohl in faft atten ehemals ritterfhaftlihen Orten finden. 
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(Bisher ift in 1867 und 1808 ein Proviforium ger 
getroffen mworden, worin in einem der folgenden 
Hefte nähere Auskunft gegeben werden fol. WV.) 


Wirtemberg läßt die adelichen Gutsbefiser nur von 
der Perſonal⸗Steuer frei, fonft werden fie aber ganz nach 
dem den königlichen Unterthanen vorgefchriebenen Maafftabe 
zu allen Landeslaften, zu Grunds und Gewerbſteuern, und 
zu indiveften Abgaben beigegöogen. Nur werden ihnen dies 
jenigen Güter frei gegeben, welche erweislichermaaßen ſchon 
vor 60 Jahren ein eigentliches adeliches fteuerfreies Hofgut 
zufammen bildeten. Wenn aber bürgerliche Güter inzwiſchen 
fteuerfiei gewefen find, fo muß der Grund diefer Freiheis 
erwiefen werden. | 

"Org. Ebd. $. 52. 38. 
Sinfteuftion vom 10. März 1807 $. 8. 

"Baden nimmt alle Liegenfchaften, welcher Gattung fie 
ſeyn mögen, ſobald andere Unterthanen davon fteuern, in 
Anſchlag; jedoch muß diefer Anfchlag um ein Drittel gerins 
ger, als die alt ſchätzbaren Güter der nämlichen Gemarkung 
feyn, und die Edelhöfe mit den zu ihrem Umfange gehöris 
gen Höfen, Hofraiten und Luſtgärten bleiben ganz ſteuerfrei. 

Organiſations-Edikt $. 11. 


Heſſen giebt gar nichts frei, und hat alle Steuerfreis 
heiten ohne Ausnahme aufgehoben, und verordnet, daß alle 
Güter, Zehnten, Gefälle und fonftige Befi igungen gleich den 
übrigen .fteuerbaren Gütern in die Rechnung gezogen wers 
ben follen. Org. Edikt $. 38, 

Verordnug vom 1. Oktober 1806. 


ro Würzburg unterwirft: alle adeliche Güter an Aecker, 
Biefen, Waldungen, Seen, Köfen u. f. w: der. Steuer- 
Nach Beſtimmung des Steuerkapitals mit einer billigen 
Rückſicht auf die den Gütern anklebende Laften follen bei 
Mannlehen, fie mögen von Würzburg oder einem andern 
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Regenten herrühren, 7 vom 100, und bei — “om 
200 des Steuerkapitals abgezogen werden. 
Org. Edit $. 130. 133. 
Außer diefem find die Gutsbefißer nach frei 

ı) von den zur Tilgung der Altern Schulden auegeſchrie⸗ 
benen Steuern, müſſen aber zur Bezahlung der Kantons 
feyulden beitragen. 

2) wegen ihrer Schlöffer , Wohnhäufer und den dazu ges 
hörigen Gärten bis auf weitere Verordnung. 

«5 Für ihre Zehnten, Gülten, Zinfen und dergleichen 

Einkünfte in ordentlihen Fällen bis zu einer allgemeinen 

Steuer Rektififation , in außerordentlichen Fällen aber nicht: 

” 4) Bon den Abgaben des Nauchpfundes. | 
Organiſ. Edikt $. 134. 195. 136. 197. 

Sie find aber nicht frei 

ı) Für ihre eigenthümliche Wein s Bier s und Brand 
wein⸗Schenken von Accis und Umgeld; 

2) von dem Braugeld für ihre eigenthiimliche Bi 
seien, die KHausconfumtion auf ihre Nittergiiter. allein. - 
genommen. _ 

35) Von ben Zolls und Mauthgefegen, den Wein: — 
Bier-Aufſchlags-⸗Geldern mit Ausnahme derjenigen Lebens; 
mittel, weiche fie zum Hausbedarf von einem —— — 
andern führen. 

M Von den Stempeltaxen in ihren eigenen Angelegen⸗ 
heiten. 

Organiſ. Edikt $. 139. 140. 141. 
0) Gutsherrliche Gefälle. 

Baiern beläßt den Adelichen neben dem ungeſtörten 
Genuffe ihres Eigentums und aller rechtlich hergebrachten 
Srunds und lehnherrlihen Abgaben von ihren Hinterſaſſen 
auch. übrigen nußbarer Rechte, welche als Gefälle der Pas 
trimonial⸗Polizei und Kriminal⸗Gerichtobarkeit zu Rn 
find nach bairiſchen Geſetzen. 
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—X Geldſtrafen. 
2) Die Konzeſſions- und Schutzgelder von Aufnahmen 

neuer Hinterfaffen und Juden, fo weit diefe ihnen geftattet 
find. 

+3) Die Taxgelder nach den beftehenden Tarordnungen. 
4) Ale Berge Waffer: Jagd: und Forfi;Regalien nach 
Pöniglihen Geſetzen und unter Auffiht der einfchlagenden 
Behörden. 

5) Das hergebrachte Nachſteuer Recht jedoh nur von’ 
dem in andern mit feiner Freizügigkeit verjehene Staaten 
gehende Vermögen, mit der Verfiherung, daß die Gutsbe— 
ſitzer, wenn fie durch die Beſchränkung diefes Rechts einen 
bedeutenden Schaden leiden, dafür entfchädigt werden follen. 

Drganif. Edit B. V. E. G. 3. a. b. c. g. h. i. 

6) Dieſe Entſchädigung ſoll auch bei den vermiſchten Ter⸗ 
ritorial⸗Gefãällen, welche ihren Grund theils in der Landes—⸗ 
hoheit, theils in den grundherrlichen Verhältniſſen, theils in 
der Gerichtsbarkeit hatten, wenn fie den adelichen Gutsbes 
fißern "entzogen werden in der Vorausſetzung flatt finden, 
daß fie inzwifchen in dem N Beſitze derſelben ge⸗ 
weſen ſeyen. *) 

Organiſ. Edikt B. V. E. 8. 

7) Ferner unter einem andern Namen diejenigen — 
die auf Güter ruhen, welche die Gutsherrn ihren Unterthas 
nen unter Vorbehalt denſelben übergeben haben, oder iibers 





Es wird hier und auch fonft:oft von dem unxechtmäßigen Beſitze einer 
bis Daher bezogenen Abgabe gefprohen ; aber ſollte denn ein unfürdenklicher 
Befis oder eine fonflige Erwerbart in den neuen Staaten kein Recht mehr 
fanttioniren können ? und follen die Gutsbefiger dergleihen Gefälle verlieren 
müffen,' ohne vorher darüber gehört zu werden ?0 Eigenthumsrechte gehen 
doch nur durch‘ Urtheil und Recht verloren, und welcher Gerichtshof hat inzwis 
fhen darüber entfehieden? Sichert dod die zBundesakte in. Art. a7. den 
Mediatifirten / _ 

les revenus provenant des dits domaines et droits 
ohne einen Unterfchird oder eine Einſchränkung zu. 
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Haupt durch befondere Verträge mit den Unterthanen oder 
durch ein vechtmäßiges Herkommen in eine ftändige und uns 
veränderliche Abgabe übergegangen find. 

Drganif. Edikt B. V. A. $. 5. 6: 

Würtemberg fichert feinem eingefeffenen Adel alle 
bisher vechtmäßig bezogene gutsherrliche und andere Eins 
fünfte auch nußbare Regalien — zu, (Organiſ. Edikt 
$. 27.) als: 

1) Die eigenthümliche Beſitzungen an Berg⸗ und Hütten⸗ 
werken, Häuſern, Höfen, Feldgütern, Waldungen, Jagden, 
Seen, Fiſch- und Krebs-Waſſern/ Schäfereien u. ſ. w. 

'2) Die aus dem Grundherrlichen und aus dem Gutsei— 
genthum zu erhebende Gefälle an Leibhühnern, Leibſchilling, 
Sürtel:Sewand, Hauptfall , Teibeigenfchaftlichen Entlaffungss 
Gebüren, Zinfen, Zehnten, Gülten, Handlohn, Weglöſen und 
bie hergebrachten Gebüren von Bauernlehen und Verwilli— 
gungs: Zaren zur Veräußerung, Verpfändung oder — 
der Lehngüter 

5) Die aus der Patrimonial-Gerichtsbarkeit fliefende 
Sporteln, Amtss und EIER und Geldſtrafen nach 
N Geſetzen. 

M Die aus der niedern Polizei hervorgehende Gefälle, 
nämtich Burger Annahmsgelder mit Ausfchluß der. damit 
verbundenen Nezeptions;Seblihren, Burgergelder , wenn fie 
von dem Herrn bezogen wurden und nicht in die Gemeindes 
Kaffen floffen, die zu den Zunftgefällen gehörige, Gebüren 
für Aufnahme der Meifter, gemeine Wegs Pflafter: und 
Brückengelder, Stand- und Marktgelder, wenn fie für die 
Anweifung des: Plases und der Materialien gegeben wur— 
den, die hergebrachte Recognitions⸗Gebühren für die Anles 
gung neuer Gebäude. 

5) Die aus dem Zehntrecht fiefende Bl von 
längft gebauten Gütern. 

6) Die aus. der Forſt⸗Gerichtsbarkeit — Forſt⸗ 
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und Waldftrafen, gewöhnliche a a aa 
und Ekerich⸗Gefälle. 

7) Alle grundherrliche Zinfen und Gefälle, die in einer 
unveränderlichen Summe entrichtet werden. 

8) Ale Bannmühlen, Bannkeltern, Bannbrandweine, 
Bannbackofen, in deren Beiſitz die Adeliche izt ſind, für die 
künftigen aber nicht. 

Inſtruktion vom 2. Okt. 1807. '$. 11. 12. 14. 15. 
17. 18. 19. 20. 21. 22. 25. 25.27. Rh. Bd. 
Heft ıd. ©. 497. 
Baden räumt den Gutsheren ein: _ 

1) Allen Ertrag von Zwangsrechten als Bannfeltern, 
Bannmühlen, gebanntes Saitenfpiel u. f. w. 

9) Die Rekognition von Gewerben, wenn darunter feine 
Sewerbfteuer begriffen ift. 

3) Die üblich geweſenen Nutzungen des Alleinhandels 
oder der ausfchliefenden Gewerbstreibungen 3. B. des Als 
leinhandels mit Eifen, Kupfer, Kaminfegerpacht gegen Vor—⸗ 
behalt des Abkaufrechts. 

4) Die Gutspflichten beftehend in Herrnfrohnden, Tods; 
fall, Erlaffungsgebühren, Bürgers und Juden⸗Schutzgeldern, 
vorbehaltlich der den Juden noch beſonders anzuſetzenden 
Kopf⸗ und Gewerbſteuer, Beeten, Gülten u. ſ. w. 

5) Alle Eigenthumseinkünfte. 

6) Die Zehentrechte mit der Ausdehnung, daß der ordent⸗ 
liche Zehentherr, er ſey ein Einheimiſcher oder Fremder, die 
Befugniß zum Neubruchzehnten, wenn er ſie hergebracht 
hat, künftig behalten und dieſe Befugniß auch dann dem 
Gutsbeſitzer zufallen ſoll, wenn ſie dem Grosherzog entwe⸗ 
der nach dem Regalitätsprinzip oder nach der bisherigen 
Uebung zuſtehen würde, jedoch mit der Einſchränkung, daß 
da, wo 

a) die innlandiſche Pfarreien den kleinen Zehnten bezie⸗ 

hen, ſie ihn auch in den Neubruchsdiſtrikten haben, und 


257 


b) wo gegen angelegte Neubrüche vorher gebaute Difteik 
te in Unbau verfeßt würden, die Neubruchzehnten nicht 
genommen werden follen. 

7) Zölle, welche ein fhon für Landſäſſig gewordener Ades 
kicher hergebracht hat, oder bei welchen der Beſſtzer ermweifen 
fann, daß fie nicht aus Neichshänden, fondern von foldhen 
Reichsſtänden herkämen, welche niemalen eine Anfprache auf 
den Drt in Anfehung der Landeshoheit gemacht, oder wirks 
lich gehabt Hätten, mit Vorbehalt einer ewigen Einlöfung. *) 

8) Das Abzugsrecht von dem außer Landes gehenden 
Vermögen. 

9 Das Ohmgeld und beſondere Gnaden. 

10) Die Jagden und Fiſchereien, und 

11) alle niedere Polizeigefälle mit den dahin gehörigen 
Strafen, wo die Gutsbeſitzer die Verwilligung zu ertheilen, 
und die Uebertretungen zu rügen haben. 

Organiſ. Ed. $. 17. 18. b. c. d.h. i. 

Heſſen beſtimmt für die Gutsbeſitzer neben ihren ei⸗ 
genthümlichen Gütern, Höfen, Mühlen, Gebäuden, Schä— 
fereien, Erbleihen, Brauereien, Brennereien, Bier:, Weins 
und Brandtewein:Verlagen gegen die davon zu bezahlenden 
Acciſe und Trankſteuer, und neben den davon fallenden 
Einkünften. 

ı) Die Zehnten und die dermalen befigenden Novals 
zehnten. 

2) Die geundherrlihen Abgaben an Zinfen und Gülten. 

35) Die aus der Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben 





*) Wenn aber aud ein Zoll von einem Reichsſtande herrührte, derjdie 
Boheit in einem Drte entweder in Anfpruch genommen,’ oder wirklich gehabe 
hätte: fo fcheint doch auch billig, Daß diefer dem Gutsherrn verblieb, weil er 
durch den Uebergang aus Keichsftändifchen Händen in die Hände des Reichs— 
ritterd ſeine vorige Eigenſchaft verloren zu haben, nud blos grundherrliche 
Gerechtſame geworden ;u ſeyn ſcheint. Nur dann Eonnte er ein Hoheitsrecht 
geblieben ſeyn, wenn das Nitterdireftorium ihn im Namen des ganzen Kans 
ions an ſich gebracht hätte, 


238 


an Handlohn, Leibbeet, Leibhlihnern, Todfall, Beerbungs⸗ 
recht der Baſtarde, Manumiſſions⸗Gebühren u. ſ. w. 
4) Ihre eigenthümlichen Bergwerke vorbehaltlich des 
Bergzehnten. — 
5) Den Ertrag der Forſtgerichtsbarkeit, Jagden und Fi⸗ 
fchereien. 

+ 6) Die Konzeſſions⸗, Rezeption: und hergebrachten Ein: 
zugsgelder, wo ihnen das Konzeſſions- und Rezeptionsrecht 
zuſteht. | 

7) Die Taren, Strafen und Sporteln in den ihrem 
Wirkungskreife unterworfenen Fallen nad) heſſiſchem Maaßſtab. 

8) Die Weg: und Brückengelder von Vizinalwegen. 

9) Die Nachfleuer gegen auswärtige nicht freizigige 
Staaten, und 

10) die Butsfrohnden und die dafiir zu entrichtenden 
Reluitions⸗Gelder. Organiſ. Ed. $. 89. 

Würzburg rechnet für die Gutsbeſitzer an künftigen 
Einnahmen: 
1) Die Pflafters und Briickengelder auf Vizinalmegen. 

2) Das NMachfteuerrecht gegen auswärtige Staaten, wo 
feine unbedingte oder eine nur auf die Würzburgiſche Staas 
ten eingefchränkte Freizügigkeit befteht. 

3) Alle aus der Verwaltung der bürgerlichen und peinlis 
hen Gerichtsbarkeit auch der Polizeigewalt fich ergebende 
Sefille an Sporteln, Strafen, Bufen und Rügen. 

4) Die Taren von den ihnen vermöge der Polizeigewalt 
zuftehenden Konzeffionen, als Konzeſſions- und Schußgelder 
von Beiſaſſen, Schußverwandten und Juden; Kanone: oder 
BHekenntnifpfennige von Bürger : und Beifaffenannahmen 
und die Gefälle fiir Verleihung einzelner. Gewerbe und Ges 
rechtigfeiten. 

5) Das Zehenggecht von Neugereuthen, wenn fie Univer⸗ 
falzehntheren "find, jedod mit Ausnahme neuer Orts- und 
Hofanlageu, mo dieſes Recht nur dann ausgeübt werden... 
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darf, wenn das ungehntbare Feld dem Gutsherrn eigens 
thümlich zugehört hat, und unter Vorbehalt des Zehentrechts 
an neue Anſiedler abgegeben worden ift. 

6) Der Genuß von Zehnten, Gülten, Zinfen, Handlohn, 
Beeten, Faſtnachtshühnern, Fallrechten, Mortuarien, Leibbes 
dingungsgebühren, Juden-Begräbnißgelder, Frohnden oder 
Frohnd⸗Redemtionsgelder, Brau- und Brafdteweinblafens 
Zinſen, Pfannen- und Keſſelgelder und überhaupt allen wohl 
hergebrachten Guts- und lehnherrlichen Abgaben. 

Organiſ. Ed. $. 155. 156. 161. 162. 163. 164. 165. 


Mit der Erklärung, daß wenn ſich jemand durch die auf; 
geftellte Grundſätze befchwert glaube, er feine Befchwerden 
bei der Pandesdireftion anbringen, und wenn er mit deren 
Entfchliefung nicht zufrieden wäre, diefelben in Zeit von 14 
Tagen, vom Tage der gefchehenen Inſinuation an gerechnet, 
bei der oberften Juſtizbehörde einreichen könne. *) 

Organiſ. Edikt $. 166. 


VI Die Militair: Gewalt. 


Baiern läßt die adelichen Gutsbeſitzer für ſich ‚ ihre 
Söhne und unentbehrlihe Dienerfchaft der nämlichen Freis 
heiten geniefen, welche den Adelichen in dem Kantonsregle— 
ment und in den iibrigen Verordnungen geftattet find. 

Drganif. Edikt B. VI, 

Die Anordnungen iiber die Einquartirung Löniglid er 
und ausländifcher Truppen hängt ganz allein von den baies 
rifchen Behörden ab. | 

Verordnung vom 25. Dezember 1807. Rh. Bund 
Heft 14. ©. 299. 





d 
*) Würzburg iſt der einzige Souverain, der ein förmliches rechtliches 
Berfahren über die Scheidung der landes- und geundherrlihen Rechte gegen 
fich geftattee hat. Baden hat den Adel in feinen Ausſchüſſen noch vor Ab, 
fafung feines Grundgeſetzes gehört. - 


- 
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Würtemberg läßt unbedingt alle Perſonen adelichern 
Standes von der Konfkription frei. 

Konftript. Ord. vom 6. Aug. 1806. Art. A. Nr. 
und ſetzt ausdrücklich fe, daß die Nittergutsbefiger in dem 
Zeiten des Kriegs, bei Lager und wenn die königlichen Trups 
yen zufammengezogen werden, Feiner Einquarsirungsfreideit 
geniejen follen. 

Drganij. Edikt $. 32. 

Baden geftattet ihnen und ihren Familien die völlige 
Freiheit vom Milizenzug, ihren Dienern aber nicht weiter, 
als fie es in; den grosherzoglihen- Dienften auch feyn wür⸗ 
den, räumt ihnen aber feine Befreiung von den Quattierlas 
fien ein. 

Drganif. Edikt $, 3. 10. 

Heffen erlaubt ihnen nit, auswärtige Kriegsdienfte 
anzunehmen, wenn fie fich nicht vorher zum grosherzoglichen 
Militairdienfte angeboten und nicht angenommen worden 
find, oder davon Dispenfationen erhalten haben; und dieje 
- Verordnung trift auch ihre Beamten u. f. w., fo weit fie 
fohriftfäßigen Standes find. 

Drganif. Edikt $. 16. 

Reſkript vom ı3. Jänner 1807. 

Reſkript vom 10. Februar 1807. 

Würzburg geſtattet außer dem Adel und feinen Kin⸗ 
bern die Freiheit von der Militairpflicht : 

1) Den Patrimonialbeamten und ihren Kindern vermöge 
ihres privilegirten Standes, 

2) Den Söhnen der proteſtantiſchen Geiſtlichen, und 

5) Den bei der Gutes und Delonomieverwaltung anges 
ftellten Dienern als Jägern, Förſtern, Rensmeiftern und 
Detonomievermwaltern filr ihre Perfonen, auch 

4) Den Söhnen der beiden leztern, wenn den Vütern we— 
gen ihrer wiffenfchaftlihen Bildung auf ihr befonderes Bits 
ven ein privilegirter Gerichtsftand zugeſtanden worden ift. 
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Die Gutsbeſitzer werden aber durch die Untermarſch⸗ 
Kommiffariate zu den auferordentlichen Laften eines Landes, 
diftriftes beigezogen, wenn ihre Güter in geographifcher 
Hinfiht dahin gehören; jedoch find fie für ihre Schlöffer 
und Wohnungen in der Kegel und fiir ordentliche Fälle von 
der Laft der Natural:Einquartirung frei, aber fir ihre übri— 
gen Käufer von dem Servicegelde nicht. 

Drganif. Edikt $ 26. 68. 117. 145. 

VI. Des Lebens: Verbandes, ' 

Die ehemalige reichslehnherrliche Rechte gehen an die 
Souverains über. und alle Lehngüter, welche bisher. einen 
auswärtigen Lehnherrn hatten, fallen in Anſehung des do- 
minii direeti den Diegenten, in deren Landen fie — 
ſind, zu. *) 

Baieriſches Organiſations-Edikt F. 23., mit der Ee 
klärung, daß die Anftände, welche fih mit den betheiligten 
auswärtigen Lehnherrn ergeben könnten, gütlich ausgeglichen 
werden ſollen. 

Würtembergiſches Reſkript vom 16. Doymbe 
1806 im Negierungsblatte 1807. Nr. 21. 

Badifches Organiſations-Edikt $. 23. 

Heffifches Reſkript vom 4: Febr: — Rheiniſchee 
Bund Heft 8. ©. 298 und Organiſations Edikt $. 43., wo 
zugleich verfüchere wird, daß den Adelichen ihre — 
verbleiben follen. 

Würzburgiſches Organiſations-Edikt $. 169. 170. 
mit dem Bemerken, daß in Anfehung der von auswärtigen 
Souverains in oder außer dem rheinifchen Bunde herrüh— 








*) Alle Lehnsedikte erflären die lehnherrliche Rechte ausmärtiger Souves 
„eins dem Regenten, in deffen Staaten fie fiegen, anheim gefallen. 
Das diefes nad einer gemeinfchaftlichen Uebereinkunft gefchehen könne, dars 
iiber ift wohl Feine Frage. Indeſſen wird der Fall nicht felten feyn, Das ein 
neu mediatiſirter Fürft oder Graf Lehen befikt, welde unter einer andern 
Souserainitätliegen, fol er feine lehensherrliche Rechte nun verlieren ? Sonnen 
ihn Verabredungen dritter Perfonen binden, an welchen er feinen Eheilnahm ? 
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renden Lehen eine endliche Entfchliefung bis nah freunds 
fchaftliher Berichtigung der nachbarlichen Verhältniſſe 
ausgeſetzt bleibe. 





ü— —— — — — — — —— 


16. 


Territorial:Eintheilung, Flächen-Innhalt und Volks⸗ | 
.. menge des Königreich& Baiern. 





* 


Wir Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden 
König von Baiern. | 


Vermög der Konftitution Unfers Neihs, I. Titel G. 4., 
fol ohne Nückfiht auf die bisher beftandene Eintheilung in 
Provinzen das ganze Königreich in möglichft ‚gleiche Kreife 
mit Rückſicht auf die natürliche Grenzen eingetheilt werben, 

Indem Wir hiebei den Zweck vor Augen hatten, Unjes 
re lieben und getreuen Unterthanen aller Theile des Reiches 
mit dem mwohlthätigen Bande eines gemeinfchaftlichen Vaters 
terlandes zu umfafen, haben Wir zugleich dahin getrachtet, 
ihnen die Vortheile näher gelegener unmittelbarer Adminis 
firationg s Behörden zu verfchaffen,, und diejenigen Bezirke, 
weiche duch gleihere Sitten und die Gewohnheit langer 
Jahre, oder durch die von der Natur felbft bezeichnete Lage 
näher mit einander verbunden find, in ihrer engeren Ders 
einigung zu belaffen. 

Bon diefen Grundfäßen geleitet, haben Wir beichloffen, 
Unſer gefammtes Neich im folgende Kreife einzutheilen : 

1. 
Mainkreis, 
mit der Hauptſtadt Bamberg. 

Dieſer begreift in ſich die Landgerichte: Lauenſtein, 

Teuſchniz, Kronach, Stadtſteinach, Weismain, Lichtenfels, 
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Banz, Gleusdorf, Hallſtadt, Scheßliz, Zeil, Schweinfurt, 
Sulzheim, Ebrach, Burgebrach, Bamberg J., Bamberg II., 
Höchſtadt, Ebermannſtadt und Weiſchenfeld. | 
2, 
Pegnizkreis, 
mit der Hauptſtadt Nürnberg. 

Dieſer umfaßt die Landgerichte und Aemter: Forchheim, 
Neunkirchen am Brand, Pottenſtein, Bezenſtein, Hilpoltſtein, 
Gräfenberg, Schneitach, Velden, Hersbruck, Reicheneck, Lauf, 
Altdorf, Stadt Nürnberg, Fürth, Feucht, Schwobach, Kadolzburg. 
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Nabkreis, 
mit der Hauptſtadt Amberg. 

Diefer befteht aus den Landgerichten :’ Waldſaſſen, Tirs 
fhenreuth, Kemnath, Neuftadt, Parkftein, Eſchenbach, Treßs 
wiz und Pleiſtein, Neunburg vor dem Wal, Waldmünchen, 
Nabburg, Amberg, Sulzbach und Pfaffenhofen. 


4. 
Rezatkreis, 
mit der Hauptſtadt Ansbach. 

Dieſer beſteht aus den Aemtern: Markſteft, Uffenheim, 
Rothenburg J., Rothenburg II., Leutershauſen, Creilsheim, 
Feuchtwang, Dünkelsbühl, Waſſertrüdingen, Gunzenhauſen, 
Herrieden, Ansbach, Aurach, Lichtenau, Windsbach und 
Viernsberg; dann den Mediatgebieten von Hohenloh⸗Schil— 
lingsfürſt und Kirchberg, Schwarzenberg, Wieſentheid, Ca— 
ſtell, und Limpurg : Spedfeld. 

i 5. 
Altmühlkreis, 
mit der Hauptſtadt Eichſtädt. 

Dieſer enthält die Landgerichte und Aemter: Neumarkt, 
Hilpoltſtein, Roth, Abenberg, Spalt, Pleinſeld, Ellingen, 
Weiſenburg, Heidenheim, Stauf und Geyer, Raitenbuch, 
Beilengries, Kipfenberg, Eichſtädt, Riedenburg, Ingolſtadt, 
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Karlskron, Neuburg, Rain, Donauwörth, Monnheim, und 
die Grafſchaft Pappenheim. 
Der Dber:Donaufreis, 
mit der Hauptftadt Ulm 

ift zufammengefeßt ans den Bandgerichten: Nördlingen, Höch⸗ 
ſtädt, Wertingen,, Dillingen, Burgau, Günzburg, Roggen⸗ 
burg, Illertißen, Söflingen, Elchingen, Alpeck, Geislingen, 
dann den Beſitzungen der Herrn Fürſten von Oettingen⸗ 
Spielberg, Oettingen-Wallerſtein, und Thurn und Taxis, 
und der Grafen Fugger » Kichberg, Weifenhorn, Glött, und 
Nordendorf. * 

Der Lechkreis, 

mit der Hauptſtadt Augsburg 

bildet ſich aus den Landgerichten: Schrobenhauſen, Aichach, 
Friedberg, Göggingen, Zusmarshauſen, Ursberg, Schwab⸗ 
münchen, Landsberg, Buchlohe, Türkheim, Mindelheim, 
Kaufbeuern, Ottobeuern, Stadt Memmingen, dann den Me— 
diatbeſitzungen des Herrn Fürſten Fugger- Babenhauſen, 
Grafen Fugger-Kirchheim, und den Herrſchaften Buxheim, 
Winterrieden, Thanhauſen und Edelſtetten. 


Der Regenkreis, 
mit der Hauptſtadt Straubing 
faßt in ſich die Landgerichte: Cham, Wetterfeld, Burglengen⸗ 
feld, Parsberg, Hemau, Kellheim, Abensberg, Pfaffenberg, 
Stadt am Hof, Straubing, Mitterfels, Viechtach, und Közting. 
re 
Der Unter:Donaufreis, 

mit der Hauptſtadt Daffau | 
‚enthält die Landgerichte: Negen, Schönberg, Wolfftein, Weg⸗ 
fcheid, Paffan, Vilshofen, Griesbah, Pfarrkicchen, Landau, 
und Deggendorf. 
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10. 
Der Sfarfreisg, 
mit der Hauptſtadt München 
enthält die Landgerichte: Pfaffenhofen, Moosbach, Landshut, 
Erding, Freifing, Dachau, München, Schwaben, Starenberg, 
Bolfratshaufen, Miesbach, Weilheim, Tölz und Werdenfels, 
LI. 
Der Salzachkreis, 
mit der Hauptſtadt Burghauſen 
beſteht aus den Landgerichten: Vilsbiburg, Eggenfelden, Sim— 
bach, Mühldorf, Burghauſen, Waſſerburg, Troßburg, Roſen⸗ 
heim, Traunſtein und Reichenhall. 
| 12. 
Der Zllertrets, 
mit der Hauptſtadt Kempten 
umfaßt die Landgerichte: Leutkirch, Grönenbach, Ober⸗Günz— 
burg , Oberdorf, Schongau , Füßen, mit: dem Amte Vils 
Sonthofen, Kempten, Immenſtadt, Weiler) Wangen, Nas 
vensburg, Tetnang , Buchhorn, Lindau, Bregenz , Sinners 
Dregenzers Wald, Dornbirn, Feldkirch, Sonnenberg, Montafon. 
13. 
Der Innkreis, 
mit der Hauptſtadt Innsbruck 
bildet fih aus den Landgerichten: Kufftein, mit dem Amte 
Auerburg, Natenderg, Schwaß , Innsbruck, en Telfs, 
Landek, und Fürſtenburg. 
14. 
Der Eiſackkreis, 
mit der Hauptſtadt Brixen 
begreift in ſich die Landgerichte: Meran, Botzen, Klanfen, 
Brixen, Brunegg, Sillian, und Lienz. 
15. 
Der Etſchkreis, 
mit der Hauptſtadt Trient 
enthält die Eandgerichte: Cles, Male, Welſchmez, Vezzano, 
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Trient, Civezzano, Pergine, Levico, Cavalefe, Roveredo, Ris 
va, Stenico, Condino, und Tione. 

Segenmwärtige neue Territorial, Eintheilung Unfers Reichs 
laffen Wir hiemit durch das Negierungsblatt mit dem des 
fehle zur allgemeinen Kenntniß bringen ,,. daß vom ı. Dftos 
ber des gegenwärtigen Jahres anfangend, mit welchem Zeitz 
punfte diefelbe in allen Verwaltungszweigen in Wirkſamkeit 
gefegt wird, in allen öffentlichen Verhandlungen feine andere 
DBenennungen , als wie fie oben bezeichnet find, gebraucht, 
und die bisherigen Provinzials Benennungen durchgehende 
unterlaffen werden follen. München den 2ı. Sjuni 1808, 

Mar Joſeph. 
Frh. v. Montgelas. Sr. Morawitzky. Frh. v. Hompeſch. 





Eintheilung 
des Königreichs Baiern in 15. Kreiſe. 
Mit möglichſt annähernden Angaben des Flächen-Inhalts 
und der Bevölkerung. 





Kreiſe. Hau peftädee.|[)Meiten.|Oestenzabt. 











I. Mainfreis Bamberg 72 190652 
II. Pegnizkreis Nürnberg 42 141990 
III, Nabkreis Amberg 150'/, 220035 
IV. Rezatkreis Ansbach 67%, 190097 
V. Altmühltveis Eichftadt 94%, 202107 
VI. Ober: Donaukreis im 79 25858 

VI. Lechkreis Augsburg gı 22517 

VIII. Regenkreis |Straubing 101 257. 95 
IX. Unter: Donaukreis Paſſau 118 215661 
X. Iſarkreis Runchen 155%, — 
XI. Salzachkreis Burghauſen 109% 

XII. Illerkreis Kempten 110 BE 7 
XIII. Innkreis Innsbruck 176%, 207097 

XIV. Eiſackkreis DBriren] 184%, | 91611 
XV. Etſchkreis Trient 11217, | 226492 


Zafammen |1656°% | 3231590. 





I. 


Matintreid. 
Hauptſtadt Bamberg. 
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Landgerichte. U) Weiten. | Seelenzapf. 

Lauenftein und Teufchniz 6%, | g85o 
Kronach 3%, 17011 
Stadt ; Steinach 4, 726g 
ABeismain 4 11496 
Lichtenfels 9% 9994 
Banz 3 8997 
Gleusdorf (Baunach) 2%, 10516 
Hallſtadt 2 9047 
Scheßliz 3 7211 
Zeil 2 5614 
Schweinfurt 1% 7760 
Burgebrach 4 7462 
Bamberg I und II 8 19696 
Bamberg, Stadt * 19909 
Ebermannftadt | 4% 9618 
Weiſchenfeld 45 11490 
Ebrach SA 5301 
Höchſtadt 4 10306 
Sulzheim 2 3469 
ı9 Landgerihte . . . » 72 190652 


ng PC SS EEE — — —— — ————— — 


II. 


Peguitreis. 


Hauptſtadt Nürnberg. 











Landgerichte. 0 Meilen. |Seetenzası. 

Forchheim 4 11500 
Pottenftein 474 8706 
—— hr Brand * 995g 

räfenberg, Hilpoltſtein, und Bezen: 

ftein ſt — 5 3 6056 
Schnaitach 2 9571. 
Reicheneck, Hersbruck 4 gedı 
Lauf, Altdorf 45 7790 
Nürnberg, Stadt ı 27000 
Fürth, Stadt % | 12705 


245 

















Landgerichte. [I Meilen. Seelenzahl. 
Furth und Goſtenhof, Amt 1 2400 
Feucht 3 7700 
Schwobach 45 10817 
Kadolzburg 6 17265 _ 
11 Sandgerihte . » » » 42 | 141950 
En ⏑ 
III. Rabkreis. 
Hauptſtadt Amberg. 
EIER 
Landgerichte. ID s reiten. | Seelenzaht. 
Waldſaſſen 165% 12551 
Tirfihenreuth 9%: 19449 
Neuſtadt mit Parkftein 14%/, 21608 
Kemnath 16 | 24081 
Eichenbach 10 15772 
Treßwiz mit Pleiſtein 14%, | 20073 
Neunburg vorm Wald 12 26057 
Wald münchen 7 11891 
Nabburg 9% 16500 
Pfaffenhofen 8 13568 
Amberg: 15?/, 21492 
Stadt Amberg Vs 8689 
Sulzbach — * 8 330 
12 Landgericht— | 190%, | 220855 
Le ee —— — — ——— — — 
— 
IV. KRegartreis. 
Hauptſtadt Ansbach. 
Aemter. [] Meiten. Seelenzahl. 
Martfteft 2%, 8000 
Uffenheim 4% 12225 
Rothenburg, Stadt 7 5651 
Rothenburg I. 6% 8004 
Rothenburg II. 4576 
Leutershaufen 2 7058 
Schillingsfürſt Ja42938 


Aemter. 


Kirchberg 
Ereilsheim 
Feuchtwang 
Dünkelsbühl 
Waſſertrüdingen 
Herrieden 
Ansbach, Stadt 
Ansbach, Amt 
Aurach 
Lichtenau 
Viernsberg 
Windsbach 
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—E Meilen. Seelenzahl. 


Gunzenhauſen, ohne Weiſenburg und 


Ellingen 


Wieſentheid mit Caſtell, Spekfeld ꝛc. 


Schwarzenbergiſche 
16 Aemter 











15 4191 
a, 20895 
} 14170 
1 6455 
4 1 1014 
1/2 4491 
— 1192 
8. m. 

810 

1680 

Ya 2210 

6505 

4 14670 

9% 197063 

O 10012 

| 67%, | 190077 





 AaIemibifretie 
Hauptſtadt Eichftadt. 





rer 


Neumarkt 

Spalt, Pleinfeld und Abenberg 
Roth 

Ellingen und Weiſenburg 
Heidenheim 

Stauf und Geyer 
Pappenheim 

Hilpoltſtein 

Beilengries 

Kipfenberg 

Raitenbuch 

Eichſtädt 

Stadt Eichſtädt 


Monnheim und Donauwörth = 


Kain 
Neuburg 
Stadt Neuburg 





u Meilen. Seelenzahl: 


13 25870 
2 5500 
2 5500 


— 
| 


Landgerichte. N Meilen. Seelenzahl. 
Ingolſtadt —J —e—— 
Stadt Ingolſtadt 9 7 
Donaumoos » Gericht 5%, 164 
Niedendurg 8 44196 


18 Landgerichte und Aemter . | 94%, | 202107 





VL ber: Donkentrei 
Hauptftadt Ulm. 


Sandgerichte und Aemter. OD Meilen. Seelenzahl. 

















Oettingen⸗Spielberg 4 | 14917 
Dettingen s Wallerftein EA 41954 
Mördlingen, Stadt j 5504 
Nördlingen, Landgericht R 97 50000 
Diichingen . 1 2619 
Meresheim 1 2992 
Höchſtädt 6 22464 
Dillingen 2%, 6571 
Stadt Dillingen 1 3118 
Dertingen 5 11590 
Zaırıgau 5 11497 
ünzburg 31% | 15619 
oggenburg 2%, 7149 
— > 5 
— „199er ; Slött 21, 5952 
> ee sMordendorf 3 —— 
Fgsger⸗ Kichberg und Weiſenhorn 3%, 9543 
Szadt Weifenhorn 1/, 1116 
Sradt Ulm 2/, 14223 
&Söflingen 4/2 9759 
Ehingen 3 8628 
Aıpe 45 6082 
Geis lingen 4% |__12850 
— 12 königl. Landgerichte | 79 268569 
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VII Lechkreis. 
Hauptſtadt Augsburg. 








Landgerichte und Aemter. [Meilen | Sectengat. 
Schrobenhaufen 5 





177 
— 10%, |: 1854 
Friedberg 8: 14 
Stadt Augsburg 4 3 
Göggingen 3 12570 
Zusmarshaufen 8% 12448 
Ursberg 5 190807 
Schwabmünchen BAR 8756 
Buchlohe 2%, 7214 
Landsberg | 15% | 26954 
Türkheim 4 8684 
Mindelheim 2%, 135064 
Kaufbeuern 4 12516 
Dttobeuern 0% 14122 
Stadt Memmingen —* 6442 
Fürſtlich-Fuggeriſch 7 11005 
Fugger ; Kirchheim 1%, 2524 
Burheim, Winterrieden R — — 
Thanhauſen, Edelſtetten 1* -97 


— nn —— — — 





15 Landgerichte —* Du. 


YIIL Regenkreis. 
Hauptftadt Straubing. 














Landgerichte. in Meilen. | Seelenzapt. 











Cham | 7% | 16867 
Werterfeld 7 | 14904 
Burglengenfeld | 15 25785 
Paroberg 4 5920 
Hemau 4/4 10947 
Kellheim 6/, | 19802 
Abensberg 17 15530 
Pfaffenberg 19:/ | 25649 
Stadt am Hof 11 22805 
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Landgerichte. N) Meilen. Seelenzahl. 
Standing | 19446 M 
Stadt Straubing I 6188 ° 
Mitterfels 19: .| 29% 
Viechtach 8% 17179 
Közting 11, | 21189 

13 Landgerihte . .. . | ı2ı 2357095 


———— — ——— — —— — — — — —— — 
IX. Unter Donaukreis. 
Hauptſtadt Paſſau. 












































Landgerichte. in Meilen. Seelenzahl« 
Regen — | 11%, | 155 
Schönberg 9% 9924 
Wolfftein | 9 | 1 503 
a | 12 — 
aſſau 17 
Stadt Paffau | ni 6161 
Vilshofen 12 21006 
Griesbach 14 27471 
Pfarrkirchen 8% 10492 
Landau 15 27809 
Deggendorf BE — 19% as 

10 Landgerichte | 118 | 215601 

SCHE 
% Sfurtrei® 
Hauptſtadt Münden. 

Landgerichte. Io Meiten. Seelenzahl. 
Pfaffenhofen — "20020 
Moosburg —* 16817 
Landshut 24699 
Stadt Landshut 7817 
Erding 13 | 27936 
Sreifing 6% 12447 
Stade Freifing | | 3510 
Dachau 14 21558 
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kandgerichte. je Meilen.!Seelenzahf. 
Minden Q =. 25282 
Stadt Minden $ 12/4 | 48ooo 
ohne Militär.) 
Schwaben 10 16187 
Starenberg m 10997 
Wolfrathshauſen —* | 12054 
Miesbach 20 20712 
Weilheim 25 18850 
Tor 1, 10793 
Merdenfels 6 65533 





14 Randgerichte 1 186% — 





XL. Salzachkreis. 
Hauptſtadt Burghauſen. 


— 3 u 


























Landgerichte. is Meilen. | Seelenzahl. 
Vilsbiburg 1023296 
Eggenfelden 10 22566 
Simbach 2%; 7638 
Mühldorf 121, 26186 
Burghauſen — 20584 
Stadt Burghaufen er 3010 
Waſſerburg 10 20643 
Droßburg 10 17694 
Roſenheim 15 25886 
Traunſtein 377, 21569 
Reichenhall 1% = 435 
— 10 Landgeriht . . » | 109% 190967 

il: SI Il eetereie 
Hauptſtadt Kempten. 

Landgerichte. im Meilen. Seelenzahl. 
deutirch LU — | u a; 66;9 
Stadt Leutkirch , ae 1500 
Srönenbad) 6% 11492 


Dber s Günzburg Ä > 8921 
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Landgerichte. U er —— 
Dberdorf | 3% 7795 
Schongau 20 15661 
Amt Vils 1 794 
Füßen — 1280 
Sonthofen | 5% 14990 
Kempten | 7 20000 
Stadt Kempten 2704 
Immenſtadt 5% 12051 
Weiler 4%, 13979 
Wangen * 1705 
Stadt Wangen | 4 1465 
Ravensburg 1 1777 
Stadt Ravensburg 7 | 30253 
Tettnang | 3 11416 
Stadt Buchhorn | 561 
Lindau — 6316 
Stadt Lindau ; 9701 
Bregenz 3/, 15770 
Sinner s Bregenzer ı Wald | ö%,, ! 13058 
Dornbirn | 31%, 12106 
Feldkirch 2 14991 
Sonnenberg | » 15627 
Montafon 978 _ 

ı9 Landgerichte EEE no 11 237097 

ill; SEHR 6 
Hauptſtadt Innsbruck. 

Landgerichte. is Meilen. Seelenzahl. 
Kufſtein mit dem Amte maerhurs 21%, 50085 - 
Rattenberg 246 19945 
Schwaz 11 20041 
Innsbruck 231 26245 
Stade Innsbruck | a 306 
Meute ohne das Amt Vils | 18 15551 
Telfs 051%, 24752 
Lande 39” Z21g8 
Fürftenburg 24%, 22690 


Skagen 2 | 10% | mann 
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® XIV Eiſackkreis. 
Hauptftadt Briren. 











gandgerichte. 0 Meilen. Seetengaf. 
Meran 27 52318 
Botzen 214 43784 
Klauſen 10%, 10288 
Briten 21%, 27724 
Brunegg 41%, 41675 
Sillian 12%, 12545 
Lienz _19%, 14277 


7 Sandgerichte . . . 184%, agı6ıı 
| ! 





XV Etſchkreis. 
Hauptſtadt Trient. 














— nn 


Landgerichte. —— 





Cles 9%, 1771 

Male ı2 11 2 
Mezzo lombardo 10 17916 
DVezzano 3%, 7192 
Trient | 18% 18353 
Civezzano 4 12880 
Pergine 3% 12791 
Levico 12 19942 
Cavaleſe 18%, | 250-8 
Roveredo 9% 45721 
Riva 4% | 16202 
Stenico * 69-6 
Tione 7 1063 

Condino = 8% 709 








14 Fandgerichte ur 112%, Eu 
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In ..% 


Nachtrag zu der über die ftaatörechtliche Verhältniſſe 
der Standesherrn des Grosherzogthums Heſſen 
unterm 1. Auguſt 1807 erlaſſenen Deklaration. 





Ludewig von Gottes Gnaden, Grosherzog von Hoſeen, 
Herzog in Weſtphalen ꝛc. ꝛc. 


Nagqdem Wir uns bewogen gefunden, die, über die ſtaats— 
rechtliche Verhältniſſe der Standesherrn Unſers Grosherzog⸗ 
thums, unterm 1. Auguſt v. J. erlaſſene Deklaration, in 
verſchiedenen Punkten näher zu beſtimmen und zu modifizi⸗ 
ven; fo erklären und verordnen Wir, Kraft diefes, wie folgt: 
1) wollen Wir, daß die Unterehanen in den ftandesherrlis 
hen Bezirken, den Standesheren ein fürmliches Gelübde 
mittelft körperlichen Eides, nach folgender Formel ‚_ leiften 
und ablegen follen: | 
Ihr follet geloben und einen leiblihen Eid zu Gott 
fhwören, daß ihr dem N. N. und dereinft deffen Er— 
ben und Nachkommen wollet treu und hold ſeyn, deir 
fen Nußen fordern, Schaden fo viel an Euch ift war; 
nen und abwenden, und alles dasjenige thun, was 
getrene Unterthanen ihrer Standesherrfchaft fchuldig 
und; pflichtig find, jedoch ohne Abbruch der Oberhoheitss 
rechte Sr. Eöniglichen; Hoheit, des Grosherzogs von 
Heſſen, als des regierenden Landesfürſten, und Höchſt— 
dero Erben und Nachfolger in der Regierung. Alles 
getreulich und ohne Gefährde. 
Beftabung 
Was uns fo eben vorgelefen worden’, und twir wohl 
verftanden haben, auch unfere Treue darauf geben, dem 


257 


Allem follen und wollen wir ſtets, feft und unverbrichs 
lich nachfommen, fo wahr uns Gott helfe und fein heis 
liges Wort. 

2) Laffen Wir es zwar bei der Difpofition des $. ı3. der 
Deklaration, nach welcher die Standesherrn, aufferhalb ihres 
Bezirks, in Polizeifachen Unfern Regierungen, oder befons 
dern Polizeitommiffionen untergeben find, bewenden; tollen 
jedoch, daß, fobald der Polizeigegenftand den Charakter einer 
Rechtsſache annimmt, Unjer Oberappellationsgericht, als der 
den Standesheren angewiefene Perfonalgerichtsftand , denfels 
ben, rechtlicher Ordnung nach, behandle und entfcheide. 

3) Iſt die Ertheilung der Licenz zur juriftifchen Praxis, 
im 25. $. der Deflaration Uns vorbehalten. 

Wir geftatten indeffen, daß die Standesheren gehörig 
qualifizierte und eraminirte Subjekte, zu Advokaten und Pros 
kuratoren bei ihren Szuftigkangleien zu Unſerer Beftätigung 
in Vorfchlag bringen mögen. 

4) Das $. 28. vorfommende Strafverwandlungss und 
Milderungsrecht fteht alleinig den Standesherrn und nicht 
ihren Aemtern zu. 

5) Die Ernennung von Phnfieis und Chirurgen wollen 
Wir den Standesherin unter den Befchränfungen , wie bei 
Deftellung des Perfonals der Szuftizkanzleien und der Bes 
amten, jedoch unter der Bedingung überlaſſen, daß fie ſolche 
falariren; daher dasjenige, was aus Kaffen,, die Uns zuge 
fallen find, an dergleichen Diener verabreicht worden, hin: 
führo mweofallen muß. 

6) Zu Ausiibung der im $. 40. Unſerer Deklaration den 
Standesherrn, in geiſtlichen Sachen zugeſtandenen Rechte, 
bewilligen Wir denjenigen unter ihnen, welche vorhin eigene 
Konſiſtorien hatten, die Errichtung eines, Unſerm Kirchens 
und Schulrath der Provinz untergeordneten Unter: Consis- 
torii, alfo und dergeftalt , daß fie denjenigen Szuftiskanzleis 
rath, welchen fie, Unſerer Erlaubniß zufolge, zu Beforgung 

17. 
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Ihrer Nechtss und Familienangelegenheiten gebrauchen, zu 
einem der weltlichen Mitglieder anftellen fünnen, und ein 
anderes von Uns zu beftätigendes , weltliches Mitglied aus 
Ahrer Kameraldienerfchaft erwählen mögen. Unter den geiſt— 
lichen Mitgliedern find die einfchlägige Inſpektoren, als kon: 
ftitutionelle Mitglieder, fiir immer mit begriffen. 

Wir ertheilen ferner den in gedachter Deflarätion aus— 
gedriickten ftandesherrlichen Befugniffen die nähere Beſtim— 
mung, daß ſolche infonderheit in fich begreifen follen: 

a) Die Aufſicht über das gefammte geiftliche Bauweſen. 
b) Die Anordnung der Pfarrverweſer bei Erledigungss 
. fallen. 

ec) Die Auffiht über Kirchen: und Schulzucht, und die 

Verfügung fchriftlicher oder mindlicher Warnungen und 

DVerweife gegen Nachläßige, oder ihrer Amtspflichten 

vergeffene Kirchen: und Schuldiener, 

d) Die Reviſion und Abhör der Kichens Schuls und 

Stiftungsrechnungen. 

Alles jedoch unter Leitung und Dberaufficht Unfers Kirchens 
und Schulraths, deffen Verfügungen ohmweigerlich nachzu—⸗ 
kommen ift. 

Uebrigens geftatten Wir den Standesherrn, die Der: 
alter derjenigen milden Anflalten, welche von ihnen, oder 
ihren Vorfahren geftiftet worden, ohne Einjchränfung zu 
ernennen, fo wie Wir ihnen überhaupt bei folchen Stiftuns 
gen in fo lange freie Hände belafien , als nicht eintretende 
Mishräuche die Dazwifchentunft Unſerer landesfürftlichen 
Dberaufficht erforderlich machen. 


- 9) In Betreff der Befteuerung ftandesherrliher Güter 
und Einkünfte, kann zwar bei der: von Uns verordneten 
Aufhebung der, mit einer zweckmäßigen -Staatsverfaffung 
unverträglichen Steuerprivilegien, irgend eine ftandesherrliche 
Befreiung an fich nicht ſtatt finden und ift daher die Kar 
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tafteirung und Beſteuerung des ftandesherrlichen Vermögens 
nad) den allgemein beftehenden Normen ins Merf zu feßen, 

Wir wollen jedoch zu Erhaltung des, durch die vorges 
gangene Staatsveränderung verminderten, flandesmäfiigen 
Austommens, denenfelben einen. Erlaß von einem Drittheil 
des Steuerbetrags, in fo lange angedeihen laſſen, als nicht 
dringende Umftände ein anderes erheifchen und die Güter in 
dem Befiß der Standesherrn fich befinden. Auch kann die; 
fer Nachlaß in aufferordentlichen Fällen, in welchen eine 
Steuer nicht nach der gewöhnlichen Karaftrirung von Uns 
angeordnet wird, keine ftatt finden, auch auf diejenige Güter 
nicht ausgedehnt werden, welche die Standesheren etiva 
fünftig von andern Unterthanen erwerben, oder auf folche, 
welche bisher von ihnen verſteuert worden find. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und beis 
gedruckten Staatsfiegels. 

Darmftadt, den 20. Junius 1808, 

(L. $.) Ludewig. 
| I Lichtenberg, 
Geheimer Staatsreferendär. 


— 








18. 
Beſteurung der bisher in ordinario ſteuerfrei ge— 


weſenen Güter, und proviſoriſche Kataſtrirung 
derſelben im Herzogthum Naſſau. 





— ⸗ 





Friedrich Auguſt, von Gottes Gnaden, ſouverainer Herz 
zog zu Naſſau ꝛc. ꝛc. Unſern gnädigen Gruß in 
wohlgeneigtem Willen zuvor; 


Durch das Staatsbedürfnis gedrungen, und um die 
Staatskoſten gleichmäßiger zu vertheilen, haben Serenissimi 


260 


Herzoglihe Durchlaucht gnädigſt zu befchliefien geruhet, daB 
alle bisher in ordinario fleuerfrei geweſene Güter, künftig⸗ 
hin verhältnißmäßig befteuert, die erhoben werdende Steuern 
in die General-Steuerkaffe fließen, und vorzüglich zur Unters 
Haltung des Militairs verwendet werden follen. Von diefer 
allgemeinen Befteuerung follen nemlich künftig nur folgende 
viererlei Gitter, als: 

ı) fämmtlihe Schlöffer und KHofgärten Serenissimo- 
rum, und was dazu gehöret. 

9) Nefidenzfchlöffer Hof⸗ und Luftgärten der Standes; 
heren, das heißt, der nunmehr mediatifirten ehemas 
ligen Reichsftände. 

5) Seiftliche und weltliche Befoldungsgüter. 

4) Die Dicafterinigebäude, Zuchthäufer , Kafernen und 
Ahnliche Staats: Etabliffements, 

einzig und allein ausgenommen feyn, und fteuerfrei bleiben. 

Um das hiezu nöthige Steuer-Reglement verfertigen zu 
können, ift es nöthig, alle diefe mem zu befteuernde Güter 
gehörig zu fataftriven; da uun zu einer definitiven Reguli⸗ 
rung ſolcher Kataſters, eine geometriſche Aufnahme und Ab⸗ 
ſchätzung der Qualität der Güter erforderlich iſt, und ſolche 
an vielen Orten noch fehlet, der Drang der Umſtände aber 
durchaus erheiſcht, daß dieſer Gegenſtand ſobald möglich eins 
gerichtet wird, ſo iſt höchſten Orts beſchloſſen worden, einſt⸗ 
weilen eine proviſoriſche Kataſtrirung und Beſteuerung vor⸗ 
zunehmen, welche jedoch ſobald es thunlich, gegen einen, auf 
genauere Vermeſſung und beſſere Kataſtrirung gegründeten 
Anſatz verwechſelt werden ſoll. 

Dieſes interimiſtiſche Kataſter der bisherigen Freigüter 
ſoll nun folgendermaßen gefertigt werden: . 

1) Da wo diefe Freigüter als Theile, in einer Ortsge⸗ 
marfung liegen, bisher fhon von den Gemeinden zu 
den. Rriegslaften,, oder fonften beigezogen worden, 
alfo nicht nur das Morgenmans des Freiguts, und 
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fein Verhältniß in der Güte gegen die fteuerbaren 
Güter, wenigſtens ohngefähr bekannt ift, fonderm 
auch fhon ein Maasftab eriftirt, nah welchem das 
Zreigut in Verhältniß gegen die fteuerbaren Güter 

. zu den Kriegslaften konkurrirt, alfo die Gemeinde 
ein Simplum bat, in welches die Freigiiter mit ihrer 
Schakung aufgenommen werden, mithin gewiſſer— 
maßen fhon kataftrire worden find, follen folche 
Zreigiiter und deren Verhältniß, nach dem anliegens 
den Schema tabellarifch eingetragen und vorgelegt 
werden. 

2) Wo ganze Drtfchaften in diefe neue Befteuerung 
aufzunehmen find, müſſen folhe , nad) denen vorhans 
genen Lagerbüchern in das vorgedachte Schema eins 
getragen merden. 

5) Fänden fich aber wider Vermuthen diefe Lagerbiicher 
entweder gar nicht, oder nicht in gehöriger Vollftän« 
digkeit, fo, daß folhe 3. B. die Befißungen der ades 
lihen Ortsherrn, oder andere einzelne Arten von 
Grundſtücken nicht enthielten, fo müſſen ſolche einſt⸗ 
weilen generell vermeſſen, abgeſchätzt, und hienach in 
das Schema eingetragen werden. 

Ihr Habt alfo ſämmtliche, innerhalb Eurer Amtsgrem 
zen gelegene, bisher in ordinario fteuerfrei geweſene Güter, 
welche nicht zu den viererlei oben angegebenen Ausnahmen 
gehören, in eine Tabelle zu bringen, und folche mit Bericht 
anhero einzufenden; dabei auch zugleich anzugeben, ob, und 
niit welhem Betrag die Waldungen und Obergebäude bis 
her. ſchon verfteuert worden, indem es bekannt ift, daf fol: 
che nicht überall der Befteuerung unterworfen gewefen find, 
und die bisher fteuerfreie nicht härter, als die andere Fans 
deseinwohner gehalten werden können, nicht meniger habt 
Ihr foviel thunlich zu bemerken, in welche Kaffe der Gü— 
ter: Qualität, als gut, mittel und fchleht, und wieviel nach 
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der Morgens und Nuthenzahl von den zu beſteuernden Gü— 
tern eines jeden Eigenthiimers zu rechnen find; mobei in 
Ermangelung bisher ſchon beobachteter Srundfäge auf die 
"Qualität der Gitter von Nebenlägern Nückficht zu nehmen, 
und eine ohngefähre Klaffifitation anzugeben if. In Anfes 
hung der Kameralgiiter habe Ihr Euch mit den einjihlagens 
den Dientheibeamten , welche von Herzoglicher Hofkammer 
dieserhalben gehörig infieuiret werden follen, zu Benehmen, 
von welchen Ihr die nöthigen Auffchlüffe erhalten werdet. 

Indem Wir Euch nun die möglichft gefchwindefte Bes 
förderung diefer Sache, und Erſtattung deg erforderten Be: 
richts, zur befondern Pflicht machen, fo geben Wir Euch 
zugleich weiter hiermit auf, nad) Erledigung dieſes eiligen 
Srgenftandes, mit dem he. Euch vorerft blos zu beichäftis 
gen habt, auch eine gleiche Tabelle iiber alle geiſt- und welt 
liche Befoldungsgiiter, welche in Euerm unterhabenden Amt 
gelegen find, ebenfalls zu fertigen, und feparatim mit Bes 
richt anhero einzufenden, Verſehens Uns, und verbleiben 
Euch in Gnaden wohlgewogen. 

EMO den 6. Mai ı8oy. 

Ex Resolutione Serenissimi. 


19. | | 

Zirfularnote Gr, Hoheit des Fürften Primas die 
. Suftentation des unbefoldeten Perfonald des che: 
maligen Reichslammergerichts zu Wetzlar be⸗ 
treffend. 


— 
Di. Euer... . unterm og. Sjuni vorigen Jahrs mitger 
theilten proviſoriſchen Verfügungen zur Suftentation des 
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unbefoldeten Perfonals des ehemaligen Reichskammergerichts 
zu Weblar haben nun mit Ablauf des einjährigen Zeits 
raums, für welchen folche getroffen worden, ihre Endichaft 
erreicht, ohne daß die zeitherigen Verhältniſſe eine dauerhaf⸗ 
te Vorforge fiir den Unterhalt diefes unglücklichen Perſonals 
bis jeßt noch möglich gemacht haben, 

Daa jedoch die teutfchen Souveraine, nach den auf meis 
ne Mittheilungen vom 29. Juni vorigen Jahrs mir zuger 
fommene Antwortfchreiben,, den Wunfh zur Vorſorge für 
den Unterhalt des. fümmtlichen Perſonals des chemaligen 
Heichsfammergerichts mit mir theilen: ſo habe ich diefen 
mit der Ehre der teutfchen Nation genau verbundenen Ger 
finnungen dadurch entfprechen zu müſſen geglaubt, daß die 
im verfloffenen Jahre proviforifch getroffenen Serfügungen 
wieder auf ein Jahr erneuert werden, 

Aus meinen jüngften Eröfnungen vom. 20. März (ans 
fenden Jahrs ift Euer „ . . bekannt, daß. die zur Suftens 
tationsfaffe des ehemaligen Reichskammergerichts bis jetzt 
eingehenden Kammerzieler noch keine Hilfsquelle zur noth ⸗ 
dürftigen Suftentation des unbefoldeten Perfonals darbieten, 
‘indem das hierauf angewieſene befoldere Perſonale bis jetzt 
kaum feine Befoldungen erhalten konnte. Da ich nun aber 
zur Gerechtigkeitstiebe teutfiher Fürften und der Stände des 
ehemaligen teutfchen Reichs das fefte Vertrauen hege, daß 
auch die bis jetzt noch rückhaftenden Kammerzieler einiger 
Staaten zur Suftentationsfaffe in Weblar bald eingehen 
werden, und durch das friihe Ableben des ehemaligen Reichs 
fammergerichts; Präfidenten Freiheren von Staufenberg defs 
fen Gehalt vakant geworden. ift: fo habe ich die Ehre, 
Euer. . . den Vorfchlag zu machen, nebſt den bereits bes 
fannten, aber unzureichenden Hülfsmitteln den Ertrag biefer 
vatanten Befoldung mit 58656 Thalern- zur Suſtentation 
des unbefoldeten Perfonals zu verwenden, in fo fern nem, 
lich, bei der ungefchmälerten Fortbezahlung der Kammerzies 
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angemwiejenen Perſonals keinen Nachtheil erleiden werden. 
Sch verbinde mit diefen Eröfnungen die Bitte um ges 
fällige Mittheilung der Gefinnungen Euer ... und vers 
harre ꝛc. ıc. 
Aſchaffenburg den aı. Juni 1808. 





Vorſtehende Zirkularnote iſt an nachbemerkte hohe Sou⸗ 
verains abgegangen. 
1) Kaiſer von Oeſterreich. 21) Herzogin von Sachſen-Co— 


2) König von Baiern. burg: Meiningen. 
3) — von Dännemark. 20) Herzog vonSachſenCoburg⸗ 
4) — von Preußen. Saalfeld. 


5) — von Sachſen. 25) — von Sachſen⸗Gotha. 
6) — von Weſtphalen. 24) — vonSachfen Weimar 


7) — von Würtemberg. 295) Fürſt von Dietrichſtein. 
8) Grosherzog von Baden. 26) — von Hohenzollern⸗He⸗ 
6) — — von Berg. hingen. 
10) — — von Heffen. 27) — von Kohenzollern:Sig: 
11) 0 — von Würzburg. maringen. 
iz) Herzog von Anhalt⸗Bern- 28) — von Iſenburg. 

j burg. 29) — von der Leyen. 


13) — von Anhalt:Cöthen. 30) — von Lichtenftein. 

14) — von Anhalt:Deffau. 51) — von Lippe Dettmold. 
15) — von Arembderg. 52) — vontippe- Schaumburg 
16) — von Holftein:Dlden: 55) — von Lobkowitz. 


burg. 34) — von Naffau Weilburg. 
7) — von Meklendburg: 35) — Neuß älterer Linie, 
Schwerin. 56) — Neuß jüngerer Linie. 
18) — von Meklenburg⸗ 37) — von SalmKyrburg. 
Streliß. 38) — von Salm:Salm. 
19) — von Naffau. 39) — von Schwarzburg Rus 
20) — von®acfen:Coburg: dolftadt. 


Hildburghaufen. 
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40) Fürſt von Schwarzburg 42) Stadt Bremen. 
Sondershaufen. 435) — Hamburg. 
41) — Teutfchmeifter. 44) — Lübed. 

Sodann ift zu bemerken, daß in dem Schreiben an bes 
Königs von Weftphalen Majeſtät der Eingang geſetzt wurs 
de: Die proviforifche Verfügungen zur Suftentation u. ſ. w. 
in dem Schreiben an eben denfelben und alle jene, welchen 
am 20. März nicht war gefchrieben worden, fängt die drit: 
te Periode an: Euer ... ift bekannt, daß die zur Suftens 
tationskaſſe u. f. w. > 


—— m. 2 2... 2. — — — — — — —— —— v1... — 


20. 


Bemerkungen über Nr. 30. Heft 11. des rheiniſchen 
Bundes ©. 320. 





J. berührtem Aufſatze wird es als ein weſentlicher 
Schreib- und Druckfehler angegeben, daß in der Heft 5. 
©. 291. u. f. abgedruckten Acceffionsafte Sr. Faiferlichen 
Hoheit des Herrn Erzherzogs Großherzogs von Würzburg 
es heißt: (la Souverainete) sur les possessions du 
Comte d’Ortembourg, wogegen es heißen müſſe: sur les 
possessions du Comte d’Ortembourg und daß dar; 
nad) auch die Ueberſetzung zu berichtigen fey. 
Es ift aber nicht wohl einzufehen, warum es ein we⸗ 
fentliher Schreib; und Druckfehler genannt. zu werden‘ 
verdiene, daß Comte für Comte hier ftehe, indem nad) der 
Kathegorie der gräflih DOrtembergifchen Familie fowohl als 
nach der Qualität deren Befisungen die Wirkung hievon 
ganz einerlei, dahingegen der Sache unkundige Leier viel— 
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leicht auf den Gedanken gerathen dirften, als fey ein 
befonderer Grund vorhanden, aus welchem der angebliche 
Screids und Druckfehler als wefentlich dargeftelle und 
geriigt worden wäre, Um nın allen dergleichen möglichen 
Mißdeutungen oder Mißverſtändniſſen vorzubeugen, wird, 
auch gänzlich von dem genauen oder buchftäblichen Innhalte 
der Driginal: Acceffionsatte,, bei Ermanglung deren Kennt 
niß, abſtrahirt, folgende Bemerkung nicht überflüßig feyn. 

Daß die Ausöriicke Comte und Comte riicfichtlich der 
flaatsrechtlichen Berhältniffe des Grafen von Ortenburg nicht 
von bedeutendem oder foigereichen Lnterfchied feyen, und daß 
beide Ausdrücke felbft von den grofiherzoglic Wirzburgifchen 
oberften Behörden in offiziellen Schreiben promiscue {ges 
braucht worden , ift eben fo vichtig, als daß die von dem 
Grafen von Drtenburg im Sahre 1806. von Sr. Majeſtät 
dem Könige von Balern gegen die alte Srafjchaft Ortenburg 
und andere Befißungen in Baiern eingetaufchten Beſttzungen 
in Franken die Benennung ‚einer Grafſchaft Ortenburg als 
neue Stammödefikung der gräflihen Familie und als Nequis 
valent fiir jene dem königlichen Haufe Baiern cedirte alte 
Grafſchaſt Ortenburg gar wohl tragen Eonnte und respective | 
noch tragen könne, indem der benannte Landesfivich der gräf— 
lich Ortenburgifchen Familie mit. allen hoheitlichen Rechten 
und Renten, als Milizenzug, Befteurung u. f. w. und zwar 
als Allodial⸗Eigenthum übergeben, und von derſelben auch 
als folches bis zur Abſchließung dev vheinifchen Bundesafte 
befeffen worden iſt. Es war diefes Land ein veichsftändi, 
fches Hoheitsgebiets, auf welches 3. B. Kammerzieler u, ſ. 
w. in eben der Maafe itbertragen worden waren, als folche 
in der alten Srafichaft in DOrtenburg in Baiern beftanden 
hatten und ift auch von Seiten Sr. des Herrn Erzherzogs 
Großherzogs Faiferlichen Hoheit als folches noch neuerdige 
anerkannt worden. 
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Anmerfung des Herausgebers. 


Der bemerkte Druckfehler war allerdings ein wefents 
ticher, weil Urkunden mit Genauigkeit abgedruckt werden 
müffen, und in der Acceflionsatte nicht Comte fondern. 
Comte ſteht, wie ſchon aus der Urkunde feldft erhellt, in: 
dem der Ausdrucf possessions du Comte feinen Sinn 
Haben würde. Diele Zeitfchrift, indem fie nach einer ihr 
zugefommenen offiziellen Eröffnung diefen Fehler vers 
beſſert, war weit entfernt,-in die Beurtheilung der hieraus 
fih ergebenden vechtlichen Folgen einzugehen. Die Beftims 
mung‘ derfelßen "gehört zum Reſſort des Sonverains des 
Herrn Grafen. Da es aber noch eine Grafſchaft Ortenburg 
in Baiern und eine gleiches Namens in Kärnthen gibt; fo 
war dieſes vielleicht, wenn angenommen werden könnte, daß’ 
Comté und possessions du Comte ſynonim ſeyen, die 
nächſte Veranlaſſung, warum in der Urkunde nicht sur le. 
Comte d’Ortembourg , fondern sur les possessions du 
Comte d’Ortembourg gefeßt worden tft. Uebrigens ift 
wohl allerdings befannt, daß dem Herrn Grafen von Orten⸗ 
burg Reichs unmittelbare Lande im fränkiſchen Kreiſe 
zu Theil geworden ſind; aber es iſt bis itzt, wenigſtens nicht 
öffentlich bekannt, daß der Namen einer Grafſchaft 
Ortenburg auf dieſe Lande übertragen worden ſey. 


Der Herausgeber. 


268 


21. 


Vortrag der herzoglih Naffauifhen Minifter. 
Ueberſicht des Zuftandes des Naffauifchen Herzogthums 
nach Ablauf des erften Jahrs feit feiner Bildung *). 


&, iſt unfere Pflicht, Eueren Hoch für ſtlichen Durch— 
lauchten die Ueberſicht des Zuſtandes des Naſſauiſchen Her⸗ 
zogthums nach Ablauf des erſten Jahres ſeit feiner Bildung 
vorzulegen. 

Zuerft verdanken wir unterthänig, daß Euere Durchs 
lauchten nicht alfobald eine vollftändige Einrichtung begehrt 
haben ; fondern uns erlaubten, lansfam und behutfam vor; 
zufchreiten. ’ 

So viele —— Theile in Abſicht ihrer vorigen 
Verfaſſung, ihrer Religion, ihrer Gewerbe, ihres Wohlſtan⸗ 
des, und ber Talente oder Neigungen ihrer Adminiftratoren 
in ein Ganzes. zu bringen, war allerdings bei uns mit mehr 
Schwierigkeiten verknüpft, als es bei andern mag geweſen 
feyn. . 
Die Aufgabe war inzwifchen die: von dem gegebenen 
Zuftand den beften Gebrauch zu machen. 

Euere Hochfürſtliche Durchlauchten felbft Haben jede Be; 
mühung , die fonft ganz fruchtlos geblieben wäre, dadurch 
erleihtert, daß Sie durch . Freundfchaft und Verſtand eine 
Gattung, von unvermeidlicher Zweiherrfchaft ohne befondere 
Inkonvenienzen zuließen. 

Was alsdann die auswärtigen Angelegenheiten betrifft ; 
fo werden unfere Blicke zuerft auf den franzöjifchen Kaifers 





*) Diefer Vortrag erfchien gedrudt als Beilage zum Thals Ehrenbreit: 
Reiner Intelligenzblatte. 
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hof gezogen. Durch die Erfüllung der Pflichten des Buns 
des, durch gute Nachbarfchaft,, durch Nachgiebigkeit, biswei⸗ 
fen durch vernünftige und beſcheidene Vorftellungen ſuchten 
Sie die Achtung des Kaiſers. Als Euere Hochfürſtliche 
Durchlaucht vor Kurzem feinen Pallaſt bewohnten, empfiens 
gen Sie davon unzweidentige Beweiſe. — 

Unfer Meiner Staat ift mit niemand in bedeutender 
Fehde. . Der Friede zu Tilfit hat auf eine, zwar nicht ge⸗ 
wünſchte Art, auch die große Beſchwerde gegen die Krone 
Preußen, wegen der Reverſibilität der Oraniſchen Beſitzun⸗ 
gen, und ſo jeden Groll getilgt. 

Die Grenz: Differenzien gegen das Großherzogthum 
Berg und das Großherzogthum Darmſtadt ſind unbedeutend 
und leicht zu beſeitigen. | j 

Mit allen andern Höfen und auch mit biefen befteht ein 
gutes Vernehmen. 

Inſonderheit Haben Euere Hochfürſtliche Durchlauchten 
das Präſidium der Fürſtenbank ſo verſtanden, daß Sie ſich 
als die berufenen Freunde aller dieſer Fürſten betrachteten 
und nicht ohne Erfolg. 

Auch den Päbſtlichen Hof haben Sie freundlich begrüßt, 
und es kann uns gleichgültig ſeyn, ob durch Konkordat der 
ganzen Nation, oder durch eigene Verträge das Epiſcopat im 
Herzogthum ſeine Beſtimmung erhält. — 

Denn, was nun das Innere betrifft, ſo fügt es ſich, 
daß unſere Population ungefähr zu gleichen Zahlen die drei 
chriſtliche Religionspartien zählt. Davon haben wir durchs 
aus feinen Nachtheit verfpiirt. Kein Vorzug hat auf der 
einen Seite Statt, fein Zwift oder Neid oder Klage auf der 
andern. Die neuen katholiſchen Unterthanen werden bie 
Treue gegen Euero Durchlauchten eben fo bewähren, als fie 
fie im Anfang des Revolutionskriegs an der Saar mit ihs 
vem Blute befiegelt haben. 

Die Ausübung der Religion geht ihren ungeftörten 
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Gang; veligiöfe Ideen, Moralität und Ordnung, die die Nas 
tur der vorigen Kriege locker gemacht hatte, befeftigen fich 
wieder. Der Stand ber Prediger ift im Ganzen tadellos. 
Sin andern verwilderten Gegenden haben Xifitationen den 
nöthigen Ernft gezeigt. 

Wir haben noch Klöfter; denn auch auf die Zellen der 
Mönche und der Klofterfrauen wollten Euere Durchlauchten 
mit fchonender Hand gewirkt wiſſen. Ihre Minderung volls 
ziehen Wir allmählig. Von den Bleibenden fuchen wir 
Nutzen. Böfes haben wir ihnen nicht vorzumwerfen. 

Die höhern unter unfern Schulen find im Flor und 
Fortgang ; die unteren in manchen Diftritten zwar keines— 
wegs fo, wie Euere Durchlauchten wollen, aber die Aufmerk⸗ 
ſamkeit ift dahin gerichtet, und es wird beffer werden. — — 

Die Sicherheit des Landes ift, ungeachtet der Abwefens 
heit der Truppen nicht einen Augenblic® geftört geweſen. 
Wir Haben von feinem einzigen bedeutenden Verbrechen ges 
hört, als was an den Grenzen von Auswärtigen verübt 
worden ift. 

Diefe Truppen find am Ende des Jahrs mit Ehre, 
und mit Zeichen der Ehre und des Beifalls aus dem Felde 
gekommen. Ihre Haltung, ihre Disziplin kann andern zum 
Mufter dienen. 

Die Gerichte find mit tlichtigen Männern beſetzt. Sie 
entiprechen dem Zweck und verdienen Belobung und Adıtung. 

Auch die adminiftrative Behörden verdienen die Billi— 
gung Eurer Durchlauchten im hohen Grade. Wir erftaus 
nen, wenn wir aus andern Gegenden Tadel der Vernachläſ— 
figung und des Egoismus gegen diefe Klaffe ausfprechen 50: 
ten. In den ftiirmifchften Zeiten, mitten unter Verführung, 
Inftigen Theorien, Erzeffen, Beraubung und troftlofen Aus: 
fihten haben fie mit Anftrengung, mit unerfchiitterlichem 
Fleiß und Selbſtverläugnung, die auch auf den deutichen 
Nationalcharakter ein fehr günſtiges Licht werfen, ihren Ve: 


271 


tuf, veranfigt mit mäßlgem Sn, treufich vollzogen. Und 
mit fanfter Leitung fiihren wir hun die Fremden, die mit 
und vermengt find, zu demfelbigen Geiſt und Ordnung an. 
Ihrer vernünftigen Fürſorge ift es vorzüglich zuzufchreiben, 
daB die Wunden des Kriegs anfangen fich zu vernarben. 

Denn der Fremde weiß, daß Theile des Herzogthums 
zu den fchönften und fruchssarften Gegenden von Deutfchs 
land, ja feldft von ganz Europa gehören. Aber er weiß 
nicht, wie fchmal diefe Striche find, und daß eben fo andere 
große Theile und fo viele kalte Bergrücken zu den fchlechten 
deutfchen Fluren gehören. Auf kein anderes deutfches Land 
hatte der Krieg fo früh, fo lang und fo drückend gewürkt, 
weil er hier fo viele Jahre mit abwechfelndem Stück geführt 
wurde; und die Feftungen Mainz, Ehrenbreitftein und Kö— 
nigftein die Bedürfniſſe ins Unendliche vermehrten. 

Mir entfchuldigen damit, daß das fo ruinofe Gemeindss 
Sculdenweien noch fo wenig fortgerückt fey, und daß 
wir von diefen großen Zweige der Adminiftration noch wer 
nig Lobenswerthes zu fagen wiffen. An diefem Uebel wird 
unfer Fleiner Staat noch lange kränkeln. 

Wir entfchuldigen damit den fehlehten Zuftand vieler 
Waldungen, die zur Enefchädigung dienen follten. Die Naf: 
fauifche Holzkultur gehörte unbeftritten zu den volltommens 
ften. Fremde famen zu uns in die Lehre. Frankreich hat 
den hohen Werth der abgetretenen kennen gelernt. Die Forft: 
bediente beeifern fih nun in die Werte, Aber die Natur ift 
nicht fo Heiß und willig mit ihrem Nachwuchs, als lebhaf: 
unfer Wunfh und groß unfer Bedarf ift. Inzwiſchen wird 
diefem fo intereffanten Theile der Staatswirthfchaft auch die 
Abtheilung der Marken zu Statten fommen, die man bes 
günftigt, betreibt, und zum Theil fchon erreicht hat. — 

Der Krieg zur See, und was dort und in der Beziehung 
fo völkerrechtswidrig vorgeht, ſtört auch unjern Kandel und 
unfer Gewerbe; fonft würden Euere Durchlauchten die Mar 
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ximen großer Freiheit befolgen und Feine Eiferfucht und kei— 
ne andere Beſchränkung fefnen , als die, zu melden bie 
Rückſicht auf mächtige Nachbarn nöthigt. Jener verderbliche 
Krieg ſtört unfere Fabrifen, deren einige eben im Empor; 
fommen waren. Er ftört unfern Bergbau, die Quelle der 
Nahrung fo vieler dürftiger Gemeinden, einen Vortheil, der 
bedeutender ift, als der unmittelbare Gewinn für den Staat. 
Er ftöre die Verfendung unferer vortrefflichen Mineralwaſ⸗ 
fer; er ftört den Kandel des Weines, des edelften unferer 
Produkte. Indeſſen find keine dieſer Gegenftände vernach— 
täßigt. Wir Haben dem Weinbau eigene Aufmerkſamkeit ges 
widmet, und indem wir ihn aus größeren Gefichtspunften 
anfehen können, haben wir die Beforgniffe. derer überflüßig 
befeitigt, die von der Hand des Klerus und der Mönche 
jorgfältigere Wartung vermutheten. Nichts defto weniger 
find eben in den Thälern dem Ackerbau zurückgegeben 
worden. 

Denn der Ackerbau bleibt die Hauptquelle des deutfchen 
Wohlſtandes. Wäre er nicht ‚von fo guter Befchaffenheit, 
wie hätte unfere Nation fo yiele Leiden ertragen können ! 
Die großen Theorien anderer Länder finden Wir zwar bei 
ung nicht; wenige unter ung find vielleicht felbft unterrichtee 
genug, um fie ganz zu würdigen. Aber in dem praftifchen 
Theil ift dennoch Leben und Betriebſamkeit. Vorzüglich uns 
fere Wiedertaufer giengen mit Beifpiel voran — Nachbarn 
ber vormaligen Unterpfalz und mit ihr vivalifivend, fchreitet 
man überall vorwärts. Der Kieebau hat uns geholfen. Die 
Brache iſt eingefhränft. Die Viehzucht prosperivt. Allein 
wir befennen gern, daß wir noch ein weites Feld vor uns 
haben. Der fo nahtheiligen Zerftiickelung der Grundftücke 
fommen wir durch die Zufammenlegung oder Konfolidation 
zuvor. Der MWiderfpruch und die Abneigung haben bald aufs 
gehört. Man rückt voran, und große Aemter empfinden 
ſchon dieſe Wohlthat. 
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Nah der Zufammenfiigung des Fleinen Staats fonnten 
wir den Straßenbau nad uniformen Anfichten entwerfen. 
Auch Hier Hatten die Feldzüge fo vieles ruinirt. Es ift nicht 
nur das Meifte verbeffert; fondern Euere Durchlauchten zies 
ben felbft durch das Rheingau und über den Wefterwald 
neue fchöne Straßen, die es mit allen andern aufnehmen 
werden. 

Die Hinderniffe find auch nun befeitigt, die der weites 
ren Schiffbarmachusz der Lahn entgegenftanden. Es ift ſchon 
Hand daran gelegt, und es wird möglich feyn, bis zur Grenze 
diefe Unternehmung zu führen. — 

Wenn wir unfern Finanzzuftand betrachten, fo iſt er 
weder zu glänzend, noch zu abſchreckend. Indem die Sicher; 
heit des Eigenthums untergraben war, ftieg der Zinsfuß und 
der Wucher. Euere Durchlauchten entgehen ihm, indem Sie 
lieber . Domainen in vernünftiger Proportion opfern und fo 
der Landeskultur wieder zu Statten kommen. Die anertanns 
ten Schuldfcheine ftehen fo ziemlich al pari und von ſolchen 
laquiden Schulden ftehen die Zinfen nicht zurück. | 

Wir fuchen unfer ſo buntes Steuerſyſtem in ein vichti: 
ges Verhältniß zu bringen und ſchreiten darinn langſam fort. 
Die Freigüter haben wir zugezogen, aber dennoch eine Rück— 
fiht auf die Klaffifitation und den Beruf der Menfchen ge: 
nommen. Diefe dermaligen Steuern find hin und wieder 
nicht leiht. Durch gutgewählte indirefte wünfchen und fus 
chen wir die direkte zu erleichtern; unfern großen Bedürfs 
niffen, die ſich doch jährlich mindern, Genüge zu thun, und 
des Meinen Staates Kräfte gehörig anzuwenden. 

Die Schulden find namhaft, aber nicht niederdriickend. 
Bei weitem größer ift die Laft der Penfionen , die die 
Staatsveränderungen in Deutfchland auf uns gewälzt haben. 
Vierzehnhundert verfchiedene Penfionen entrichtet ein fo Eleis 
nes Land und mas mehr ift, fie find richtig entrichtet. So 
vieler unglückliher und beunruhigter Familien Heil hängt 
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an der Ordnung unſerer Stantss und Finanzeinrichtung, was 
fiir uns ein neuer Sporn iſt, dieſe Aufgabe zu löſen. 

Das Armenmwefen ift nach den Ländertheilen noch zer: 
ſtückelt und ungleich ‚behandelt. Unſere Sorge wird aber 
dahin gerichtet ſeyn; und Euerer Durchlauchten Fruchtvor: 
räthe vertreten ‚die Stelle der Magazine in dürftiger Zeit. 

Den Anftalten der Brandaſſekuranz hat man bereits eine 
—— Einförmigkeit und: Ausdehnung zu geben geſucht. 

Am Schluß des vorigen Yahıs wurde von Eueren. 

—— die Leibeigenſchaft aufgehoben, die dem Na— 
men nach verhaßt, bei uns ſeit Jahrhunderten ſchon gelind 
und nur noch bei dem Beſthaupt in ihrer häßlichen Geſtalt 
zu ſehen war. 
"Mas nun die Zukunft und eine ſtündiſche Verfaſſung 
betrifft, fo beobachten wir die Kompofition- ımferer Staats; 
Maſchine, dein Geift der Zeit ünd das Beifpiel anderer 
mächtiger Staaten. Euere Durchlauchten werden dann ges 
wiß mit liberalen Ideen und mit Klügheit: folgen. 

Ungefähr etwas ähnliches gilt von der Gefekgebung. 
Daß die Mannigfaltigkeit der Geſetze und Statuten, die jeßt 
in den verfihiedenen Ländertheilen bei uns gelten, unleidlich 
fen, dariiber find wir im einen. 

Andere große Experimente ftudiren wir, paffen ifie auf 
unferen Zuftänd an, und werden bald im — —* einen 
umſtändlichen Vortrag zu thun. 

Wenn eine Bundesverfaſſung tiefere Wurzeln ſaht, wenn 
Bundesgerichte ordiniret werden; ſo werden Euere Durch— 
lauchten Ihre Rolle dabei ehrenvoll vollziehen. 

Der Friede, den die Erde erwartet, wird dieſes Land, 
feine Herrn and. Vorſteher zu allen Verbeſſerungen nicht 
ſaumſelig finden. | 

Weilburg den ıten und Wiesbaden den Sten Sjuny 1808. 

v. Bayern. v. Marſchall. 
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22. 
Bevölkerung ded Königreichs Würtemberg. 





©, eben hat zu Stuttgart das Königlich Würtembergiſche 
Staatshandbuch auf die Jahre ı807 und 1808 (ausgegeben 
im Sjunius 1808) die Preffe verlafien. Es ift (ohne die 
Ueberfide von einem Bogen) mit dem vollftändigen Regi— 
fter und Nachträgen ggd Seiten in 8. ſtark und fiir den 
Stariftifer von hohem Werth. Wir werden die Staats 
merkwürdigkeiten, welche daffelbe enthält, vollftändig in eis 
nem der nächften Hefte mirtheilen, wollen aber zuvörderſt 
die Bevölkerung des ganzen Königreichd nach den darin ent: 
haltenen einzelnen. Angaben zufammenfegen, und in einer 
Hauptüberſicht unfern Lefern mittheilen. 

Das ganze Königreich ift in ı2 Kreife, jeder Kreis 
aber wieder in Oberämter eingetheilt, denen als Souverainis 
tätsbeamtung zugleich die Patrimonialämter untergeordnet 
find. Sedem Kreife ift ein Kreishauptmann und ein Kreis 
fteuerrath mit einem Aktuar vorgefeßt. Das Perfonal des 
Dberamts ift verfihieden. Aufer dem Oberamtmann ift für 
die Patrimonialämter noch befonders eine Souverainis 
täts:Kameralverwaltung vorgefeßt , die nicht immer ihren 
Siß in der DOberamtsftade hat. Bei der Bemerkung 
der Volkszahl hat man zuerft jene des. Dberamts mit 
Einſchluß der Patrimonialämter angefeßt , fodann aber 
befonders bemerkt, wie viel Patrimonialunterthanen unter 
der Hauptzahl befindfich find. Unter Patrimonialimtern 
>» werden nicht blos die ehemaligen Neihsritterfchaftliche, fons 
dern auch die Neichsfürftlichen und Neichsgräflichen Aemter, 
weiche aber Patrimonial⸗ Obervogteiämter heifen, verftanden, 
und von ihnen ift die Seelenzahl zu verftehen. Im nächſten 
Hefte wird diefe Zahl näher auseinander gefegt werden. 
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Die Zahl der Parrimonialunterthanen mag indeffen in 
einigen Oberämtern doch noch flärker ſeyn, da bei einigen 
Condominien und Lehen die befondere Zahl einiger mirtelbas 
ven Unterthanen nicht unter befondern Patrimonialämiern 
angegeben if. Man wird in der Folge auf dieien Umſtand 
zurückkommen, bemerkt jedoch vorläufig, daß die Zahl nicht 
ſehr bedeutend iſt. Die beiden Reſidenzſtädte Stuttgardt 
und Ludwigsburg find nicht eingekreiſt und werden alſo hier 
beſonders angeführt. 


Seelenzahl. 
are PBatrınıds 
Erxfte Refidenz und Hauptſtadt nielunterthancn- 
Stuttgardt *) | 24771 — — 
Zweite Reſidenz⸗ und ‚dritte Haupt⸗ 
ſtadi Ludwigsburg **) 658900 — — 
Erſter Kreis: Stuttgardt. 
„2) Oberamt Böblingen mit ı Patr. - 
Amt. ***) ‚ 19919 — 45 
2) — Eanntftadt mit ı ‘Patr. 
Amt. ****) 24070 — 607 
3) — Eßlingen 155510 — — 
4). — Köngen mit ı Patr. 
2. Amt. »« **) 7477 — 685 
5) — Leouberg 14654 — — 
6) Amts Oberamt Stuttgardt 23348 — — 


Kreis Stuttgardt 3 Patr. Aemter. g92508 darunter 1537 


*) Unter dieſer Zahl iſt der Hof und, das Militair 
nicht beariffen, wohl aber die zur Stadt gehörige Weiler 
und Mühlen (1974 Seelen). Unter den gezählten befinden 
‚fi 22523 Lurherifhe 140 Katholifen 16 Reformirte ga 
Jaden. 
**x) Ebenfals ohne Hof und Militair jedoch mit Ein: 
ſchluß eines Hofguts (16 Seelen), des Zacht⸗, Arbeits:, 
Waiſen- und Irrenhauſes (398 Seelen) und der Porzellan; 
Fabrik (85 Seelen) jo wie der 23 Juden. 

***) Mauren. von Röder, | 
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***4*) Mühlhauſen am Neckar. Freiherr von Palm. 
Rn) Steinbach. Freiherr von Palm, 








Seelenzahl. 

Zweiter Kreis. ai le 
1) Oberamt Befigheim. 6071 — — 
2) — Bietigheim. 9403 — — 
3) — Ludwigsburg 2 Patrim. 

Aemter. *) 18600 , — 71 
9. — Marbach 2 dergl. *) a8200 — 1179 
5) — Maulbronn. 2380853 — — 
6) — Vaihingen 2 Patrim. 

Armter. ***) 11792 — 543 
7) — Waiblingen. 319 — — 
Kreis Ludwigeburg 6 Patr. Aemter 91383606 — 2443 


*) 1) Heutingsheim. Freiherr von Knieſtedt. 2) Unter⸗ 
Riexingen. Freiin von Zwierlein vermählt an von Steigen⸗ 
teſch. Dieſer Ort iſt ein Condominalort mit der Krone, 
welche 25 beſitzt. Zur Patrimonialherrſchaft gehören 161 
Seelen und von den gemeinſchaftlichen 86 gehören 19 dazu. 
**) 1) Kleinbottwar. Freiherr von- Knieftedt,; 2) Nek— 
far:Beihingen, ein Condominalort , deffen Unterthanen nad) 
Häufern abgetheilt find, wovon Würtemberg und von 
Semmingen beſitzt. Diefe % betragen 386 Seelen. 
***x) 1) Hochdorf. v. Teffin; 2) Nieth. von Reiſchach. 
Da Wüctemberg von jeher die hohe Jurisdiktlon hatte, und 
auch an der niederen mit berheile iſt; fo iſt die Volkszahl 
mit unter dem Orte Mufdorf unter den unmittelbaren ange 
feßt. Für Nierh find 700 Seelen angefeßt , die aber hier 
unter der Hauptzahl ſtecken. 





Seelenzapt. 
. Hauptfumme darunter Patrimo: 
Dritter Kreis. Heilbronn. malunterthanen. 
1) Oberamt Backnang 5 Patrim. 
Aemter. *) 21244 — 8354 


2) — Beilſtein 2 dergl. **) 160223 — 173 
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5) Oberamt Bracenheim. | 1022 — — 


4) — Güglingen. 7482 — — 
5) — Heilbronn a Patrim. 
Aemter. **) 12453 — 72 
6) — Kirchhauſen 4 desgl. ** Bd — 65641 
7) —  Laufen-ein desgl. ****) 7675 — 288 
8) —Möckmühls desgl. Hr) 4713 — 1400 
99 — Neckarsulm 5desglei⸗ 
* chen. **—**) 14375 = 443 
20) — Weinsberg 3 desglei— 


chen, thkeer) 13994 2494 
Kreis Heilbronn 25 Patr. Aemter 116922 — 18848 


*) 1) Patrimonial⸗Stabsamt Abſtadt. Fürſt zu Löwens 
ſtein Wertheim. 2) Patrimonial:Vogteiamt Löwenſtein. 3) 
Patrimonialamt Lammerspach. 4) Patrimonialamt Sulz: 
bach. 2. 5 und 4 gehören den beiden Grafen zu Löwen— 
ftein; Wertheim; und diefe 4 jufammen machen die Patris 
monialherefchaft Löwenſtein aus. 5) Oppenweiler. Freiherr 
Sturmfeder von und zu Oppenweiler. 

**) ı) Helfenberg, theils Königlich, wovon die Volks; 
menge unter der Hauptſumme; theild und zwar pro 
indiviso v. Gaisberg, von Boumwinghaufen, und Gräfin von 
Pückler. 2) Schloßguf Lichtenberg. Freiherr von Weiler. 

N) 1) Schloßgut Horckheim. von Buol. - 2) Thal: 
heim. Freiherr von Gemmingen. 

**xx) 1) Bonfeld; 2) Firfeld, beide gehören von 
Semmingen verfchiedene Linien. 5) Maffendach; von Maffens 
bach. 4) Schwaigern. Graf von Meipperg. 

RR, Schozach. Freiherr von Sturmfeder. 

FERN, 1) Affumftadt. Freiherr von Ellrichshaufen. 2) 
Patrimonialichloß und Hof Domeneck und Seehof. Negiers 
rungsrath Uhlſche und Sichererifche Erben. 3) Widdern. 
Freiherr von Zyllenhardt und von Gemmingen. 

ER) 1) Bürg; 2) Schloß Kochendorf. 3) Hofgut 
Ilgenberg. 4) Hofgut Lobenbach ſämmtlich von Gemmingen. 
5) Schloßgut Oedheim. Cappler von Oedheim. 

N) 1) Affaltrach. Freiherr von Truchſeß. 2) 
Eichenau. von Uxküll — Gyllenband. 3) Steinsfeld. von 
Gemmingen. ———— en 
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j s Ueberhaupt darunter Patrimo⸗ 
Vierter Kreis, Dehringen, nialunterthänen. 


ı) Souverainitäts : Oberamt Neuens | 
ftein. 16 P. Aemter. *) 38446 — 58445 
2) Oberamt Nizenhaufen 11 Patr. — 
Aemter. **) 278765 — 42560 
3) — Schönthal 8 desgl. **) 11060 — .6756 


Vierter Kreis Ochringen 35 P. Aemter 76852 — 7ıo4r 


*) 1) PatrimonialObervogteiamt Oehringen. 2) Parris 
monialamt Beutingen. 3) Patrimonialamt Ingelfingen. 4) 
Patrimonialamt Künzelsau. 5) Patrimonialamt Michelbach. 
6) Datrimonial:Dbervogteiamt Neuenſtein. 7) Patrimsnial 
amt Niedernhall 8) Patrimonialamt Forchtenberg. Dieſe 8 
gehören Hohenlohe Ingelfingen nur das unter 8 gehört zum 
Theil Hohenlohe Kirchberg und Langenburg. g) Patrimonial⸗ 
amt Adolsfurth mit Ohrenthal. 10) Patrimonialamt Kupfer 
zell. 11) Patrimonial Obervogteiamt Waldenburg; diefe drei 
gehören Hohenlohe-Schillingsfürſt. 12): Patrimoniat:Dbers 
vogteiamt Meinhardt. 15) Patrimoniak,Obervogteiamt Pfe— 
delbach. 14) Parrimontal;Obervogteiamt Sindringen. Diefe 
drei gehören Hohenlohe; Bartenftein. 15) Mayenfels, mit ?/% 
von Gemmingen mit von Weiter. 16) Weiler mit Lichs 
tenberg ; von Weiler. | EEE 27 
| **) 1) Dartenftein; KHohenlohesBartenftein. 2). Hals 
tenbergftetten. 3) Braunfpach. 4) Sjagftberg; diefe 3 gehö⸗ 
ven Hohenlohe Jagſtberg. 5) Dörtingen; Hohenlohe-Kirch⸗ 
berg. 6) Langenburg; KHohenlohesLangenburg. 7) Schrözberg; 
Hohenlohe: Sjngelfingen. 8) Weikersheim mir Hollenbach; ne: 
meinfchaftlih den 5 Linien Hohenlohe:Langendburg:Ingelfins 
gen. Langenburg und Kirchberg. 9) Kocherftetten; freiherrl. 
Familie von Stetten. 10) Morftein; Freiheren von Crailss 
heim. 11) Wachbach; Freiheren von ‚Adelsheim und der 
deutiche Orden. 

***) 1) Afchhaufen; Graf von Zeppelin. 2) Jagſthan⸗ 
fen mit Berlichingen ; Freiherrn von Berlichingen. 5) 
Dörzbach; die Herren von Eyb. 4) Krautheim; Fürſt von 
Salm:Krautheim. 5) Korb; Freiherr von Berlichingen. 6) 
Roſſach; der nämliche. 7) Laibach; Freiherr von Rackniz. 
8) Meßbach; Freiherr von Thuna. er 





je) 


guten = B1- : 
Di porunter rim? 
uͤnfter Kreis. Cal w (sinrete panen- 
1) Oberamt Alpirsbach BC — — 
2) Altenſtaig VPatr.· Ami x) 8626 — 967 
5) — Sal 5 16809 — — 
DD 7 Frendenſtadt. 3666 7 — 
5) Herrenal oe 7 Br 
6) — Nagold mter.**) 16427 _ 718 
7) Neuenburg a — — 
— — geil Patr. ur) 7127 — 447 
Fürnfter Kreis Calw· A Aewter 95566 — 2132 
u, Bernd; reihe! Sitetingen, 
wr) 2) Der zum areimeniahetn Därzingen Oberamt 
eil gehörige pa imondaler“ RKohrdorf, dem Co mmenthur 
zu nohrborf Fr veiheren vo Fiaxlanden gehörig. 0) Mate 
Schwan 3 Frei — v — 
Seren abi. 
Debernaupt Dar vpatrimo⸗ 
> che Kreis — aan errbane”- 
=) Hheramt Balingen zn. Aewmter *) 2927 — 9*— 
=) 7 Herrenbers · 13 _ 
zz) ” Horb; 9 ‚Aemter- “*) 14986 947 
ei m) — Roſenfeld 1900 — — 
> 7 Rothenburg z Patrim 
Aewmter ***) al — 1714 
— >) 7 Sulz am Neckar o, ders 
gleichen. ***) „aß 650 
ZT _. Tübingen” dergl. a) 34555 1120 
— heit Stette en am t alten 
Martt. N) 3 I — 
—>seäfe Kre Nothenbur — 
1: 4 3.06 _ 90707 
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*) 1) Patr. Obervogteiamt Dotternhauſen; Graf von 
Biſſingen⸗Nippenburg. 2) Patr. Obervogteiamt Geißlingen; 
Graf von Staufenberg. 8) Oberhauſen; Freiherr von Pach. 
4) Werenwaag mit Kallenberg; Freiherr von Ulm. 

**) 1) Patr. Ort Baiſingen (ſ. * 2). 2) Felldorf; 
Freiherr von Ow. 3) Mühringen mit Gündringen; Freiherr 
von Münch. 4) Nordſtetten; Keller von Schleitheim Freis 
herr von und zu Iſenburg. 5) Ober: und Unter⸗-Thalheim; 
Freiherr von Kechler. 6) Patr. Ort Reringen zum Patr. 
Amte KHemmendorf D. A. Rothenburg gehörig; Graf von 
Thurn und Balfaffina. 7) Patr. Obervogtelamt Vollmarins 
gen; Fürft von Waldburg zu Zeil, Traudyburg. 8) Wachen: 
dorf; von Ow. g) Weitenburg; Freiherr von Naßler. 


***) 1) Srommenhaufen; von Waaner. 2) Patr. Ober: 
vogteiamt Hemmendorf; Graf von Thurn und Valſaſſina 
(f. ** 6.) 3) Patr. DObervogteiamt Hirrlingen; der König 
von Dännemarf. 


****) 1) Leinftetten; Graf von Sponeck. 2) Patr. Ort 
— — Freifrau von Gaisberg und Freiherr von 
inden. 


*****) 1) Patr. Gut Ammern nach Marchthal gehörig; 
Fürſt von Thurn und Taxis. 2) Patr. Gut Bläſiberg; Ba: 
ron Scott von Schottenſtein gen. von Hopfer. 5) Kilch— 
berg; von Teffin. 4) Poltringen mit Oberndorf; 4, der 
Krone %; dem Freiderrn von Ulm gehörig; die Seelenzahl 
der iſt nicht befonders angegeben. 5) Patr. Ort Rüb— 
garten; Freiherr von Knieftedt. 6) Patr. Schloßgut Thal—⸗ 
heim; Baron Schilling von Canntftadt. 7) Wankheim; von 
Saint-Andre, 


******) Mon der DBeichaffenheit diefer Herrſchaft iſt 
—— nichts geſagt, als daß ſie zum Kreiſe Rothenburg 
gehöre. 





Seelenzahl. 
ueberhaupt darunter Patrimo⸗ 
Siebenter Kreis: Rotmeil. nialunterthanen. 
1) Oberamt Hornberg ı Patr. Amt.*) 17595 — 6487 
2) — Rvöttweil 4 dessi. *) wo — 1554 
3) — Spaichingen ı bdesgleis 
chen. ***) | 14597 — 676 


082 


4) Oberamt Stodah 17 Patrim, 

Aemter, 8 Herrfchaften 

u. befondereXemter. ****) 6260  — 18256 
5) — Tuttlingen ı Patrim. | 





A 21788 — 4010 
Siebenter Kreis: Rotweil 24 P. A. | 
| 8 Herrichaften 100274 — 50983 


*) Schramberg; Graf von Biffingen,Nippenburg. 

*x) 1) Harthaufen; Freiherr von Stain zum Nechtens 
ftein. 2) Lackendorf; Freiherr Sfflinger von Granegg. 5) 
Meigheim; Freiherr von Flachslanden. 4) Wellendingen; 
Freiherr von Freiberg und Eifenburg. 

***) Patr. Obervogteiamt Balgheim ; Fürft von Walds 
burg zu Zeil. 

**x**) 1) Date. Gut Derenberg; Graf von DBeroldins 
gen. 2) Bodmann; Freiherr von und zu Bodmann. 5) P. 
Dre Büeſſingen; Junker im Thurn. 4) P. Hofgut Harts 
Hof; Allmayerſche Erben. 5) KHeilsberg ; Freiherr von Deu; 
ring. 6) Hohenkrähen; Freiherr von Reiſchach. 7) Hohen— 
ftoffeln; Freiherr von Hornſtein. 8) Koppetenzell; Baron 
von Ulm. 9) Patr. Obervogteiamt Fangenftein mir Beuren 
an der Aach; Grafen von Welsberg:Rattenan. 10) Müh— 
fingen ; von Buol. 11) Randegg; von Deuring. ı2) Patr. 
Sur NRickelshaufen; von Senger. ı5) Patr. Obervogteiamt 
Schlatt am NRanden; Firft von Fürftenderg. 14) Schlatt 
unter Krähen; Freiherr von und zu Bodmann. 15) Parr. 
Dbervogteiamt Singen; Grafen von Enzeñberg. 16) Steiß— 
fingen; Freiherr von Stoßing. Zum Dberamte Stockach 
gehören ferner 1) Die Herrfchaft Hilzingen. 2) Die 2. 
Münchhof. 3) Homburg mit Stahringen. 4) Stadt und 
Spital Ueberlingefhe Niedergerichtsorte. 5) Die Meinaui— 
fhen Niedergerichte. 6) Die H. Blumenfeld. 7) 4 fürft. 
firftenbergifche Orte. 8) 4 andere dergleichen. Alle dieje 
Orte und Herrfchaften ftehen bis zur definitiven Beftimmung 
ihrer Werhäftniffe im Wege der ‚mit dem Grosherzoglich 
Badenſchen Hofe eingeleiteten diplomatifchen Unterhandluns 
gen unter dem K. Oberamte Stockach. 


+) Mühlheim an der Donau ; die Freiherrn von 
Enzberg. a u 


/ 


—— — 
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Seelenzapt. 


j Veberhaupt darunter Patrimo— 
Achter Kreis: Urad. nialunterthanen. 


- ı) Oberamt Kirchheim . . -» » 21199 — — 
2) — Miünſingen 2 Patrim. 
Aemter.*)..... 4913 — 581 


5) — Nürtingen ı dergl. *) 18794 — 404 
J —  Nanlinin . » . . 1772 — 
5) — Mah. . 2 0. . 50967. — — 


6) — Wieſenſteig.. 
Achter Kreis: Urach 5 P. Aemter 100585 — 985 
*) 1) Buttenhauſen; Freiin von Liebenſtein. 2) Enna 


beuren; Fürſt zu Fürſtenberg. 
**) Unter⸗Boyhingen; Baron Thumb von Neuburg. 


* 7098 — 


| 





Seelenzahl. 


Ueberhanpt darunter Patrimo— 
Neunter Kreis: Ehingen. nialunterthanen. 
1) Oberamt Biberach 10 Patrim. 


Aemter. *).... 256866 — 14400 


2) — Blaubeuren.... 7820 — — 
3) — Ehingen 7 Patrimonial: 

Aemter. *) ...- 1147 — 5574 
4) —  Niedlingen 4 ders. ***) 17a — 9404 
5) — Saulgau 3 dergl. ***) 176537 — 658 
6) —  Urfpringo dergl. *æ**) 4176 — 1695 


7) —  Bwiefalten 8 dgl. *4**) 10750 — 7655 


Neunter Kreis: Ehingen 54 Patr. ne 
Aemter 2 00. gr 48584 


*) 1) Achftetten; Graf Törrings Gultenzell 3; Baron 
Reutner von Weil 27. 2) Bußmannshauſen; Freihr. von 
Hornftein. 3) Ellmannsweiler, Freiherr Neichler von Mel 
degg; 4) Patr. Obervogteiamt Heggbach; Graf von Walds 
bott Baſſenheim. 5) Hürbel; Freihr. von Freiberg Hürbel. 
6) Gros- und KleinsLaupheim; Freih. von Melden. 7) Mits 
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telbiberach; Freih. von Um auf Erbah. 8) Patr. Ober: 
vogteiamt Schemmerberg; Firft von Thurn und Taris, 
) Patr. Obervogteiamt Sulmingen; Graf von Plettenberg. 
10) Patr. Obervogteiamt Warthaufen; Graf von Stadion 
und Ihannhaufen. 

**) ı) Emerfingen; Graf von Stadion und Freih. von 
Steirı. 2) Sammersfhwang; Freih. von Raßler. 6) Stans 
heim; Freih. von Speth-Schülzburg. 4) Dber:Difchingen 
mit Berg; Graf Schent von Eaftell. 5) Patr. Obervogteis 
amt DObers Stadion; Graf von Stadion. 6) Patr. Obers 
vogteiamt Depfingen ; Fürft von Thurn und Taris. 7) Rißs 
tiffen; Graf von Staufenberg. 

***) 1) Vereinigtes Patr. Obervogteiamt Buchau und 
Diirmetingen; Fürſt von Thurn und Taxis. 2) Grüningen; 
Freih. von Hornftein:Sriningen. 3) Patr. Obervogteiamt 
Neufra; Fürft von Fürftenderg. 4) Wilflingen; Schenk 
von Staufenberg. 

****) 1) Qutenftein; Graf Schen? von Eaftell. =) 
Königse: Wald; Gr. von Köntgsegg: Aulendorf. 3) Patr. 
Dbervogtelamt Scheer; Fürft von Thurn und Taris. 

**54**) 1) Altheim mit Allmendingen; Freiherr von 
— und Eiſenberg. 2) Schelklingen; Graf Schenk von 

aſtell 


“rer, 1) Ehrenfels; Graf von Normann  Ehrenfels. 
20) Das zum Dbervogteiamt Neufra gehörige Unteramt 
Hayingen; Fürft von Fürftenderg. 3) Hohengundelfingen ; 
Fürft von Palm. 4) Niedergundelfingen; Freiherr Neichlin 
von Meldegg. 5: Patr. Obervogteiamt Ober: Marchthal ; 
Fürft von Thurn und Taris. 6) Rechtenftein mir Wilzin: 
gen; Graf Fugger: Kirchberg Weiffenhorn und von Freiberg: 
Hürbel. 7) Schülzburg; Freih. von Speth. 8) Unter: 
marchthal; Freih. von Speth. 


Seelenzaht. 

—— — 

‚ Veberhaupt darunter Patrimo⸗ 

Zehnter Kreis. Altdorf. nialunterthanen. 
1) Oberamt Altdorf mit 29 Aemter 
und Unteramter, und 11 

Patrim. Aemter %) 40945 — 18257 

8) — MWaldfee, mit 9 Patr. 
Aemter **) 311153 — 29238 


Zehnter Kreis: Altdorf mit 9 Par 
monial:Aemter 72056 — 47495 
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*) Das Oberamt Altdorf hat die Ausübung der königl. 
Hoheiis⸗ und Surisdittionsrechte über die königlich Baieri⸗ 
fche Stadt Ravensburg und die zu derfelben gehörige Nies 
dergerichte, ferner fiber die Stade Buchhorniiche Beſitzun—⸗ 
gen: fodann find demfelben folgende Patrimonialorte unters 
eordnet. 1) Amtzell; Neichlin Freih. von Meldeng. 2) 
at. Dbervogteiamt Boindt; Graf von Aspremontkinden. 
3) Bettenreuche; Freih. von Rehlingen. 4) Patr. Ober: 
vogteiamt Eglofs; Fürft von Eglofs-Windiſchgräz. 5) Patr. 
Obervogteiamt Ißny; Graf von Quadt. 6) P. Ob. V. Amt 
Kißlegg Wolfegg; Fürſt zu Waldburg-Wolfegg. 7) P. Ob. 
V. Amt Kißlegg⸗Wurzach; Fürſt zu Waldburg Wurzach. 
8) P. Ob. V. Amt Neu⸗Ravensburg; Fürſt zu Dietrichſtein. 
P. Ob. V. Amt Waldburg-Zeil; Fürſt zu Waldburg— 
Zeil» Trauchburg. 10) P. Ob. Vogteiamt Waldburg : Zeils 
Trauchburg; der nämliche. 11) Patr. Obervogteiamt Weifs 
ſenau; Gräfin von Sternberg. 

**) 1) Pair. Oberdogteiamt Gultenzelle; Graf von 
Törring : Guitenzell, 2) Patr. DObervogteiamt Königseggs 
Aulendorf; Graf von Königsegg. 3) Patr. Ob. Vogteiamt 
Dchfenhaufen; Fürft von Metternich Winneburg. 4) P.D. 
Vogteiamt Roth; Graf von Wartenberg; Roh. 5) P. Ob. 
B. Amt Schuffenried; Gräfin ven Sternberg. 6) P. Ob. 
V. Amt Thannheim; Graf von Schäsberg. 7. Waldburgs 
Waldjee; Fürft von Waldburg zu Wolfegg und Waldiee. 
EI-P. 9. V. Amt WaldonrgWolfrag; Fürft zu Waleburg⸗ 
Wolfegg. 9) P. O. V. Amt WaldburgWurza) ; Fürſt zu 
Waldburg s Wurzad). 


Seelenzahl. * 


— ⸗— 
Ueberhaupt darunter Pairmo⸗ 


Elfter Kreis. Schorndorf. | nialunterthanen. 


1) Oberamt Gmünd; 5 Patr. Aem⸗ 
ter und 22 einzelne Med. 
Unterthanen *) 21917 


S) Göppingen, b Patr. Aems 
ter) 2. 27189 


5) — Murdadtt. ..., md — 
4) — Schomdorf. . » 31165 — — 


6632 


570 
5) Weiheim . “© + 9957 
6) — Winnenden. . . - 9484 
Eifter Kreis Schorndorf. 13 P. Aemter 10819 — 11739 


\ 
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*) 1) Alfdorf; Freih. von Hol. 2) Hohen Rechberg; 
Freiherr von Rechberg und Rothen-Löwen. 3) P. O. V. 
Amt Horn; Graf von Beroldingen. 4) Verſchiedene zum 
P. Amt Eſſingen gehörige Ortſchaften; Freih. von Wöll— 
warth⸗Eſſingen. 5) Leinzell; von Lang. 

**) 1) P. O. V. Amt Dürnau; Graf von Degenfeld— 
Schornburg. 2 P. O. V. Amt Gros Eißlingen; der näm— 
liche. 3) P. 2. V. Amt Rechberghauſen; der nämliche. 
4) Filseck; Freih. von Münch. 5) Jebenhauſen; Freiherrn 
von Liebenſtein. 6) P. O V. Amt Ramsberg; Graf von 
Preiſing. 7) P. O. V. Amt Wäſchenbeuren, a) Graf von 
Thurn-Valſaſſina und b) Freih. von Freiburg auf Hürbel. 
8) Winzingen; Freiherr von Bubenhofen. - 


Seelenzahl. 
— — 

Ueberhaupt darunter Patrimo— 
Zwölfter Kreis. Ellwangen. nialunterthanen. 
1) Oberamt Aalen; 5 Patr. Aemter *) 12776 — 5440 
2) — Ellwangen,a dergleichen *8) 15451 — 890 
5) —  Baildorfmit ı Unteramt, 
1 P. Amt und Grafſchaft 
Limpurg mit 7P.Aemt. HM 16199 — 15351 
4) — Giengen an der Br 89317 — — 
65) — Hall, mit den Patr. Unter⸗ 
thanen RR) 4456699 — 1444 


6) — Heidenhein.... 204 — — 
7) — Hohnhardt und Stimpf— 

J ah *x)..... 2794 — 

8) Nördlingen Frick) , 501 — 


| 


er 


Vellberg,ı P. Amt*k444*) 6854, — 
11) Weiltingen *x*4*) 1755 — 


Zwölfter Kreis: Ellwangen 16 Patris \ 
monial Aemte dor — 23249 


*) 1) Effingen; Freiherren von Wöllwarth und Graf 


von Degenfeld Schornburg. .2). Fachfenfeld; Freih. von Wöll⸗ 
warth. 5) KHohenftadt; Graf von Adelmann. 4) Laubach; 


9) —. Schmieelfeld . « . 1908 


— 
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Freih. von Wöllwarth. 5) Neubronn; von Gemmingen und 
von Werneck. | 
*) Wieder: Alfingen ; Fugger Graf zu Nordendorf. 
**) 1).P. Obervogteiamt Adelmannzfelden a) Hohen: 
(ode: Walderrburg s Bartenftein &%,, b) Grafen von Nechtern 
3%, €) die Wild; und Rheingräflihen Salm-Grumbachi⸗ 
fchen Erbsintereffenten %., d) Graf Löwenftein ; Wertheim 
0, €) Gräfinn von Pickler und Lımpurg co, f) die 
übrigen 26%, befist die Krone. 2) Die Grafſchaft Limpurg. 
Don den fehr verwickelten DVerhältniffen wird in einem der 
folgenden Heften befonders gehandelt werden. 
we) Dieſes Oberämf iſt ſehr mit Patrimonial Unter— 
thanen gemiſcht, und die Verhältniſſe find ebenfalls ſehr 
verwicket. —— 
ss) Von dieſem Oberamte gilt, das nämliche wie 
von Hall. | 
14****), Die: Stadt Nördlingen gehört bekanntlich) 
Daiern. : 
er) Miederfteinach; Freiherin von Gemmingens 
Gültenberg. 
rc) Dieſes iſt nun ein königlich Würtembergi— 
ſches Patrimonialgericht, welches der königlich Baieriſchen 
Sonverainitätsbeamtung. — dem Kreisdirektorium zu Wal 
fertriidingen untergeordnet ft. 





Haupt-Ueberſicht. 


11) Schorndorf 6 
ı2) Ellwangen 11 


ä trimoni 8 
areiſe Mimim. Payment e ParigB 
— Stadt Stuttgart — 22771 * 
— Stadt Ludwigsburg — — 
1) Stuttgart 6 Oberämter ‘35 92303 1337 
2) Ludwigsburg 7 — . 6351636 —* 
3) Heilbronn 10° — 25 ı16g22 18848 
4) Debrinnien 3° — 35 „62 72041 
5) Sal 8 — 4 85366 2152 
6) Rothenburg 7 u. ı Herrſchaft 25 122306 207dq 
3 Rothweil — ——— 9 100274 30983 
N e rach 6 — 3 — Kr 
Ehingen — 4 74 3 
20) Altdorf 3 — * de — *— 


15 103819 11733 
15 96302 23249 





ı2Kreife. 78 Oberämter. 207 Patr. Aemter. 1,182,139 279417 
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Vergleihung und Rückblick. 


An: Geogrophie und Statiftit Würtemberg’s; Laibach 
1787. bei Korn findet man folgende Volkszahlı Angaben: 


1 Seelen. 
Im Jahr 1734 hatte Würtemberg . . . . . 428000 
a er en e 4770 
1760 2 6⸗ 482000 
170 20 nen 0 0 0 8 0 „ 806000 
1,120 ae Er ar a Se So . 564793 
|: Ve — "579321 
Nachher nahm man immer, ohne Mümpel— 
gardt und mit Ausfchluß aller unter franzöfifcher 
Hoheit ftehenden Befißungen, an. »  . + « 600000 


1803 hatte Alt Würtemberg - » + + + 708634 
und für die Entfchädigungslande oder Neu: Würs 
temberg rechnet man . 2 2 2 u... 116534 








Das Kurfürſtenthum mithin er a. ORION 





Vergleicht man biefe ‚Zahl mit obiger Volkszahl 
von 170%; fo hat feit 1805 ein Zuwachs 
Statt gefunden On » » 2 2 43697 1 





Seit 1785 hat Würtemberg beinah die ganze Popula: 
tion gewonnen, und mehr als 450000 ganz neue Unterthas 
nen erhalten. 
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25. 


Beantwortung der unter Mr. 21. Heft XVI. des 
Rheinifchen Bundes aufgeftellten drei Fragen. 





Sur erften Frage; 

Die Rheinische Bundesafte hat die Gültigkeit der zwis 
fhen den mediatifirten Reichsftänden und ihren Unterthanen 
eingegangenen Verträge nirgends aufgehoben, Jene bleiben 
alfo nad) wie vor verbunden , einen jeden rechtlichen Vers 
trag in feinem ganzen Umfange zu erfüllen. Ein Kontrakt, 
den eim Landesherr mit jemand zur Uebernahme eines Am— 
tes eingegangen hat, führt ohne Zweifel die nämlichen Vers 
bindlichkeiten mit fih, und der Landesherr ift ist fo wenig 
wie vorher berechtigt, diefen Vertrag einfeitig aufzuheben 
und den Beamten willführlich zu verabfchieden. Kat gleich 
das angeführte Fundamentalgefeß im Artikel 32 erlaubt, dies 
jenigen Staatsdiener , welche fie in der neuen Verfaſſung 
nicht mehr nörhig zu haben glauben, zu entlaffen,, fo tft ih⸗ 
nen diefes doch nur unter der ausdrücklichen Bedingung, die 
Entlaffenen nad einer beftimmten Vorfchrift zu penfioniven, 
zugeftanden worden. Der, mediatifirten Stände wurde da, 
bei gar nicht gedacht und es bleiben alfo die Verbindlichkeis 
ten derfelben die namliche, welche fie vor dem neuen Bunde 
waren. Ihnen kann alfo die Befugniß nicht zuftehen, einen 
ihrer Beamten mit der Erflärung , daß er dem Souverain 
zur fünftigen Dienftanftellung anheim gefallen fey, außer 
Aktivität und VBefoldung zu feßen, es wäre denn, daß fich 
diefer wirklich dazu verftanden und den Beamten nach dem 
Verhältniß feiner vorigen Qualität fürmlich übernommen 
hätte, In diefem Falle ift der Beamte vermöge des obigen 
Geſetzes verbunden, ſich diefe Veränderung gefallen zu laffen, 
und diefes neue Factum entledige den Standes; oder Ger 
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eichtshern feiner alten Verbindlichkeit. So lang aber hier: 
fiber mit dem Souverain nichts abgefchloffen ift, bleibt auch) 
jener verbindlich, feinen Beamten im Beſitze feines Amtes 
und ber damit verbundenen Einkünfte zu belaffen. Eine, 
einfeitige Erklärung, daß der neue Regent einen folchen 
Beamten übernehmen müſſe, kann aus diefem Grunde feine 
rechtliche Wirkung weder in Anfehung des Regenten noch 
des Beamten haben, weil auf der einen Seite der Mebdiatis 
firte niche Richter feines Souverains ift und daher über 
das, was demfelben obliege oder nicht? nichts entfcheiden 
darf und auf der andern Seite die zwifchen beiden Theilen 
ventilirt werdende "Frage, welchem von ihnen ein Diener zur 
Beibehaltung oder neuen Anftellung zugehöre ? demeleztern 
als einem dritten nichts prajudiziren kann. Ein anders wäre 
28, wenn der Mebdiatifirte mit der Aufhebung eines ihm 
nicht mehr paffend fcheinenden Amtes den entbehrlichen Dies 
ner felbft volllommen entfchädigen wollte. Dagenen wiirde 
diefer nichts einwenden können, da auch bei der alten Ders 
faffung den Reichsſtänden das Necht nicht abgefprochen wer; 
den konnte, einen Beamten, gegen die Fortbezahlung feiner 
vollftändigen Befoldung , feines Amtes zu entlaffen. Wenn 
aber ein Mediatifirter 
| zur zweiten Frage: | 

einen folhen Beamten weder beibehalten, noch penfioniren 
will, ſo werden wohl fimple fchriftlihe Worftellungen bei 
dem Souverain oder fonft wo angebracht, diefem zur Erlans 
gung des einen oder andern nicht viel nüßen. Er hat es 
einzig und allein mit feinem Dienftheren, um ihn zur Hals 
tung feines Kontraftes zu vermögen, zu thun und dazu* blog 
den fürmlichen Weg Mechtens vor fih. Diefen findet er 
bei demjenigen Gerichtshof, vor welhem der Mebdiatifirte 
im neuen Staate Recht zu geben und zu nehmen. hat. 
Bleibe die Amtsftelle felbft bei der neuen Einrichtung noch 
fort beftehend ; fo wird die Klage einzig und allein -auf den 
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‚fernern Befiß des Amtes und der damit verbundenen Be 
foldung und Emolumente gerichtet werden milfen, und. es 
läßt fich nicht leicht ein wohl geordneter Staat denen, in 
welchem nicht der ſummariſche poffefforifche Prozeß zu Haus 
feyn follte. Der Beweis des Beſitzſtandes kann feiner gros 
fen Schwierigkeit unterworfen ſeyn, und man darf alfo vors 
aus erwarten, daß der Implorant in dieſem Befiße um ſo 
gemwiffer, allenfalls auch durch Strafbefehle, geſchützt werden 
«werde, als alle Souverains in den bisher erfchienenen Des 
lavationen den Grundſatz einftimmig anerfannt haben, daß 
fein Standes s oder Gerichtöherr feinen Beamten eigenmäch: 
tig entlaffen könne. Iſt aber die alte Stelle bei den veräns 
‚derten Umftänden vom Standesheren ganz aufgehoben wors 
den; fo fann wohl nur auf die Beftimmung einer Penſion 
geklagt werden, und diefe Klage wird, wenn der Beklagte 
feine Verbindlichkeit dazu läugnet, nur im gewöhnlichen 
Hechtsgange verhandelt werden fünnen. Es kann aber mit 
‚derfelben eine Imploration nur die proviforifhe Beſtim— 
mung einer gewiffen Summe zur Alimentation verbunden 
werden und da diefer Gegenftand ſchon nach gemeinen Rech— 
ten und insbefondere auch nad den Beftimmungen des les 
ten Neichsdeputationsfchluffes- $. 67. zu den privilegirteften 
gehört; fo ift nicht daran zu zweifeln, daß darauf fogleich 
nad) dem Maasftab der bezogenen Befoldung PN er⸗ 
kannt werden wird. 
Zur dritten Frage: 

Die Zurückſetzung von einer Amtsftelle auf einen entweder 
rückſichtlich des Anſehens oder des Gehalts geringern Poften 
ift eine parzielle Entlaffung und kann in der Regel nur als 
Strafe wegen eines begangenen Verfehens ftatt finden, Ohne 
eine folche Worausfeßung ift fie eine Verlegung des Dienftvers 
trags und der zuriickgefekte Beamte kann ſich dadurd ohne 
Zweifel befchwert erachten. Aus der vorgelegten Frage iſt 
nicht erfichtlich, 06 die betreffende Stelle eines Oberamtsraths 
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durch die eingetretene Keränderung aufgehoben worden ſey 
oder nicht? Im letztern Falle könnte der Oberamtsrath ge⸗ 
rechten Anſpruch auf die Beibehaltung derſelben machen, 
und im erſten hätte er ein im Rang und Gehalt ahnliches 
Amt oder eine dieſem gemäße Penſion zu verlangen. Zwar 
iſt ihm aus dem ſimplen Verſprechen ſeines Fürſten, ihn 
als Patrimonial⸗Obervogt anzuſtellen, noch kein volles Recht 
zu dieſem Amte erwachſen, weil dergleichen Verſprechungen, 
wenn ihnen nicht ein förmlicher Vertrag gefolgt iſt, keine 
verbindende Kraft in ſich ſchließen; allein er kann auch 
nicht dazu angehalten werden, das ihm uͤbertragene Aktua⸗ 
riat anzunehmen. Er kann es ausſchlagen und dagegen eine 
Penſion nach dem Verhältniß der von dem verlaſſenen Amte 
bezogenen Einkünfte erwarten. Die Bundes akte verordnet 
zwar auf einen ſolchen Fall nichts, und will blos, daß die 
zur Menſion berechtigte Individuen den im nämlichen 
Grade ſtehenden Beamten der Regenten gleichgeſtellt werden 
ſollen; aber der letzte reichsdeputationsſchluß hat im $. 59- 
auf einen Ähnlichen Fall, wenn ſich nemlich ein Beamter 
nicht in eine andere Provinz verſetzen laſſen will, Vorſehung 
getroffen und dem Beamten das Recht zugeſtanden, ſich eine 
Penſion zu erbitten. Dieſes Reichs geſetz findet hier, wo in 
der Bundesakte nichts anders verfügt iſt, ſeine Anwendung 
¶ Rheiniſcher Bund Heft XI. Nr. 26.), und da der Ober⸗ 
amtsrath ſeiner Verſicherung gemäß ſchon 16Jahre in 
Dienſien geſtanden; fo wird er auf feinen ganzen Gehalt 
mit Emolumenten nach der Analogie dieſes Geſetzes Anſpruch 
machen können. 


D. N. 


— 


— — — 
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24. 
Auch etwas über die Reception des Code Napoleon 
in den rheinifchen Bundesſtaaten. 





Vom berzoglih Naſſauiſch — auch Fuldaifchen Geheimen Rath und Dber 
appellationdgerichts s Prafidenten Frenberen von Dalwigk.u 





1. 


Veraltete Wünſche für eine allgemeine Geſetz— 
gebung in Deutſchland. 


E— iſt wahr, die Jurisprudenz ſteht in Deutſchland auf 
einem hohen Grade von Kultur, d. i. es macht dem deuts 
fhen Genie Ehre, ſich durh das Chaos römifcher Gefeke 
durchgewühlt, den wahren Seift derfelben aufgefunden , die 
vaterländifchen Gefeke, fo viel möglich, auf Prinzipien 
reduzirt und mit richtigem philofophifchen Blicke die Nechtss 
verhältniffe beſtimmt zu haben. Wie viel bleibt aber, nicht 
bei der römifchen. Gefeßgebung in Deutfchland zu wünſchen 
‚ übrig, auf daß Klarheit der Dunkelheit, Widerfpriche der 
Beftimmiheit und der Weberflug an Particulargefeßen der 
Vereinfachung und Allgemeinheit weiche! Es war daher 
nicht Schwärmerei, deren Gebilde man nad) der neuern 
Philoſophen Behauptung, heut zu Tage für Realität Hält, 
wenn ich zu einer Zeit, wo das Studium der Statuten 
deutfcher Staaten mir Pflicht war, ein allgemeines deutfches 
Geſetzbuch mir wünſchte, das mit det Aufnahme der am 


meiften geltenden vaterländifchen Nechte und Gewohnheiten, | 


beffer als das Sjuftinianifche geordnet, mit weniger Subtilis 
täten angehäuft und mit mehr. Präcifion bearbeitet feyn 
mögte. Sch überzeugte mich aber auch, daß bei gerheiltem 
Intereſſe, und wenn dies Auch nicht wäre — bei langſamer 
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Seihäftsbehandlung in den Neichsverfammlungen , mein 
Wunſch unter die frommen gehörte. 

Nur die Nenenten großer unabhängiger Staaten fonns 
ten dDieje Wohlthat auf ihre Unterthanen verbreiten, wie 
ehedem Preußen auf feine Befisungen, Frankreich auf feine 
Monarhie — denn je einfacher, beftimmter und unzweideu— 
tiger die Sefehgebung ift, je weniger. fie zu unnützen Dis 
jentereien in den Gerichtshöfen, zu Gritbeleien in den Schreib: 
ftuben der Gelehrten, zu Streitfchriften die Gelegenheit und 
der Chifane Spielraum darbietet, defto wohlchätiger ift fie 
dem Volke, 

| | 2. 

Iſt es rathſam daß der Code Napoleon in den 
Bundesſtaaten recipirt werde? 

Seitdem die Bundesakte die meiften unferer deutfchen 
Staaten an Frankreich feflelt , fcheint es problematifch zu 
ſeyn: ob das Napoleonifihe Geſetzbuch auf deutfchen Boden 
zu verpflangen fey? Bom Müffen ift hier die Rede nicht. 
Das Völkerrecht mifbillige ben Zwang, deffen der Eroberer 
zur Einführung fremder Gefeke im eroberten Staate fich 
bedient. Vu Etat, qui en a conquis un autre, fagt 
Montesyuieun a) continue ä le gouverner selon ses lois 
et ne prend pour lui que Lexercice du gouvernement 
politigue et civil. 

Allein anders als das Völkerrecht redet die Politik, 
Zur Erhaltung des Bandes, das zwiſchen den deutfihen Nes 
genten und dem erhabenen Beſchützer ihrer Staaten geknüpft 
ward, iſt es von Seiten der Beſchützten nicht genug, im 
Nothfall nach Verhältniß Soldaten zu ſtellen, es erfordert 
auch das Intereſſe der unirten Staaten, daß ihre Legislation 
gleichförmig ſey mit der des Hauptſtaates, denn iſt z. ©. 
die Form der Teſtimentfaction, in den unirten Staaten nad) 





a) Esprit des lois T. 1. L. X. ch. 5. p. 346. 
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andern Negeln, wie in Frankreich geordnet, und in erfterh 
wiederum nicht gleihförmig — kann der Franzofe in Deurfchs 
land niche Erbe ſeyn, weil der in Deutfchland Teftirende, 
nach den Vorfchriften des Napoleoniſchen Geſetzbuchs feinen 
legten Willen einrichtete, — beruht das Erbrecht der natür— 
lichen Kinder, im pr otegivenden Reiche auf- andern Prinzis 
pien, wie in den konföderirten Staaten,” hat es mit den ber 
den Familienftand der Unterthanen von den Civilbeamten zu 
errichtenden Staatsurfunden (actes de V Etat civil) b) in 
erfterem eine andere Befchaffenheit, wie in leßterem, wie 
laͤßt ſich bei einer ſolchen DWerfchiedenheit der Rechtsnormen, 
eine enge Verbindung der füderirten Staaten mit Frankreich 
und das erivarten, was man ünter der ‘vorigen Berfaflüng 
ſo fehr in Deurfchland vermifte — Gemeingeift! 

Seht wahr fagt daher der Nedner in den motifs ‘Ad 
projet de la loi concernant le Code Napolcon page X.) 
»la diversitd de lois civiles est comme la diversit& 
»de religion ou de langage, une barriere qui rend 
setranger l'un ä l’autre les peuplös les plus voisins 
vet qui les empäche de multiplier entr'eux, des 


b) Hr. Spielmann mit der Gefellſchaft von Rechtsgelehrten 
in der Ueberſetzung des Code Napoleon, Straßburg und Paris 
1808. überſetzten Liv, ı. Tit. 2. des actes de l’etat civil, 
»Von den Akten des Sivilitandes:« Wer dies verfteht, magnus 
mibi erit Apollo ! und doch fagen die Weberfeger in der Bors 
rede: »Wir, als franzöſiſche Rechtsgelehrte, welhe auf deurfihen 
»Univerfitäten den cheoretifchen Theil der Rechrsgelehrfamfeit ers 
vlernt und feit der Einführung des Koder Napoleon und mit 
»der praftifchen Anwendung deffelben beitindig befchäftigt haben, _ 
»fühften den Beruf — — in unterer‘ Veberfegung feinen Aus 
»druck, feine Wendung der Sprache aufzunehmen, welche eirten 
»Doypelfinn enthalten, dunfel fcheinen, oder nicht — 
»richtig verſtanden werden könnte «! 


— 
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»transactions® de tout genre, et de concourir ainsi 
»mutuellement à l’accroissement,de leur prosperite.« 

Wer in den Geift des Code Napoleon ſich hineinges 
dacht, es zu ſchätzen gelernt hat, daß mit Weglaffung aller 
Jurisprudenz (die auf den Lehrftuhl und in die Gerichtshöfe 
gehört), blos das Legislative, d. i. die einfachen Verfiiguns 
gen der Gefege, darin anzutreffen find, daß mit forgfäls 
tiger Umgehung aller ſ ocratif chen Spißfindigkeiten, meis 
ftens aus den Quellen des auf die veinfte Philofophie bas 
firten römifchen Rechts, gefchöpft worden. ift, wie dann die 
Eintheilung des Code , in jus personarum, rerum, ob- 
ligationum et actionum, ‚mit Beftimmung- eines befondern 
Geſetzbuchs des Code de procedure für diefe lehte Xbthei: 
1 ganz vömifch iſt, wenn. es endlih um die Stabilität 
der beftehenden Verfaſſung für Jahrhunderte, mithin um 
das Stück deutfcher Nationen zu thun iſt, ‚der wird und 
kann die Neception des Code Napolcon in den Bundes 
ftaaten nicht mißrathen, beſonders, wenn der in das römis 
fhe Recht Eingeweihte wahrnimmt, daß hier mehrere Artis 
kel der Lehre von der Tutel, die Lehre vom Befik und Eis 
genthum, von der Acceſſion, der Perfonal; und Real Servi— 
tuten, der Kontrakte und Quaſikontrakte und der Verjährung, 
nach römiſchen und rein philoſophiſchen Grundſätzen beſtimmt 
worden iſt. | 

3. 
Befeitigung einiger Schwierigkeiten, die der 
Meception des Code Napoleon entgegen ftehen. 

Sch verfenne indeffen gar nicht die Schwierigkeiten die 
‚der Neception diefes Geſetzbuchs entgegen ftehen, wenn man 
nur auf die von römifchen und deutichen Partikulargefeßen 
ganz abweichende Lehre von der Ehe Rüuͤckſi icht nimmt, denn 
fo wird nach: dem ıdöten Art. die Ehe öffentlich beim Of- 
' ficier de Vétat civil des Wohnorts eines oder’ des andern 
der Verlobten gefchloffen und fie iſt im Unterlaffungfall nich: 


297 


tig; fie iſt alfo nach franzöfiihem Recht ein wahrer Civil⸗ 
kontrakt, und die priefterliche Einfegnung nur Formalität; 
fo findet nah dem. 129 bis 152. Art. in gewiſſen Fällen 
eine den Katholiten unbekannte volllommene Ehefcheis 
dung Statt, fubordiniet alfo die religiöfen Verhältniſſe den 
weltlichen. Ferner foll nach dem 407 und 817. Art. unter 
dem Vorſitze eines Friedensrichters in gewiffen Fallen 
bei der Tutel ein Familienrath c) angeordnet werden. 
Mach dem 1007. Art. ein olographifches Teftament, dem 
Präſidenten des Tribunals erfter Inſtanz übergeben, von 
ihm, eröffnet, ein Protokoll von ihm gefertigt und folches bei 
einem zu ernennenden Notar deponirt werden. Der 2246. 
Art. will, daß die Verjährung durch die Ladung der Ver— 
mittelungsfammer (bureau de paix) unterbrochen feyn 
folle.. Dies alles feßt zugleic die franzöfifche Serichtsverfaßs 
‚fung woraus, die wegen der ftrengen Abfonderung der Juſtiz 
von den obern Polizeigefchäften (moran es bisher in Deutſch— 
land fo fehr gebricht) und wegen der relativen Verfügungen 
der Geſetze von der Juſtiz- zur Verwaltungsbehörde, zugleich 
die, franzöfifche adminiftrative Werfaffung nothwendig macht. 

; Allein hatte die Aufnahme des vömifshen Rechts in 
Frankreich) und Deutfchland nicht noch weit mehr Schwierigs 
keiten , als die des franzöfiichen Rechts je haben fann? Sn 
welchem Abftand ftand nicht das Partikulars und nachherige 
Sewohnheitsrecht der Deutfchen, vom freiwillig aufgenoms 
menen vömifchen Recht, oder der damals in Frankreich übli— 
‚he Theodofianifhe Koder vom Szuftinianifhen ? Montesquieu 
sbejchveibt dies kurz, wenn er Th. IH. S. 289. fagt: 
-»Lorsque le droit romain fut traduit, lorsqu’il com- 





ec) Mit diefem Familienrach (deffen Konftieution eine befons 
dere Ausführung erheiſcht) hat es die befondere Beſchaffenheit, 
dag nach dem Art. 889. des Code de procedure, eine Berufuag 
von feinen Ertenntniflen ſtatt finder, 
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»menca ä ötre enseigne ‘dans les &coles, lorsqu'un 
»certain art de la procedure et qu'un certain art d@ 
»la jurisprudence commencerent ä”se former, lors- 
»qu’on vit naitre des praticiens et des jurisconsultes, 
»les pairs et les prud’hommes, ne furent plus en ’etat 
»de juger, les pairs commencerent ä se retirer des 
»Tribunaux du Seigneur, les 'Seigueurs furent peu 
»portes à les assembler: d’autänt mieux que les ju- 
»gemens au lieu d’ötre une action eclatante, 'agreable 
ya la noblesse, inter&ssante pour les gens de guerre, 
‘yn’etoient plus qu’une pratique, qu'ils:ne sayoient, ni 
sle vouloient savoir. La pratique de juger par pairs 
»deyint nıoins en usage ; celle de juger par Baillis 
»s’etendit. — — Tout cela se fit peu à re et pr 
»la force de la chose.«- 

Man lefe den Nachtheil , den das remiſche Recht in 
Deutſchland hervorbrachte in de Senkenberg methodo :ju- 
risprudentiae ex propriis et peregrinis juribus germa- 
niae pag. 97. und höre die famentation des ehrlichen Eftorg 
in der deutfchen: Nechtsgelahreheit Ih. II. $. 6021. iiber 
deſſen Neception: »Das römiiche. Necht,« fagt er, »ift uns 
»ſtreitig eines der weifeften Geſetze unter der Sonne, wo 
»man einen -folhen Staatstörper zum Grunde ſetzet, wie der 
»alte Nömifche war, auf den paſſet dieſer römifche Rock 
»völlig, in Betracht er nach deffen Leibe zugefchnitten und 
»gefevtigt ift. Allein wie fehr ift nicht der deutſche Staats⸗ 
»körper, vom Römiſchen unterfhieden. Eben als wenn -des 
Rieſen Goliats Kleider dem David paſſen müßten. Warum 
»hat man dem deutſchen Staatskörper nicht eine hebräiſche 
»Richtſchnur in die Hand gegeben ?. ich meine das. Moſai— 
»ſche Geſetz. Wo von den bürgerlichen und bäuerlichen 
»Rechtshändeln die Frage iſt, da findet es (das römiſche Recht) 
»mehrerentheils Platz. Sobald man aber auch nur bei den 
»deutſchen Bauernlehngütern und derſelben Stand, auch Ob⸗ 
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»liegenheiten mit der römifchen Lanze, nah dem Entfcheis 
»dungsringel läuft, alsdann gibt es juriftifche Sturzbäume, 
wodurch die deutfche Verfaſſung erfchiittert mwird.« | 

Freilich bedauerten Senkenberg, Eftor und ihre Nachs 
beter den Verluſt varerländifcher Gewohnheiten und Rechte, 
die durch die Wuth der Doktoren 888, XII. Jahrhunderts, 
alles zu vomanifiren, zu Grabe — Allein es folgt 
nicht, der Code Napoléon wird in den Yundesftaaten eins 
geführt, alfo müſſen deswegen befondere auf das Locale 
ſich beziehende Statuten oder bie Heberbleibfet deuts 
fher Synftituten zu würken aufhören ! 

Sm Königreih Weftphalen, wo der Code Napoleon 
vermöge der Conftitution Geſetzeskraft hat, find der Adel, 
ohne auf Dienfte, Aemter und Würden ein ausfchlieffiches 

Hecht zu haben, der Lehnsnerus zwiſchen Herrn und Vafals 
dem und die Zehnten beibehalten. Won allem dem weiß der 
Code Napoleon nichts. Sogar iſt der wichtige 8g6. Art. 
der alle Subftitutionen und Fideicorimiffe aufhebt, dur 
das füniglihe Dekret vom g. Jänner 1808 dahin modifizirt 
worden, daß dennod der nächte Fideicommißs 
Erbe, der vor dem ı. Jänner 1808 geboren fey, 
noch zur Suecceffion gelangen folle, jedoh nur 
er alfein, und dergeftalt, daß ihm die völlig 
freie Verfügung über die Güter zuftehe. 

Aller diefer Abänderungen ungeachtet gedeiht der Code 
Napoleon und die ganze franzöfifche Gerichtsverfaffung auf 
Meftphäliihem Boden, ohne daß, (den Adel ausgenommen, 
der, wie billig, gleich jedem andern Unterthanen contribuas 
bei iſt und feine ihm größten Theils koſtbare Patrimonials 
gerichtsbarkeit verloren hat) die Unterthanen über Rechtsver⸗ 
letzungen ſich zu beſchweren Urſach hätten. 

Ich überzeuge mich indeſſen vollkommen, daß der Code 
Napoléon nur in groſen Staaten anwendbar iſt, der 
die zur Einrichtung der franzöſiſchen Juſtizverſaſſung erfor— 
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derlihe Koften zu beftreiten und zugleich die abminiftrative 
Verfaſſung einzuführen im Stande ift, denn wie fann in 
einem Staate von 60 bis soo [] Meilen, um nur bei der 
Suftiz Einrichtung ftehen zu bleiben, auffer dem Friedens; 
tichter und feinem Sekretair, ein Tribunal erfter Inſtanz, 
ein Appellationsgerichtchof und ein Caffationsgeriht — auch) 
abgefehen davon daß”dag letztere nicht urtheilt, fondern cafs 
fire und die Akten an einen andern Gerichtshof zu Abfaffung 
der Urtel zu verfenden genöthigt iſt, angeordnet und Die 
Richter anftändig befoldet werden! - 

Solche Meine Staaten müffen dem alten Schlendrian 
fröhnen und können ohne ſich ſelbſt und das Land aufzus 
reiben bei dem beften Willen, an Einführung der franzöfi: - 
fhen Neuerungen nicht denken. 

Nur fir größere Staaten iſt daher das Napoleonifche 
Geſetzbuch berechnet und auch nur von defien Anwendbarkeie 
in diefen rede ich Bier, 
® Es fragt fih nun 
iſt es rathſam, ihn in den Bundesſtaaten als 

‚ Principals oder ſubſidiariſches Geſetz zu 

recipiren? 
BGecgen bie ſubſidiariſche Aufnahme des Code Napo- 
lcon ſtreitet beſonders; daß, wenn er als Surrogat des rö⸗ 
miſchen Rechts dienen ſoll, ihm ein Charakter beigelegt wird, 
den’er in Frankreich ſelbſt nicht hat, und zu welchem er 
weder berechnet, noch abgefaßt iſt. Soll er aber ein inters 
mediär fubfidiarifcher Koder zwifchen dem Partikularrecht 
eines jeden Landes und dem römifchen Rechte feyn, fo wür⸗ 
de dadurch eine nußlofe Multiplitation von Rechtsquellen 
entſtehen, die wir in Deutfchland ' durchaus entbehren 
können. F 

Es leidet zwar keinen Zweifel, daß jeder Souverain, 

vermöge der ihm zuſtehenden Autonomie, das Napoleoniſche 
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Geſetzbuch, dem Klima’, den Sitten und denen in der Lan⸗ 
desverfaffung radicirten Gewohnheiten und Gebräuchen feis 
nes Staates adoptiren kann; allein auch nur hierauf füns 
nen die Modifikationen ſich befchränfen, wenn daher 3. B. 
der Code Napoleon Liv. III. chap. 3. die particuläre 
Gütergemeinſchaft unter Eheleuten verordnet ; es mißrathen 
aber erhebliche Griinde deren Einführung in einem Buns 
desftaate, fo fünnen durch befondere Edikte Abänderungen 
darin getroffen werden, wobei der Code als Principalgefeß: 
buch ftehen bleibt, einzelne Geſetze aber durch landesherrliche 
Edifte modifizive werden. d) 

Um, fo viel möglich, Einheit in der Gefebgebung 
aller Bundesflaaten zu erzielen, wäre in allen eine Konfti: 
tution, und, um fie zu bilden , allerdings wünfchenswerth, 
wenn die Souveraine , in deren Staaten die mufterhafte 
weſtphäliſche Konftitution, e) (mie fie kürzlich in adminiftra, 
tiver Hinfiht in Baiern gefeklih ward) noch nicht einges 
führe ift und der Code Napoldon noch nicht Geſetzeskraft 
hat, über die Art und Weife der Staatseinrichtung und die 
Reception des Code fich vereinigen wollten, die Gutachten 
der erfahrenften Räthe f) jedes Bundesftaates, allen iibrigen 


PER EN EELSENR NEE RL OURDERRE TERN ER EIER ER EESSROCIREBNE 

d) Als Principalgeſetzbuch gilt er befanntlih in Franfreich, 
und das römifche Necht, ohne Autorirät , nur als Vernunftgefeg. 
&. die Ausführung darüber bei Dabelov im Archiv für den 
Code Napoleon ıftes Heft. Eben fo ift es in Wefiphalen, Dies 
ergiebt die Erklärung des Minifters der Juſtiz und des Innern, 
wenn er fagt: »Le Code Napoleon dont les dispositions 
» abrogent toutes celles, qui leur sont contraires.« — Le 
Moniteur Westphalien No. 43. 

e) Nicht niedrige Schmeichelei, oder weil ich als geborner 
MWeftphälinger fo reden müßte, beftimme mich zu diefem Auss 
druck, es ift meine innige Ueberzeugung. 

f) Niemand wie ich blos im Vorbeigehen bemerfe — nie 
mand follte in die eigentliche Leitung und Anorönung der menfchs 
lichen Angelegenheiten eingreifen, der niche ein Gelehrter im 
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mitgetheift, geprüft und fodann einer mändfichen Berathung 
und Beſchluß ausgeſetzt würden. Diefe Einheit in der Kons 
ftitution und in der Gefekgebung würde den. Bund um fo 
mehr verengen — die fi fremde Nationen annähern und 
unter ihnen die Harmonie die wefentlihfte Bedingung bes 
gefnüpften Bandes befördern. 8) 

Ich mißkenne jedoch nicht die Kinderniffe, die diefer 
projectivten Uniformität entgegen fiehen; immer bleibt 
aber fo viel gewiß, daß bei der Aufnahme des Code in 
den einzelnen Bundesftaaten, im Text ſelbſt nichts geändert, 
die Artikel nicht vermindert oder vermehrt, und fo z. B. ein 
fächfifcher, ein mwiürtembergifcher , ein naflauifcher Code Na- 
poleon promulgirt werden kann. \ 

Eine folhe Methode würde in jeder Kinfiht um fo 
fehlerhafter feyn, da die Zufäße und Abänderungen vielleicht 
in einem Zeitraum von einigen Sahren eine neue Auflage 
erheifchen und dem Gefchäftsmann einen unnügen Koftens 





wahrhaften Sinne des Wort wäre, d. h. der nicht durch gelehrre 
Bildung der göttlichen Idee theilhaftig geworden. Mit Zuträ— 
gern und Handlangern ift ed ein anderes: ihre Tugend befteht 
in pünftlichem Gehorfam’ und der Vermeidung alles Selbjtdens 
fens, und über ihr Geſchäft Gelbfturtheilens. (Fichte über das 
Wefen — Gelehrten und ſeine Erſcheinungen im nen der 
Freiheit. ©. 11. Berl. 1806.) 

g) Hieronymus Napoleon , König von MWeftphalen, als er 
am 2. Jul. 1808 feine Reichsſtände vom Threne anredete, fags 
te: »La r&union des differentes Souverainetes , dont est 
»compose le royaume, exige une refonte totale des lois; 
»il faut retrancher ce qui étoit vicieux, ou trop compli- 
»que; etendre à tous les pays ce qui l'y avoit de bon 
»dans chacun; prendre des institutions frangoises ce qu'- 
»une partie de l’Europe , s’empresse et s’honore d’imiter, 
»ce qu’elles ont de plus analogue avec notre constitution 
»et former un tout, de dispositions diverses et particu- 
-lieres.« — Le Moniteur Westphalien No, 8a, 
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aufwand verurfachen wiirde. Und warum wollte man dem 
angehenden Sjuriften, der, begierig, feine Wiffenfchaft zu ers 
gründen, die Legislation der Bundesſtaaten fich eigen zu 
machen fucht, das Studium erfchweren , wenn er den in jes 
dem Bundesftaat verftiimmelten Code Napoleon zu ſtudie— 
ven. genöthigt feyn folte? Einen im Tert oft abgeänderten 

Krrehismus läßt fi das Publitum ſchwer aufdringen, weit 

eher Veränderungen im Anhange, und eben fo beim Napos 

leonifhen Geſetzbuche Edikte im Anhange. 
| d. 

Sf die Einführung des Code Napoleon in den 
Bundesftaaten ein Gewinn für die Wiffen 
(haft. 

Diefe Frage ift im Sournal der rheinifhe Bund 

Heft 9. ©. 474 von einem fcharfiinnigen Denker verneint, 

in der Quafipriifung des ı6ten Hefts S. 1. bdiefes Sours 

nals aber bejaht worden. 

Wir müſſen hier den Gewinn, der durch bie Einfüh⸗ 
tung des Code a) für die Vorbereitungswiſſenſchaften und 
b)-den der für die Rechtswiſſenſchaft ſelbſt erwächſt, le 
ders prüfen. 

Der Nedner in den motifs du projet de loi eoncer- 
nant le Code Napoleon &. VII. (der Staatsrath Bigot- 
Preameneu) ſagt: »Il (le Code) suppose une science 
» approfondie , tant des lois anciennes du pays, que 
» du droit romain ,« und Portali® hatte fehon vorher 
das nämliche gejagt in den Worten: » On ne saura ja- 
»mais le nouyeau Code civil, sion n'etudie, que 
»ce Code.« Sol nun aber das römiſche Recht, und zwar, 
wie fihs verfteht, aus den Quellen ftudiert werden, fo fest 
dies, wie vorhin auch die vollkommene Kenntniß der lateinis 
fhen und griedhifchen Sprahe voraus. Indem man fi) 
aber audy den Code Napoleon, den style du barreau eis 
gen machen foll, wird die Kenntniß der frangöfifchen Spras 
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che nothwendig vorausgeſetzt, eine ſchwere Sprache, — die 
gebildete Deutſche, die auf Erziehung Anſpruch machen woll⸗ 
ten, zwar redeten und ſchrieben, ſelten aber gründlich und 
mit allen ihren Nüancen erlernten. Durch die Einführung 
des Napoleoniſchen Geſetzbuchs, iſt aber die franzöſiſche 
Sprache nicht nur den Richtern und Sachwaltern, ſondern 
auch den adminiſtrativen Behörden, da auch ſie auf die Ge⸗ 
ſetze oft recurriren müſſen, ein unumgängliches Erforderniß. 
Hier zeigt ſich der Gewinn für die Humanioren, für die in 
Deutſchland vernachläßigte franzöſiſche Litteratur und zugleich 
im Allgemeinen für Bildung, Erziehung, Aufklärung und 
gute Sitten, denn wer wird es läugnen, daß durch die Lec— 
türe eines Racine, Crebillon, Corneille, Marmontel, Vol—⸗ 
taire, Rouſſeau, Diderot, der Werke des tiefen Potsdamer 
Denkers, der der Madame Genlis, Stael, und anderer, 
nebſt den obigen Vorzügen, zugleich Styl und Geſchmack 
gebildet, und in den Prozeßſchriften oder Rechtsgutachten 
unter andern die bleyerne Wörter ſintermalen, alldies 
weil, dannenhero xc. und die alte fehleppende Zweifels; 
und Entfcheidungsmethode, die wahren Kennzeichen der 
Kleingeifterey, endlich einmal werden verbannt werden. 

Allein nicht nur file die Humanioren zeigt fi) bei der 
Einführung des Code Napoleon Gewinn, fondern auch für 
die Nechtswiffenfchaft feldft. Nicht allein der Code Napo- 
leon, fondern auch das römiſche Recht fol. fEudiert werden, 
und hat leßteres gleich Feine Authorität mehr; fo gründen 
ſich doch die meiften Gefeße des Code darauf. Man muß 
daher auf die Quellen, woraus fie entftanden, zurückgehen, 
und hier bleibt dem philofophifhen Juriſten noch recht viel 
zu denken und zu fihreiben übrig. Diejenigen Gefeke aber, 
die aus dem droit du pays coutumier — oder ohne hier, 
auf und auf das römifche Neche Nückficht zu nehmen, aus 
dem Naturs und Völkerrecht entlehnt find, geben wiederum 
dem Dechtsforfcher auf die Commentatoren Pothier, Locré, 
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Maleville und- andere zu vecurriren und den Geiſt des Ger 
feßes zu erforfchen, die Veranlaffung. Sagt man aber, der 
Code giebt zu Streitfchriften wenig Stoff; fo ift diefer 
Tadel ungegründer, da ich ſchon vorhin die Weisheit dev 
Sefekgebung in der Unzweideutigkeit und Beftimmtheir der 
Geſetze fuchte, und ich es durchaus nicht lobenswerth finden 
fann, wenn in den Suftinianeifchen Pandeckten und Codex 
mit Ausnahme der Edikte, raifonnirende,” auf Schräusen ge 
ftellte, Gefeke und Commentationen , oder hier und im den 
Novellen oft mißrathene Stoffen, die‘ aber Authorität in 
foro haben, anzutreffen find, die: dem Leſer zur Kritik vder 
auf Irrwege zu‘ gerathen Die Gelegenheit ‘geben. ' Demun⸗ 
geachtet erfcheinen bei den franzöfi ſchen Rechtsſchulen häufig 
Differtationen zur Erhaltung eines Grades in der Rechts— 
wiſſenſchaft h) nicht um die Duntelheit der Geſetze zu zei⸗ 
gen und das Beſte herauszuziehen, fondern um die wohl 
thätige Abficht des Gefekgebers , die Anwendbarkeit des’ Ger 
- feßes auf befondere Fälle, obder Gründe von Omiffionen im 
der Gefeßgebung z. B. der a * m N, deut⸗ 
lich darzulegen. | er 

Die Nechtswiffenfchaft — alfo durch den Code 
Napoleon, eine neue Anſicht und die Gelegenheit dazu folk 
ten wir Deutfche mit Dank erkennen. 

Ueber den Code de procedure werde ich) noch beſon⸗ 
ders meine Meinung äußern, bemerke aber nur, daß das 
darin verordnete Plaidiren auf die Beredſamkeit den 
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h) Ich führe hier einige neuere an; So erfihien bei der 
Rechtsſchule zu Koblenz ı) am .6. Aug. ı807 Dissertation sur 
la legitimation et la reconnoissance des Enfans naturels par 
Frangois Charles Stosslacher. 2) am 24. Aug. ı807 Disser- 
tation sur l’obligation des heritiers et autres successeurs, 
de payer les dettes de la succession par P. D. J. Bitter. 
3) amı 29. Fehr. ı808 Dissertation sur les principes gene- 
raux du droit de change par Balthasar Joseph Sugg. 

20. 
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mwohlthätigften Einfluß. hat. Wo fand man je dies Talent 
mehr cultivirt als zur Zeit, dev Republik in Rom, und feit 
Jahrhunderten in England und Frantreih. Der Much, öj—⸗ 
fentlich zu reden, fein Recht öffentlich zu vertheidigen, ers 
zeugt eine anfländige Freiheit, Fortſchritte in der Sprade 
und Kraft im menjhlichen Geiſte. Dieje Vortheile zeigen 
fih in Frankreich, und ‚England, warum wollten wir Deuts 
ſche fie verfhmähen! Dies fragte mit Recht der tiefdens 
ende Minifter der Suftig und des. Innern, in der den 
Reicheftänden vorgelejenen Darftellung der Lage des Königs 
reichs Weftphalen, in ‚folgenden energifhen Worten: L’au- 
dience n’est pas, dans Vos usages; mais pourquoi 
n'’essaierait-on. pas d’approprier a la Westphalie, 
‘ une institution brillante? Ou Demosthene et Cice- 
ron, ces maitres de l'art- oratoire , -ont-ils des admi- 
rateurs ‚plus eclaires? Cette admiration sera-t-elle 
sterile? et lorsque Ja litterature allemande se pique 
de rivaliser avec celle de. toutes les nations moder- 
nes, lorsqu'elle vante,ses poetes ‚ses historiens, ses 
ecrivains faudra-t-il qu’elle nait jamais rien a dire 
de ses orateurs? i) 





i) Moniteur Westphälien, ' Supplement au No. 84. 


Ar —— 
* 


nn 


— — —— —— —— — 


307 
26. 


Traite ‚elatif @ a la cession..des poete du. Duche 
d’Anhalt-Coethen, en faveur du Royaume 
.de W estphalie,, entre .M. M. de ‚Neuvier, 
‚Inspecteur des: postes ,.relais et messageries 
du Royaume, Pauli directeur des postes de 
Magdebourg, stipulants d’une part et M. M. 
de Cornberg, Mgrechal' de la Cour et Berg- 
hauer Conseiller de la Cour de Son Altesse 
Serenissime le’ Duc regnant d’Anhalt-Coethen. 





Art. 1. J 
8. A. $. le Duc regnant d'A. C. cede a la direction- 
generale des postes du Royaume de YVestphalie toutes 
ses droits sur les postes de son. duche et declare su, 
primes ipso Vaeto toutes les autres offices étrangers 
au royaume de Westphalie. De 
ART. 2. 

La franchise absolue aura lieu' relativement à 
l’envoy, ou reception des lettres sinıples, ou. paquets 
et argent , par, ou, pour 9. A, S. L. et r. dA, .C.y 
mais, seulement dans le royaume de ———— et le 
duché d’Anhalt-Coethen. - ., : ” 

Art. 3. 

La franchise limitee aux lettres seulement aura 
lien pour les chambres administratives.'des domiaines 
et de la regence du duche, lorsqu’elles seront: sous 
bandes, et qu'il sera enonce sur l’adresse que c'est 
pour affaires de service, aucun membre de ces au- 
thoritees ne pouyant pretendre à la franchise indi- 
viduelle, 
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Anr. 4. 

La direction-generale se reserve le droit d’agir 
confornı&ment a Varticle ı5.. du decret du 16. Avril 
sur les franchises;, .tontre tout contrevenant ä. ses 
dispositions, et $. A. S. promet d’employer toute son 
authoritde pour maintenir les droits de la direction- 
generale sur cet objet. : Ex u 
= . 07 (Ant. du, Bere 

La direction - generale des postes de VWVestphalie 
s’empressera toujours de repandre: aux. desirs de S. 
A. $. dans les presentations a des places d’employes 
de poste, toutes les fois, que les interets de Sa 
Majeste seront compatibles avec le personnel des su- 
jets proposes, 
" 217 Ant. 6. | 

Les employes des postes dans le duché ne peu- 
vent jouir d’aucun privilöge persönnel, à l'exception 
de töut ce qui doncerne les postes; ils seront regar- 
des comme sujets du pays, oü ils se trouveront 
et seront soumis aux loix du duche. Toute fois en 
tant que le service'des’postes n'en souffriroit directe- 
ment, ni indirectöment, 'et dans ‘ce 'dernier cas, $.A. 
S.-s’engage ä'en fäire prevenir ‘de suite la direction- 
generale , qui. auroit ‘A 'aviser arx'moyens convena- 
bles pour que le service ne fut päs interrompu. 

Anr. u 

Les employes des postes serdht tenus d’indiquer 
d'après 1a carte, aux preposes des douanes, qui doi- 
ze. toujours se trouver devant la mäison de pöste, 
x larrivee des chariots de poste, tous les ;paquets, 
erriv&s, pour les habitans de la ville, afın que les 


do ier - 
2 uaniers puissent y mettre le sgeau, comme cela 
est pratique jusqu’ä present, | ö 


309 


Arr. 8. 


Les extrapostes sont tedes egalement par $. A, 
Sala direction-generale des pestes du royaume de 
Westphalıe, le maitre de poste, et les bourgeois de- 
signes par les agents de $. A. $. continueront de 
fournir les chevaux necessaires au service des extra- 
postes le prix leur en sera paye en argent de con- 

vention d’apres le tarif du royaume de Westpualie 
moyennant la retribution .attribuee au maitre de po- 
ste par le tarif. 

Anrr. 9. 

Les chariots de poste, les postillons charges .des 
lettres et paquets de la poste, ou lettres, les estaf- 
fettes et toutes les premiers ‚fonctionnaires de poste 
de Sa Majeste le Roi de Westphalie seront francs de 
tout droit de peage sous quelque denomination que 
le soit., dans toute l’&tendue du duche d’Anhalt- 
Coethen. 


ArT, 10. 

Les armes de Sa Majeste le Roi de WVestphalie 
et celles de S. A. S. le D. r. d’A. C. seront places 
au-dessus de l’entree et à l'in (ex) terieur des mai- 
sons des directeurs et maitres de poste. 


Art. ıı. 

S. A. S. le Duc d’A. C. pour donner une preu- 
ve de son entier et respectueux devouement envers 
Sa Majeste le Roi de Westphalie consent, que les 
directeurs, maitres de. poste, employ&s des postes 
Waguemaitres, facteurs et postillons portent l’uni- 
forme designee d’apres le decret de l’organisation 
des postes en date du 11 Fevrier 1808. et ils se confor-: 
meront en tout ce qui les concernent d’apres la te- 
neur de ce decret. 


ÄRT. 12. 

Pareillement les Bourgeois , qui d’apres l'article 
8. du present traite conduiront en extraposte , se- 
ront assujettes a tous les reglements et ordonances 
de police actuellement en activite ‚,' ou qui pouraient 
ötre etahlis par la suite ,„ par la direction generale, 
les postillons devront &tre en uniforme exactement 
comme ceux du Royaume de Westphalie. 

Art. ı3, 
Comme le service des postes necessite une sub- 
- ordination entiere de la part des employcs subalter- 
nes envers leurs — S. A. S. dans toutes les 
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cas,” ou une punition ‘devroit &tre infligee , authorise 
les directeurs et maitres de postes ä punir leurs 
subalternes, möme par la prison: et dans ce cas le 
directeur de police ex&cutera les ordres donnees par 
les directeurs et maitres de poste, au nom de S. A. 
S. et les directeurs ou maitres de poste rendront 
compte par Ecrit au directeur de la regence du temps 
pour le quel ils auront condamnds en prison et de 
motifs de cette punition. 
Art. 14. 

‚Dans toutes les cas, ou il surviendrait des difh- 
cultes entre les directeurs ‚„ maitres de poste et les 
habitans du duch pour fournitures approuvees par 

\la direction generale, ou reparations de ehariots de 
poste ,„ ou autres reparations quelconques pour le 
service: des postes, les juges du duche en peesdront 
seuls .connoissance et jugeront. u. 

Art. 15. 

‘»’Toutes les loix , reglements , tarifs et modes de 
comptabilit & qui seroient adoptees pour les bureaux 
du: Royaume;:de 'Westphalie‘ auront leur pleine et 
entiere execution dans les bureaux cedes par le pre- 
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sent traité, ou qui pourroient- êre &tablis- dans les 
etats de S. A. S. le D. d’A. C. si la Airection géné- 
rale le trouvoit convenable de m&me , que dans les 
Bureaux de poste du Royaume de Westphalie. 
Arr. ı6. —— 
La présente convention aura son plein et entier 
effet, sauf la ratification de S. A. S. le duc d’A.'C. 
d’une part et celle du Ministre des finances du Ro- 
yaume de Westphalie d’autre ‚Path pendant vingt an- 
ndes consecutives a dates du ı5. Juin 1808. jusqu'au 
ı5. Juin ı828, et elle sera obligatoire dans toute sa 
teneur, entre les parties contractantes et tout suc- 
cesseur quelconque. 


9% 
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Arr. ı7. 

La dite convention ne pourra être annullee ou 
renouvellee, que d’un commun accord, elle seroit 
anullce de droit a defaut par la direction generale 
de remplir les engagements, aux quels elle s’est sou- 
mise par le present traite mais elle ne pourra conti- 
nuer tacitement apres l’expiration , et devra etre re- 
nouvellee expressement. ! 

Fait double à Dornbourg *) le eing Juin mille 
huit cent huit, 

pr NEUVIER DF CORNBERG 
Pauur. BERGHAUER, 


Nun folgen die Genehmigungen des General⸗Poſtdirek⸗ 
tors und des Finanzminifters unter den datis Kaffel den 
11. und ı2. juni 1808. und tft der Vertrag, nach einge 
gangenem höchſtem landesherrl. Reſkripte, durch eine Verfü— 
gung hieſiger Landesregierung unterm 16. Juni, dem hieſi⸗ 
gen Poſtamte bekannt gemacht, auch ſind, da nach einer 


Ein -Luiifchloß des Herzogs ven Cöthen an der Elbe, in 
dem ehemaligen Zerbiter Landesantheile gelegen. 
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Uebereinkunft vom 24. März 1699 das hieſige Poftamt, 
als zwiſchen den Oberpoſtämtern zu Magdeburg und Leip— 
zig inne gelegen, den preußiſchen und ſächſiſchen Behörden 
überlaſſen war, auch wechſelſeitig von dieſen beſetzt wurde, 
die deßfallſigen Poſtſchilder abgenommen und den Oberbehör— 
den zu Dresden und Berlin davon Nachricht ertheilt wors 
den. ‚Die. Ertrapoften waren Bisher. herzoglich ohne alle 
weitere Einmiſchung „anderer: Die einigen Pofthaltereien, 
wozu Bürger an den Orten, mo folche etablirt find, von 
preußifcher Seite genommen wurden, jedod mit Concutrenz 
der Landesherrfchaft, hingen von den nächſten preußifchen 
Poftämtern bisher ab. 

Gleiche oder ähnliche Eonventionen follen auch die hers 
zogl. Häuſer Deffau und Bernburg wegen der dort befindlis 
hen, bisher reſp. Preufifhen und Anhaltiſchen Poft, ges 
fhloffen Haben.. Cöthen, 4. Juli 1808, 
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Organiſation der oberſten Staatsbehörden im 
Grosherzogthum Baden. 





Carl Friedrich von Gottes Gnaden Grosherzog zu 
Baden, Herzog zu Zähringen u. ſ. w. 
Fügen hiemit zu wiſſen: 


ie Reihefolge der wichtigften Veränderungen, welche die 
Auflöfung der Berfaffung des deutſchen Reichs und die Bil; 
dung des Rheiniſchen Bundes herbeigeführt haben ; die Eins 
verfeibung fo verfchiedenartiger Lande in Unſern Staat, die 
sa denehmung , daß, ungeachtet, der von Uns erlaſſenen 
nſtitutiv ⸗Verordnungen, beſonders derjenigen vom 2oſten 
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Marz vorigen Jahrs, neue Verfügungen nothwendig find; 
die vielfältigen Erfahrungen über die, den Zeitforderungen 
mehr entfprechenden Verwaltungsformen; bie jlingften Vor— 
gänge endlich in den beiden größeren Bundesftaaten Balern 
und Weſtphalen, fprechen das Bedürfniß Närker als je aus, 
Unferm Grosherzogthum eine Grundverfaffung und zweck 
mäßigere Verwaltungsordnung zu geben. 

Wir find daher entfchloffen, die Staatsverwaltung auf 
einfache und pragmatifche Grundſätze, welche dem Geifte der 
Zeit entfprechen, zurückzuführen; Wir wollen, daß, nad Inn; 
halz der dariiber. bereits erlaffenen Reſkripte, die verfchiedes 
nen Provinzial:Gefeßgebungeh aufgehoben und der Code, 
Napoleon, als das vorzügliche Refultat gefeggebender Weiss, 
heit, mit einiger Nickfiht auf die, wegen der Landes-Eigen⸗ 
heiten nothwendigen Modifikationen und der in Frankreich 
wieder neuerdings eingefiihrten fideicommiffarijchen Eigen⸗ 
thumsverhältniffe eingeführt werde. Wir mollen, daß mit. 
Anfang des Jahres 1809 diefe Einfiihrung ſtatt finde. Wir. 
wollen ferner ein gleichförmiges, auf wichtigen Verhältniffen 
beruhendes Abgabeſyſtem gegriindet, durch Tilgung der durch 
die Kriegsverhaltniffe angewachfenen Schuldenmaffe den. 
Staatskredit erhoben, und mittelft einer Landesrepräfentas 
tion, wie fie in Weftphalen und Baiern eingefiihre worden, 
das Band zwifchen Uns und den Staatsbürgern noch tiefer, 
wie bisher, geknüpft wiffen. Wir mollen, daß mit dem 
Seifte der Humanität und des Rechtes, welcher — Wir 
können es mit einiger Beruhigung fagen — feit fehs Jahr— 
zehenten Unſere Pegentenhandlungen geleitet hat, auch in. 
dem Getriebe der Verwaltungszweige mehr Einheit und Zu: 
fammenhang, in den Gefchäftsformen eine größere Einfachs 
heit und in der Vollziehung die möglichfie Schnelligkeit und 
Kraft Hervorgehe. Dies find die aus dem Gefühle Unſerer 
Degentenpflicht hervordringende Wünſche und es ift das Re— 
fultat veifer Betrachtungen, wenn wir Uns bewogen fehen, 
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nad dem Gehalte und der Wichtigkeit derfelben folgendes 
zu befehlen. 

Wir Heben das bisher beftandene Geheime⸗Rathskolle⸗ 
gium, als oberfte Staatsbehörde , hiemit völlig auf und die 
Centralverwaltung: des Staats. theile fih mit Rückſicht auf 
das Reſkript vom 20. März vorigen Jahre, 

I. in fünf Miniftertat Departements, nämlich: 

ı) ber Juftiß, 2) der auswärtigen Verhältniffe, 3) des 

Innern, 4) der Finanzen, 5) des Kriegswefens, 

Die Sefchäftsfphäre eines jeden und "die darinn zu 
beobachtende Ordnung wird durch ein eigenes, das vorige 
erläuterndes Reſkript vorgezeichnet werden‘ *) Im Allgemeis 
nen aber hört die bisher ſtatt gefundene Collegialform der 
Departements auf. Es wird jedem Minifterialdepartement 
sin Mihifter vorgefeßt, ihn fuppliet bei deſſen Verhinderung 
oder Abwejenheit der erfte vortragende Neferent, welcher den 
Titel eines Minifterialdireftors träge. Den Departements 
merden fo viele Referenten beigegeben, als die Maffe der 
Geſchäfte es erfodert. Sie tragen den Titel geheime Nefe: 
vendarien. Mehrere Minifterien können in einer: Perfon 
vereinigt ſeyn. 

I. Um unfre höchfte Perſon bilden Wir einen Kabi; 
netsrath. Mitglieder deffelden find, außer den meiter unten 
genannten, die dazu durch fpeziellen Auftrag einberufenen 
Spndividuen. Sie tragen den Titel von Staatsräthen. Se, 
nen außer Unferer Reſidenz angeftellten, aber zu KRabinete: 
Arbeiten einberufenen Staatsräthen wird ein Erfaß fiir Meis 
fe und Dauer der Anmefenheit reaulirt. Im Fall der Mir 
nifter eines Departements den Zutritt erhält, fo hat ihn zu: 
gleich bei etwaiger Derhinderung der ihn fupplivende Diref; 


tor. Im Fall der Staats; und Kabinetsminifter , oder der 





— —— ns 


*) Diefe am näntichen Tage erſchienene Verordnung liefern wir im nüch— 
ten Sefte 


- 
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Kabinetsdirektor abweſend oder verhindert find , werden Dies 
felbe durch Unſern fpeziellen Auftrag fupplire. Der Kabis 
netsrath wird durch Uns ſelbſt, bei Unſerer Abweſenheit oder 
Verhinderung von dem Kabinetsminifter oder Kabinetsdirek⸗ 
tor präſidirt. Der Staatsſekretair hat die Aufficht und Leis 
tung der Kanzlei. Alle Angelegenheiten, welche vor Linfere 
höchfte Perfon zu bringen find, alle Verfügungen, welde 
auf Unfere befondere Befehle veranlaft werden, gehen durch 
den Kabinetsrach. Derfelbe hat wöchentlich zwei Sikungen. 
Sjeder Chef eines Departements, weicher in diefelbe zu ſchnel⸗ 
lerer Erledigung eines Gefchäfts:Segenftandes berufen wird, 
bat den Vortrag deffelben und kann den einfchlägigen Nefes 
renten mit ſich bringen. Alles was aus den Departements 
in.den Kabinetsrath kömmt, geht in Verichtsform, mit Ans 
fchluß der Hauptakten, wo es nothmwendig if. Bei Linferer 
Anwefenheit im Kabinetsvarh find die Stimmen der Mits 
glieder deffelben berathichlagend, in Unſerer Abwefenheit nach 
Mehrzahl entfcheidend. Bei gleihen Stimmen giebt ber 
Kabinetsminifter den Ausfhlag. Jedoch find uns die gefaßs 
ten Beſchlüſſe vorzulegen. - Alle Ausfertigungen des Kabis 
nietsrarhs werden von dem Staats; und Kabinetsminifter 
unterzeichnet und von dem Staatsſekretair contrafignirt. 
Jene Ausfertigungen, welche öffentlich kund gemacht und 
mit Unſerer höchſten Unterfchrift begleitet ſeyn müſſen, wer⸗ 
den von dem Staats» und Kabinetsminiſter contrafignirt.. 
Der Staatss und Kabinetsminifter trägt: Uns jene Beſchlüſ— 
fe vor, welhe M Linferer- Abwefenheit gefaßt worden, und 
Unfere höchſte Sanction erfodern. 

II. Zur Vorbereitung der Gegenftände von größerer" 
Wichtigkeit, Entwerfung von Grundgefeßen und Hauptver— 
ordnungen nad) ihren Srundzligen, befonders was Auflagen und 
Finanzgeſetze, Landerverfaffung u. f. w. betrift; fo mie die 
Frage: oh ein PVermaltungsbeamter von jeder Klaffe entſetzt 
oder vor Gericht geſtellt werden ſoll? — conſtituiren Wir 
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einen Staatsrath. Staatsräthe find: in Zukunft alle Mit 
glieder des Kabinetsraths, die Staatsminifter , die Miniftes 
vialdirektoren , der Vorſtand des Dperkirchenraths, die Präſi— 
denten der Landeskollegien und ihre Direktoren. Mit Auss 
nahme der Staagsräthe im Kabinet und. der Staatsminiſter 
können die iibrigen nur dann in. den Sitzungen erfcheinen 
wenn fie berufen werden. Staatsräthe fomohl als jeder ans 
dere. Staatsdiener , können aber vor fünfjährigem Dienft 
auf feine lebenslängliche Anftellung Anipruc machen; feiner 
endlich kann wegen Verfekung einen Anſpruch erheben. Wir 
veriprechen denfelben jedoch, daß bei Verfeßungen in finanz 
ziellen Verhältniſſen ohne vechtliches Urtheil niemand zurück, 
geſetzt werden fol. — 

Der Staatsrath wird durch Uns auf Lnfern höchften 
Befehl, oder mit Unſerer Genehmigung: durd den Staates 
und KRabinetsminifter zufammenberufen, durch Uns oder durch 
Unfern Staats; und Kabinetsminifter dirigirt, wobei der 
Staatsfekretair das Protokoll führt. 

Mitglieder des Staatsraths find: 

1) Ordentlihe: Die Departementafminifter oder Die fie; 
fupptirenden Direktoren, ferner die Staats; und Kabi⸗ 
netsräthe. 

2) Auſſerordentliche Mitglieder: ine Deferenten , welche - 
den Betreff bearbeitet haben. 

Den fuccefionsfähigen Mitgliedern bes großherzoglichen. 
Hanfes männlichen Gefchlehts, wenn fie das achtzehnte Jahr 
erreicht haben, ſteht es zu, den Staatsrath zu beſuchen und 
derſelbe wird Ihnen, wenn fie anweſend ſind, angeſagt 
Auſſerdem hat auch der nächſte Erbe des großherzoglichen 
Hauſes das Recht, jeder Sitzung des Kabinetsraths beizu⸗ 
wohnen. 

Es iſt Unſer höchſter Wille, daß die im Staatsrath zur 
Deliberation genommenen Fragen nach der Mehrzahl der 
Stimmen entſchieden werden ſollen, wobei die Referenten 
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nur vota deliberativa haben. Die Ausfertigungen in Fols 
ge der Bejchlüffe des Staatsrachs gehen in das Kabinet zur 
Unterfchrift und Volkgiehung zurück. 

Zu denen in diefer neuen Drganifation benannten Stel: 
fen ernennen. Wir: 

I. Für, das Kabinetsminifterium. 5. 

a. Kabinetsminiſter, ı Kabinetsdirektor, ı Staatsrath 
und’ Staatsfefieräit, © Kabinetsräthe, 2 Kabinetgſekretaire / 
5 für das Büreau. 

U. Für das" Departement der Juſtiz. 

1 'Mihifter, 1- Minſterialdirektor 4 geheime Referen⸗ 
darien, ı Miniſterialfetretair, 7 zur Erpedition, Regiſtratue 
und Kanzlei. 

III. Für das "Deparimnent der aubwã irtigen Ange⸗ 
legenheiten. 

ı.Minifter, ı Miniferiatbirettor., 2: — Referen⸗ 
darien, ı Miniſterialſekretair, 7 ‚zur nn ꝛe. wie 
bei I. nr, Toh 

IV. Für das Saite des — * 

ı Miniſter, 1.Miniſterialdirektor, 5 geheime Referen 
darien, 3 ————— T: en — ꝛc. wie 
bei II, en Ä — ie 

Y Fürtdag Departement der Einanen, et gr, d6 
al . Minifer, ı Minifterialdiveftor , 6. geheime Referen⸗ 
darien, 3 Miniſterialſekretaire, @ Oberreviſoren, ı Reviſor, 
8 zur Expedition ꝛc. wie oben bei. II. 
Die ſenn Deyangement iſt brot die General⸗Forſt⸗ 
Kommiflion. , r 

Sie beſteht aug — en, 3 Oberforfträcßen, 
4 Eorvefpondirenden Mitgliedern , ı Sekretair, 4 zur Erpes 
dition ıc. wie oben bei II. 





*) Sie find namentlich angeführt. Bir laſſen zur Gewinnung des Raumt 
bie Namen hinweg. 
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Dem Departement des Innern find untergeordnet: 


A. Die Seneral-Studienfommilfton 
ı Direktor, 4 Räthe, 1 Sefretair. 


B. Die General:Sanitätstommiffion 
ı Direktor, 8 Medicinalräche, ı Sekretair. 


C. Die General; Staats-Anftaltendireftion 
1 Direktor, 5 Mitglieder, ı Nevifor, ı u N) 
Kanzlift, 1 Kanzleidiener. 


VI. Für das Kriegsdepartement. 

„x. Minifter. Beigegeben find 7 Perſonen; für das 
Kriegskommiſſariat 2 Kriegstommiffaire , ı Kontroleur der 
Kriegstaffe, ı Kriegszahlmeifter, 2 Sekretaire, 2 Regiſtrato⸗ 
ven, a Kanzleidiener. 


Wir verfehen Uns, daß in Folge des bisher bewieſenen 
Dienfteifers und des Unſern höchſten Vorfchriften gebühren— 
den Gehorfams ein jeder der bier aufgerufenen Staatsdie 
ner feinem neuen Dienftverhältniffe mit. Eifer entgegengejen 
und ferner feine Kräfte dem allgemeinen Wohl widmen 
werde. Sollte aber irgend einer unter: denfelben diefe er, 
neuerte Anftellung - in feine häuslichen. Verhältniſſe zu nad) 
theilig eingreifend achten; fo wollen Wir zwar feinen im 
Mege der Ordnung anzubringenden ſchicklichen Vorſtellungen 
nach aller Billigkeit das Gehör gern geſtatten. Er hat aber 
indeſſen die ihm angewieſene neue Stelle ſogleich, unter 
Verluſt feiner Aktivität mit halbem ‚Gehalt fiir den Weiges 
rungsfall, anzutreten , wobei Wir die Zuftcherugg ertheilen, 
daß den Ort wechfelnden Staatsdienern die Zugsfoften nad) 
einem billigen Maaßftabe vergütet werden follen. 


4 


Bon dem often Juli diefes Jahrs an foll diefe Ges 
(häftsbehandiung in Ausführung gefeßt werden, und ift 
diefes höchſte Reſkript fogteih durch das Negierungsblatt 
und durch die Provinzialblätter gehörig befannt zu machen. 
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Hieran geſchieht Unſer Wille! Gegeben in Unſerer Reſi⸗ 
denzſtadt Karlsruhe am 5. Juli 1808, 
Carl Friedrich. 
vdt. €, Frhr. von Dalberg. 
Auf Seiner königlichen Hoheit Spezial⸗ 
| Befehl. 
vdt. €, Fein. 


. 27, | 


Reichstag des Königreichs Weſtphalen zu Kaſſel ex: 
Öffnet am 2. Julius 1808, 





An zweiten Julius *) vjef eine noch größere Feierlichkeie 
(als die am aſten Julius, wo der König über verfchiedene 
Regimenter im Drangerie : Park Revite hielt) eine unermeß; 
lihe Menge der Einwohner aus Kaffel und den Übrigen 
Theilen des Landes an denſelben Ort (nämlich den Drange: 
vies Park). Dies war die Eröffnung der Sitzungen der 
Reichsſtände **). a | Ä 

@ Die Pracht der königlichen Majeftät, welche fih in ih: 
vem ganzen Glanze zeigte, konnte nur noch die Ehrfurcht der 
guten Einwohner von Kaffel für ihren Souverain vermeh⸗ 
ren. Die Garde und Linienregimenter bildeten die Hecke 
(la haie) vom Reſidenzſchloſſe bis zur Orangerie. Die Eins 











*) Wir bedienen uns ganz der Beſchreibung in Nr. 82. u. f. des Weit: 
»hälifhen Moniteur,; amd swar in deutſcher Sprache, da alles neben dem 
franzefifchen Terte ſteht, und fe alſo auch der deutfche als offiziell angefehen 
. werden muß. W. 

Das Zeremoniel iſt in der Nummer 8r. näher angegeben, das wir 
bier übergeben, V. J 
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wohner, welche ſich in- Menge auf den Weg I. J. M. M. 
drängten , begleiteten. Sie mit dem-tebhafteften Zurufe bis 
zu dem Saale der Stände. ' Hier erwarteten neue Freudens; 
bezeugungen J. J. M. M. und die von den Mitgliedern 
der Stände repräfentirte weftphälifche Nation brachte Ihnen 
in dem nämlichen Augenblick die Huldigung ihrer Liebe und 
ihrer Treue dar. 

Ihre Majeftät die Königin kam umgeben von Ihren 
Pallaſtdamen und allen Offizieren Ihres Haufes vor dem 
Könige an. Höchſtdieſelbe wurde durch den Herrn Grafen 
von Schuienburg, Präfidenten der Stände an der Spike 
einer aus ihrer Mitte genommenen Deputation in den Saal 
eingeführt. Bald. darauf kündigte der Donner der Kanonen 
auch die Ankunft des Könige an. Se. Majeftät wurde 
gleichfalls durch den: Präfidenten und eine Deputation der 
Stände eingeführt. Vor Sr. Majeftät gingen die Minis 
Ber, Großbeamte der Krone, die Offiziere deg königlichen 
Hauſes und. die Adjutanten. Se. Majeftät ließ ſich auf 
Ihrem Throne nieder; rechts und links ſaßen die vier Mis 
nifter auf vier kleinen Bänken, während weiter vorwärtg 
auf der andern Seite der Oberfammerherr als Grofigeremo: 
nienmeifter und auf „der andern, ber . Srofftallmeifter auf 
Seffeln faßen. Hinter dem Throne befand fich der — 
der Garde und der Großmarſchall des Pallaſtes. Der 
niſter des. Innern erhob ſich nun, und bat Se. Majeftät um 
die Erlaubniß, Allerhöchſtdenſelben die Mitglieder der Stäns 
de zur Eidesleiftung vorftellen zu dürfen. Sie wurden hier: 
auf einer nach dem andern durch den Zeremonienmeifter aufs 
gerufen und leifteten einzeln den Eid am Fuße des Throns 
in franzöfifcher und deutſcher Sprahe. Nach gefchehener 
Eidesleiftung hielt der König folgende Rede: 

Meine Herren NReichsftändet - 

Ungeduldig erwartete ich den Augenblick, in Eurer Mitte 

zu feyn. 


— 
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Was ich für die Organifirung, für die Ausführung der 
Verfaſſungsakte gethan, wird in einer andern Sitzung Mein 
Minifter des Innern Euch vortragen; er wird Eud) die Lage 
des Reichs darftellen. 

Heute, bei Eröffnung der Sißungen, will ich felbft Euch 
fagen,, was ich fiir meiner Völker Wohl und Ruhm, uns 
trennbar von dem Ruhm und Glück meines Throns, von 
Euch erwarte. 


| Die Vereinigung der verfchledenen Herrſchaften, welche 
Beſtandtheile dieſes Reichs wurden, erfodern eine gänzliche 
Umſchmelzung ihrer Geſetze; das fehlerhafte, verwickelte, 
muß aufhören; was in einem Lande gut war; ſoll allgemein 
werden; aus den franjzöſiſchen Einrichtungen iſt zu entleh⸗ 
nen, was ein Theil Europens nachzuahmen eilt und ſich be⸗ 
ehrt, und mit unſerer Verfaſſung die meiſte Verwandſchaft 
hat; ſo daß überhaupt aus der Mannigfaltigkeit beſonderer 
Anſtalten Ein Ganzes werde. 


Ich habe in Meiner Gegenwart von Meinem Staats; 
rath Dekrete, welche ich zu dieſem Zwecke erlaſſen mußte, 
und Gefekvorfhläge, die man Euch vorlegen wird, prüfen 
und ordnen laffen, 

Ich zweifle nicht, Ihr werdet diefelben mit den Sectios 
nen Meines Staatsrathe noch einmal unterfucht, gern ans 
nehmen. 

Befonders empfehle ich die öffentliche Schufd. 

Sie beſteht aus neuen Schulden, Folgen des Kriegs, 
und aus den alten. Durch die Verfaffungsafte vom ı5ten 
November find beide eine gemeinfame Laft. 

Wo wäre die verfaffungsmäßige Einheit und Gteichheit, 
wenn man Privatverhäleniffe der einzelnen Landfchaften aufs 
fer Verbindung mit dem allgemeinen Wohl betrachten müßs 
te. Wenn man Provinzialabgaben und Kaffenverwaltungen 
wieder einführen und fo die alte Ausmarfung herftellen folks 

21. 
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te, die der neuen Eintheilung und einer gemeinfamen Ders 
waltung geradezu entgegen firebt. 

Die Verfaffungsakte fodert fir die Kriegefteuer Gewährs 
feiftung. Diefe Gewährleiftung würde wohl niemand annebs 
men von Pandftänden, die nicht mehr find; von den Reichs⸗ 
ſtänden muß ſie kommen, in deren Verſammlung alle Pros 
vinzialftandfchaften fi ich) vermifcht haben: 

Aus verfchiedenen. Völkerſchaften und ihren Verhältnif: 
fen fchuf die Verfaffungsatte Ein Ganzes; unter diefe Vers 
hältniſſe gehören auch die Schulden. Euer, der Verfaſſung 
zugeſchworner Gehorſam verpflichtet Euch, ſie zuſammen zu 
übernehmen und zu bezahlen. 

Die Sprecher meines Staatsraths werden Euch ein 
Mittel vorſchlagen, dieſe Laſt faſt unmerklich zu machen, und 
ſie in der Friſt weniger Jahre völlig zu tilgen. 

Die Theilnehmung des ganzen Königreichs an der Nas 
tionalfchuld wird das Siegel der Vereinigung aller feiner 
Theile feyn. Alsdann ift ‘fie vollfommen, wenn man Die 
Theile vollends nicht mehr unterfcheider. Alsdann feyd Ihr 
eine Nation, die nur Ein Sntereffe, nur Einen Gemeingeift 
kennt, durch ihre Einheit , ihren Kredit und * Finanzwe⸗ 
ſen ſtark. 

Stark auch militairiſch wird ſie ſeyn duch die Eigen: 
fhaften, welche Eure Wäter von jeher auszeichneten. Die 
Militairkonftription wird die Entwicelung derjelben allges 
meiner machen, Die Konffription ift eine, den meiften von 
Euch nicht fremde Sache, welche durch die Menge von Auss 
nahmen für einen Stand läftiger wurde. Solche Ausnah— 
men find nicht mehr. Die erfte Pflicht iſt, dem Vaterland 
und feinem König zu dienen. Sie liegt jedem ob, den phy⸗ 
ſiſches Unvermögen nicht hindert. 

Mehr als je iſt wahr: Um Friede zu haben, muß man 
zum Kriege gerüſtet ſeyn. Nicht als glaubte ich, Unſer 
Triede möchte bald geftört werden. Meine Zuverficht berw 
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het auf den Verhäftniffen der Freundfchaft und DVerwandts 
haft, weiche mich mit Frankreich fo eng verbinden, auf dem 
guten Einverſtändniß mit den benachbarten Fürften, und auf 
der Einftimmung des feften Landes wider den gemeinfamen 
Feind. 


Tapfere, biedere Weſtphalen! Bei diefem feier 
lihen Anlaß der erften Uebung Eurer verfaffungsmäßigen 
Rechte werdet Zhr Eure Ergebenheit an Meine Perfon d:5 
durch bemeifen, daß Ihr Meine Adfichten für das Wohl des 
Uns allen am Herzen liegenden Reichs unterftüßt, 


Wir wollen mit einander arbeiten; Ich als König, als 
Vater, Ihr als treue, als liebende Unterthanen. 

Diefe Rede wurde mit vielen Beifallsbezeugungen und 
dem Ruf: Es lebe der König! Es lebe die Könis 
gin! aufgenommen, und als fie zu Ende war, wurden J. 
% M. M. durch den Präfidenten und die Deputation der 
Stände, Eine nad) der Andern in einen Sallon des Drans 
geries Pallaftes ‚wieder zurückgeführt, Nachher begaben fich 
Höchſtdieſelben in der nämlichen Ordnung und mit eben dem 
Gefolge, worin fie gefommen waren, nad dem königlichen 
Pallaft wieder zurücd. Eine Salve von zı Kanonenfchüffen 
verfündigte die Abfahrt Ihrer Majeftäten. 


Am 4ten Julius hielten die Neichsftände ihre erfte, *) 
Sitzung, wo. fie.fih mit der Ernennung der Mitglieder aller 
Kommiſſionen befchäftigten und zur Finanz, zur Civilgeſetz⸗ 
gebungs- und zur Kriminalgeſetzgebungs-Kommiſſion. 

Am Gten begaben ſich ſämmtliche Mitglieder nach dem. 
Napoleonshöhe Pailafl. Der König auf feinem Throne, 
umgeben von den Großbeamten der Krone, von feinen Mir 
niftern, von den Mitgliedern feines Staatsrarhe und den 
Beamten des königlichen Haufes, ließ; dieſelbe vor fih. Der 








» ©) Here von Verlepf nennt fie in ſeiner Rede Die wote. 
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Präſident der Stände, Kerr Graf von Schulenburq⸗Wolfs⸗ 
burg, überreichte Seiner Majeftär folgende Botſchaft: 
Sire! 

Es iſt die lebhafteſte und ehrfutchtsvolleſte Dankbarkeit, 
von welcher, vor dem Throne verſammelt, die Stände des 
Königreichs ſowohl durch die Wohlfahrt der königlichen Zus 
ſammenberufung als auch durch die väterliche Anrede, wel— 
cher ihr erhabner Monarch fie vor der Eröffnung ihrer Siz— 
zungen gewürdigt hat, ſich innigft durchdrungen fühlen. 

In diefem Augenblick eben fo Hoc geehrt durch Ew. 
Majeftät Vertrauen, als zuvor durch das Vertrauen ihrer 
Mitbürger, werden fie ernftlich bemilhet feyn, das erfte zu 
verdienen, das andere zu bewahren. 

In ehrfurchtsvoller Erwartung deffen, was Ew. Majeftät 
der huldreichen Ankiindigung zufolge, von Ihrer Seite den 
Ständen eröffnen zu laſſen geruhen werden, verfihern dielels 
ben Eure Majeftät in tieffter Unterthänigkeit, daß fie die 
hohe Adficht lebhaft dankbar verehren, den Bediirfniffen und 
Drrsverfaffungen der gefammten von Eurer Majeftät glücks 
fich beherrſchten Länder diejenigen Anſtalten anzupaffen, des 
ten Gemeinnüsßigfeit fiir den Wohlftand des ganzen Königs 
reiche von Alferhöchftdenfelben anerkannt feyn wird. 

Diefer Wohlftand des ganzen Königreichs, fein Glück 
und fein Ruhm, weiche Eure Majeftär ſelbſt fir ungertrenn; 
ih von dem Glück und Ruhm des Throns erklären, fol 
von nun an unfer höchftes, unſer einziges Ziel feyn. Dem 
gemeinfchaftlichen Vaterlande Weſtphalen mit Liebe ergeben, 
erinnert fich jeder MWeftphale künftig der vormals beftandenen 
Abmarkung von Ländern und Gebieten nun allein, um fid) - 
zum Werteifer in der Erreichung der mweifen Abſichten einer 
beglückenden Regierung zu ermuntern. | 

Insbeſondere ift die danye Nation davon — daß 
es aller junger Bürger Pflicht ſey, aufgefordert zum Dienſte 
des Königs und Vaterlands die Waffen zu tragen; aber ſie 
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fühlt fich zugleich zu hoher "Freude belebt, durch die von 
Euer Meajeftär ihr eingeflößte Hoffnung, daß der Friede bei 
ftehen werde, ohne Zweifel das ficherfte Mittel, die tiefen 
Wunden zu heilen, welche ihr durch die em Ben 
gangenheit gefchlagen worden find. 

Seruhen Euer Majeftät die heifen Wünſche der Stan 
de fir die Ehre und das Glück Ihrer Regierung gnädigſt 
zu genehmigen und fich die ehrerbietigen Huldigungen gefals 
len zu laffen, weiche fie zu ihren Füßen ablegen, mit der 
demüthigen Bitte, fie mit der füniglichen Gnade fernerhin 
zu beehren, welcher fie würdig zu ſeyn, ſich alle Zeit eifrigſt 
beſtreben werden. 

Se. Majeſtät hat hierauf ohngefähr in folgenden Aus— 
drücken geantwortet: 

»Ich habe mit Vergnügen den Ausdruck der Geſinnun— 
gen vernommen, welche die Mitglieder der Reichsſtände an 
den Tag gelegt haben. Ich bin gerührt von ihrer Anhängs 
lichkeit an meine Perfon und von ihrem Entſchluß ben Glanz 
des Throns, das Glück meiner Völker und folglich auch ihr 
eignes Wohl befördern zu mwollen.« 

Nach diefer Antwort erhob fih der König, und die 
Mitglieder der Stände entfernten fih aus dem Thronſaal, 
wohin fie aufs neue geführt wurden, um J. M. der Könis 
gin ihre Huldigungen darzubringen, welche fie ganz vorziigs 
lic) gnädig empfing. 

In der Sitzung der Neiheftände am ten Julius vers 
las der Herr Minifter des Juſtizweſens und der innern Ans 
gelegenheiten , folgende Darftellung‘ der Lage des 
Königreichs. | 

Meine Herren Reihsftäande! 

Des Könige Majeftät hat mir aufgetragen, Ihnen die 
Page des Reichs zu ſchildern. In diefem Gemälde erkennen 
Sie die Vortheile der neuen Verfaſſung; die ſtete Sorge 
des ‚Könige, diefelben Ihnen Fortdauernd zu fihern, und 
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wie viel Sie thun konnen, feine väterlichen Seflinnungen zu 
unterftügen. Neben den glücklichen Früchten, welche in 7 
Monaten aufblüihen mochten, werden Sie zahlreiche Keime 
derjenigen bemerken, deren Entwicklung die Regierung be: 
reitet, welche die Zeit, und, meine Herren, Ihre Rathfchläge 
zur. Reife fördern werden. 

Die Völker, deren Vertreter Sie find, fo” lange fie uns 
ter viele Herrfchaften getheilt waren, hatten feinen Anfpruch 
auf ruhmvollen Rang unter den Nationen, 

Hannover, für feine Sicherheit zu fern von dem Mit: 
telpunkte der Brittifhen Macht, war auf dem feſten Lande 
wie ein Unterpfand gegen ungerechte Anfpriiche der englifchen 
Könige. 

Die preußifchen, meift vor nicht langen Jahren zuſam⸗ 
mengebrahten Provinzen einer von Friedrich über ihre na: 
türliche Größe erhobenen Monarchie, waren in die Unfälle 
des Nachfolgers verwickelt. 

Braunfhweig und Heffen, von dem politifchen Syftem 
ihrer Nachbarn fortgeriffen, erhielten fich ‚| leßteres durch bie 
Ueberlaffung feiner tapfern Krieger in auslandifche Dienfte, 
DBraunfhweig durch die Weisheit und gute Verwaltung des 
Fürften ; ein vorübergehendes Glück, welches an dem Leben 
eines Mannes hieng. 

Die Vereinigung diefer nicht — Staaten gibt jes 
dem derielben mehr Neihthum nnd Kraft. Es fallen die 
Hemmungen ihres Handels und Wandele. Eine Nation 
fieht auf, wo Provinzen waren; Gemeingeift erhebt fich, 
wo locale und faſt perfönliche Intereſſen die Anſicht bes 
fhränften. Jene, dem allgemeinen Glück verberblichen Vor— 
urtheile, in einem engen Kreife einheimifch , verfchwinden in 
einem offenen weiten Kaum. 

Alle Unterterthanen find vor bem, Geſetze — ; von 
ihm alle Formen ber Gottesverehrung befhirmt; nicht nach 
dem Dramen eines Glaubens, nach feinem Benehmen wird 


327 


jeder gefhägt. Alle Knechtſchaft ift aufgehoben. Zreie 
Männer, iiberall, treiben jeder das Werk feines Fleißes; für 
fih. thun fie es und ihre Kinder, da theilt kein Herr den 
errungenen Sparpfennig; treulich aber bringen die Leute 
rechtmäßige Erfenntlichkeit fir das einft von ihm u 
But. 

Angeftammter Namensunterfchied Bleibt, auf r die 
Begünſtigten der Thaten und Werdienfte gedenken, welche 
den Vätern Adel gaben, durch die allein der Adel vein und 
ehrwürdig bleibt. Nicht ift er im Geblüt, nicht wie Ges 
fundheit und Stärke phyſiſch; der Adel ift in der Denfungss 
art, er ift ein Gefühl.” Das graue Alter des hohen Stams 
mes erregt, wie die grauen Haare des hochbejahrten Mans 
nes, eine eigenthümliche Ehrfurcht; aber nur bemitleidet 
wird ein geſunkenes Alter; und ſollte der uralten Häuſer 
entartete Zweig eine größere Verehrung verdienen! Der 
Adel, welcher ſeinen Vorzug durch die Eigenſchaften behaup⸗ 
tet, auf die er ſich gründet, vereinigt Rechte der Gegenwart 
mit jenen der Jahrhunderte, iſt Beiſpiel und Muſter jeder 
Klaſſe der Menſchen. Anders, als wenn einer Ahnen zählte, 
unwürdig, in der Geſellſchaft ſelbſt mit Auszeichnung gezählt 
zu werden. Da iſt herrlich emporſteigender Adel dem in 
dunkier Trägheit alternden weit überlegen. Zu Anftellungen, 
Aemtern, Wirden, gibt fein Name das Recht; fie find Lohn 
und Ermunterung der wirklichen Dienfte und auszeichnenden 
Gaben. Deffentlicher Laften darf keiner fi entäußern; alle 
insgemein vom Staat beſchirmte Güter tragen die gemeine 
Pflicht, feinen Schirm gu erkennen. Der Adel, mit Recht 
eiferfüchtig auf Edelmuth und Uneigennüßigfeit, wie müchte 
ev fernere Anfprüche auf! Ausnahmen machen, die in jenen 
unmwiffenden Zeiten waren? Könnte er dem Vaterlande jeis 
nen Theil der Beihilfe verfagen, welche ihm neuste Ges 
ſchlechter darbieten ? 

Demnach war eine der erften Sorgen des Königs, die 
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Güterſteuer auf bisher ſteuerfreie mit zu verbreiten. Diefes 
geſchah mit aller DVorficht, welche die Verhältnißmäßigkeit 
ſichern konnte; man wollte nicht auf Steuerfreiheit ein un— 
gerechtes Uebermaas der Laſt folgen laſſen. Die Abgabe wur; 
de auf ein Achttheil geſetzt; vielleicht hätte man mehr fo— 
dern können! Doch bald werden wir das Verhältniß dieſer 
Beſteuerung zu der auf die ungefreiten Güter genau wiſſen ˖ 
Steichheit der Abgabe ift eine Pflicht bürgerlicher und poli“ 
tifher Gerechtigkeit, wovon die Regierung fid) nie entfernen 
wird. 

Den Staatsrath Hat Se. Majeftät aus Männern ge: 
bildet, welche vor andern geſchickt ſchienen, Alferhöchftderfet: 
ben von der Lage jeder Abtheilung des Reichs die richtigften 
Kenntniffe beizubringen. Gewählt wurden fie aus den ge; 
'prüfteften Staatsdienern der ehemaligen Provinzen, aus 
. Männern, durch Eigenthum oder Einfichten empfohlen. Mar 
berief zwei Mitglieder jener Univerſität Göttingen, der Bil: 
dungsfchule fo vieler gefchickter Vorſteher und Verwalter. 
Unter vielen Ermunterungen,, welche Deutfchland den Wif: 
fenfchaften reichlich ertheilt, fehlte diefe; dem König, der dies . 
felben liebt, war fie vorbehalten: die Verfaſſung beruft Ges- 
lehrte unter die Neichsftände, gleiche Ehre, wollte der Kö— 
nig, follten fie im Staatsrathe geniefen. 

Die Leitung des Öffentlichen Hnterrichts wurde dem bes 
rühmten Schriftfteller aufgetragen, welchen feine Zeitgenoffen 
billig mit dem Namen: Deutſchlands Tacitus, beehrt ha: 
ben. Diefe Wahl ift die befimöglichfte Gewährleiftung, daß 
der Öffentliche Unterricht nicht nur nicht vernachläßiget wers 
den, fondern wo möglich neuen Glanz erhalten foll. 

Alle Staaten, aus welchen das Königreih Weftphalen 
befteht, hatten Öffentliche Lehranftalten wetteifernd begünſtigt; 
Helen Hatte die Univerficiten zu Marburg und Rinteln, 
Braunſchweig die von. Helmſtedt, Preußen bie Halliſche, 
und Hannovers Stolz war Göttingen, die neueſte, nicht die 
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unberührmtefte , nicht die unbefuchtefte. Es ift aus diefem 
Wetteifer entftanden, daß das Königreich fünf Univerfitäten 
hat, welche an Lehrern und Anftalten einen für ein großes 
Reich beneidenswerthen Ueberfluß haben. 

Solche Achtung, fo vielen Danf verdienen diefe Mütter 
des Wiffens, daß man die: Unterhaltungskoften zu bedauern 
ſich nicht erlaubt. Neben den ruhmvollen ı Friichten des Ger. 
nies und der Gelehreheit haben trockene Rechnungen fein 
Sintereffe. Verhehlen läßt fich freilich nicht, daß auf diefen 
fünf Hohen Schulen Hundert und vierzig Profeffoven vors 
tragen; daß fie ſechsmal hunderttaufend Franken koften; dafs 
ein großer Theil der vormaligen Dotivung aus jet verlor, 
nen Domainen befteht, und fo der ganze Aufwand auf die 
Staatskaffen fallt. Werden mit den gelehrten afademifchen 
Vorlefungen die Arbeiten der Lyceen, Gymnaſien und Schu: 
(en verbunden, fo möchte dem Königreiche Weftphalen der 
Öffentliche Unterricht leicht eine Million zu ftehen fommen. 

Mannigfaltig, es ift wahr, find die daraus entſtehen 
den Bortheile; Fremde befuchen die Vorträge der berühmten’ 
Gelehrten; fie bringen mehr Geld in Umlauf, als die einla; 
denden Anftalten den öffentlihen Schatz often. Sollte 
gleichwohl nicht möglich feyn, mit menigern Univerfitäten, 
durch Vereinigung diefer großen Lichtmaffen, eben fo viele 
Ausländer zu reizen, und mit minderm Aufwand und we: 
niger Ueberfluß der Lehrftühle, alles, was man hat, und 
vielleicht noch mehr zu erreichen ? 

Diefes zu entſcheiden, ift jeßt nicht der Augenblik; die 
Frage wird der öffentlichen Stimme, der Prüfung einfihte: 
voller Männer blos anheim gegeben. Syn einer fo wichtigen 
Sache wird fi die Regierung , ohne diefe und jene ver: 
nommen zu haben , feine entfcheidenden Schritte erlauben. 
Das kann fie voraus verfihern ; daß die Wiffenfchaften und 
ihre Lehrer allegeit gefchirmt bleiben: follten einige minder 
vlühende Inſtitute aufgehoben werden, fo müßte es zum 
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Vortheil derer gereichen, deren Glanz ohne eine Art Ent⸗ 
heiligung nicht verdunkelt werden darf; keinem Lehrer würde 
fein Gehalt, ber Preis der Arbeit feines Lebens, nicht nur 
feiner Vorlefungen zu entziehen feyn; Lehrer, die nicht wol 
ten auf berühmtere Univerfitäten ihren Sitz verlegen, blie: 
ben in verdienten Muheftand bei dem, was ihrer Thätigkeit 
zugeftanden war ; wo in Städten eine Univerſität überflüſſig 
fhiene, wurden Lyceen errichtet , auf weichen der tiefgehende 
wiffenfchaftliche Vortrag mit vielleicht noch größerem Nugen 
durch gemeinnüßigere faflichere Lnterrichtsformen erfest 
würde. Allein die endliche Entſchließung beruhet nicht wenig 
auf der größern oder geringen Zahl der Fremden; indeß 
bleibt alles wie es ift. 

Auch in der Verwaltung und im Juſtitzweſen war 
Derwickelung und Lurus. Neformen find hiet Leichter, ihre 
Nutzen ift in die Augen fallender , und die Verfaffung wolls 
te fie. 

Wenige zur Verwaltung, viele im Gericht, das ift der 
Srundfa einer guten Regierung. 

Der Gang der Verwaltung erfodert meift Behendigkeit: 
Sie muß wirken, und für langfame Formen fehlt ihr Zeit. 
Sie muß fogleih von dem Willen eines Linzigen abhängen. 
Ganz in verfchiedener. Kategorie befinder fich der Nechtsgang. 
Menige dringende Fälle ausgenommen, ift der Wunfch der 
Parteien, daß ihre Sache genau umnterfucht werde. Man 
darf hoffen, daß die. durch Leidenfchaft und Irrthum vers 
dunfelte Wahrheit am beften aufgeklärt werde durch die Bes 
rathſchlagung von vielen. 

Alfo ift einem Präfekt vertraut worden, was fonft 
zahlveichen Negierungsfammern, Nicht ein DVerfuh war 
dieſes; bereits Hatte der Erfolg in Italien und Frankreich 
dieſe Maasregel erprobt , welche eben deswegen in mehreren 
deutjchen Staaten angenommen zu werden beginnt. Einige, 
von jeder neuen Form unzertrennliche Schwierigkeiten abge 
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rechnet, fühlt man bereits, und wird immer beffer fühlen, 
wie fehr der Gefchäftsgang dabei gewonnen hat. 

Der Municipalitäten hat man wohl zu viele errichtet. 
Schon find einige reduziert worden; man wird ſich nächftens 
mit andern befchäftigen, wo gleiches rathfam feyn mag. 

Wo nöthig, wird man liber jeden Kanton einen Maire 
fegen, zu welchem die Übrigen in das Verhältniß kommen, 
wie vorhin Bürgermeifter zu Vögten oder Oberamtmännern. 
So ein Maite wird zwifchen feinem Kanton und dem Un—⸗ 
terpräfelt feyn, wie dieſer zwiſchen Bm Diſtrikt und dem 
Präfekt. 

Vielfältig wurde das Juſtitzweſen verbeſſert. Die As 
le der Vervollkommnung war der Coder Napoleon, und die 
neue Einrichtung der Tribunalien. 

Jene neue Geſetzgebung, da fie einerfeitd die Subftitus 
tionen eingehen lich, anderfeits den Verfügungen der Eigens 
thümer weiten Spielraum öfnete, brachte in die Familien 
eine den Daterpflichten und Kinderrechten gemäßere Ordnung. 
Die Töchter, die jüngere Söhne, durch die Eitelkeit eines 
Ahnherrn, welcher fie nicht kannte, auf ewig enterbt, werden 
künftig nicht mehr neben dem reichen Erſtgebohrnen in 
Dürftigkeit zu leben brauchen. Auch diefer wird nicht weiter 
blos Nußnießer feyn, bisweilen veich!, öfter in größter Vers 
legenheit, beträchtliche Laften. auszuhalten und nöthige Vers 
befferungen zu beftreiten; manchmal fein Lebenlang des bes 
fien Theils der Einkünfte beraubt, welche mit großen Koften 
von andern verwaltet werden, um langfam Gläubiger zu 
bezahlen, die durch den Verkauf eines Theils der Güter auf 
einmal befriedigt worden wären; wie Brüder und Schwe— 
fern wird Er in unbefchränttem Kigenthum fein gefeßliches 
Erbtheil und was ältere Vorliebe ihm gab, frei benüßen. 
Der Glanz (tft aber das wahrer Glanz?), der Reichthum 
einiger Familien mag dadurch vermindert werden , aber 
glüfiicher werden ihre fümmtlihen Mitglieder ſeyn, und. 
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aus der gleichern Erbtheilung, aus dem, unter fo ‚manchem 
Verhältniß fie die Gefellfhaft vorcheilhaften Güterverkehr, 
entfteht fir den Staat Gewinn. Ein von Sr. Majeftät 
genehmigtes Staatsrathsgutachten vereinigte Die Vortheile 
des Aufhesens der Subſtitutionen mit der billigen Rückſicht 
fie die auf Hofnung derfelben wirklich Gebohrnen und 
Lebenden. 

Es brachte aber Napoleon’s Geſetzbuch nicht allein diefe 
große Wohlthat: auch die Tribunalien erhielten für die Ent; 
feheidung bürgerlicher Händel einfache, deutliche und vorzüg⸗ 
lich weiſe Vorfchriften. Die Nation iſt zu gut unterrichtet, 
um nicht alles Vortrefliche des römifchen Rechts mit allen 
den BVerbefferungen in Verbindung zu erfennen, welche ein 
durch die Erfahrung der Jahrhunderte aufgeflärter Verſtand 
in diefe alte Nechtsgelehrtheit nach und nad, eingeführt hatte. 

Se. Majeftät hat eine deutfche Ueberſetzung des Eoder 
Napoleon angeordnet, und fie ift gefchieften Nechtsaelehrten 
aufgetragen worden ; biefe haben die beften bisher erſchiene⸗ 
nen Ueberſetzungen verglichen ; es ift zu glauben, daß durch 
deren Benutzung und in Vereinigung ihrer eigenen Einficht 
und Erfahrung in juriftifher Sprache die möglichft vollfom: 
menfte Dollmerfhung zu Stand kommen fol. x 

Sie wäre bereits erfchienen, wenn der Buchdrucker 
Wort gehalten hätte: Ich hoffe, der Abdruck foll in zwei 
Monaten vollendet feyn; Grundtert und Ueberſetzung ſtehen 
gegen fiber; unten zu weiterer Beleuchtung von beiden, bie 
im Königreich Italien verfertigte lateinifhe Weberfekung. 
Diefe ift angenommen worden, weil fie offiziel ift, und man 
in diefer, allen Nechtsgelehrten und Obrigkeiten verfchiedener 
Völker gleich bekannte todte Sprache, nur eine Ueberfegung 
‚wollte. | 
Da das Königreich ein einziges Bürgerliches Necht hat, 
fo ift billig auch nur eine Manier, das Recht zu führen und 
zu fprechen. ae 
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Herrſchaftliche Gerichtsbarkelten, dieſe Auswüchſe der 
Lehnsverfaſſung, wurden abgethan; kein Gericht gilt als des 
Königs. 

In unbedeutenden Sachen wird fchnell und am Orte 
der That von Friedensrichtern gefprochen, deren Name fchon 
zeige, wie fie nicht weniger Vermittler als Richter feyn 
follen. : 
Sröfiere Händel finden in der Nähe Diftriftstrisunalien. 

Ueber eine beftimmte Summe hinaus ift an das Ap⸗ 
pellationsgericht ein einziger, letzter Rekurs; außer die wenis 
gen Fälle, welhe durch Verletzung der Formen oder offenda: 
te Uebertretung der Geſetze zur Kaffation geeignet werden. 

Statt jahrelangen Umtriebs von einem Gerichtshof AN 
dem andern finder jeder Prozeß höchſtens in Jahresfriſt leicht 
feine Endichaft. 
| Diefer fchnelle Rechtsgang vereitelt verderbliche Hoffnun⸗ 
gen und Beforgniffe,, beffimmt das Zweifelhafte und ift eine 
wahrhaft. große Regierungswohlthat; eine der. nothwendigs 
ften, meine Herren, für Ihre meiften Länder, wo der Re— 
kurſe und Rechtsvortheile (Temedia juris ) fo viele waren, 
daß Sprüche auf Sprüche ſich häuften. Die Nothwendig— 
keit, über die KHauptfache, drei übereinftiimmende zu haben, 
nöthigte, fünf Erkenntniſſe zu fuhen, und da noch an den 
Fürſten Appellation offen war, fo blieb eigenfinnigen Par— 
theien felbft noch diefe Hoffnung einer Reviſion. 

- - Der König läßt Behörden fprechen, welchen er die Aug; 
übung dieſes Theils feiner Macht anvertraut hat. ihre 
Urtheile, den Borfchriften der Procedur gemäß, find unabs 
hängig und frei. Ihr Gewiffen, Ihre Einfichten beftimmen 
die Anwendung der Geſetze. Der König richtet nie: den 
von: vechtmäßigen Behörden geießlich gefprochenen Urtheilen 
gibt er, das Gewicht und Anfehen ‚, welches die Unterthanen 
verfichert , es werde dieſes Urtheil jederzeit wahr bleiben ; 
Kredit, Ränke, Ueberrafhung werde keinem das nehmen, 
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was ihm durch die Diener der Gefehe einmal zugeftans 
den ft. 

Die Prozefform ift nach den Ländern verfchieden: Eins 
förmigkeit iſt aber in der Einleitung fo nöthig als in dem 
Ausſpruch; die Prozedur muß Eine Vorſchrift haben. 
| Die Theorie der Preußiſchen hatte viel empfehlendes ; 
jede Vorfchrift gegen Menfchen, die Prozeſſe und lange Pros 
zeffe lieben, und jede Vorforge für die unglücklichen Pars 
theien, die Schlachtopfer ihrer Lift, ſchien erfchöpft. Aber 
die Praris entſprach den Abfichten des Gejeßgebers nicht: 
Die Prozeffe waren in den preußifchen Staaten wohl fo 
Yang und verwickelt, wie im übrigen Deutfchland. 


Es war ein Grundfehler der in unfern verfchiedenen 
ändern eingeführten Procedurfpfteme, daß, indeß Prokura⸗ 
toren: und Advofaten beibehalten waren , die Einleitung der 
Prozeſſe in bürgerlichen, eben wie in. peinlichen Fällen, den 
Kichtern anvertraut - war. Zwifchen beiden Fallen ift ein 
großer Unterfchied. 


In den peihlichen ift eine öffentliche Handlung, es gilt 
das Wohl der Gefellfhaft ; Uebertretung der Geſetze, auf 
welche die Ruhe, die Öffentliche und perfönlihe Sicherheit 
gegründet ift,; muß beftrafb werden. Dies liegt weſentlich 
ber Obrigkeit ob. Die bürgerliche Parthei hat ein unterges 
ordnetes Intereſſe. Eben dieſe hat in bürgerlichen Händeln 
das erfte und größte; der Prozeß geht Niemand an, als die 
ihn führen: fie dürfen auf, jede Art, welche ihnen die‘ befte 
fcheint, ihn zu gewinnen fuhen. So wenig man dem Ers 
wachfenen für Verwaltung feines Vermögens einen Vormund 
fest , fo wenig hat er deffen für. feine Streithändel nöthig. 
Er mag (wenn er nur die Formen beobachtet, welche fein 
Profurator oder feine Rathgeber kennen müſſen), feine Fos 
derung ſelbſt eingeben und ftellen, den ——n — 
ſich ſchützen ſo viel er will. 
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Die Führung des Prozeffes tft die Sorge der Parthien, 
das Urtheil darin, die Sache der Nichter. 

Diefer Grundfag entfernt fofort ein Heer von Berichs 
ten, Rathichlägen, Verordnungen, tvelches den Nichtern ums 
nüßermweife die Zeit verdarb; die Prozeſſe verlängerte, Stöße 
von Schreibereien und eine Menge von Schreibern erfoderte, 
und aus den einfachſten Dingen ganze Bände procreirte, 
weiche zu leſen für den Richter ein fo langes Gefchäft war, 
als lang die Arbeiten derer, weiche fie zuſammenſchrieben. 

Das iſt die befte Procedur, welche auf den einfachften 
Wegen am fchneliften zum Ziel führt. 


| Supplement zu N®. 84. 

Sm Suftizwefen follte fie feyn , was in: höhern Wiffens 
haften die Methode: die fimpelfte Formel, eine Aufgabe zu 
löſen. 

Ein deutliches Anbringen mit beweiſenden Aktenſtücken 
und beſtimmten Antworten auf die Gegenrede der Wider⸗ 
part, — das iſt das Weſentlichſte der Procedur. 

Alles weitere, alles von grübelndem Eigennutz, oder 
durch Leute, die durchaus die Rechtsübung zur Wiſſenſchaft 
machen wollten, erfundene, das alles muß, ſo weit immer 
möglich, fort. | 

Nicht Actionen und Formeln aben das römifche Necht 
vor andern empfehlungswerch gemacht; vielmehr erkennt 
man hierin ariftotelifche Spisfindigkeiten. Auch weiß man, 
daß die Patricier diefe Dinge erfunden , und ihre Kenneniß 
Jahrhundert lang fih ausfchließlich vorbehalten, und daß die 
Plebejer defto abhängiger bleiben. 

Eine. jo ränkevolle und- verwickelte Procedur wie die, 
welche die Patricier dem römifchen Volke gaben, wurde beim 
_ Wiederaufleben des vömifchen Rechts in Stalien durch das 
kanoniſche in ‚ganz Deutfchland verbreitet, 

Die Geiſtlichen waren dazumal faſt die einzigen, welche 
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etwas wußten.. Man fügte fich der im im-Fanonifchen Rech⸗ 
te eingeführten Procedur, welche fie mit vereinter theologi; 
ſcher und juriftifcher Kunft bei den Gerichten in Uebung zu 
bringen wußten. Frankreich widerfeßte fich öfters, und ers 
hielt endlich unter Franz dem Erften, Heinrich dem Dritten, 
Ludwig dem Vierzehnten, und ganz neuerlich durch den ve; 
gierenden Kaifer, eine einfachere ‘Procedur. 

Durch eine ganz eigene Sonderbarkeit geihah, daß, 
indeß ein großer Theil Deutfchlands in den Neligionshän: 
dein fih von Nom trennte, und hierdurch die Abfchaffung 
des Panonifchen Rechts natürlich und leicht wurde, dieſes in 
allen , der Reformation unnachtheiligen Säßen daſelbſt bei 
Anſehen blieb, fo daß, mit wenigen Ausnahmen , Deuffcy: 
fand unter dem: doppelten Joche römifcher Actionen und ka— 
noniſcher Proceduren verharrete. 

Das Königreich Stalien, dem fie noch mehr eigen wa; 
ven, bat fie neuerlic) aufgegeben, und gänzlich die franzöft: 
fche Procedur angenommen. 

Weſtphalen möchte eben fo wohl gethan haben, diefelbe 
auch für fih ganz anzueignen. In der That iſt der Zweck 
dieſer Gerichtsordnung nicht nur die leichteſte Anwendung 
des oder Napoleon auf die Streithändel; ein Hauptgrund; 
ſatz ift: Klage und Antwort auf 6 DENE und fchnellfte 
zum Ziel zu bringen. 

Gleichwohl haben die Nechtsgelehrten von der Geſetz⸗ 
gebungs » Section viele Regeln beibehalten und aufgenommen, 
weiche ihnen vor der franzöfiihen Procedur. den. Vorzug zu 
verdienen fchienen, und. die in jedem Fall das Gute haben, 
Gebräuchen gemäß zu ſeyn, welchen man ungern entfagen 
wollte. So war ihnen der franzöfifche Coder Führer und 
Beifpid, nicht ſtrenge Regel. 

Diefe Section des , Staatsrachs trug alſo vor, der 
Staatsrarh nahm an, und der König genehmigte einen Co: 
der, worin viele - Anordnungen der: franzdfifhen Procedur 
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ansgelegt, auch mweggelaffen, oder beigefiigt worden find: Er 
wird Ihnen vorgelegt werden, und Sie werden feine gleichs 
wohl durchgehende Tendenz zu Verkürzung der Nechtshändel 
nicht mißfennen. Es find in demſelben der Vorſchriften 
viele, weil man viele Fälle vorausfehen, und den mannigfas 
hen Bang der Streithändel einer fihern Nichtung anvers 
trauen wollte. Sich glaube, man hätte ihn einfacher machen 
können; aber Männern, gewohnt an fchwerere Formen, jchien ' 
es fimpel genug. Se fichtdarer die Wortheile der neuen 
Drdnung werden, defto eher wird man die Spuren des alten 
Rechtsganges tilgen. Fir jetzt find nüßliche Neuerungen in 
zureichender Zahl gefchehen, Zeit und Erfahrung werden über 
den Reſt belehren. 

Ale Sachen werden zum Öffentlichen Verhör —* 
Nichts iſt natürlicher, älter, als dieſe Einleitung. Die Par— 
theien oder ihre Bevollmächtigten werden vernommen. Das 
Tribunal ſpricht. Der lebhafte feurige Widerſpruch im Ver— 
hör hilft ſchneller und lebendiger die Wahrheit erkennen; 
die Richter ſprechen, ehe die ſo empfangenen Eindrücke ſich 
wieder verwiſcht haben. 

Das Publikum wohnt bei, unterhält und ſchärft des 
Nichters Aufmerkſamkeit; es bewacht ihn; wer wollte vor 
den Augen fo vieler ungerecht fprechen! in einem öffentlichen 
Verhör erhält auch die Juſtiz höhere Feiergeftalt, als in 
einer verfchloffenen Rammer. 

Diefe auf hohem Sitz hervorleuchtende Obrigkeit, dieſe 
mit Beredſamkeit, Feuer und Muth kämpfenden Sachwalter, 
dieſes theilnehmende Publikum, neugierig lauſchend auf den 
Spruch der verſtändigen und ehrlichen Richter, iſt wie eine 
religiöſe Verehrung des Geſetzes, das bei m... Thür 
ſie ſo nicht empfängt. 

Solche öffentliche Verhöre waren in —* Ländern nicht 
mehr üblich. Warum nicht für Weſtphalen die Herſtellung 


der fo herrlichen Einrichtung verſuchen? Wo haben Demofthes 
2. 
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nes, wo Cicero, die Meifter der Beredſamkeit, Aufgeflärtere 
Bewunderer ? Sollte fie unfruchtbar bleiben, diefe Bewunder 
rung ? Indeß die deutfche Lirteratur mit der Litteratur aller 
Matipnen um den Vorzug buhlt, ihre Dieter, Geſchicht⸗ 
fchreiber , Schrifiteller preifet , wie follte fie nicht audy Red⸗ 
ner haben ? 

Bemächtigen Sie fich des bisher fehlenden Ruhms der 
gerichtlichen Beredſamkeit. Sollte fie zuweilen ins meitläus 
fige gehen, immer ift fie kürzer als die jchriftliche Hands 
lung. Eine Nation, welche mehr denkt, und weniger leiche 
fi) bewegt als die bei weichen die Redekunſt in verjährter 
Uebung ift, wird den Mißbräuchen des miindlihen Vortrags 
leichter entgehen, und nur feine Vortheile genießen. 

Im übrigen werden die Gerichte nicht jofort im erften 
Verhör zu fprechen haben. So oft fie genauern Unterricht 
oder neue Weberlegung bediirfen, bleiben den Nichtern zwei 
Mittel; entweder nad der Sitzung über die Beweisftiicke 
zu vathichlagen, oder eine fehriftliche Darftellung anzubefehs 
len. Man wollte hierin ihre Angewohnheit fihonen. Blos 
einfachern Händeln, und Nichtern von ſchnellerm Blick wird 
ein kurzes leichtes Mittel zur Entſcheidung eröffnet. 

Zu peinlihem Gericht wird öffentliches Verhör durchaus 
erfodert : nach der Verfaſſung follen die Gefhwornen über 
peinlihe Sachen öffentlich jprechen. Ein diefen Grundfaß 
organifivendes Geſetz wird ihnen vorgelegt werden. 

In Frankreich ift eine zweifache Erklärung der Geſchwor—⸗ 
nen, eine iiber die Anklage, eine iiber das Endurtheil. Se. 
Majeftät hat die Verfaffung zu erfüllen geglaubt, wenn nur 
ein Gericht der Gefchwornen, das zum Endurtheil, niederges 
feßt wiirde. Bei der Anklage braucht man noch nicht zu 
wiffen, ob ein wahres Verbrechen erwiefen, ob der Beklagte 
überführt iſt, fondern ob die Rede von einem file peinliches 
Gericht, fiir Gefhworne, gehörigen Verbrechen fey. Die 
Frage ijt über die Kompedenz des Forums, und gehört vor 
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die Richter; nicht über ein Faltum, deſſen Erökrterung nur 
Geſchwornen zukäm. 

Wenn die Anklage, mit ihren Gründen belegt, in ge⸗ 
feslihe Form gebracht ift, alsdann, fobald es fih von Vers 
urtheilung handelt, wo nicht mehr von Vermuthung und 
Schein, fondern von Verweis und Ueberzeugung die Rede 
ift, dann treten Geſchworne auf. 

Sch bedarf wohl nicht eine Einrichtung zu loben, welche 
fie peinliche Nechtsfälle zugleich obrigkeitliche Perfonen und 
vernünftige Bürger aufruft, welche, nachdem fie die Sache 
der Beklagten rechtlich hat unterfuchen laffen, diefe Unterfus 
hung ſelbſt durch die Einfiht der zum Endurtheil berufenen 
einfachen Bürger abermaliger Prüfung unterzieht. .Diefe 
Bürger haben nicht jenen Hang, welchen die Gewohnheit des 
Nichtens bisweilen der vedlichften Obrigkeit mittheilt, ers 
brechen gern zu glauben. Beſonders haben fie nicht jene 
große Liebe zu einer Theorie gefeßlicher Beweife, welcher 
manche Verurtheilung eines Unfchuldigen beigemeffen wird. 

Vielleicht find Gefchworne nirgends nothwendiger, als 
in einem Lande, wo Marime ift, die Auffage von zwei Zeus 
gen, fo gut wie von taufenden, als vollgiltig anzunehmen. 
Anftatt zu fragen, ob Farinarius, Carpzov, oder fonft ein 
Doktor entfcheide, daß der oder jener Beweis durch Häufung 
fo und fo vieler Nebenbeweife zur Weberzeugung hinreice, 
folgt der Geſchworne feinem natürlichen Verftande, betrachtet 
den Eindrucd der Vorträge auf fein eigenes Gemüth, ftellt 
feine kleinfügige Additions- und Subraktionsrechnung der; 
Anzeigen, Belenntniffe, Abläugnungen und anderer Umftäns 
de an, fondern fpricht nach dem Ganzen, und nicht nur 
nach den Worten der Zeugen und Partheien, felbft nach 
ihrer Haltung, ihren Sefichtsziigen. Ihm ift alles gut, was 
überzeugt, alles, was zurückhält. Er bildet feine Meinung 
dem nah, was ihm Eindrucd macht, mie einer, der Licht 
fiehet, oder es zu fehen bezeugt, wenn gleich andere meinen, . 
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er follte nach gemwiffen Theorien es nicht, oder nur auf ihre 
Art fehen. | 

Durchaus frei feiner moralifchen Ueberzeugung zu fols 
gen, wird eben diefes Gefchwornengericht von den, den_DBors 
gang leitenden Richtern gleichwohl geführt; fle fuchen ihm 
alle Seiten der Sache zu zeigen. Sie find es, welche auf 
das von Gefchwornen erflärte Factum das losfprechende oder 
firafende Gefeß anwenden. Denn fie bleiben Richter des 
Rechts; die Gefchwornen, Richter über das Factum. So 
ift alles mögliche vereinigt worden, um zu hindern, daß der 
Schuldige entgehe, oder ein Unſchuldiger das Opfer juriftiz 
ſcher Irrthümer werde. 

Gleichwie jeder junge Bürger verpflichtet iſt, gegen 
fremde Feinde für das Vaterland zu ſtreiten, fo iſt Pflicht 
aller angefehenen Blirger von veifem Alter, im Innern zur 
Erhaltung der Öffentlichen Ruhe dadurch zu wirken, daß fie, 
aufgefodert, peinlichen Gerichten beimohnen. Es iſt ein öf— 
fentliches ehrenvolles Amt, welchem fih Niemand entziehen 
darf, ohne fich felbft der Gleichgültigkeit anzuflagen. Ver—⸗ 
brechen zu unterdrücken iſt jeder intereſſirt, jeder kann dar⸗ 
unter leiden. Kein Menſch kann behaupten, daß unglückliche 


Zufälle nicht einſt auch ihn einer gerichtlichen, dem Anſehen 


nach peinlichen Verfolgung oder einer Verläumdung ausfezs 
zen: Als Menſch und Bürger iſt er verbunden, wenn er 
dazu berufen wird, das Amt eines Gefchwornen auf fich zu 
nehmen” Es wird nicht fehr oft einen treffen; einmal viels 
leicht in mehreren‘ Sjahren. 


Auf die Verweigerung fteht Strafe: man mußte im 


Geſetz davon fprechen, aber ohne Zweifel wird nie der Fall 
kommen, fie vollziehen zu müſſen. 

Das Amt eines Gefchwornen kann nur ein angefehener 
Mann (Notable) bekleiden: wer wollte aus dem hohen 
Rang Heraüfteigen, um fi) eine kurze DOrtsveränderung und 
eine eine Ausgabe zu eriparen ? 


J 
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Ss iſt unterfucht worden, ob man die Geſchwornen bes 
zahlen folle? Diefes würde dem Staat einen im Ganzen 
wohl nicht unbeträchtlichen Aufwand gemacht haben; fir jes 
den Geſchwornen, der ihn einzeln trägt, iſt er unbedeutend. 
| Wie unruhig für eigene Sicherheit wäre jeder Engläns 
der, wenn das Gefchwornengericht abgefchaft würde! Wie 
würde er feine Wide verlegt finden, wenn ihm für die 
Uebung eines folhen Ehrenamts Geld geboten würde! 

Als die Franzofen diefe, auch ihnen einft nicht fremde 
Einrichtung herftellten, fanden fie gleiche Gefinnung in dem 
fie auszeichnenden Ehrgefühl. — Wie fünnte man den Wells 
phalen die Unehre thun, fie deffen für unempfänglich zu 
Halten! 

Zu Einführung diefer Gerichtsform hatte die Verfaſſung 
den erften Julius feftgefeßt; aber mit dem Tag ift es nicht 
fo fireng zu nehmen ; es beruhet auf: der völligen Drganifas 
tion. Schon ift den Präfekten aufgetragen, Verzeichniſſe 
der Geſchwornen eines jeden Departements auf die Zeit bes 
reit zu halten, wenn das Ihnen, meine Herren, vorgelegte 
Geſetz bekannt gemacht werden wird. Sofort werden alle 
Angeklagten die wohlthätige neue Procedur zu genießen 
haben. 

Se. Majeſtät zweiflen nicht, es werden diefe Verändes 
rungen der bürgerlichen und peinlihen Procedur den Bei— 
fall der Magiftrare und Nechtsgelehrten genießen. Sie find 
zu aufgeflärt, alte Gebräuche und ihre Gewohnheiten Vers 
. befferungen vorzuziehen, welche die Zeit und der. Fortgang 
der Einfihten in allen Wiffenfchaften und allen Anftalten 
der Menfchen hervorbringen. Sollte gleichwohl in vorbas 
benden Aenderungen einft die Erfahrung dies oder jenes zu 
verbeffern rathen, fo wird, wie die Nothwendigkeit ſich ers 
gibt, Se. Majeftät Ihnen, meine Herren, daffelbe vorlegen 
laffen. Die Verfaffung beruft Sie, iiber Verbefferungen der 
bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung zu rathſchlagen; 
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eben die Macht, mir der Ste die worzutragenden Gefeke bei 
träftigen, bleibe flir derfelben fernere Vervolltommnung. | 

Sin einer andern Sißung wird Ihnen ein Pönalcoder vors 
gelegt werden, mit welchem es weniger eilend war, ſich zu bes 
fhäftigen, als mit andern, Ihnen vorzutragenden Gegenftäns 
den. Die peinfichen Geſetze in den meiften Staaten, welche 
das Königreich Weftphalen bilden, find fanft, und allenfalls 
kann die königliche Gnade fie mildern. Auch habe ich den 
weſtphäliſchen Völfern mit Vergnügen die Gerechtigkeit zu 
feiften, da Verbrechen felten vorfommen. Eben meil fie 
tapfer find, find fie nicht böfe. Man hat gewiffe Vergehen 
in Kaſſel abnehmen gefehen , feit der Aufenthalt des Königs 
mehr Geld unter die Leute gebracht hat. 

Das peinlihe Gericht freuer ſich, ſehr wenig zu thun 
zu haben. Glückliches Land, wo Tribunatien fih guter 
Mr rühmen können! Der König, deffen väaterlihes Ge; 
mich hievon lebhaft gerührt wurde, wird nichts verfäumen, 
durch gute Ordnung in der öffentlihen Verwaltung, und 
durch Wohlthaten, dieſem Zuftand alle Dauerhaftigkeit zu 
geben. 

. Se. Majeftät hat die zahlreichen milden Stiftungen gu 
Kaffel in ein Bilreau vereinigt. Daſelbſt wird die Hillfe 
ordentlicher , zufammenhängender und mit befferm Urtheil 
gefpendet, als es durch Privatverwaltungen möglich war. 
Be. Majeftät hat Ihren Schagmeifter darüber gefeht, um 
fogleich zu vernehmen was fehle, und um aus eigenen Gel: 
dern veichliche Hilfe zu verfchaffen. Doch von des Königs 
Privatfreigebigkeit mögen getröftete Dürftige fprechen. Ih⸗ 
nen habe ich blos die "Grundlage Seiner öffentlichen Der: 
maltung vorzutragen. Diefe befchränkten fich nicht auf Trö— 
fung der Armuth, der König will, daß ihr abgeholfen wers 
de; day Fleiß, welcher Lohn verdient und erhält, an die 
Stelle der müßigen läftigen Almofenbettier komme. Das 
von einem ſchätzbaren kaſſeler Bürger verwaltete Arbeitshaus 
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wird begünſtigt werden; eine größere Ausdehnung wird ihm. 
in dem Modellhauſe bereitet, deffen wenige ... 
Sachen ihren Platz in dem Gebäude des Mufeums Anden 
werden. 

Das Königreich, als Theil des Rheinbundes, Hat ein 
Kontingent zu ftellen; eine der angenehmften Pflichten für 
den Sinn eines in den Waffen gebildeten jungen Königs, 
welcher ſchon mehr Glück und Siege zähle, als nöthig wär 
zen, ein langes Leben zu verherrlichen. 

Befondere Aufmerkjamkeit widmeten Se. Majeftät der 
Bildung jener erften Stegimenter, die der Kern des Heeres 
feyn follen. Alle in fremden Dienften ftehende Truppen 
wurden zurückberufen. Die Zeit ift nicht mehr, wo Weſt— 
phalens tapfere Söhne auswärts Dienfte zu fuchen brauch— 
ten, weil fie fie im Vaterlande nicht fanden, oder weil fie 
einem mit ihrem Blute getriebenen Handel ausweichen mwolls 
ten. Set haben fie ein Vaterland, fie haben einen fie lies 
benden König, welcher, wenn gefochten werden ſoll, perfüns 
lich fie zum Sieg fiihren wird. 

Erneuern wird fih das Heer durch die Konffription, 
welche, indem fie ohne Unterſchied alle junge Bürger aufs 
ruft, zugleich fanfter und nüßlicher if. Konfkription macht 
eigentlih Nationalheere; fie unterhält, fle verewiget jenen 
militairiſchen Geift, wodurch Kriege kurz und glücktich, und 
fange Friedensperioden erobert werden. 

Das Heer iſt, beſſer als je bekleidet, bezahlt; eine or: 
dentlichere angemwöhntere Mannszucht bewahrt vor der Vers 
derbniß und Erfchlaffung, wozu die vielen Semefter und alls 
zu unthätigen Garnifonsdienfte Anlaß gaben. Wenn die 
Ronfkription geliebte Gewohnheiten unterbricht, fo iſt der 
Mann dur die kürzere Dauer feiner odligaten Dienftzeit‘ 
entſchädigt. Mach fiinf Jahren kömmt er in die väterliche 
Wohnung zurück, und. wählt welche Arbeit. er will; Nie— 
mand unterbricht ihn weiter. 
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Die friegerifchen ‚ Eigenfchaften, welche nie Bewohner 
diefer Gaue von jeher auszeichneten, der Gehorfam und die 
Liebe,,weiche fie zu dem fandesfürften allezeit; trugen, iſt 
nebft des Königs Liebe zum Heer, für Se. Majeftät Bürge 
der Hofnung, daß man fich pünktlich unter die Fahnen 
ſammlen, treulic dabei aushalten werde. So viel Wohl: 
wollen und Gunſt würdige Krieger bei Sr. Majeftät finden 
werden, fo viele Verachtung und Strenge würde auf Muths 
loſe fallen, welche der erften ruhmvollften Pflicht fih zu ents 
ziehen trachten möchten. 

Strafen, welche nicht ſowohl beffern als herabwürdigen, 
find abgefhaft worden. Ehre foll der Trieb, der Sporn ber 
Krieger feyn. Keine Stufe ift, wozu der Soldat fich nicht 
emporfchwingen könnte. Nichts fehlieft aus als die Unfäs 
higkeit; es gibt fein Privilegium als fir Geift und Muth. 
Meine Herren, es bleibt mir übrig, Ihnen von dem 
Finanzweſen zu fprechen. 

Der Krieg, welcher das mitternächtlihe Europa ge 
driickt, hat in Ihren Landen keine allzutiefen Spuren ges 
laffen. In feinem fchnellen Siegeslaufe begehrte der Webers 
minder nur Kontributionen; Felder, Städte, Wohnorte find 
übrigens gefchont worden. 

. Wenn, mie nicht zu zweiflen, die Vereinigung diefer 
‚Länder zu Einem Reihe Glück für fie ift, fo, fann man bes 
haupten, daß der Krieg, der vielen Aufopferungen ungeachs 
tet, file fie nicht unglücklich geendige würde. Der König, 
wenn Sie ihn unterftigen, wird alles thun, um diefes gute 
Refultat zu mehren und ihm Dauer zu geben. | 

Als des Könige Majeftät auf den Thron fam, war 
nichts in dem Schafe; alle Einkünfte waren fiir dag »große 
Heer.« Die vielen Ausgleichungen haben aufgezehrt, was 
der Oktober und November gebracht; eigentlich genießen Se. 
Majeſtät nur ſeit dem erſten Dezember die Einkünfte. 

Auch dann waren beträchtliche Rückſtände zu vergüten. 
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Sie verſetzten in augenblickliche Verlegenheiten, welche doch 
nicht ſehr fühlbar wurden. Sie brachten in die Nothwen— 
digkeit, von Jahrgeldern über 200 Franken vor der Hand 
nur die Hälfte zu bezahlen; der Finanzminiſter glaubt, bald 
wieder die vollen Zahlungen leiften zu können. | 

- Beträchtliche Verbefferungen hat man für die Organifas 
tion der direften Steuern, des Poftwefens, der Forfivermalg 
tung, der Einführung des Patentgeldes, bereitet. Letzteres, 
ohne den Handel zu belaften , hält ihn an, fo wie die lies 
genden Gründe, für die Staatsbedlirfniffe fein Theil beizus 
fragen. 


Aus Einkünften erledigter Domherrenpfründen und ans 
derer Präbenden wurde eine Oekonomatskaſſe gebildet, für 
die Stiftung eins Schuldentilgungsfonds, welcher eine 
Duelle von Entlaffung und neuem Wohlftande feyn wird. 

Die alten Provinzialihulden, durch die aufferordentfis 
chen Kriegstontributionen vermehrt ‚ haben die Aufmerkfam: 
keit des Königs befchäftige, und erfodern alle die Ihrige. 
Ihre vereinte Maffe ift nicht fo ſtark, als die Hülfsquellen; 
getrennt wiirde fie reiche Departements zu Boden drücken. 
Seldft wenn die Einheit des Reichs der befondern Liquidi⸗ 
rung ſich nicht durchaus entgegen feßte, aud dann würden 
Länder, die ſich entziehen möchten, auf eine andere Weiſe 
zur Aushülfe derjenigen beitragen müſſen, welche fie fo uns 
politiſch hätten ſtecken laffen. 

Doch lezteres verbeut die Verfaſſungsakte; durch dieſe 
wurde dieſe Zahlung der Kriegskontribution eine Bedingniß 
der Errichtung und Vereinigung Weſtphalens. Schuldner 
iſt alſo das ganze Reich; nur von Mitteln handelt ſich's, 
die Pflicht zu erfüllen. Dieſe werden Ihnen vorgelegt. wers 
den, in der merkwürdigen Sikung, welche zeigen wird, wie 
leicht und fehnell Weſtphalen fih zu dem Flore erheben 
kann, wozu feine Verfaſſung, das Beſtreben des Königs, 
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rufen haben. \ 9J 
Wenige Königreiche fingen mit ſolchen Vortheilen an. 
Ein treflicher Civilkodex; eine Verwaltung, derjenigen gleich, 
Frodurch eine große Nation blühet, und welche durch andere 
nachgeahmt wird; eine glückliche Lage an. zwei Strömen, 
die den Handel vergrößern und begünftigen werden; eine 
verhältnißmäßig zahlreiche Volksmenge, treflih durch ihre 
Güte, ihre Treue, ihre Standhaftigkeit. 

Die. Wiffenfchaften gieren den Staat; einige entwickeln. 
ben Geiſt, andere vervollfommnen die Künfte, deren Werk— 
zeuge und Mafchinen fie vereinfachen und ihnen fchnellere 
Wirkung geben, Se. Majeftät wird fie begünftigen. Aber 
Landbau und Handel machen die Nationalftärke, 

Se. Majeftät wird nichts unterlaffen, um an der Elbe 

und Weſer den Arbeitsfleiß ermunternd empor zu halten, 
und in einigen Departements, wo-man ihn einfchlafen und 
aufhören Kieß, ihn wieder empor zu bringen. Zumal wird 
Höchftdiefelbe den Landbau, diefen Hauptreichthum des 
Staats begünftigen; ſchon der freie Kornhandel muß ihn 
mächtig ermuntern, 

Die Tuchfabriten follen vervielfältigt und vervolllomms 
het werden. Die Mittel Liegen nahe. Schon. befist Wefts 
phalen einige der fchönen Heerden, womit Spanien Europa 
bereichert, uud welche beffer find, als Gold von Peru. 

Die Strafen werden hergeftellt; an Orten wo Verbin— 
dung fehle, neue eröfnet. Se. Majeftät läßt die Möglichkeie 
und Nützlichkeit eines Kanals zwijchen Elbe und Weſer prüs 
fen. immer mehr wird der König trachten,, den Geift der 
Nation von ber Neigung abzubringen, aus Präbenden und 
Sehatten zu leben; Werteifer wird Er zu pflanzen fuchen, 
— die Begierde, durch Verbefferung der Güter, Verwens 
a Kapitals und Entwickelung des Fieißes, in dem 

en Vermögen die befte Hülfsquelle zu fuchen, 
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Die gesgraphifche Lage des Neichs, feine Gruben ,. feine 
Forſten, fein Getraide und feine Tücher, öfnen dem Unter 
nehmer ein reiches und ein weites Feld; der Friede des fes 
ften Landes, der endlich wohl bald zu erringende Friede der 
Meere, laden: ein, diefe Entwürfe zur Ausführung zu be⸗ 
reiten. 

Alles Gute und Mützliche wird Ermunterung und 
Schuß finden bei einem Monarchen, dem fein Alter die Aus; 
fiht öfnet, fiir das Stück feiner Unterchanen fünfzig Jahre 
wirffam zu ſeyn, welcher dazu die Mittel brauchen wird, 
die ihm feine großen Verbindungen gewähren, und in dem 
jene, feine Dynaftie auszeichnende Thätigkeit lebt. 

Wenn unter dem Haupt und Stifter diefer Dynaftie 
Frankreich zu. einem Grade von Macht und Ruhm aufger 
blüht ift, wie man ihn fid nie Hätte vorftellen fünnen — 
wenn Spanien, um den verlohrnen Rang unter mächtigen 
und glücklichen: Staaten wieder zu erringen, einen andern 
Mapoleon ruft — ein anderer in Holland angebetet wird — 
fo wird auch der, dem Weſtphalen zufiel, eben fo viele rw 
und nicht mindern Ruhm verdienen, 


20. 


Bemerkungen über den, im agten Hefte unter 
Nr. 8. ©. 83. u. folg. enthaltenen Auffag: 
» Waren die nach der Bundesakte erfolgten Mebiatifis 
»rungen ein Ausfluß des Staats NothsNechts juris 
»eminentis? von Friederich Hoppe « 





von Dr. W. 3. Behr. 





Da der, unter der angeführten Aufſchrift im ıgten Hefte 
dieſer Zeitfchrife enthaltene Auflak gegen die, in meiner 
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fuftematifchen Darftellung des rheinifhen Bundes aus dem 
Standpunfte des -öffentlihen Rechts enthaltene Begrün— 
bung der Rechtmäßigkeit der durch die Bundesafte bewirkten 
Verſchmelzung mancher teutfchen Staaten mit andern gerich— 
tet ift, fo wird es mir vergönnt feyn, das nöthige darauf 
zu erwidern. 

Eigentlich könnte ih mich damit begnügen, zu — 
daß aus der Bundesakte, meines Wiſſens, nirgends eine 
Mediatiſirung — (denn dieſer Ausdruck und der durch 
ihn bezeichnete Begriff paßt durchaus nicht auf die, in dem 
Verhältniſſe mehrerer ſonſtiger teutſcher Landesherrn durch 
die Bundesakte eingetretene, Veränderung) — erfolgt, und 
daß meine Vertheidigung bdiefer Veränderung nicht auf ein 
fogenanntes Staat s⸗-Nothrecht, fondern auf ein, fo zu be 
nennendes, StaatensMothredht gegründet fey. 

Droch ich will felöft jene Frage fo ftellen , wie fie hätte 
geftellt werden müffen, um dasjenige beftimmt auszudrücken 
was Hr. Hoppe, in Beziehung auf den von mir $. 100. 
der erwähnten Darftellung aufgeführten Sat, wahrſcheinlich 
ausdriicken wollte, und dann feine Zweifelsgriinde beantı 
worten. 

Seine Frage müßte, wie mir ſcheint, eigentlich ſo 
heißen: 

Giebt es im Verhältniſſe zwiſchen Staaten und Staas 
ten, alfo im Gebiete des StaatensNechts, ein Recht, dems 
jenigen gleich, weiches man bisher im Staatsbürgerverhält, 
niffe oder im Gebiete des Staats: Rechts das Staats: 
Nothrecht genannt hat, — alfo ein fogenanntes Staaten 
Nothrecht? *) und läßt ſich durch die Hinſicht auf ein 
ſolches (Staaten-Nothrecht) die Unterwerfung mehrerer 





Anmerk. Ach bemerke hiemit ausdrücklich, daß ich nie jenen barbaris 
ſchen Ausdruck gebraucht haben würde, wäre er mir nicht dur Hrn. Hoppe’s 
Aufſatz abgedrungen worden. 
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ehemaligen tentfchen Randesherrn unter die Souverainität 
anderer, wie folche durch die Bundesatte bewirkt worden if, 
rechtfertigen? 

Da mir Ar. Hoppe hoffentlich eben fo wenig zutrauen 
wird, daß ich jene Rechtfertigung auf ein Staats: NMoths 
recht habe bauen wollen, als ich ihm die Beſchränktheit zus 
traue, mich fo mißverftanden zu haben, fo kann ich niche 
zweifeln, durch jene Umgeftaltung feiner Frage, den von ihm 
bezielten Sinn richtig getroffen, und dem Publitum das eis 
gentlihe punctum controversum deutlich beftimmt zu 
haben. 

Vorläufig lege ich das Geſtändniß ab, daß ich feldft 
wohl vorhergefehen habe, daß manche die im $. ı00 meiner 
Darftellung aufgeftellte Rechtfertigung für fi unbefriedigend 
finden mögten; jedoch nicht etwa in Gefolge eines Gefühls 
der Schwäche des Fundaments der Rechtfertigung felbft, fons 
dern lediglich in Gefolge der Weberzeugung ,„ daß es 
manchen, mas jedoch nicht meine Schuld! ift, an der 
Bedingung fehlen möge, um die Stärke jenes Fundaments 
durchfchauen zu können, das ift, an einem gründlichen Wifs 
fen, nicht nur des allgemeinen Staatss, fondern auch des 
allgemeinen Staaten-Rechts; und gerade an diejer De, 
dingung fcheint es auch Hrn. Hoppe — fo fehr er auch im 
erften Theile feines Aufiabes feine Bekanntſchaft mit dem 
allgemeinen Staatsrechte bewährt hat — gefehlt zu has 
ben, wie fih aus der Priifung feiner Säße zeigen wird. 

Nach einer vorausgefchieften, ziemlich richtigen, obwohl 
nicht ganz entfchöpfenden Deduktion des Staats: Nothr 
vechts, nimmt berfelbe folgenden Lebergang zu feinem eigents 
lihen Thema: 

»Nach diefer Analyfe aus dem allgemeinen Staatsrechte 
ist alfo das Objekt des Staats: NMothrehts nur der Un— 
»terthanen wohlerworbene Rechte, und die obige Frage... 
⸗iſt in der Megative beantwortet.« 
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Daß. das Staats-Nothrecht nur auf die Rechte von 
Unterthanen Einfluß habe, daß alfo die Foderung des 
Dpfers an die, nach feiner Sprache, mediatifirten aus einem 
Staats: Nothrechte nicht abgeleitet und gerechtfertigt. wers 
den könne, wer follte das haben leugnen, oder wer folke 
das Segentheil Haben behaupten wollen? — — Ich in der 
That nicht; denn ich behauptete: So wie das Recht einzels 
ner Menfchen in einem Staate bedingt ift, durch die Mögs 
lichkeit des Beſtehens der Rechte der iibrigen Staatsglieder 
mit und neben dem ihrigen, mithin das Necht der erfteren 
hinwegfallt, wenn diefe Bedingung ihres Rechts hinweggefal⸗ 
len ift, defien Folge man bisher mit dem, freylich nicht pafs 
fenden, Namen — dominium eminens — bezeichnet hat; 
eben fo ift das Recht jedes einzelnen Staats, im Staaten; 
Verhäleniffe, bedingte durch die Möglichkeit des Beſtehens 
der Nechte der übrigen Staaten mit und neben dem feinis 
gen, und wenn demnah die Nealifirung eines öffentlichen 
Kechtsverhältniffes unter einer Menge fih begrenzenden 
Staaten, und deffen Sicherung nicht möglich iſt, ohne daß 
einzelne Staaten jene ihre Nechte aufgeben, fo fallen, mit 
Bedingung jener ihrer Rechte, auch diefe ihre Nechte ſelbſt 
hinweg, und fie können demnach nicht befugt feyn , jenes 
nothwendige Opfer, d. h. das Aufgeben jener ihrer Nechte 
zu verweigern, — deſſen Geltendmachung man, im Gegens 
faße des Sta ats-Nothrechts, offenbar das Staaten; 
Nothrecht benennen könnte. 

Alfo nur aus einem Staaten; Mothrechte wollte ich die 
bier unterftellte Veränderung und Unterwerfung vechtfertigen, 
und hoffentlich wird, außer Hrn. Hoppe, weiter Niemand 
verfennen, daß ich jene Beziehung auf das Staats; Noths 
recht nur der größeren Deutlichfeit wegen, und um die Gleich 
heit der Prinzipien des Staatenrechts mit jenen des Staats: 
rechts anfchaulich zu machen, gebraucht habe, wie aus dem 
legten Satze des $. 100. der erwähnten Darftellung flar 
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hervorgeht, mo e# heißt: »ſo mußten auch einzelne folcher 


Staaten jene Nechte dem Zwecke der Nealifirung eines ges 


»ficherten Rechts zuſtandes aller, welche durch die Pflicht 
»aus Prinzipien des Staatenrehts geboten 
»war, nothwendig zum Opfer bringen, und es war alfo 
die Dewirfung diefes Opfers eben eine foldhe Auss 
»übung des juris eminentis im Gebiethe des 


»Staatenrechts, als wie fie nah den voraus aufge 


»ftellten Srundfägen im Gebiethe des Staatsrechts ftatt fins 
»det ıc.« 

2. Hoppe ftellt weiter folgende Sätze auf: 

»Staaten gegen Staaten ftehen unter feinem Geſetz, 
»und find ats feldftftändige Perfonen im Naturzuftande ans 
»zufehen. Das Völkerrecht ift bis jetzt noch nichts, als eine 
»Idee. Gewalt im Kriege tritt alfo an die Stelle des 
» Staats: Mothrechts.: — 

Sin der That, fonderbare Behauptungen! — Da Ar. 
Hoppe felbft die Staaten für felbftftändige Derfonen 
gelten laßt, fo muß er fie doch wohl auch als rechtsfähi— 
ge Wefen gelten lafien ; rechtsfähige Wefen gleicher Art ftes 
hen aber, ſchon als ſolche, in ihrer Einwirkung aufeinander 
unter der Verbindlichkeit des Rechtsgeſetzes, mithin find 
Staaten gegen Staaten auch in ihrem Naturzuftande — zwar 
feinem pofisiven Geſetze — aber doch allerdings dem alls 
gemeinen Rechtsgeſetze unterworfen, und ihre gegens 
feitigen Verhältniſſe müſſen danach beurtheilt werden. 

Das Syftem der Verhältniffe zwifchen Staaten und 
Staaten, nach jenem allgemeinen Rechtsgeſetze regulirt, iſt 
das allgemeine Völfers oder Staaten-Recht; und wenn gleich 
die Staaten ſich nicht immer wirklich dem Nechtsgefeke ger 
mäß behandeln, fo bleibt doc) das allgemeine Staatenrecht in 
feiner vollen objektiv verbindlichen Kraft, fo wie das allges 
meine Stantsrecht in feiner vollen Kraft bleibt, wenn gleich 
daſſelbe nicht allenthalben zur Ausübung kömmt; und mit 
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demfelden Fuge, mit welhem Kr. Hoppe das Staats: North 
vecht aus dem allgemeinen Staats;Nechte deduzirte, mit 
demſelben Fuge, follte ich denken, dürfte ich das Necht, wel 
ches man Staaten:Mothrecht nennen könnte, aus dem all 
gemeinen Staaten-Rechte deduziren, und feine Anwends 
barkeit eben fo gut poftuliven, als Kr. Hoppe die Anmends 
barkeit des Staats: Morhrechts poftulirt, ob man gleid) 
auch fagen könnte, das allgemeine Staatsrecht fey bis jekt 
nichts als eine Idee. — Gewalt im Kriege tritt aber ganz 
und gar nicht an die Stelle des Staats Mothrehts, fons 
dern an die Stelle einer, zur Handhabung des Rechts uns 
ter den Staaten rechtlich zu Eonftituirenten , aber nicht 
wirklich vorhandenen, Macht; denn jeder Kriegführende giebt 
wenigſtens vor, fein Recht gegen den befräegten Staat vers 
folgen und geltend machen zu wollen. Um die einzelnen 

Unterthanen eines Staats (deren Rechte ſelbſt nad 

Hrn. Boppe nur die Dbjekte des Staats⸗Nothrechts find) 

zu Aufopferungen ihrer Nechte zu Gunften ihrer Mitbürger 

zu zwingen, ift meines Wiſſens noch fein Krieg gefiihrt wors 
den, alfo ift auch noch fein Krieg an die Stelle des Staats— 

Nothrechts getreten, wohl aber könnte Krieg gefiihrt werden, 

um das Staaten: Mothrecht geltend zu machen, wenn näms 

lich ein oder mehrere Staaten ſolche Nechte, die mit der 

Beſtehbarkeit der Nechte aller Staaten unverträglich find, 

@ufzugeben fih weigerten, und daher durch Gewalt der Wafı 

fen dazu gezwungen werden müßten. 

Die eigentliche Widerlegung meines, von Hrn. Hoppe 
angefochtenen Satzes aber foll in folgender Behauptung liegen: 
— ve giebt feinen NRechtszuftand unter Staaten und Stan 
— Beh würde der Begriff der Selbſtſtändigkeit, mithin 
>feisn Br Staats, aufgehoben. Dieß erkennt Geht 
> Privaten auf friiherhin fage, dafs Staat und Staat wie 

— utzer dem Staatsverhältniß zu betrachten ſeyen. 
feinen Rechts zuſtand, fo kann auch nicht von Rech⸗ 
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»ten die Rede feyn, noch weniger von einer Bedingung der 
| »Möglichkeit des Beſtehens der Nechte anderer URN die 
»nur mit dem Rechtsgeſetze eintritt.« 

Wahr it's, daß ich den Grundſatz aufgeftellt habe: 
Staaten und Staaten ftehen urfprünglich unter ſich in 
demjelben Verhältniffe, in welchem einzelne Menfchen ftehen, 
ehe fie fich zu einem Staate geeinigt haben: das heißt: So 
wie die einzelnen Menfchen urfpriünggich in einem, der 
Sicherheit ihres Rechts ermangelnden, Zuftande find, jo 
befinden fih die Staaten urfpriinglich in einem Zuftande, 
worinn ihre, Nechte, als Staaten; - gegenfeitig durch nichts 
garantirt find: ihr urfprünglicher Zuftand tft alfo Fein 
Rechtszuſtand. — Wer mögte aber daraus folgern fünnen, 
daß darum im urfprünglichen Verhältniſſe der einzelnen, 
. Staaten, wie ber einzelnen Menfchen, gegeneinander gar 
nicht von gegenfeitigen Rechten derfelben, noch weniger von 
einer Bedingung der Möglichkeit des gegenfeitigen Beftehens 
ihrer echte die Rede feyn könne? Kennt denn Kr. Hoppe 
nicht einmal den allgemein befannten Sat: daß das Recht 
und die Gültigkeit des Rechts vor und aufier allem Staate 
und Staatenvereine unter Menfhen und Staaten beftehe, 
und daß bie Stiftung des Staats und Staatenvereins bios. 
die Geltung des, Rechts unter jenen und diefen bezwecke? 
Wenn aber das Necht auch fchon urfpriinglich fire jene und 
diefe-gliltig ift, wenn das Kechtsögefek, nur feine Geltung, 
nicht aber feine verbindende Kraft an fich. fiir Menfchen und - 
Staaten erft vom Staate und Stantenvereine herholt, fons 
dern aus dem, von der Natur fo geordneten, Bedingtfeyn 
einer Coexiſtenz freyer Menfchen und Staaten, als folder 
durch daſſelbe, fo muß doch wohl auch ſchon urfpriinglic) 
unter ihnen vom Rechte die Nede feyn können, und das Recht 
ftatt finden, und fobald das Recht ftatt findet, wenn es gleich 
noch durch nichts gefichert ift, fobald muß auch die Bedins 
gung des Rechte ſtatt finden, denn letzteres, als das bedingte, 

. 253. 


354 


iſt ohne erſtere überall nicht gedenkbar. Verbindet nun das 
Rechtsgeſetz urſprünglich ſchon Menſchen und Staaten, fo 
ſind auch urſprünglich ihre Rechte ſchon bedingt, durch die 
Möglichkeit des Beſtehens der Rechte anderer Menſchen und 
Staaten, denn das Rechtsgeſetz befteht ja nur in der Ber 
flimmung diefes Bedingtſeyns. 

Eden darum aber, weil die Menfchen und Staaten in 
ihrem urfprünglihen Zuftande feine Sicherheit ihrer 
Rechte haben, follen fie in einen Zuftand treten, der ihnen 
jene Sicherheit gewährt, und diefen nennt man den 
Rechtszuſtand. Diefer Rechtszuſtand ift fiir einzelne 
Menfhen der Staat, für einzelne Staaten der Völker; 
Staat oder der StaatensBund, Nur bey der Ver; 
ginigung mehrerer Staaten unter der Form des Völkers 
Staats wird die Selbſtſtändigkeit der, fo vereinigten, Stans 
ten, mithin der Begriff des befonderen Staats aufgehoben, 
nicht fo bey ihrer Vereinigung unter der Form des Staa, 
tenbundes : denn dieſer läßt alle in ihm begriffenen 
Staaten als felbftftändige, beſondere Staaten beftehen, und 
geht eben darauf aus, ihnen, als befonderen Staaten, ihre 
Selbſtſtändigkeit und ihr Rechtsgebieth, als Staaten, geltend 
zu machen, und dieſe Geltung zu fichern. 

Falſch iſt alfo die Behauptung: »es giebt einen Rechts— 
zuftand unter Staaten und Staaten, denn fonft wiirde der 
Begriff der Selbftftändigkeit, mithin der des befonderen 
Staats, aufgehoben.« — Denn der Staatenbund ift ein’ 
Nechtszuftand der verbiindeten Staaten, und dennoc, bleiben 
diefe in ihm befondere und. felbfiftändige Staaten: faft folk 
te man glauben, Hr, Hoppe kenne uur einen einzigen Rechts; 
zuftand, den Staat, und aufier dieſem, feinen. — Und 
falich ifE dem voraus angeführten Grunde zufolge die Be: 
hauptung: »daß außer dem Rechtszuſtande nicht vom Nechte, 
noch weniger von einer Bedingung der Möglichkeit des Be, 
ſtehens der Rechte anderer Staaten die Rede ſeyn künne.« 
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Haben dach die Staaten von Europa, ob fie glei fort, 
dauernd außer dem Rechtszuſtande unter fi blieben, von 
jeher fo viel von Rechten unter fich gefprochen und gehans 
delt; alfo wohl ganz unnütz nach Hrn. Hoppe? alfo konnte 
wohl bey ihren Friedensverhandlungen nie von 'gegenfeitiger 
Ausgleichung ftveitiger Rechte die Rede feyn? ! 

Sp wie fich eine Macht darfteflt,- weiche unter foeriftis 
venten Staaten einen Nechtszuftand einführen will, handelt 
fie der Foderung des Nechtsgefekes gemäß, indem diefes uns 
ter Staaten wie unter Menfchen die Geltung des Rechts 
befiehlt, ift fie alfo durch das Rechtsgeſetz felbft ermächtigt, 
die Bedingung der Möglichkeit des gegenfeitigen Beſtehens 
ihrer Rechte, ald Staaten, geltegd zu machen, und finden 
ſich jolche Rechte einzelner Staaten, welche mit der Mög: 
lichkeit des Beſtehens der Rechte aller unverträglich find, 
fo gebieter ihr das Rechtsgeſetz, das Hinweggefallen feyn jer 
ner Mechte mit ihrer Bedingung zu erklären, und dieſer 
Akt iſt ein, der Ausübuug des Staats⸗Nothrechts im Staa⸗ 
te ähnlicher, Akt, den man den Akt eines Staaten-Noth— 
vechts nennen könnte, da er im Staatenverhältniffe dafjelde 
ift, mas jener im Bilrgerverhältniffe feyn fol. Es ift aber 
dieſer Akt in beyder Hinficht keine Aufhebung von Rech— 
ten ; denn ‚die fraglichen Rechte find, als das bedingte, im 
unterftellten Falle mit ihrer Bedingung ſchon von feldft hins 
weggefallen ; fondern eine bloje Erklärung dieſes Hinwegger 
falfenfeyns, weiches einzig von dem Begriffe des Rechts und 
des Rechtsgeſetzes felbit ausgieng. 

Aus diefen Gründen vertheidigte ich die fragliche 
Unterwerfung einzelner teutfcher Landesheren unter die Sous 
verainität anderer: Bon diejen Gründen hat aber Ar: 
Hoppe auch nicht einen einzigen durch jene feine Bemer⸗ 
tungen geſchwächt, vielweniger widerlegt”, fondern nur bie 
Unrichtigkeit feiner Begriffe beurfundet. 

Doch! es iſt noch ein Satz deffelden übrig } 
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»Mögen andere Staaten beftehen oder vergehen; es 
»hat dieß auf die Rechte und MWerbindlichfeiten diefes indis 
»viduellen Staats nicht den mindeften Einfluß , wenn fihon 
»vielleiche in. politifcher Hinſicht. Daß: aber die Polis 
»tik kein Mecht giebt, von andern Staaten Aufopferungen 
»zu verlangen, ift ohne Zweifel.« 

Wohl mag das erftere wahr feyn, jedoch nur faktiſch 
wahr, ſo lange ſich die Staaten weiter nicht gegenſeitig um 
einander bekümmern, ſondern jeder ungeſtört ſeinem Egois— 
mus fröhnen darf: Sobald aber die Mehrheit koexiſtirenter 
Staaten dem Unweſen des, aller vechtlihen Sicherheit ers 
mangelnden, Zuftandes, durh Einführung und Kerftellung 
eines geficherten Rechtszuͤſtandes unter fich, ein Ende machen 
will, dann tft fie auch dutch das Rechtsgeſetz ermächtigt, un: 
Befiimmert um die Foderungen des Egoismus der einzelnen, 
die Bedingungen zu realifiven, unter welchen jener Rechtszus 
fand nur ein: und ausführbar iſt, und bey diefer Ausfüh— 
rung bat fie, duch das Nechtsgefeg felbft auftorifirten, Ein: 
fluß auf die Rechte und Verbindlichkeiten der bey jener Aus: 
führung befangenen Staaten. Ä 

Was fich Übrigens Ar. Hoppe unter Politik denken 
möge, weiß ich nicht. Ich verftehe darunter die Kunft und 
Wiffenfhaft, Staaten” in ihren: inneren und äußeren Der, 
hältniſſen zur Erreichung ihres Zwecks zu führen. Erheifcht 
nun die Herbepführung vechtlicher Sicherheit in den Auferen 
Verhältniſſen, ohne die der Zweck der Staaten in fich feldft 
ewig unerreichbar bleibt, Aufopferungen von einzelnen Staa: 
sen, fo ifi jene auch ohne Zweifel, diefe zu verlangen, be; 
vehtigt, d. h. fie ift ohne Zweifel berechtigt, die Auf: 
opferung derjenigen Rechte von andern Staaten zu verlans 
gen, mit deren Beftehen die rechtliche Sicherheit aller uns 
verträglich ift, gleichwie fie ſelbſt zur Aufopferung ähnficher 
Rechte verpflichtet if. Denn jeder Staat iſt, als unter 
dem allgemeinen Rechtsgeſetze fichendes Weſen R ohnedtef 
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fhon aus dem Befige jener Nechte geſetzt, und deren Forts 
behauptung würde eigentliche Ufurpation feyn, welche felbft 
zur Ausübung des nötigen Zwanges gegen fie berechtigte. 

Mögte nun eine kompetente, niht Namenlofe, 
Kritik vecht bald entfcheiden: ob ich dem Ziele, — oder ob 
Hr. Hoppe dem’ richtigen Sinne meines, von ihm anges 
fochtenen, Satzes, vielleicht überhaupt der griindlichen Ers 
forfhung des Staatenrechts vorübergegangen er 

Würzburg im Julius 1808. 
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29. 
Bemerkun'g 
über 
die ſogenannte ſchließliche Erklärung des Herzoglich, 
Mecklenburgifchen Juſtizraths von Gülich im 
XVII. Hefte Nr. 54 





Was der Juſtizrath von Gülich bei weniger Arroganz und 
mehr VBefonnenheit ſich füglich felbft hätte fagen können und 
müſſen, das müſſen wir ihm wohl nur fagen, nämlich das, 
daß er in feiner Nückficht der Mann fey, mit welchem wir 
ung in eine fiterärifche Fehde einlaffen können und werden. 

Ueber den Gegenftand feiner Schreibereien enthält auch 
ohne unfere Bemerkungen das abgedrufte Zeugniß des Hof 
raths Ken. von Boſtel völlige Entfheidung ; das ganze un: 
befangene und vernünftige Publitum hat darüber feine Ue— 
berzeugung fo allgemein und beftimmt ausgefprochen, daß 
wir darüber kein Wort mehr verlieren werden. Der von 
Gülich ſelbſt leugnet die vorgelegten factiihen Memente 
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nicht, fondern bemühet fih nur fie zu umgehen. Nur ein 


fehr ſchwacher Grad von Menſchenkenntniß iſt erforderlich, 


um ihn in allen ſeinen Wendungen zu durchſchauen und der 
allgemeine Anzeiger der Deutſchen 1808. Nr. 121 
enthält eine treffende Auseinanderſetzung dieſer Sache. 

Wenn eine längere Mechts s und Richterpraxis den 
Cäpolla aus des ꝛc. von Gülich Bücherfammlung verdrängt 
haben wird ; jo wird er feine gegenwärtigen zahlfofen Erklä⸗ 
rungen und deren leidigen Geift gewiß bereuen; wir wollen 
ihm das Andenfen an diefelben Dadurch nicht noch mehr vers 
bitten, daß wir den Wirrwarr, die Abfurdiräten und Uns 
wahrheiten, welche er in der Erklärung vom 16. April d. J. 
(Rhein. Bund Heft XVII, Nr, 54.) vorbringt, beleuchten 
und aufdecken. Diefe Erklärung iſt zu fehr unter aller Kris 
tik und ihr Verfaſſer zu fehr unter aller Beachtung ; wenn 
er erft den Freund der Pläne des Wezlarſchen Prokuratos 
ren⸗Ausſchuſſes abgelegt haben wird, dann wird er feine 
Schwachheiten, Erklärungen, Unterdrückung der Wahrheit 

und Abfprung vom geraden Wege ohnehin genug bereuen. 
Die Verfaffer der Abhandlungs über 
die Entfhädigungss Berechtiguns 

der —————— 
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50. 
Bekanntmachung der Grosherzoglich Heſſiſchen Re⸗ 


gierung des Fürſtenthums Starkenburg die 
Allodifikation der Lehen betreffend. 





Extractus Prototolli Grosherzoglich Heſſiſcher für das 
Fürſtenthum Starkenburg angeordneter Regierung d. d. 
Darmſtadt den 7. Mai 1806. 

Fiat generale an ſämmtliche Juſtiz und Kameral⸗ 
Beamten des Fürſtenthums Starkenburg inclusive der 
Juſtizämter in den neueſten Souverainitätslanden: 

Da ſeit einiger Zeit mehrere Grosherzogliche Vaſallen 
Geſuche um Erlaubniß ihre Lehen oder Theile derſelben ges 
gen ein billiges Aequivalent als Allod veräußern zu dürfen, 
eingelegt hätten , fo habe man von Seiten diefer Stelle an 
Se. Königliche Hoheit den Grosherzog den Antrag gemacht, 
daß ihr die Vollmacht ertheilt werden müge, mit allen dens 


jenigen Vaſallen, welche ihre von Höchftdenjelben relevirende. 


Lehen in Allod zu verwandeln wiinfchen, unter Vorbehalt 
höchfter Genehmigung über die Allodifitation verbindliche 
Verträge abzufchließen. - 
Nachdem nun Se. Köntglihe Hoheit der Grosherzog 
diefen Antrag gnädigft genehmigt hätten: fo mache man 
ihnen dieje- höchſte Entſchließung zu dem Ende befannt, um 
in ihren Geſchäftsbezirken die Vafallen, denen daran gelegen 
feyn möchte, davon gelegentlich in Kenntniß zu feßen. 
Follenius. ne 


* 


31. 


Einführung des Code Napoleon im Grosherzog— 
| thum Helfen. 





Ludewig von Gottes Gnaden Grogherzog von Heſſen, 
Herzog in Weftphalen ıc. ıc. 


SF adem Mir mit andern Souverains des NRheinifhen Buns 
des die Ueberzeugung von der Wortreflichkeit des Code 
Napoleon hegen, haben Wir befchloffen, denfelben zum alls 
gemeinen Gefekbuch in Unſern -Staaten unter Modifikatio⸗ 
nen und Beſtimmmungen anzunehmen, welche Verfaflung 
und Befondere Verhältniffe erheifhen. Wir werden diefen 
wichtigen Gegenftand durch eine eigends anzuordnende 
Kommiffion Uns vortragen laffen. So wie Wir nach Vol— 
lendung diefer unumgänglihen Vorbereitung Unſere Wils 
(ensmeinung über den Zeitpunft und die Art der Annahme 
der Kaiferlich Franzöfifchen Geſetzgebung, durch ein weiteres 
Edikt verkiindigen werden; fo befehlen Wir einftweilen, 
daß nicht allein anf Unſerer Landes-Univerſität öffentliche 
Vorleſungen über den Code Napoleon gehalten werden; 
fondern auch ſämmtliche Juſtizdiener mit dem Seift defiel: 
ben fich vorläufig bekannt machen follen. Urkundlich Uns 
ferer eeigenhändigen Unterfchrift und beigedruften Staats 
Siegel. Auerbach den 1. Auguft 1808, 


Ludewig. 


®- — W Lichtenberg, 
Geheimer Staatss Referendär. 





Der 
Rheiniſche Bund, 
Ein und zwanzigſtes Heft. 
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Das teutfche Reich und der rheinifche Bund, 
Eine publiziſtiſch ⸗ politiſche Paralleferc. von Dr. WI. Behr. 





eFortfeßung der im neunzehnten Hefte abgebrochenen Abhandlung.) » 





Mas belebende und erhaltende Prinzip des teutfchen Reichs, 
die. Urquelle feiner organischen Bewegungen und Verrichtuns 
gen, die Stüße feiner Conftitution follte die Verſammlung 
feiner Stände, der Reichsſstag ſeyn, in und durch welchen der 


‚teutfchen Nation vermittelft des Organs ihrer Primaten ein 


entfcheidender Antheil an den richtigften. und wmefentlichiten 
Megierungsrechten gefichert, und eben dadurch der Weg offen 
behalten war, ihr ‚wahres Sintereffe mit der individiellften 
Kenntnif und auf den richtigften Wegen zu beſorgen, ihre 
wichtigften Angelegenheiten mit vereinter Kraft und Weisheit 
zu fördern, und ſelbſt die, durch) veränderte Verhältniffe und 
Umftände nothwendig gewordenen, Modififationen der Vers 
faffung und Verwaltung zu bewirken: denn der bey weiten 
veellfte Antheil am der Geſetzgebung des Reichs lag, wie wir 
24. 
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wiffen, in den Händen jener Verfammlung; von ihr hieng e& 
ab, durch den Weg der Mahlfapitulation die Wirffamfeit, der 
Falferlichen Gewalt zu beftimmen , zu erweitern oder zu been⸗ 
gen; von ihre wurden die wichtigen Fragen über Krieg und 
Frieden des Neichs entfihieden, und im Falle des Kriegs das 
Maaß der’ Mitwirkung aller Stände beſtimmt; von ihr wurs 
den die Neichsftenertt bewilligt, den Gerichten die Normen 
ihres Vefahrens vorgezeichnet, Vifitationen derfelben angeord⸗ 
net, und feldft gewiſſe Klaffen von Eollifionen und Verbrechen 
in lezter Inſtanz gerichtet ; ihr kam es zu, die Aufficht über 
Vollziehung der Beſchluͤſſe des Reichs zu führen, alles, was 
die Erreihung des Zwecks des Vereins erheifchte, zu realifis 
ren, und überhaupt jede Angelegenheit des Ganzen zu ordnen, 
und dem Zwecke des Ganzen gemäß zu beſorgen. 

Daß jedoch der teutfche Reichstag bereits feit langer Zeit 
der Sdee feiner Funktion, der Beftimmung feiner Eriftenz gar 
nicht mehr entfprochen habe, daß eine beynahe unerträgliche 
Schläfrigkeit und Unbeholfenheit in dem Gange feiner Ger 
fchäfte, eine hoͤchſt auffallende Kälte deffelben für das Wohl 
der Gefammtheit eingetreten fey, daß derfelbe fein Dafeyn 
und Leben nur noch zur Lähmung reichsoberhauptlicher Ener: 
gie, und zum Kampfe des Egoismus- feiner Glieder, oder. 
wenigſtens einzelner Klaffen feiner Glieder gemißbraucht habe, 
und endlich zur bloßen Uebungsſchule leeren eitlen Ceremoniels 
herabgefunfen fey, iſt zu notorifh, als daß es noch einer 
Nachweiſung bedürfen könnte. 

Da der rheinifhe Bund einer Ähnlichen — 
lung ſeiner Glieder bedarf, wodurch der gemeinſame Wille 
der in ihm vereinigten Staaten gefunden und ausgeſprochen, 
de i. die Geſetze des Bundes aufgeſtellt, deren Geltung uns 
ausbleiblich bewirkt, die im Laufe der Zeit nach Maaßgabe 
der Verhaͤltniſſe und Umſtaͤnde zur Erreichung des Bundes: 
zwecks erforderlichen Magßregeln getroffen "md in Vollzug 
geſetzt, endlich die zwiſchen den verbfinderen Stanten etwa 
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entſtehenden Colliſtonen friedlich gefchlichtet, und jeder in der 
ihm  eingeräumten Sphäre feiner Souverainität geſichert, 
überhaupt die Verbindung und deren. Zweck realiſirt werde, 
und, dab eine folhe Verſammlung der Bundesglieder zu dem 
angegeben Zwecke Eonftituirt werden folle, bereits in den. Ars 
tifein 6. 9. und 11. der Confoͤderationsakte als fonftitutios 
nelles Gefeß ausgefprochen iſt, fo dürfte es fehr wichtig feyn, 
nah den Quellen jener Entartung und Unthätigfeit der 
Reihsverfammlung zu forſchen, um durch. Verftopfung dieſer 
Quellen in der Conſtitutionsart der Bundesverſammlung einer 
aͤhnlichen Erſchlaffung und Gleichguͤltigkeit fuͤr das Wohl des 
Ganzen auf Seite der lezteren wirkſam vorbeugen zu koͤnnen. 
Wir, unferes Orts, glauben jene Quellen — neben dem 
immer meiter einveiffenden Mangel des Intereſſes für Erreis 
hung des Vereinigungszwecds und an dem Zuftande der Ge 
fammtheit, veranlaßt durd das immer ungebührlichere Her: 
vortreten der Individualitaͤt und des Egsismus der Reiches 
fände, was freylich die Grundquelle alles Uebels im teutjchen 
Reiche war — erkennen zu müffen : 
ı) In der Trennung der Meichsftände in drey verfchiedene 
Collegien. 
2) In der Sonderung der Reichsſtaͤnde in zwey Religions/ 
koͤrper. 
5) In der Nichtanerkennung der entſcheidenden Kraft — 
Stimmenmehrheit und endlich 
4) In der Abhängigkeit der Reichstagsgeſandten von einer, 
bey jedem einzelnen Falle einzuholenden, befohderen In⸗ 
ſtruktion. 
ad 1.) Die einzige, durch die Natur und das Weſen 
der Sache begründete, Bedingung der Theilnahme an den 
Verhandlungen des gefehgebenden und die gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten beforgenden Korps eines Voͤlker⸗Staats oder 
Voͤlkerbundes iſt die Eigenſchaft eines aktiven und konſtituti— 
ven Glieds des erſteren oder des lezteren, und in dem Rechte 
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der Mitwirfung zu jenen Verhandlungen muß, fo mie in 
dem Effekte des Vereins überhaupt, für alle jene lieder die 
sollfommenfte formale Gleichheit ſtatt finden , d. h. die 
Stimme eines jeden Glieds jener Art muß bey jenen Vers 
handlungen ganz gleichviel gelten, und es giebt feinen objek⸗ 
tiven Grund zu einem Alnterfihiede des Grads der Geltung 
der Stimmen jener Glieder, denn die ſtaatsbuͤrgerliche Per: 
fönlichkeit, wie die -Perfönlichkeit eines Bundesglieds, als 
ſolchen, iſt bey alfen unterftellten Gliedern des Voͤlkerſtaats 
wie des Völferbundes eine und diefelbe, und eben fo muß 
die Fähigkeit zur Stimmgebung, die Selbftftändigkeit, oder 
das Vermögen der freyen Selbſtbeſtiinmung, und die Einficht 
in die Tauglichkeit und Angemeffenheit der zu wählenden 
Mittel zur Erreihung des Vereinigungszwecks, objektiv 
genommen, bey jedem Gliede als in gleichem Maafe vorhans 
den vorausgefeßt werden , gleichwie denn auch auf diefe Fäs 
higfeit meder der Äußere Rang, noch die Menge oder der 
Grad des Beſitzthums der Glieder den geringften Einfluß has 
ben fann: auf die fubjeftive Fähigkeit der Individuen 
kann aber nicht Nückfiht genommen werden, weil fonft eine 
Auswahl ftatt finden muͤßte, und nicht alle jene Glieder zu 
den Verhandlungen zugelaffen werden dürften, auch es fich 
dabey wohl finden koͤnnte, daß die Stimme eines, am Range 
umd dem Grade feines Beſitzthums nach minder bedeutenden 
Gliedes ungleich mehr gelten müßte, als jene” des, dem Nange 
und der Größe feiner Befisungen nach weit mehr bedeutenden 
Stieds. Ueberhaupt machen weder der höhere Rang, noch 
die größere Menge des Befisthums gefchiefter, bey den Ber: 
Handlungen der öffentlichen Angelegenheiten eine, dern Zwecke 
des Gemeinweſens förderlihe Stimme zu führen, und da an 
den unterftellten Gliedern alles uͤbrige gleich iſt, ſo muß auch 
die Stimme eines jeden derfelben gleich geltend ſeyn, und es 
findet alfo fein Grumd zur Trennung eines Corps der unter⸗ 
ftellten Art im verichiedene Collegien flatt, durch welche den 
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Gliedern des einem Collegs eine Superiorität, oder auch mur 
ein ‚Gleichgewicht Über oder mit der größeren Zahl der Glie⸗ 
der cines andern: Eollegs eingeräumt: werde. 

Praktiſch ‚geltend, war auch diefer Grundſatz auf * 
teutſchen Reichstage ‚in früheren Zeiten, «big gegen das Ende 
des ıdien Szahrhunderts "diejenigen Stände, welche ſich in. dem 
ausfchließenden Beſitz des Rechts der Kaiſerwahl, und ſo 
mancher anderen Vorrechte geſetzt hatten, ſich durch ihren ev 
worbenen höheren Rang veranlaßt -faben, ſich von den uͤbri— 
gen Reichsſtaͤnden zu fondern, worauf die übrigen. Stände, 
um auch ihren Vorrang bemerkbar zu machen, ſich eben ſo 
bey den Deliberationen von den Reichsſtaͤdten trennten, als 
die. Kurfürften von ihnen ſich gefchieden hatten. Wohl ‚hätte 
man den Fürften- jene Befriedigung. ihrer eitlen Rangſucht 
gönnen können, hätte nur nicht. jene, duch den Zweck der 
Deichsverfammlung in feiner Hinſicht motivirte, Trennung alle 
diejenigen fo. fehr nachtheiligen Wirkungen in ihrem Gefolge 
gehabt, welche von jeder Verlegung der. Gleichheit des Rechts 
ungertvennlic) ſind. So aber wurßen von nun am die fatalen - 
Der und Correlationen nothwendig, welche den Gang der 
Derathichlagungen , und: deren Gedeihen zu einem endlichen 
Beſchluſſe fo aͤußerſt ſchwerfaͤllig machten die, durch jene 
Trennung, von den Kurfuͤrſten den Fuͤrſten, und von den 
Fuͤrſten den Reichsſtaͤdten bewieſene Geringſchaͤtzung mußte die 
letztern gegen die Fuͤrſten, und die Fuͤrſten gegen die Kurfüry 
ften fpännig machen, und alle 2 Klaſſen segenfeitig von 
ſich abſtoßen. — en. sur 

Dadurch wurden die, unter den. — der; reiche 
tigften Nationalangelegenheiten fo fehr nöthige, Eintracht. und 
Einheit des Sinteraffes, der Gefinnungen und Grundfäge uns 
‚tergraben, die Gemüther von einer. gleichen und gleichzeitigen 
Theilnahme an dem gemeinfchaftlihen Wohle abgeleitet, und 
nur auf ihren eigenen: und den Privatvortheil ihres Standes 
gerichtet ; ſtatt fich: mit den gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
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des Reichs zu befchäftigen, focht man nur die unausbleiblichen 
MWiderfirebungen und Neibungen der Eiferfucht der verfchiedes 
nen Collegien unter ſich thätig aus; Werdrähgt aus den Ber 
ſitze eines unmittelbaren perfönlichen Stimmrechts — indem 
daſſelbe jetzt nur noch, inmieferne es in dem Gefammtvoto 
kines Collegiums Tag, ſchwach wirkte, da das achtgliedrige 
Eolkgium der Kurfuͤrſten dem, mehr als hundertköpfigen , 
Collegio der Fürflen die Waage halten fonnte — übte man 
daſſelbe nur noch ‚mit mechanifcher Gewohnheit und Kälte, 
weil man es einmal hatte, und fchränfe fich atif eine defto aͤngſt⸗ 
lichere Wahrnehmung feiner noch - übrigen Reichsſtaͤndiſchen 
und Territovial sNechte ein: wurden diejenigen, von welchen 
die übrigen jenen Abbruch ihrer Rechte erlitten hatten, und 
von welchen fie eine immer größere Erweiterung ihres Uebers 
gewichts auf ihre Unkoſten befürchten mußten, von außen ans 
gegriffen, oder fonft ihrer Mitwirkung bedürftig, fo waren 
feßtere faumfelig, gleichgültig; unmwillfähtig zum Beyſtande: 
Hgegenfeitig verlaffen von aller aufrichtigen Theilnahme feiner 
Mirftände, fröhnte jeder eihzelne nur feinem Egoismus, un: 
befümmert um das Schieffal des Ganjen: Nach dem Bey: 
foiete der Aufhebung der Allgemeinen: Gleichheit der gefeßges 
benden Gtieder, Haben nun auch die Glieder der einzelnen 
Eollegien ‘die Gleichheit unter fich ſelbſt auf, erhob ſich eines 
Über das andere, nahm einen höheren Ton an, gieng einfeiti: 
ge Verhältniffe ein, und unternahm Dinge, die mit der Ein; 
heit des Ganzen und der Uebereinſtimmung aller feiner Theile 
zu einander durchaus unverträglih waren, und das Anfchen 
und. die Würde deſſelben nothwendig —— und un 
fegen mufiten. 

So entſprang aus jener Sonderung der Neichsverſamm— 
fung in verfihiedene Collegien eine Spaltung der Eintracht 
und des Triebes, zum: gemeinichaftlichen Ziele ernſtlich zuſam— 
menzuwirfen, und eine wahre DVerfplitterung der Geſammt— 
kraft; fo wirkte jene Sonberung, die ſelbſt nur aus einem 
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fhon ‚vorhandenen ſtarken Uebergewichte dev Individualitaͤt 
der Reichsglieder hervorgehen konnte, hinwiederum mächtig, 
dahin zurüc, -den Heft des gemeinfamen Intereſſes vollends 
auszuloͤſchen, und das. Ganze dem Zuftande feiner Aufläfung, 
entgegenzuführen. — In der That! Gründe genug, um. 
dringend wünfchen zu. müffen, daß . eine ähnliche. Trennung - 
unferer, Bundesverfammlung in verfchiedene Feen auge 
lich vermieden werden möge. 

Zwar mögte es auf den erften Anblick — als 6 
sine: folhe Trennung der Yundesverfammlung bereits wirklich, 
ausgeſprochen fey, im. Artikel 6. der Conföderationsakte, indem, 
es darinn heißt: »Die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten der 
verbündeten Staaten werden in einer Verfammlung behandelt 
poerden, deren Sig zu Frankfurt feyn, und die in zwey 
Eollegien, nämlich in das Colleg der Könige, und, bad 
Colleg der. Färften, getheilt feyn wird.« Vergleicht 
man jedod) ‚damit, die. Dispofition des Artikels 10. deffelben 
Dokuments — »In der Bundesverfammlung, follen Se. 
Hoheit, dee Fuͤrſt Primas den. Vorfig haben, und, 
wenn eines der beyden Kollegien.über einen Ges 
senftand allein zu berathen, haben folge, wird 
Se. Hoheit in dem Colleg der Koͤnige, und der Herzog 
von Naſſau in dem Colleg der er den Vorſitz führen« 
— ferner den Eingang dei. Artikels 11.: »Die Zeit, zu wel⸗ 
cher ſich der Bundestag, oder VER ber Collegien 
gefondert, verfammeln ſolle« ꝛc. — fo muß man fid ung 
fireitig zu dem Schluffe berechtigt. finden , daß, nach der Abs 
fiht der Bundesftifter, die Berathung der gemeinfhaftlichen 
Angelegenheiten der Verbündeten in der Regel durch eing 
Generalverſammlung ſaͤmmtlicher Bundesglieder vorgenommen 
werden, daß hingegen nur ausnahmsweiſe, naͤmlich in 
den, im Artikel 10. beſtimmten, beſondern Faͤllen, eine abge⸗ 
ſonderte Verſammlung und Berathung der bemerkten beyden 
Collegien ſtatt finden ſolle. Duͤrſte man den eben aufgefuͤhr⸗ 
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ten Artifeln in ihrer Mergleichung nicht dieſe Deutung ge 
ben, fo müßte man, wie mir wenigſtens fcheint, in Verlegen⸗ 
heit kommen, einen zureichenden Grund der -Dispofitionen 
des roten und ırten Artifels, und insbefondere der ausdes 
zeichneten Stellen derfelben zu finden, and der umbefängene 
Teutſche von jener Trennung ı der: Bundesverſammlung in 
zwey Collegien, wenn fie als Hegel gelten follte, — 
me Folgen mit gegruͤndeter Bangigkeit befuͤrchten: 
Denn durch jene Trennung, wenn ſie in der Regel * 
ide “follte, wozu in dem Zwecke der Bundesverfammlüng 
an fich gewiß fein Grund ſich finden läßt, wäre den Fürften eine 
Zur uͤckſetzung bewieſen, und in ihnen -die Beſorgniß einer 
blos auf aͤußere Macht ſich ſtuͤtzenden, Superioritaͤt des #6: 
niglichen Collegs angeregt, welche, zum wenigſten geſagt, nicht 
geeignet ſeyn koͤnnte, die fuͤr Erreichung des Bundesʒwecks ſo 
ndchige aufrichtige Zuſammenſicht und Eintracht den Fuͤrſten 
init den Konigen und Großherzogen im Bunde zu begruͤnden 
und zu erhalten; durch jene Trennung waͤren die Glieder des 
Bundes eo ipso in zwey, und zwar fehr ungleiche, Par: 
theien aetheilt, wovon die, fo offenbar ſchwaͤchere, allen 
Muth fir das Gare! verlieren , und aͤngſtlich nur auf Ber 
hauptung ihber Erxiſtenʒ Bedacht nehmen würde; durch jene 
Tennung wäre zugleich eine fehr veeffe Scheidewand zwiſchen 
den’ Bundesgliedern aufgefuͤhrt, und ein partikulares Estle: 
KialsSintereffe erzeugt, unter‘ welhem das Intereſſe der 
Sefammtheit nothwendig leiden 'möß te: Es wie mit 
ivenigen Morten , durch jene Trennung die Einheit der Ge⸗ 
finnungen und Grundſaͤtze, des Intereſſes und Streben‘ ger 
falten, und eine Quelle zu Entgegenftrebungen , Neibungen, 
oder wenigſtens zum Erkalten "der gemeinſchaftlichen Theit⸗ 
nahme hehſuen eg pe zu — die Architettonit bes 


Aber — —* nian einwenden Einen, und hat man 
zum’ Theilt bereits eingewendet — ſollte es nicht anſtöͤßig 
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feyn,; den mächtigen König mit und neben dem winzigen Für 
fien flimmen, und die Stimme des Befiserd von taufend' und 
mehr Quadratmeilen Landes nicht mehr gelten zu laſſen, als 
jene des Befüsers von 3, von 16 — 18 oder 25 Quadrat 
fneilen ? — Wohl mag das Vielen’, "vielleicht‘ den Meiften 
anſtoͤßig ſcheinen; mir ſcheint es nicht ſo denn, was ich ber 
veits bemerkt habe,” der Außer Rang und die Menge’ des 
Beſitzthums ftehen in gar feinem Bezuge auf die’ Einfiche in 
die Tauglichkeit, und auf die Fähigkeit der Auswahl der 
beften Mittel zum Zwecke des Bundes; und wer vermögte 
Bas zu leugnen; zu leugnen, daß in einer Verſammlung⸗ 
welche blos die Aufere Wechſelwirkung von Staaten 
und Staaten’ zu berückfichtigen Hat, die Stininte des Be 
ſitzers eines noch fo Heinen Landes dem Zwecke der Geſemmi⸗ 
heit eben fo zutruͤglich ſeyn koͤnne, als die Stimme des Se 
ſitzers eines ungleich größeren Staats? Wer vermoͤgte ju 
leugnen, daß die Perſonlichkeit, welche minder maͤchtige Bun⸗ 
beeglieder als ſolche, haben, von derſelben Sphaͤre ſey, als 
jene der mächtigeren Bundesgenoffen? — Mir, däucht es, 
die Zeit fen endlich" nefommen , wo wir Teutſchen von unfes 
ren Primaten dag , doc) in der That’ nicht große, Opfer ers. 
warten dürften, daß fle da, wo es ſich Iediglich um das Kohl 
" der Sefammtheit teutfcher Nation handelt, die Ruͤckſichten 
auf aͤußeren Rang und Ceremonien moͤglichſt aus dem Spiele 
laſſen, und, frey von allen Feſſeln heterogener Ruͤckſi ichten, 
bey der Bundesverſammlung einzig den Zweck ihres Vereins 
in's Auge faſſen, und mit wahrer bruͤderlicher Eintracht, 
welche die Verſchiedenheit dee äußeren Ranges da, wo es 
dem gemeinfchaftlihen Zwecke nur gilt, fo gerne bey Seite 
feßt, zum gemeinfchaftlichen Erſtreben deffelden mit aller Thaͤ⸗ 
tigkeit, deren jeder nach feiner Lage fühig iſt, zuſammenwirken 
werden: Und wer ſollte mich tadeln wollen, daß ich mich 
dem feſten Vertrauen, daß es wirklich ſo kommen ‚möge, gerne 
ganz Hingebe? Wer folite nicht gerade von der Konkurrenz 
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der Anfichten dever, ‚die nur von dem. allgemeinen : Wohle -ihs 
eigenes. erwarten können, mir der Anfiche derjenigen, die. viel⸗ 
leicht nur von dem Gefühle. ihrer- Macht- geleitet werden 
dürften, die fchönften Früchte, erwarten müflen? 9 sem 
1... Vereine mit den mächtigeren zu einem. Ganzen, durch 
Feine gehäffige, Scheidewand von ihnen getrennt, duch ihr 
Uebergewicht nicht niedergedruͤckt werden auch die minder 
maͤchtigen Glieder. des Bundes, zutrauensvoll und mit wars 
mer Theilnahme die Beſtimmung der. Bundesverſammlung 
ihrer Seits zu erfuͤllen eifrig mitwirken , und, ‚geehrt durch 
das gegenſeitige Vertrauen der maͤchtigeren, im Falle dieſe ih⸗ 
rer Beyhuͤlfe beduͤrfen ſollten, ihre Bundespflicht mit einer, 
durch die zum Bewußtſeyn ‚der, Pflicht hinzutretende Waͤrme 
des Intereſſes erhoͤhten, Anſtrengung zu uͤbertreffen ſich beei⸗ 
fern. — Die fruͤhexe Erfahrung ‚dis entgegengeſetzten Wir⸗ 
kungen eines entgegengeſetzten Benehmens dienen wohl, zur 
kraͤftigſten Beſtaͤttigung dieſer Vorherverkuͤndigung. — —— 

ad 2) Der gefeggebende Körper ‚eines Boͤlterſtaats und 
die Verſammlung eines Voͤlkerbundes, welche: ſich lediglich 
mit den Mitteln zur Erreichung. des Bundeszwecks zu bes 
fihäftigen hat, befinden ſi fich- als ‚Tolche, nur ‚auf dem. Gebiethe 
des Äußeren Rechts, ‚und tönnen es ‚Daher, nur. mit folchen 
Segenftänden zu thun haben, bey welchen, Die ſubjektive velis 
gidſe Ueberzeugung oder die Religions— Eigenſchaft 
ihrer Glieder nicht im mindeſten zur Sprache kommen kann 
oder Denn Ei Geſetze und. Derfügungen. des. erfteren 
unter dee Pa eines —8* vereinigten, Staaten und 
ihrer Glieder. reguliren und ſchuͤtzen: und die Beſchluͤſſe und 
Sunftionen . der letzteren ſollen die Ruhe und den Frieden, 
dit, die rechtliche Sicherheit der, unter der Form des Voi⸗ 
kerbundes vereinigten, Staaten unter ſich handhaben; ſolche 
Gefetze und Funktionen ſind aber ihrer Natur nach von dem 
Religionsbetenntniſſe der Geſetzverfaſſer und der beſchließenden 
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Sfieder durchaus unabhängig, und es fanin deren veligiäfe 
Heberzeugung dabey vernünftigerweife gar nicht zum Spre 
een fommen: Ein Grundſatz, deffen Wahrheit fo. auffallend 
ft, dab man die Aufitellung deſſelben für ſehr überflüffig - 
halten müßte, wenn nicht die Erfahrung am teutfchen Reiches 
tage gelehrt hätte, daß feine praktiſche Verkennung dennoch 
möglich fey : Denn , nicht genug, daft fi) die Selammtheif 
der Neichsflände auf dem teutfchen Reichstage in Collegien 
trennte, ſchied fich dieſelbe auch noch. nach einem andern, ſeit 
dem Weſtphaͤliſchen Frieden grundgeſetzlich anerkannten, Thei⸗ 
lungsgrunde, naͤmlich nad) der Verfchiedenheit der Religion 
der Stände felbft, ode Glieder ihrer Territorien. 

Sch enthalte ge weiteren Bemerkungen über die 
wirkliche Ungereimt t einer ſolchen Trennung, ber die 
ſchiefe Anficht des Zwecks der Reichsverſammlung, welche die 
Möglichkeit einer folchen Trennung vorausſetzte, fo wie tiber 
die Lächerlichfeit der theoretifchen Controverfen , welche 
jene Trennung gebar (4. B. über die Frage: ob die Qualität 
einer Keichstagsflimme nach der Neligion des ſtimmgebenden 
Reichsſtands felbft oder feines Landes zu beſtimmen fey? u. 
dgl. m.); und befchränfe mich blos darauf, die nachtheilige 
Wirkung in’s Bewußtſeyn zu rufen, welche auch die Trennung 
für das. Ganze des Reichs in ihrem Gefolge hatte, und has 
gen mußte. 

BHatte man einmal den Grundſatz geſetzlich adoptirt, daf 
es ben den Gefchäften der Neichsverfammlung auf die Vers 
fhtedenheit der Religion der Neichsftände:, als ſtimmgebender 
Glieder jener Verſammlung, ‚irgend angutommen habe ,; fo 
hatte man eben damit auch die Zulaͤßigkeit eines reellen Eins 
fluſſes jener Hieligionsverfchicdenheif® auf. die Gefchäfte der 
Reichsperſammlung anerkännt; und dadurch unſtreitig Die 
Reinheit des Geſichtspunkts, von weichem bey jenen Geſchaͤf⸗ 
ten: alfein hätte ausgegangen. werden. follen, im böchften Grade 
getruͤbt: Schiefe und ſolche Geſetze und Maaßregeln, welche 
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ſich «über ‚Gegenftände ausdehnten, die auf die Erreichung ‚des 
ällgemeinen Vereinigungszwecks keine Beziehung hatten, folgs 
lich nicht Gegenftände des gemeinfamen : Willens feyn. konnten, 
alfo auch nie Gegenftände der Gefeke hätten feyn- follen, was 
ren davon die nothwendige Folge. : Auf, eine unverantwortlis 
he Weife wurde durch jene die rechtliche Freyheit der Neichss 
bürger eingezwängt ; das unantafibare Recht jedes Neichsbürs 
gers, fich zu irgend einer. Religion, welche feiner fubjektiven 
Ueberzeugung genügte, zu befennen, und ſolche frey auszu⸗ 
üben, würde untergraben ; denn, wellte er fich deffen bedienen; 
fo war. fein Landesherr geſetzlich auktoriſirt, ihn» von Haus 
und Hof zu jagen, durch das ſo annte Reformations— 
Recht, einen Ausfluß der ten Aa u des unſin⸗ 
nioften Fanatismus. Geſchieden DM die Theilung in Colles 
gien, ward die Vernichtung der Einheit des Intereſſes und 
des Strobens vollendet durch die Trennung nach Religions 
Ruͤckſichten, welche die lieder jenes einen Körpers als 
fürmliche Partheyen einander gegeh über ftellte, die fich 
mit eiferfüchtigem Mißtrauen einander behandelten, und, ſtatt 
die Sache zu beforgen, nur auf Erhaltung der Gteichheit 
in den Formen Bedaht nahmen, und durch die natuͤrliche 
Theilnahme der uͤbrigen Neichsbürger an ihrem gegenfettigen 
Mißtrauen, das ganze Neich in zwey Partheyen fpaltete, für 
bie man fogar eigene Benennungen brauchte. 
Endlich wurde durch jene Trennung die entſcheidende 
Kraft der Stimmenmehrheit in allen den Fällen, wo die ka—⸗ 
tholiſchen und evangelifhen Stände verfihicdene Meynungen 
gegeneinander erklaͤren wollten, aufgehoben, und das Gelans 
gen zu einem Nefultete dem Zufalle einer amifablen Bey 
legung Preiß gegeben Ewvodurch eigentlich die Entſcheidung 
aller Sachen, ſie mogten die Religion betreffen oder nicht, 
der Verſchiedenheit der Meynungen der Religionspar— 
theyen, als ſolcher, am Reichstage unterworfen wurde, und 
es nunmehr nicht ſowohl auf die Beſchaffenheit der Sache, 
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und das mit ihr im Verhältniffe ftehende Recht, als vielmehr 
darauf anfam, ob die verfihiedenen Neligionsparthenen 
am Neichstage daräber einftimmiger Meynung waren, oder 
06 fie ſich als Partheyen dafür intereffiven wollten , oder 
nicht. — Laͤßt fih aber wohl etwas vernunftividrigeres ges 
denfen, als daß ein, zu einem ſolchen Zwecke, wie der teuts 
ſche Reichstag, beſtimmtes Corps die Entfcheidung feiner Ans 
Helegenheiten von einer freundfchaftlichen Beylegung abs 
hängig machten, für deren zuverläßigen Erfolg nichts buͤrgen 
konnte, und bey welcher die rechtlichen Entſcheidungsgruͤnde, 
die Allein die Berathungen und Beſchluͤſſe hätten leiten und 
beftimmen follen, ihren Platz der veränderlichen und willkuͤhr⸗ 
Tichen : Convenienz abtreten mußten ; daß ein Corps, nie die 
tentfche Neichsverfammlung , alle feine Wirkſamkeit und allen 
Erfolg feiner Thätigfeit einem -Zufalle Hingab ? Damit hatte 
man offenbar auch darein acwilligt, daß felbft die Veftändigr 
teit des Reichs, welche durch die Wirkſamkeit der Neichsvers 
fammlung bedingt war, dem Zufalle Preiß gegeben ſeyn ſolle: 
‘wenn dann der Zufall den Untergang des Neiche wollte, fo 
durfte man fih ja nicht darüber beklagen; denn man hatte 
ſich ja dem: Zufalle Eonftitutionell überliefert. — In welchem 
Lichte, oder vielmehr Schatten fteht hiedurch der ehemalige 
teutfche Neichstag in den Augen feiner Nachwelt ?- 

Doc) ! jene Zeiten find vorüber; der Fanatismus ift ger 
bändigt, und richtige Vegriffe ‘über den. Einfluß der Staats: 
gewalt auf die Religion ihrer Bürger find an die Stelle 
‚feiner despotifchen Herrſchaft getreten ; das. widerrechtlich vor⸗ 
enthaltene Necht der Religionsfreyheit ift den Bürgern dev 
rheinifchen Bundesſtaaten zurückgegeben, und fie koͤnnen fich 
nun deffen bedienen, ohne darum noch die Vertreibung von 
‚ihren Beſitzungen, oder: das ausgefchloffen werden von Staats 
Amtern fürchten zu muͤſſen; der ‚Staat fragt nun, und zwar 
mit Recht, nur nach der Pegalität feines Türgers in fe 
nem äußeren Verhalten. mit feinen. Mitbärgern, und nach 
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der Fähigkeit feines Beamten, die fein Amt erheifcht ; nicht 
mehr nad feiner veligiöfen Ueberzeugung, welche aufier der 
Sphäre der Staats: Gewalt liegt; man ift zu der Einficht 
gelangt, daß die Funktionen eines Gefeßgebers und Verwal: 
ters Öffentlicher Angelegenheiten unabhängig feyn müffen von 
feiner religiöfen Anficht, und follte es — bey diefer Page der 
Dinge, und noch mehr, da auf unferer Bundesverfammiung 
nur die Rede kommen kann von den Äußeren Verhältniffen 
«der verbündeten Staaten unter fih und zu fremden Staaten, 
welche erfteren doch wohl, ald Staaten, weder Fatholifch 
noch evangelifch feyn können, wo mithin auch die Verbands 
lungen diefer Verfammlung in gar keiner Berührung ftehen 
können mit dem Neligionsbefenntniffe ihrer Glieder , oder 
derer ,„ die fie repräfentiven — nicht faft überflüßig ſcheinen, 
noc ausdrücklich zu bemerfen, daß auf dem Congreſſe des 
eheinifchen Bundes durchaus Leine Nede feyn werde und dürfe 
von einer Scheidung feiner Glieder in ein corpus Catholi- 
corum et Evangelicorum , folglih auch nicht von einer 
itione in partes ? — Mir fiheint es wenigftens, daß mir 
ung, wenn auch nicht, durch die innere Ueberzeugung — den 
bie religiöfe Intoleranz iſt zur Zeit nur gefeffelt, noch nicht 
ganz vertilgt, und ſpuckt an manchen Orten noch im Merz 
borgenen — doch gewiß ducch jene fatalen Erfahrungen der 
Worzeit vor dem Biederaufleben ähnlicher Verirrungen und 
Zweckwidrigkeiten vollkommen geſichert halten koͤnnten. 

ad 3) Abgeſehen davon, daß auf dem tentſchen Reichs⸗ 
tage die Wirkung der Stimmenmehrheit dur die Möglich: 
feit einer itionis in partes für jeden Fall. vereitelt werden 
tonnte, fo war, ob gleich in den befonderen Collegien die 
BHefchlüffe derfelben in der Regel nach der Stimmenmehrheit 
aufgenommen wurden, dennoch feineswegs unter den Colles 
gials Stimmen felbft die Mehrheit für Abfaffung eines uns 
bedingten Heichsgutachtens entſcheidend. Beftund jedes der 
drey Collegien , was gar leicht der. Fall feyn fonnte, auf feir 
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ner defondern Meynung, hatten fich, wie man ſich ausdruͤckte, 
die Ne; und Correlationen zerſchlagen, fo blieb entweder die 
Sache, ber welche bejchloffen werden follte, nunmehr ganz 
liegen, und ward bis zu einer andern Zeit werfchoben — «8 
geſchah alfo nichts , das erfte Agenz der Reichsgeſetzgebung 
war gelaͤhmt, die Kraͤfte der einzelnen geſetzgebenden Kam— 
mern (denn das waren eigentlich die drey Collegien) ſtunden 
gegeneinander im Gleichgewicht; es war ein, der Erreichung 
des durch den Reichsverband beabſichtigten Zwecks hoͤchſt nadız 
theiliger, Stillftand, der nicht möglich geweſen fern würde, 
wenn eine durchgängige: Gleichheit der Stimmen aller einzels 
nen Stände, ohne Trennüng in Collegien, eingeführt geweſen 
wäre; — oder man überließ sin dringenden Fällen geradezu 
dem Kaifer ‚die Entſcheidung, oder erfuchte ihn um die Erz 
Öffnung feiner Meynung, um fich weiter darüber zu berathenz 
beurfundete alfo einen wefentlichen Mangel: in. feiner DOrgants 
fation, vergab fich dadurch fein Anfehen, und zieh fich ſelbſt 
einer Schwäche und Ilnvermögenheit, die mit ‘der ‚Würde et 
nes gefeßgebenden Körpers durchaus unvereinbar war, ale 
welcher nie um einen Entfchluß verlegen feyn , oder in bie 
Notwendigkeit hätte kommen follen, die Beftimmungsgrände 
zu feinem Befchluffe aus fremder Quelle herzuholen, oder, 
was noch ſchlimmer war, die Entfcheidung gran einem 
Dritten zu überlaffen. 

Wenn aber auch zwey Collegialftimmen übereinftimmten, 
fo war doch diefe Mehrheit der Collegialftimmen zum Behufe 
der Abfaffung eines wirklich beftimmenden Gutachtens nicht 
immer entfcheidend , fondern nur dann, wenn die beyden hös 
heren Collegien einverftanden waren, aber nicht‘ in dem Falle, 
wenn Das Reichsſtaͤdtiſche mit einem der hoͤheren Collegien 
zuſammenſtimmte: In dieſem Falle ſollte die Mehrheit der 
Collegialſtimmen gar nicht wirken, noch dem Kaiſer das Recht 
zuſtehen, durch ſeinen Beytritt zu dezidiren, benahm man alſo 
nicht nur dem Reichsſtaͤdtiſchen, ſondern auch dem, mit ihm havs 
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möntrenden , Höheren Eoflegio das Necht der Deziſtv⸗Kraft 
feiner Stimme, ob man gleich ſelbſt den Stimmen: Bender, 
die Eigenſchaft, dezidirend zu feyn, nicht abzufprechen verimogs 
te, machte man fich alfo eines wirklichen Widerfpruchs fehuls 
dig, und brachte einen weſentlichen Mangel in die Negierung 
des teurfchen Meichs, der zu allen den Verwirrungen, Mißhel⸗ 
Itgfeiten und . Streitigfeiten die Veranlaſſung gab, welche 
‚zwifchen den Collegien ſelbſt ſowohl, als zwiſchen dieſen und 
dem Kaiſer obwalteten. Mit wenigen Worten: durch das 
Nichtſtattfinden der Entfcheidung durch Stimmenmehrheit: auf 
dem Neichstane ward in dem Leben des, ohnehin nur durch 
Fünftliche Anftrengung gehaltenen, Wereins der teutfchen Staa⸗ 
ten ein fo vielfältiges. Stocken erzeugt, wodurch derfelbe, ra— 
ſchen Schritts; obaleich unter den läftigften Symptomen, feinem 
gänzlichen Stiliftande entgegengeführt werden mußte, 

Mer ſollte in, diefem Beyſpiele die laute Warnung und 
Aufforderung verkennen koͤnnen, daß die Entfcheidung durch 
Stimmenmehrheit. in allen Fällen für die Verſammlung uns 
feres. neuen Bundes nochwendig organifches Geſetz werden 
müffe, mollte. man nicht anders die Förderung der gemeins 
Tchaftlichen Angelegenheiten des Bundes, und damit felbft die 
- Erreichung feines Zwecks aufs neue dem Zufalle Preiß geben, 
und die Quelle, aus der ihm fein Leben zuftrömen foll, gleich 
in ihrem Urfprunge fehr. unzuverläßig und unzureichend mas 
chen. — Kann man aber einen folhen Willen den Con: 
flituenten. des Bundes ohne Frevel nicht anmuthen, fo muß 
man aud die Adoption diefes organifchen Geſetzes um fo zus 
verfihtliher erwarten, je weniger bey der Ausgefprochenen 
Beſtimmung der Bundesverfammlung ſich irgend ein Kinder: 
niß feiner Adoption vernänftig denken laͤßt, und je mehr in 
jenem Geſetze das einzig zureichende Mittel, um. in jedem 
Falle mit zureichendem Effekte flimmen zu koͤnnen, erfantıt 
werden muß: Denn, danur gemeinfihaftliche Angelegens 
- heiten des Bundes Objekte der Berathung und Thaͤtigkeit 
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der: Bundesverſammlung fern follen und / werden, mithin — 
die; Entfcheidung der Streitigfeiten der Bundesglieder unter 
fih) ausgenommen , bey welchen jedoch. die betheiligten Par: 
thenen felbft ohnedieß nicht mitftimmen dürfen — nie jura 
singulerum bey der Yundesverfammlung jur Sprache und 
Derathung werden fommen können, fo ift fein Hinderniß ab: 
zufehen, welches der Adoption jenes Geſetzes im Wege ſtehen 
könnte: Und welchen ander fichern Ausweg ; jede Berathung 
zu dem beabfichtigten Beichluffe zu bringen, könnte es wohl 
geben, als den Ausfchlag der Stimmenmehrheit? 

Selbſt in dem Falle, wenn. die Glieder der Verfamms 
lung ausnahmsmeife, ‚abgefondert nach ihren: benden Collegien; 
über einen Gegenſtand berathen hätten, und derſelbe Gegen: 
ftand nachmals die Faffıng eines gemeinfchaftlichen . Schluffes 
erheiſchte, dürfte keinem Geſammtvotum des einen und. des 
andern College, als. foldyen , flatt zu geben, fondern derfelbe 
Gegenftand in einer Geiteralverfammlung zu berathen , und 
aus den einzelnen Stimmen nad ihrer Mehrheit dev Be: 
ſchluß zu faſſen ſeyn; denn. wie, wenn im entgegengefehten 
Falle, die beyden Collegialſtimmen einander ehtgegenftünden, 
wollte, man dann auch wieder den Gang nehmen, die Sache 
bis auf beffere Zeiten. liegen zu laſſen ?. oder fuͤr alle folche 

älle die Entfcheidung wiedg; Aus fremder Quelle holen 7. — 
ich daͤchte, die am teutſchen Neichötage -gemachte traurige Erz 
fahrung, ſollte die Voͤlker des Bundes der Furcht, in den 
Fall zu kommen, ähttfiche Aergerniſſe an dem Bundestage 
nehmen zu müffen, vollkommen überheben, Die Conſtituenten 
des Bundes haben. einmal zufammen geftimmt im Wollen 
des Bundes und feines- Zwecks, haben die Nothwendigkeit 
einer Bundesverſammlung jur Förderung deſſelben anerkannt, 
fie muͤſſen alfo auch, wenn es gleich ‚dev Individualitaͤt und: 
Selöftfucht hie und da ein Opfer abnöchigen könnte, zuſam⸗ 
menftintinen im Wollen des unumgaͤnglichen Mittels, wodurch 
allein das Leben der Bundesverſammlung des Chärafters dem 

on. 
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Zwecke entfprechender Energie und’ Selbſtſtändigkeit theilhaf⸗ 
tig werden kann; und dieß ift die unbedingte Geftattung des 
Ausſchlags ihrer Berathungen durch Stimmenmehrheit ihrer 
Stieder in jedem Falle. 

ad 4) Eine, in der That nicht unergiebige, A der, 
in vielen, ja in den meiften Fällen fo auffallenden) Unbe—⸗ 
holfenheit und Trägheit des teutſchen Neichdtags war bie 
Abhängigkeit der Comitialgefandeen von einer, in allen bes 
fonderen Berathungsfällen einzuholenden,, befonderen Sm 
firuktion: Bey diefer Abhängigkeit konnten oft die wichtig— 
fien Gegenftände , wegen noch nicht vorhandener Inſtruktio—⸗ 
nen, erſt fpät zur .Berathung fommen, ‚oder doc, die WBeras 
thungen nicht fo befchleunigt werden, als es ihre Wichtigkeit 
erheifchte: Diefe, oft auch ſelbſt durch die Ankunft der- ns 
firuftionen — indem dieſe felten “eine definitive Beffimmung 
aller Fälle enthielten und enthalten konnten, welche inzwifchen 
zufällig eingetreten ‚feyn, und die Sache weſentlich modifizirt 
haben koͤnnten, weshalb die Einholung neuer Inſtruktionen 
nothwendig wurde — nicht immer gehobene Verzögerung 
mußte in die Gefchäfte des Neichetags einen trägen Gang 
bringen , und. diefem bey den twichtigften, die Erivartung 
aller feiner Ghieder fpannenden, Angelegenheiten des Reichs 
in-den Augen feiner Einwohner amd ſelbſt des Auslandes — 
des. Intereſſes ungeachtet , welches: das Reichstagsperſonal 
felbft daran nehmen mogte — das fonderdare Anfehen eines 
ärgerlichen Indifferentismus, einer Indolenz und! Sorgen 
kofigkeit: geben, und die Neichsverfammiung nöthigen, wäh— 
vend der Pauſe, und zu einer Zeit,;i die nur der Berathſchla⸗ 
gung und Förderung jener wichtigen und allgemein intereſſi⸗ 
venten Angelegenheiten hätte gewidmet feyn follen, “Dinge 
oft von der größten Unbedeutenheit "vorzunehmen, - und das 
durch den Contraft, in welchem der jcheinbare Mangel des 
Intereſſes des Neichdtags mit dem febendigen Intereſſe ‚aller 
denkenden; und um den Zuftand von Teutſchland fich beküm— 
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mernden Bürger ſtund, nur noch mehr zu erhöhen und in’s 
Licht zu feßen. 

Doch! nicht blos diefer Contraſt und: das durch ihn ers 
geugte Aergerniß machten jene. Abhängigfeit der Gefandten 
tadelhaft , fondern in einem noch ungleich höheren Maafe 
der große, in vielen Fällen gar nicht zu berechnende, Nach⸗ 
theil, weichen jene Verzögerung. bey den wichtigften Angelegens 
heiten fir das Ganze des Neichs oder einzelne Theile deffels 
ben natürlich zur Folge haben mußte, und ber fo Teiche 
durch Aufhebung jener Abhängigkeit hätte vermieden werden 
fönnen, wenn man nur folhe Männer, denen man fich mit 
zureihendem Grunde ganz hätte anvertrauen können, als 
Sefandte auf die Comitien gefchickt , und das Intereſſe des 
Egoismus da, wo es blos dem gemeinfamen Syntereffe det 
Meichs galt, aus dem Spiele gelaffen hätte. 

Wollen die. Fürften unferes Bundes diefen vor ahnli⸗ 
chen Nachtheilen aus verzögerter Behandlung feiner Angeles 
genheiten bewahren, und die Bundesverfammlung gegen den 
Ihmählichen Vorwurf der Unbeholfenheit, des Indifferren⸗ 
tismus und der Indolenz kräftig fichern, — und was wäre 
nicht alles zu fürchten, wenn. fie diefes nicht wirklich wollten, 
nicht wirklich chäten? — fo müſſen fie, nebftdem, daß fie fich 
die Entſcheidung der Stimmenmehrheit in allen Fällen g& 
fallen laffen, auch die eben bezeichnete Duelle der Geſchäfts— 
verzögerung, und jenes, darauf ruhenden, Vorwurfs ernſtlich 
abſchneiden, demnach denjenigen Geſandten, durch welche ſie, 
deren erſte Regentenpflicht ihre Gegenwart in ihren Staaten 
erheiſcht, auf der Bundesverſammlung ſich werden vertreten 
laſſen, nicht wieder durch Abhangigkeit von beſonderen, fiber 
jedes Objekt einzuholenden, Inftruftionen die Hände binden, 
und dadurch deren Eifer und Thätigkeit lähmen, fondern 
vielmehr ſolche mit allgemeinen und uneingefchräuften Voll—⸗ 
machten verfehen, und, daß dieß geichehen milfie, zum ow 
ganifchen Geſetze der Bundesverſammlung machen. 
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Die, manchen vielleicht auf den erften Anblick anſcheu 
nende, Härte diefes Sefekes wird auch füfort bey der Ers 
wägung verfchwinden, daß «6 die Beftimmung der Bundes; 
verfammfung nicht fey, noch — wenn anders die Erreichung 
„des Bundeszwerfs durch fie befördert werden fol, — je feyn 
dürfe, die möglichen PrivarsAbfichten der einzelnen vers 
biindeten Staaten gegeneinander durchzuſetzen, und nur das 
PrivatIntereſſe ihrer Individualität unmittelbar zu 
befördern, fondern vielmehr einzig die, den Zwer ihrer 
Verbindung zu vealifiren, alfo dag gemeinfame Intereſſe 
aller, und nur vermittelft deffen das vorzüglichfte 
Privat-⸗Intereſſe der Einzelnen, nämlich das der Erhaltung 
ihrer Selöftftändigfeit und Unabhängigkeit, der Unverleglichs 
keit ihrer Mechte, der Ruhe und des Friedens, als der erften 
Bedingung ihres individuellen Wohle, zu wahren; Und 
welcher von den Fürften unferes Bundes von diefer, einzig 
richtigen, Anſicht der Beftimmung der Bundesverfanimlung 
durchdrungen ift, der kann die Foderung einer reellen und 
uneingefchränkten Bevollmächtigung feines Stellvertreters an 
der Bundesverfammlung nach deren eben gezeichneten Bes 
ſtimmung unmöglish hart und übertrieben finden, da es ihm 
dabey immer unbenommen bleibt , letztern fortlaufend von 
feinen Anfichten über. den Gang und die ihm erwünfchliche 
Modifikation der Bundesangelegenheiten zu unterrichten, 
Das einzige, worauf die Glieder der Bundesverfammlung 
zu fehen, wohin fie zu wirken haben, ift, daß alle verbiins 
dete Staaten in dem ganzen Umfange ihrer Rechte, als 
Staaten , gleich gefihert und ungeſtört ſeyen; eine folche 
Wirkſamkeit aber, läßt fih wohl allerdings. allgemein und 
uneingeſchränkt inftruiven ; und wird die Sphäre diefer 
Wirkſamkeit ausgefüllt, fo muß wohl auch der einzelne, feis 
nen Stellvertreter fo infiruirente, Staat in dem ganzen 
Umfange der Nechte, die er als Staat anfprechen fann, ges 
fichert und ungeftöre feyn, ba er unter jenen allen mitbegrif; 


381 


fen ift, und wird er fo gefichert, fo iſt auch der Zweck voll: 
fommen erreicht, um deſſen willen er dem Bunde ſich an⸗ 
ſchlaß. 

Freylich dürften Diplomatiker von dem, ſonſt in Teutſch— 
land gewöhnlichen, Schlage nicht ſehr geeignet ſeyn, dem 
Vertrauen, welches eine uneingeſchränkte Bevollmächtigung 
der geforderten Art vorausſetzt, vollkommen zu entſprechen, 
ſich über den Mechanismus bloßer Organe zu erheben, und 
ſich von den Regenten die Ausübung ihrer, auf dem Buns 
bestage ihnen zuftändigen, durch die dee und den Zweck 
des Bundes beftimmten und beſtimmbaren, [Rechte uns 
bedenklich anvertrauen zu laffen, fondern nur folche Manner, 
welche mit einer ausgezeichneten Energie des Geiſtes, mit 
einer unerfchütterlichen Nedlichkeit und Feſtigkeit des Charakı 
ters, mit einer gewandten Klugheit und durchgreifendem 
Scarfjinne, endlich mit einer ausgebreiteten Menfchens und 
Staaten: Kenntniß, das gründlichfte Wiſſen des Staates und 
Staaten: Rechts, die vertrautefte Bekanntſchaft mit dem 
Wefen und dem Geifte unferes Bundes, und gänzliche Frey⸗ 
heit von allen Vorurtheilen für das alte verbinden. Doc 
auch an einzelnen folhen Männern, wenn fie fich gleich 
nicht im Ueberfluffe finden mögten, dürfte es hoffentlich kei⸗ 
nem der verbiindeten Staaten ganz fehlen ; und wenn nun 
‚die Funktionen der Bundesverfammlung den ungebunde: 
‚nen Händen folder Männer anvertraut würden, dürfte 
dann in dem Leben der Bundesverfammiung etwas, man 
kann nicht fagen, dem Gange, fondern den Stockungen 
der Neichstagsgefchäfte ahnliches zu befürchten, müßte nicht 
vielmehr eine, dem Zwecke des Bundes volllommen entfpres 
chende, ihn felbft ficher und ununterbrochen tealifivende, ' 
Thärigkeit zu erwarten fen ? — Gewiß das wäre dann der 
Ball; s und warum follten wir nicht hoffen müffen, daß unfes 
ve Fürſten die Bedingungen einer folgen Erwartung gerne 
bewerkfislligen werden ? 
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Wir Haben geſehen, melchen höchftnachtheiligen Einfluß 
die fehlerhafte Art der Eonftruftion der teutichen Neichsvers 
ſammlung auf die Erfüllung der Beftimmung diefer leggern 
und auf das Wohl des Keichsvereins felbft hatte ; wir has 
ben die vorziiglichften jener Gebrechen, an welchen der teut: 
ſche Reichstag, und mit ihm der Reichskörper felbft fiechend 
kränkelte, und wodurch letzterer alle politiſche Haltung und 
Achtung verlieren mufite, hervorgehoben, und darauf auf: 
merffam gemacht, daß jene Gebrechen bey der Organifirung 
der Bundesverfammlung vermieden werden fünnen, und vers 
. mieden werden miffen, wenn Diefe nicht einem ähnlichen 
Schicjate entgegengeführt, und die fo rege Hoffnung des 
Befferwerdens im Bunde, welche jedes Teutfchen Bruſt ev 
hebt, mächtig niedergefchlagen "werden fol, Mögten diefe 
Bemerkungen einer genauen Priifung, und im Falle fie ih 
als richtig bewähren follten , ben der Drganifation unferes 
Bundestags einer wirffamen Rückſicht gewürdigt werden !— 
Es liegt fo viel daran, unter welchen Beſtimmungen und 
Formen der Bundestag, als das erhaltende Prinzip des 
Bundes, als der Centralpunfe feines Lebens und Wirkens 
in's praktiſche Daſeyn gerufen, und daß bey dieſem Schö—⸗ 
pfungsakte alles das ängſtlich vermilden werde, mas feine 
Lebenskraft cheilen und ſchwächen, und feine Thätigkeit ber 
hindern könnte: Wir Teutfchen haben in der That die trau 
rigen Wirkungen jener fehlerhaften Einrichtungen in der 
Struktur unſeres Neichstags lange und tief genug empfuns 
den; wäre es alfo nicht unverzeihlich,, wenn wir die Wars 
nungen diefer theuer erfauften Erfahrung eben jett: leicht: 
finnig überhören könnten, wo es darum gift, und wo es in 
unferer Gewalt fteht, uns vor ähnlichen Erfahrungen zu 
fihern ? 

Ein pofitifches Syſtem, in welchem fo viele verſchiedene 
Intereſſen, als es Teilnehmer an der Geſetzgebung atebt, 
mie in Wirkfamfeit geſetzt werden, und deſſen Grundlage 
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und. Abtheilungen auf dieſen Intereſſen felbft beruhen, kann 
unmöglich Beftand haben, fobald fich Fälle ereignen, in 
weichen dieje Intereſſen gegeneinander ins Spiel kommen: 
diefe Wahrheit hat uns der teutfche Reichstag und deffen 
Schickſal einleuchtend gemacht; darum muß verhütet werden, 
daß. die möglichen Privatintereffen der Bundesglieder auf 
dem Bundestage nicht in Wirkjamkeit geſetzt werden; darum 
darf. die Struktur des letztern nicht nach dieſen Privat— 
intereffen berechhet, darum darf diefen dort fein Spielraum 
geftattet werden. Bey ‚einer aus »erfchiedenen Triebrädern 
zufammengefegten Mafchine hält es fchwer , zu verhindern, 
daß nicht eines oder mehrere zugleich in Stockung gerathen, 
oder durch die Gewalt, mit der fie in das übrige Triebwerk 
eingreifen, die ganze Maſchine mit der Zeriiittung bedrohen; 
darum thut es um jo mehr Noth, bey der. Anlage einer 
folhen Maſchine die verfchiedenen Räder fo ineinander zu 
paffen, daß die fchwächeren zu der ihnen obliegenden Thätig: 
feit genöthigt, und ‚die, eines zerrütttenden Eingreifens fähi— 
ge, Kraft der ftärkeren durch das Zufammenwirken der Kraft 
aller übrigen balanzirt werde. Das teutfche Reich hatte bey 
der Anordnung feiner- VBerfammlung diefe einfache Wahrheit 
jiberfehen; darum ſtockte die Thätigkeit feiner fchwächeren 
Glieder, und- wirkte die, nicht balanzirte, Kraft der mächti— 
geren unterdriickend. auf-jene ein. 

Ob der Bundestag vor dem Neichstage weſentliche Bor: 
zůge haben werde? haͤngt dieſem allem nach davon ab, ob 
man den Nachkoͤmmling mit dem. Krankheitsſtoffe des Vor— 
fahren ſchwaͤngern; oder davon rein erhalten wird: Er wird 
ficher glänzende Vorzüge haben, wenn- feine Pebenskräfte nicht 
nach heterogenen Ruͤckſichten getheilt, nicht durch. heterogenen 
Einfluß qſchief geleitet, nicht durch ‚unnöthige Bedingungen ge: 
hemmt, nicht in ihrer: Wirkfamfeit werden gelähmt werden ; 
denn dann wivd Einheit und Wärme des Intereſſes, Ein; 
tracht und wechfelfeitiges Wertrauen unter feinen Gliedern 


384 


herrfchen, und ein munteres Zufammenftreben auf: das unven 
fälfchte Ziel des Bundes flatt finden, die Angelegenheiten 
werden mit vafcher Thaͤtigkeit aefördert, jede Bemühung wird 
fih mit ſicherem Effekte belohnt, und eben dadurch zu fläts 
gleicher Anftrengung aufgemuntert finden; — und was follte 
dann noch in Beziehnng auf die Beſtimmunq der Bundes 
verfammlung zu wuͤnſchen übrig bleiben koͤnnen? — Im 
entgeaengefekten Falle — werden die erbärmlichen Szenen 
des Reichstags wiederfehren, — und wird der Bund felöfl, 
an eigener Lebenskraft verarmt, nur durch deſto ftärfere 
Einwirkung des Mrotektoriums gehalten werden können: 
Ahtung und Theilnahme wird dann aber auch wohl der 
Dundestag von den Tentfehen nicht erwarten wollen ? 

Einer der befferen Beftandtheile der teutichen Meichsver: 
fafung war die Berfaffung des Neihsgerihtsme 
feng, als welches dem, ihm zu Grunde gelegenen , Zwecke 
giemlich ficher und vollſtaͤndig entfprochen haben würde, waͤren 
die, daffelbe betreffenden, vraanifchen Geſetze pünktlich ausge 
führe worden, und ohne afle Ausnahme zur Anwendung ge 
kommen: denn es waren durch dieſe Geſetze für alle Klaffen 
freitender Subjekte, und für alle Arten flreitiger Objekte zu 
reichende Gerichtshoͤfe beftimmt,, - deren Compedenz fixirt, und 
denfelben paffende Gerichtsordnungen vorgezeichnet, an denen 
man nichts, als einige Ueberladung.mit Formen tadeln 
fann, fo fehr man auch von dem hohen Werthe der For: 
men bey Ausuͤbung der Nechtspflege überzeugt iſt: es war 
durch ‚jene Gefeke felGft der Foderung, das Recht gegen rich 
terliche Verletzungen ficher zu ftellen , durch Anordnung einer 
zweckmaͤßigen Stufe von Anftanzen und: Rechtsmitteln, und 
durch das Gebot dev Gerichtsvifitationen in den erforderlichen 
Fallen , volllommen Genüge geleitet; ed war Mit einem 
Worte durch jene Geſetze alles gethan, was die Idee einer, 
ihrem Zwecke entſprechenden, —— in einem Volker⸗ 
ſtaate erheifcht, 
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Nur die Ausführung entfprach nicht ganz dem Geifte 
jener Geſetze: denn durch die vielfältigen privilegia de non | 
eppellando wurde ein großer, man fann fägen, der größte 
Theils des Neichsgebierhs der oberftrichterlichen Einwirkung 
der Neichsftantsgewalt beynahe gänzlich entzogen, und das 
durch leßtere in ihrem Weſen Höchft ungebührlich beeinträchs 
tigt: nebfidem entfprach die Anzahl der Benfißer des Reichs 
kammergerichts bey weitem nicht der Menge von Prozeffen, . 
welche: jener Eremtionen ungeachtet, da die mancherley im 
teutfchen Reiche ſich durchkreuzenden Verhältniffe der Regen: 
ten untereinander und mit ihren Unterthanen eine unverfiegs 
bare Quelle von Rechtsftveitigkeiten waren, in leßter Inſtanz 
an jenes Gericht allein gelangten; denn die gefegliche Vers 
ordnung des Weftphälifchen Friedens, welcher die Anzahl der 
Affefoven auf 50 gefeßt hatte, gedieh nur ‘zur Hälfte zur 
Ausführung, und felbft von diefen 5 Benfigern giengen ims 
mer 8 leer und unbefoldet aus, fo fehr auch die Notiz, daß 
bereits im Jahre 1620 fiber 50,000 Sachen unentfchieden 
beym Reichsfammergerichte zuriickgelegt worden feyen, eine 
ehätigere Beyhilfe der Reichsſtände angefprochen hatte, 
Bey diefem Uebelftande im Juſtizweſen des teutfchen Reichs 
verhielt fih die Hoffnung , ein Urtheil am Kammergerichte 
zu erlangen, gevade wie bey einer Lotterie mit vielen Nieten, 
und der ungerechtefte Befiger konnte dariiber feinen Beſitz 
verewigen; gelangte auch unter ‚vielen follizitirenden Par⸗ 
theyen endlid eine, nach einem großen Aufwande von Zeit, 
Mühe und Koften, zu einem Endurtheile, fo gieng doch das 
größte Verdienft für die Nechtspflege, ſchleunige Hülfe 
für den VBeeinträchtigten und Unterdrückten, und damit der 
Hauptzweck jener Anftalt weloren , da. viele nun die ihnen 
zugefiigten Ungerechtigfeiten und deren Folgen lieber mit 
Geduld ertrugen, als fih den Unannehmlichkeiten eines Pros 
zeſſes ausſetzten, deſſen Ende fie nicht abzufehen vermogten! 
Endlih war die fo zweckmäßige Vorfchrife der Gerichtsviſi— 
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tationen befanntlich lange in Vergeſſenheit gerathen, und es 
ergiebt fih aus ‚allem dem, daß das große Lob, welches man 
dem Meichsgerichtswefen fo. freygebig fpendete, eigentlich nur 
den Geſetzen, feinesivegs der Exekution derfelben gebührte. 
Manche Stimmen haben bereits den Wunfch geäußert, 
daß die Verfafung und Ordnung des NReichstammergerichts 
vorläufig zum Mufter des, nach ihrer Meynung nothwendig 
zu erreichenden, Bundesgerichts gewählt werden möge; allein, 
auch angenommen, daß es der Errichtung eines, von der 
Bundesverfammiung verfchiebenen, Bundesgerihts wirklich 
bedürfte, glauben wir dennoch in jenen Wunfch nicht eins 
flimmen zu können, theils wegen ‚der. in die Augen fallenden 
Schwerfälligkeit des Geſchäftegangs des Neihsfammergerichts, 
theils wegen der, von der Beftimmung diefes Gerichts: we, 
fentiic) verfchiedenen, Beftimmung bes poflulirten Bundes 
gerichts, wodurch mach -unferer Ueberzeugung die Verfaffung 
des erfteren fiir das letztere ſich unpafiend zeigt: denn — 
aller entgegengefesten , freylich immer nur von denfelben 
betheiligten Perſonen in den meiften Litteraturgeitungen und 
Sjournalen wiederholten, Deklamationen , und felbft (4. ®. 
in der Minerva) an den Kaiſer Napoleon gerichteten ‘Pros 
vofationen ungeachtet — bleibt es unmiderleglich gewiß, daß, 
nad der Idee und dem Weſen des rheinifchen. Bundes, dem 
pöftulivten Bundesgerichte durdhaus fein Einfluß geftattet 
weiden dürfe auf diesinneren Angelegenheiten der verbinde, 
ten Staaten, weil diefe einmal den Charakter der Souves 
rainität an fih tragen, welhe, ohne in ihrem wahren 
Mefen beeinträchtigt zu werden, feinen Jurisdiktions Einfluß 
eines, außer ihr beſtehenden, Gerichts auf ihr inneres Leben 
ertragen kann, daß alſo das fragiche Bundesgericht ſich nur 
zu beſchränken habe auf; die etwaigen Rechtsſtreitigkeiten der 
verbiindeten Souveraine “unter: fih, gleichwie denn auch, 
wenn man Öffentlichen Machrichten trauen darf, der Vor; 
Schlag, dem Bundesgerichte quf die: Streitigkeiten der Sous 
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veraine mit ihren Untergebenen eine Einwirkung zu geftatten, 
bereits von dem Protektor zurückgewieſen worden ift, mels 
ches eben fo gewiß zu erwarten war, als gewiß man auf die 
ftrengfte Confequenz des Stifters des Bundes in der Vollens 
dung feines Werks vechnen fonnte. _ Wenn nun aber das 
Bundesgericht es blos zu thun haben wird mit Schlichtung 
der Streitigkeiten der verbiindeten fouverainen Fürſten und 
Staaten unter ſich, fo milffen auch. fir jenes Gericht und 
fein Verfahren iolhe Formen gewählt werden, welche der 
Wirrde der ftreitenden, vor daffelbe zu ftellenden, Partheyen 
entiprechen, fich über die Pedanterey der gewöhnlichen Ges 
richts ormen erheben, den Ausgang der Collifionen energifch 
befördern, und dennod) das Hecht unter den Bundesgliedern 
zureichend zu fichern geeignet find: Je weniger aber die 
Formen des Neichstammergerichts diefen Anforderungen durchs 
gehends entfprechen, defto weniger dürften diefelben als Mus 
fter zu wählen ſeyn. 

Doch! ich glaube, daß es ganz und gar nicht nöthig 
fey, zum Behufe der Schlihtung isner Streitigkeiten ein 
eigenes von der Bundesverſammlung felbft verfchiedenes, 
Bundesgericht zu etabliren, da fiir mic, fein Grund erfinds 
lich ift, der es auch nur unräthlich machte, die Schlichtung 
jener Streitigkeiten der Geſchäftsſphäre der Bundesverſamm⸗ 
fung fetdft zuzutheilen ; denn a) wird es der Streitigkeiten 
der verbiindeten Staaten unter fich hoffentlich nicht fo viele 
geben, daß deren Schlichtung die Thätigkeit eines, ihr auss 
fchliefend gewidmeten, Collegs von arbeitfamen Männern 
zureichend beſchäf igen fünnre: b) bdirfte wohl Niemand 
zweifeln, daß, wenn die Bundesverfammlung wie zu erwars 
ten fieht, aus Männern der voraus gezeichneten Art beſtehen 
wird, diefe dev Nechtsentfcheidung jener Streitigkeiten wohl 
am vollfommenften gewachſen ſeyn werden. c) Da bie 
Bundesverſammlung fich einzig mit den Mirteln zur Erreis 
hung des Bundeszwecks zu befchäftigen hat, gerade aber Die 
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rechtliche, umd alfo. friedliche, Beylegung der Streitigkeiten 
der Bundesglieder unter fich eines der vorzüglichſten und 
unerlaßlichften Mitteln jener Arc iſt, fo liege auch die Ho— 
mogeneität der letztern Befchäftigung mit den übrigen Ger 
fchäftsarten der Bundesverfammiung Mar am Tage, und ich 
glaube fonady, jene meine Behauptung gegen jeden Einwand 
intompetenter Critik — die fich jegt allenthalben mehr, als 
jemals, sefchäftig zeige, jedoch ihre Partheylichkeit zu fehr 
zur Schau trägt, als daß fie irgend Eingang finden könnte — 
um fo mehr gefichert zu fehen, je mehr fie bereits durch 
Napoleons eigne, in feinem befannten Schreiben an den 
Firften Primas abgegebene Erklärung »die Bundes; 
verfammlung if das Staatsgericht, mit der Bes 
fiimmung, den Frieden zwifchen dem verfchiedenen fouverainen 
Mitgliedern des Bundes zu erhaltene und noch mehr durch 
den Artikel g der Bundesatte: »Alle Streitigkeiten, welche 
ſich zwifchen den Verbündeten erheben mögen, follen durch 
die Bundesverfammlung : zu Frankfurt entfchieden 
werden« unterftüst if, 

Auf diefen Anfichten und Gründen ruht folgender, ans 
dersivo ſchon von mir blos angedeuteter , unmaßgebliche 
Vorfchlag: Werden unter zwey oder mehreren Bundesftaas 
ten unter fich entftandene Streitigkeiten, weil folche im Wege 
gütlicher Unterhandlung nicht beigelegt werden fonnten, nach 
Vorfchrift des Artikels der Bundesafte an ‚die Bundes: 
verfammlung gebracht, fo -find von der Sefammtheit der 
Hundesverfammfung (die ftreitigen Partheyen ausgenommen) 
aus ihrer Mitte vier Deputirte — movon zwey zum 
Range der Magenden, und zwey zum Range der beklagten 
Parthey gehören — zu erwählen, welche ſich unverzüglich 
mit der Lnterfuchung der Streitfache zu befchäftigen haben. 
Die ftreitführenden Partheyen find gefeklich zu verbinden, 
diefer Deputation , binnen eines von derfelben, in einer an 
fie erlaffenen Einladung, vorgezeichneten, verhältnißmäßigen 
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aber unerſtrecklichen, Termins ihre fraglichen Rechtsanſprüche 
fammt allen Sriinden, die fie fiir fich anführen zu künnen 
glauben , vorzulegen, worauf die Deputation das Geeignete 
zu verfligen und zu unternehmen hat, um die wahre Lage 
des Thatbeſtandes und der ftreitigen Verhältniffe auszumits 
ten. Laßt auch eine Parthey den Termin ungenüßt verftreis 
chen, fo fährt die Deputation dem ungeachtet mit diefer 
Ausmittlung ohne weiteres fort, Mach erfolgter diefer Auss 
mittlung hat der Vordere, der Deputirten aus dem Stande 
des Elagenden Theild an die Bundesverfammlung über den 
Beftand der Sache entfchöpfenden Vortrag zu erftatten, und 
der Vordere der Deputirten aus dem: Stande des beklagten 
Theils eine Correlation darliber abzulegen, worauf von allen 
Gliedern der Verſammlung, mit Einfchluß der Deputivten, 
jedoch mit Ausfchluß der Abgeordneten‘ beyder ftreitenden 
Theile, darüber, nach den Geſetzen des Bundes, oder, mo 
diefe nicht. zureichen, nach den Prinzipien des allgemeinen 
Staaten; Rechts, abzuftimmen, und die Entfcheidung nah - 
der Stimmenmehrheit zu faffen ift. 

Diefe Verfahrungsart, deucht mich, -entfpricht eben fo 
fehr der Würde der unterftellten ftreitigen Partheyen , als 
fie iiber den Pedantismus der gewöhnlichen Gerichtsformen 
erhaben ift, wird, wenn fie piinftlich eingehalten wird, die 
Beylegung der entftandenen . Streitigkeiten energifch beförs 
dern ; die rechtliche Sicherheit der Bundesglieder unter fich 
handzuhaben die zureichende Beruhigung: gewähren, und: der 
Beftimmung der Bundesverfammlung von: diefer Seite voll 
kommen genügen. Nur Menfchen, welche vorurtheilvoll und 
unzertrennlich am alten leben, werden bezweifein können, 
daß unter Vorausſetzung diefer Einrichtung die Gerichtebars 
keit des Bundes ihrem Zwecke beffer entfprechen werde, als 
die Szurisdittionsverfaffung des Neichs dem ihrigen, daß alfo 
unter jener Vorausſetzung der Bund auch von ıdiefer Seite 
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feinen Gliedern wefentlihe Vorzlige vor ber Reichsverfaſſung 
gewähren werde. 

Auch die Exekutionsverfaſſung des Reichs war 
geſetzlich ziemlich gut, entſprach aber ebenfalls in ihrer prak⸗ 
tiſchen Wirkſamkeit nicht der geſetzlichen Gite: daß man 
den Vollzug derjenigen Geſetze und Beſchliüſſe des Reichs, 
welche in das innere Leben der Territorien einwirken, den 
Territorialherrn, als Hülfsorganen der Reichsgewalt, zunächſt 
uͤberließ, war an ſich in der Ordnung, und entſprach eben 
fo fehr der Beſtimmung der Territorialgewalten, als foicher, 
als auch ihrer Stellung zum Ganzen des Neihs: Allein 
das, mit dem gemeinjamen Intereſſe des Neichs nicht immer 
zufammenftimmende , Privatintereffe der Territorialherrn, 
dem man oft durch angehängte Clauſeln freven Spielraum 
geſtattete, ließ gar oft oder giößtentheild jene Geſetze und 
Beſchlüſſe unvollzogen, "und es eriahmte alfo die Wirkſam⸗ 
keit der Reichsgeſetzgebung vielfältig an der Privamilltühr 
der Vollziehungsorgane. 

Dem follte zwar gefleuert werden — die Kreis— 
Verfaſſung, beſtimmt, den Geſetzen und Verordnungen des 
Reichs Geltung und Achtung zu verſchaffen, die Ausſprüche 
der Reichsgerichte gegen den widerſtrebenden Reichsſtand zu 
vollziehen , und innere und äußere Feinde zu berämpfen; 
und man fann nicht mißfennen, daß die der Kreisverfaſſung 
zum Grunde gelegene dee ganz vortrefflih war, indem 
nach ihr die Kreiseintheilung in Rückſicht auf das gefammte 
Reich und die Erreihung feines Zwecks eben den Nuken 
feiften follte und konnte, weichen befondere Provinzial, und 
Diſtrikts⸗ Regierungen eines. großen Staats für fichere Voll⸗ 
ziehung feiner Geſetze in alten feinen -Theilen und pünktliche 
Verwaltung ‚der Regierungsgeichäfte ihm gewähren. Leider 
aber war auch. jene Kreisverfaffung- in neueren Zeiten für 
die meiften teutſchen Länder fo gut, als gar nicht mehr vor 
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handen, und. ‚ber gröfite Theil der Teutſchen wußte wedet 
mehr, zu welchem Kreiſe er gehörte, noch, was es mit der 
Kreisverfaſſung eigentlich fir eine Bewandniß hatte: Gab 
es auch hoc) irgend eine Spur ihres Dafenns, So. beftund 
diefe doch fiher nur -in der Befchäftigung mit minder be 
deutenden Mebendingen. Weit’ davon entfernt, die Verbeſſe— 
rung des teutichen Kriegsivefens, und die Effchaffung eines 
vejpektablen Wehrftandes bewirkt zu haben, um damit den 
Beſchlüſſen des Reichs und den Urtheilen der Neichsgerichte 
Nachdruck geben, und Befolgung verfehaffen, und die Sicheri 
heit des Reichs gegen außen wirkſam vertheidigen zu kön— 
nen, beurkundete fie vielmehr eine fehmählihe Ohnmacht in 
allen, ihre Wirkſamkeit ‚erheifchenden, Fällen, und gab nicht 
etwa nur Beyſpiele der Unmillfährigkeit und Verzögerung 
der fir die: Auktorität der Gefege und der Nechtsentfiheis 
dungen des Reichs angefprochenen eretutiven Hilfe, fondern 
fogar Benfptele der Partheylichkeit fiir den, und der Ver— 
theidigung desjenigen, gegen den gehandelt werden follter: 

: Bey dieſer Art der Kreis-V erwaltung: fehlte es im 
Reiche an dem erforderlichen" mächtigen Arme des Gefekes 
und ber vichterlichen Sentenz, mußte ſonach die höchfte 
Neichsgewalt, als folche, alles erefutiven Nachdrucks beraubt, 
zu einem bloßen Schattenbilde herabſinken, fiir weiches nur 
noch der Ohnmächtige ſich fürchtete, der Mächtigere aber allen 
ſchuldigen Reſpekt verlor: und daß bey diefer Lage der Dins 
ge das Syſtem aus feinen Fugen treten; und endlich ganz 
zerfallen mußte, könnte nur der nicht ganz natürlich finden, 
der von dem -abfoluten Erforderniffe der Unwiderſtehlichkeit 
einer höchften Staatsgewalt nicht durchdrungen, von dem 
Weſen einer ſolchen nicht unterrichtet wäre. 

Daß auch das Leben unferes Bundes und die Erreichung 
feines Zwecks bedingte ſey durch ſtäte Bereitſchaft einer voll 
giehenden’ Kraft, bedarf faum einer Erinnerung: denn, da 
in einer Staatengefellichaft, deren Glieder ſich nur an Rech— 
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ten ihrer Porm nah, und an Unabhängigkeit "gleich, übrigens 
aber an Macht und Rang fo fehr ungleich find, ſich faum 
erwarten läßt, daß immer eine ununterbrochene Willführig: 
keit fir, und nur ein aufrichtiges Streben auf das getheins 
fame Ziel ftatt finden, nie aber der Egoismus der Indivi— 
dualität. aus feinen Schranken treten werde, was wilrden die 
Seiebe und Mafinehmungen des Bundes helfen, ohne die 
Stütze eines Zwanges, der dieſe durchzufüihren, jener Geltung 
zu bewirken, und jedes ungebührliche — des Egois⸗ 
mus zu zügeln vermögte? 

Dieſer erforderliche Zwang kann der Natur der Sache 
gemäß nur ausgehen von einer Uebermacht über das 
oder diejenigen Glieder des Bundes, deren Macht ſich etiva 
gegen-den Willen des Bundes kehren könnte; eine folche 
Uebermacht Aber ift nur ınöglic duch die Vereinigung 
ber Macht aller übrigen, und da das Dafenn einer folchen 
Uebermacht die abjolute Bedingung der Erreihung deffen ift, 
was alle wollen, fo müſſen die Glieder des Bundes, nachdem 
fie. iibereirigeftimmt ‚haben. im Wollen des Bundeszwecks, auch 
nothwendig - fibereinftimmen im: Wollen jenes. unumgängliz 
chen Mittels zu diefem Zwecke, nämlich im Wollen der Vers 
einigung ihrer Kräfte, um vermittelft der hiedurch erzeugten 
Uebermacht die Geltung der Geſetze und. Beichlüffe des 
Bundes nöthigenfalls zu erzwingen, und den Widerfpenftigen 
oder Bundbrüchigen zur Rückkehr zur vechtlirhen Ordnung 
unausbleiblich zu nöthigen. Unverkennbar ift- alſo, wenn 
auch nicht durch den Buchſtaben der Bundesafte, doch defto 
beftimmter durch den Zweck und den Geift des Bundes die 
Verbindlichkeit jedes Bundergenoffen ausgeſprochen, mit feiz 
ner ganzen Macht zum Bollzuge der Geſetze und Beſchlüſſe 
des Bundes ununterbrochen bereit zu feyn, und folhe im 
eingetretenen Falle ihres Bedarfs ohne alle Widerrede zu 
jenem Zwecke zu verwenden, und eine natlirliche Folge davon 
ift, daß jede Saumfeligkeit oder Unfolgfamkeit in Erfüllung 
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dieſer Verbindlichkeit, ſelbſt als eine Verletzung der Bundes⸗ 
pflicht angeſehen, und von allen übrigen müſſe behandelt 
werden. — Die exekutive Kraft des Bundes liegt alſo in 
den Händen ſeiner einzelnen Glieder, durch deren verhältniß— 
mäßige Beyträge für den Fall des Bedarfs die erforderliche 
Zwangsmacht zu realiſiren iſt. 

Die Direktion des Gebrauchs dieſer Macht für den in— 
neren Zweck des Bundes wird der Natur der Sache ge— 
mäß am ſchicklichſten den Händen der Bundesverſammlung 
zu überlaſſen ſeyn, dieſe demnach, im eingetretenen Falle ih— 
res Gebrauchs, den, dem Zwecke der Vollſiehung entſprechen⸗ 
den, Antrag an das oder an diejenigen Bundesglieder zu 
machen, dag, oder die nach allen zu berückſichtigenden Ver— 
hältniffen zur pünftlichen Bewirtung des bezweckten Vollzugs 
die geeigneteften feyn werden: Diefe generelle Beſtimmung 
ſcheint mir allerdings den Vorzug zu verdienen vor der ber 
fannten fpezielien der Neichserekutionsordnung , indem der, 
demjenigen Neichsftande , gegen den. dev Zwang gebraucht 
werden ſollte, zunächſt geſeſſene Kreisſtand, oder zunächſt ge— 
legene Kreis, gar oft am wenigſten geneigt war, ſich der 
ihm zu Gebote ſtehenden Zwangsmittel gegen jenen zu be— 
dienen, und gerade darinn die Urſache zu finden iſt, warum 
ſo oft dem Auftrage des Vollzugs entweder gar nicht, oder 
doch nur ſehr ſchläfrig entſprochen wurde, welcher Uebelſtand 
aber bey jener generellen Beſtimmung über die Direktion des 
Vollzugs leicht vermieden werden kann. 

Kein Bundesglied wird übrigens die Pflicht mißkennen, 
einem, an daffelbe gefellten, Erekutionsantrage jener Art mit 
Ausschliefung aller Privarrüickfihten, ohne Verzug und in 
allen feinen Theilen vollfommen zu entfprechen, demnach ents 
weder die ihm vom Bunde abverlangte Macht demfelben uns 
geſäumt zu Gebote zu flellen, oder unmittelbar feldft zur 
Ausführung des ihm gemachten Auftrags zu verwenden. — 
Die Gewißheit der fubfidiarifchen Verwendung der Auftorität 
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und Macht des Protektors für unausbleiblihe Bewirfung 
des bezweckten Vollzugs ſchlägt endlich fir den Bund alle 
Beforgniß eines, dem geſchilderten des Reichs ähnlichen 
Mangels des exekutiven Nachdrucks, und zwar um ſo mehr, 
nieder, je gewiſſer zu erwarten ſteht, daß ein einziges ernſt⸗ 
liches Wort des Protektors kräftiger wirken werde, als die 
Aufbiethung aller zehn Reichskreiſe zugleich hätte wirken 
fönnen, daß demnach der Fall des Bedarfs einer evefutiven 
Anftrengung der Bundesgliedee für den inneren Zweck des 
Bundes gar nicht leicht eintreten werde. Und fpricht diefe 
Sicherheit des Vollzugs der Gefeke und Befchlüffe des Buns 
des wohl nicht von felbft die veellften Vorzüge aus, welche 
der Bund auch von diefer Seite vor dem Reichsvereine feis 
nen Sliedern gewähren wird? EB, 

Der Völkerbund muß wie der Völkerſtaat der Natur 
der Sache nach auch den Zweck haben, ſich und feine Inte⸗ 
grität gegen mögliche Angriffe ausmwärtiger Mächte zu vers 
theidigen und ficher zu ftellen, folglich alle erforderlichen 
Mittel zu Erreichung Diefes Zwecks bemwerkftelligen ; denn 
ohne zureichende Vertheidigungs- und Sicherungsanftalten 
der Art wäre nicht nur die Möglichkeit aller Wirkſamkeit 
für ihre Zwecke im fich ſelbſt, fondern auch ihre ganze Exis 
ftenz der ſtäts vorauszufekenden Erweiterungs: und Erobes 
rungsſucht der fie umgebenden Mächte Preiß gegeben, und 
——— Bereitſchaft zureichender Anſtalten jener Art iſt 

e unumgängliche Bedingung ihres inneren Lebens 
ee nd ſelbſt. — Anerkannt war auch diefer 
eeictanng 16 — Reiche, als einem Völkerſtaate, und 
oa a ar e ausdrücklich von der rheiniſchen Con⸗ 
| — > ernem Völtkerbunde, in ihrer bekannten Stif— 

es denn Erhaltung nicht nur des inneren fons 

dern auch des & ußeren Fried ß 
seren als Zweck des Bund ar end Kit Im (Eingange ber Inte 
ae ie en aufgeftelle, und die Artikel 35 — 
n Umriſſe die Mittel an, wodurd- 
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jenee Zwe auch In feiner Nichtung nach außen erreicht 
werden foll. 

Eine vollftändige Sicherung der Äußeren Ruhe, des 
Außeren Friedens, file den. Vblkerbund und wie für den 
Völkerſtaat fcheint mir nur durch eine dreyfache Art von 
Thätigkeit erreichbar zu ſeyn; nämlich 1) durch eine ſtäte 
Dbforge, daß gegen Aufere Mächte nichts unternommen ivers 
de, was auf Seite derfelben gerechte Beſchwerden, und auf 
deren Grund einen gerechten Angriff erregen könnte: 2) 
durch Sicherftellung der Grenzen, und auch im Frieden uns 
unterbrochene Keafifirung der Bedingungen der Möglichkeit 
eines thätigen Widerftandes und der gliicklichen Führung des 
Kriegs; endlich 5) durch unabläßiges Streben auf Bewerk 
ftelligung eines folchen Verhältniſſes mit‘ allen denjenigen 
Staaten, mit welchen thätige Collifionen eintreten könnten, 
wodurch der Möglichkeit der Störung des Friedens, mithin 
nicht blos einem, fondern allem Kriege thätig und ernfts 
lich vorgebeugt werde: Denn , wer den Äußeren Frieden 
will, darf natürlich nicht felbft Veranlaffung geben, daf er 
gebrochen werde, indem er fonft im Widerfpruche mit feinem 
eignen Willen handelte: Wird aber der Friede ohne feine 
DVeranlaffung gebrochen, fo muß er in der Lage feyn, mit 
dem höchſten Grade der Wahrfcheintichkeit den ungerechten 
Feind von ſich abtreiben zu können; damit aber auc eine 
ſolche Störung feiner Ruhe gar nie mehr eintreten könne, 
muß er fih in ſolche Verbindungen zu ſetzen fuchen, wodurch 
eine foiche abſolute Uebermacht erzeuge wird, bey deren 
Dafenn es auch dem tolltiihnften Feinde gar nicht mehr in 
den Sinn fommen kann, einen ungerechten Angriff mit 
Hoffnung des Erfolgs auf ihn wagen zu dlrfen, Mur durch 
Herftellung einer folhen abfoluten Uebermacht wird die Ers 
reichbarfeit des Zwecks, den Äußeren Frieden zu fichern, vol; 
(endet, und zugleich die unter Nr. 2) geforderte Anftrens 
gung um unendlich vieles erleichtert. 
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Der Vorwurf gegenwärtiger Abhandlung führt nunmehr 
zu der Anterfuchung : Inwieferne das teutiche Neich dieſen 
Anforderungen zur Sicherſtellung feiner Intregrität und 
Ruhe gegen außen genügt habe? und mas dagegen der 
vheinifche Bund künftig zu thun habe, um jenen Anfordes 
rungen beffer , als es im teutjchen Reiche gejchehen, zu ges 
nügen, und aud) hierinn feinen Gliedern entſchiedene Vorzii— 
ge vor jenem zu, gewähren? 

Dali das teutfche Neich, als folches, auswärtigen Mäch— 
ten Gelegenheit zu gerechten Bejchwerden gegeben, und fie 
zum Kriege gereist habe, läßt fich eben nicht behaupten: 
Bey feinem vordere chenden Charakter der Paſſivität und 
Trägheit, und bey der von feinem Gefühle der Ohnmacht 
ungertrennlichen Furcht war es auch ganz und gar nicht in 
der Lage, grundloſe Prätenfionen aufzufiellen, und mit deren 
Durchſetzung zu drohen; und es hatte jede auswärtige Mache 
in jenem Charakter eine genügliche Bürgſchaft fiir feine 
Nachgiebigkeit, die es vielmehr oft fo weit trich, daß es fich | 
feiner Würde vergab, und die Neigung zu Neckereyen gegen 
. daffelbe fühner machte. Daß es fich öfters in fremde Hän— 
dei mifchte , die daſſelbe eigentlich nichts angiengen,, daran 
war ficher nicht etwa eine führe Streitfucht deffelden, fons 
dern immer nur die Superiorität zweyer Neichsmitftände 
Schuld , welche dafjelde wider feinen Willen zur Theilnahme 
an ihren Privarhindeln nöthigten, wovon jedoch der, der im 
Titel der Reichsgewalt verfprochenen Mehrung beynahe ims 
mer entgegengejeßte, Erfolg der Streitluft, wenn fie auch 
vorhanden gewefen wäre, ficher alle Flügel benehmen mußte. 

Warum es aber, jenen Privarzwecen zu fröhnen , fich 
eben fo wenig erwehren, als verhindern konnte, daß jeder, 
feinem Intereſſe noch fo fremde, Krieg auf feinen Finren 
ausgeftritten wurde, verurfachte allein der fchlechte Zuftand 
feiner Militairs und Kriegs s Berfaffung Man 
fann diefen Zuftand nicht kürzer, aber auch nicht richtiger, 
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als durch die Bekinerkung kenntlich machen, daß es dem 
Reiche an allem dem gefehlt hate, was feine Grenzen ficher 
zu fielen, einen vafchen und fiegenden Widerftand möglich 
zu machen, und die glückliche Führung eines s Kriege zu ver⸗ 
heißen vermogt hätte. 

Wenige, und in den letztern Zeiten gar keine Reichs⸗ 
grenzfeſtung mehr; die wenigen Feſtungen auf dem Meichds 
gebierhe iiberhaupt in den Händen der Landesherrn, fogar 
geſetzlich der Dispofition des Neichsfeldheren entzogen; der 
Militair Etat zwar auf dem Papiere, aber im Falle feiner 
geforderten Mobilmachung felbft nad) manchen jahren noch 
nicht wirklich aufgebracht, die Neichsarmee alſo nie fonftitu: 
tionsmäßig vollzählig ; die, auch vorhandenen, Contingente 
oft mitten im Kriege auf dem Heimwege begriffen; das 
zurückgebliebene Stürkwerk eine fehr reichhaltige Charte 
Caller, jedoch ſelten brauchbarer) Mufter von Trachten, Wafı 
fen, Munition, aller Arten’ des Commando, des Ererzitiums 
und der Taktik; die einzelnen Regiementer oft aus 10— 12 
Eontingenten zufammengefeßt, darunter alte Thorwächter 
mit unbärtigen Knaben gepaart; das Offizierchor, größtens 
theils ein würdiges Objekt grotesker Malerey; nirgends Eins 
heit des Geiftes, vielmehr die nachtheiligfte Eiferſucht und 
gegenſeitige Geringſchätzung unter den verſchiedenen Beſtand⸗ 
theilen; a Gleichheit in geos und topögraphifcher, ſtatiſti⸗ 
ſcher, mathematiſcher und ſtrategiſcher Unwiſſenheit, in ein⸗ 
ſeitiger Beſchränktheit auf den Garniſondienſt, und ſtumpfer 
Unempfänglichkeit für militairiſche Ehre, die keine Ausſicht 
auf reelles Avancement hatte; größte Zerſplitterung der 
Verſorgungs- und Verpflegungs-Anſtalten des Heeres in 
unzufammenhängende Fragmente (denn jedes‘ Tontingent wat 
Sarinn von dem andern feparire) ; daraus’ Hemmung der 

Entwürfe des Heerführers und ihrer Ausfiihrung, (denn, 
wenn ein Detafchement von 5o Mann beordert werden ſoilte, 
fo that es oft Noth, daß eben fo viele Verpflegebeamten 
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‚darum mußten und mitgiengen) ; Erſchlaffung alles Muths, 
Erbitterung und Rachſucht, Defertion; die Lazärethe im 
fchlechteften Zuftande, oft ganz vergeffen und verloren Ueber— 
ladung mit Bagage, aber Mangel an Vorfpann; Urzulängs 
lichkeit der Neichsfriegsoperationg : Kaffe, und endlih Abhans 
Higkeit des Lommandirenden Chefs von einem zu Kaufe ges 
bliebenen Kriegsvathe, und daraus gänzlihe Lähmung feiner 
Tätigkeit: — Dieß find die befannten Hauptzüge der Vers 
theidigungs⸗ und Kriegsanftalten des teutfihen Neichs, deſſen 
Armee einer Maſchine glich, die, 06 fie gleich in Bewegung 
geſetzt und gebraucht werden follte, dennoch, des Aufwandes, 
den fle erforderte, ungeachtet, nicht gebraucht und in zwecks 
mäßige Bewegung gefest werden fonnte, da die Triebräder, 
von welchen alle Wirkung abhieng, ey der Unbrauchbarkeit 
ihrer Qualität au ſich, ſich noch überdieß blos berührten und 
ſtreiften, ohne wirklich ineinander zu greifen: und wie hätte 
man bey dieſer Lage der Dinge hoffen dürfen, die Grenzen 
des Reichs ſichern, einen thätigen Widerſtand leiſten, und 
irgend einen Krieg glücklich fiihren zu können ? 
Ungeachtet aber des, durch den immer unglücklicheren 
Erfolg feiner friegerifchen Unternehmungen oft und deutlich 
genug ihm ins, Bewußtfeyn gerufenen Gefühls feiner eignen 
Schwäche, hat dennoch) das teutſche Reich mit den es umges 
benden Mächten nie folche Verbindungen zu ftift&& gefucht, 
wodurch, ih will nicht jagen, ‚der Möglichkeit, doch der 
Leichtigkeit eines Kriegs thätig und ernſtlich vorgebeugt wors 
den wäre; nie hat es einen allgemeinen Friedenszuftand mit 
feinen Nachbarn zu errichten ſich bemüht, fondern fih immer 
damit begnügt, temporelle und partikuläre Frieden gefchloffen 
zu haben, welche einzelne Kriege endigten, aber dabey meis 
fteng wieder den Saamen zu künftigen neuen in ſich trugen, 
und, blos das “Privarintereffe der Könige und Fürften zum 
Gegenſtande hatten. 
Alſo keine der voraus angegebenen Hauptbedingungen 
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einer vollfländigen Sicherung feines Auferen Friedens und 
der Fortdauer feiner Eriftenz ward vom teutfchen Neiche ers 
fühlt. Keine noch fo laute Klage, kein noch fo beißender 
Spott, feine noch fo eindringende Warnung fruchtete: Nun 
denn! fo muß man doc wohl den Untergang deffelden auh 
nur ihm ſelbſt, nur feiner eignen Unempfänglichkeit fir gus 
ten Kath, nur feinem eignen Willen, lieber feiner Trägheie 
zu fröhnen, als fich mit einiger Anftvengung zu ermannen, 
allein zufchreißen, und nur fehnlich wünſchen, daß durch dem 
- ans allen noch gegenwärtigen Anblick feines Falls jest wer 
nigftens die Warnung defto durchgreifender wirken möge, 
bey dem Ausbauen des VBertheidigungs ; Syftems des: Buns 
Des ja nichts von dem Modelle der Neichsverfaffung beyzus 
behalten. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der, auch dem 
eheinifhen Bunde vorgefteckte, Zweck der Erhaltung feiner 
auferen Ruhe und feines Außeren "Friedens nur durch eine 
zwecdmäßige Ausfüllung jener, oben gezeichneten, dreyfachen 
Thätigkeitsſphäre erreichbar, vollftändig erreichbar feyn 
werde: es fragt fich daher: Was vom Bunde zu thun fen, 
um jene Sphäre zweckmäßiger, als es vom teutfchen Reiche 
geſchehen, auszufüllen ? 

Der erften jener Forderungen wird um fo leichter zu 
geniigen feyn, da nach ihr von allen Bundesgliedern nur zu 
allen Zeiten .etwas nicht zu thun, etwas zu unterlaffen ift: 
Alle Bundesglieder follen fich nämlich nach” ihr aller völker⸗ 
vechtswidrigen Eingriffe in die Rechte auch dem Bunde nicht 
verwandter Staaten enthalten, aller unberufenen Einmiſchunt 
gen in die Angelegenheiten derſelben enthalten, um nicht ihr 
rer Seite Anlaß zu „gerechten Beſchwerden und deren Abs 
hülfe im Wege. des Kriegs zu geben; denn Eingriffe und‘ 
Einmifchungen jener Art wiirden, müßten den Frieden ftören; 
weichen mit erhalten zu helfen, Pflicht jedes Bundesglieds 
iſt, und Handlungen jener Art wären demnach wahre Vers 
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letzungen der Bundespflicht: Alle Bundesglieder ſollen es 
unterlaſſen, mit fremden Mächten einſeitige Offenſiv- und 
Defenfiv Biindniffe einzugehen, weiche fie in Kriege verwickeln 
fönnten, die, zufolge des Gefeßes, ‚daß jeder Krieg eines 
Bundesgenoffen nmittelbar allen andern gemeinfchaftlic ſeyn 
folle, die Theilnahme des. ganzen Bundes. erheifhen würden, 
als weicher jedoch nie die Abficht haben kann, den Gebrauch 
feiner Geſammtmacht der einfeitigen Willkühr einzelner Glie— 
der, wohl gar zum Vortheile fremder Staaten, Preiß zu 
geben, vielmehr zu erwarten berechtigt iſt, daß jedes ſeiner 
Glieder alles das vermeiden werde, was ohne feiner Souves 
rainität und der Auktorität des Bundes etwas zu vergeben, 
vermieden werden kann, um den Bund der Nothivendigkeit 
eines Kriegs zu überheben. - 
Unverkennbar: ift es, daß, wenn ſämmtliche Glieder des 
Bundes aller Veranlaſſung zu Koflifionen ‚mit auswärtigen 
Mächten ihrer. Seits fich ſtrenge enthalten ‚dadurch die äuſt 
fere Ruhe des Bundes. mächtig müſſe gefördert werden, «und 
wer diirfte wohl zweifeln , daß jedes Glied des Bundes; 
ſoviel an ihm iſt, zur Erhaltung dieſer Ruhe thätig mitzu—⸗ 
wirken, demnach ſich die eben bemerkte Beſchränkung aufzus 
legen, durch den Geiſt und Zweck des, Hundes volllommen 
verpflichtet fen 7 Ä ra Age | 
Wird bingegen einer der verbündeten Staaten;von, einer 
Fremden. Macht in feinen Rechten verleßty: und. es gefingt 
ihm niche, ‚feine, dariiber; erhobenen :: Befchwerden im Wege 
ee lung: gehoben zu fehen, oder fieht ſich einer 
derſelben durch Diſtung mit thätiger Verletzung bedroht, 
dann iſt er; allerdings durch den Zweck des: Bundes berech⸗ 
— verlangen, daß feine Sache, gemeinſchaftliche Sache 
u. werde: Der Bund wonihm davon in 
— ———— wird vor allem durch das Einſchreiten ſei⸗ 
Befhwerben t noch im friedlichen Wege : die" Abhülfe feier 
verſuchen, im Falle des Nichterfolgs aber das 
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einzig übrige Mittel, unter nichtverbüindeten Staaten das 
Recht zu verfolgen, den Krieg, wählen. Je größere Wirkung 
ſich von der Auftorität des Bundes, mächtig gehoben durch 
die Auktorität des Proteftoriums,, mit; Zuverfiht erwarten 
laßt, deſto feltener - wird es nöthig ſeyn, zu dieſem aufers 
ordenilichen Mittek ſür Befeſtigung der geſtörten Ruhe zu 
ſchreiten; ob es aber denn doch ergriffen werden müſſe, ob 
wirklich Krieg begonnen werden ſolle, kann nicht von dem 
einſeitigen Beſchlaſſe eines Bundesgliede, ſondern nur vom 
Beſchluſſe der Geſammtheit des Bundes, unter entſcheiden 
der Einwirkung des Protektoriums, abhängen; denn, wie 
ſchon geſagt wurde, der Bund kaun unmöglich den Gebrauch 
ſeiner Macht zum Behufe des Kriegs den willkührlichen und 
einſeitigen Vorſchritten ſeiner einzelnen Glieder überlaſſen; 
ein Objekt der gemeinſchaſtlichen Angelegenheit muß auch der 
gemeinſchaftlichen Berathung unterſtellt, eine Maaßregel, mo; 
zu das Ganze mitwirken, die vom Ganzen ausgefiihrt wers 
den ſoll, muß auch ‚vom Ganzen rückſichtlich ihrer Zweck; 
mäßig, und Nothmendigkeit, geprüfe werden ;. nur unter dies 
3 fer Bedingung fonnte man fich zum gemeinfdaftlichen Vers 
theidigung jedes einzelnen verbinden: Und da; das Proteftos 
rium zur Führung des Kriegs ſelbſt fo entfcheidend mitwirkt, 
indem die vor ‚ihn . zu) ftellende Macht. die Gefammtmaffe 
der Bundes; Contingente. bennahe.. um das Doppelte übers 
wiegt, und es fiir die Erreichung des: Bundeszwecks auch: in 
feiner Beziehung. nach außen Bürge geworden ift, fo ift 
Boch: wohl. fehr natürlich, „daß :demfelben auch eine entfcheis 
dende Einwirfung: bey der * über — und Frieden 
des Bundes gebühre. 

Gewiß iſt, daß nur ber Suet dem er an — 
ER ‚mangelt, Neckerehen und Anfeinduns 
gen won. außen fortwährend zu befürdten habe, daß hin— 
gegen der wirkliche Eintritt eines Kriegs nicht beffer verhü— 
tet- werden könne, als durch. fläte Bereisfchaft zum Kriege, 
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Freylich iſt diefe fortdauernde Anftvengung ein großes Uebel 
fir die Staaten, welches fie jedoch nur ſich feldft zuzufchreiben 
haben, da fie das, allerdings in ihret Gewalt ſtehende, Mittel 
zur Deendigung ihres Kriegszuftandes noch nicht haben ev; 
greifen wollen, das aber doch auf jeden Fall um unendlich 
viel Eleiner iſt, als der wirkliche Krieg ſelbſt, und dem alfo 
fich zu unterziehen, um das größere Uebel abzuwenden , die 
Klugheit gebierhet. 

Auf diefem Stunde ruht die oben arlgeführte zweyte 
Forderung der, auch im Frieden ununterbrochenen, Realifis 
rung der Bedingungen der Möglichkeit eines fiegenden Wis 
derfiandes und ber glücklihen Führung eines Kriege, um 
nie unvorbereitet überfallen werden zu fünnen, gerade aber 
duch ſtäte Bereitſchaft das wirkliche Eintreten des Kriegs 
möglichſt zu verhüten: und da die Erreichbarkeit: der Erhals 
tung des vom Bunde bezweckten Aufieren Friedens unvers 
kennbar durch eine folche ſtäte Bereitfchaft aller feiner Slies 
der ohne Ausnahme bedingt ift, fo ſtellt fih aus diefem 
Grunde jene zweyte Forderung auch an ſammtliche Bundes⸗ 
glieder als unerlaßlich dar. 

Ihr entſpricht die Verbindlichkeit jedes Bundesglieds, 
die etwa auf ſeinem Gebiethe befindlichen Feſtungen auch in 
Friedenszeiten ununterbrochen im ſtäts brauchbaren Verthei⸗ 
digungsſtande, und ſein konſtitutionsmäßig zu ſtellendes 
Contingent in der Art, d. h. in. derjenigen Vollzählichkeit, 
in dem Grade der Fertigkeit im Gebrauche der Waffen, und 
im Beſitze desjenigen Vorraths aller. Art. von Kriegsbedürf— 
niſſen, zu erhalten, damit, im Falle ihres und ſeines Bedarfs 
für die Zwecke des Bundes, weder die Gefahr des Verzugs, 
noch der ermangelnden Qualifikation zum augenblicklichen 
zweckgemäßen Gebrauche eintreten: möge und könne. 

Zwar mag die, durch dieſe Bundespflicht gebotene, Ans 
ſtrengung manchem der verbündeten Staaten in der That 
ſehr läſtig ſeyn; aber wer ſollte leugnen können, daß bey 
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den bis ist beſtehenden Verhältniffen des Bundes jene Ans 
firengung zur Sicherung des Außeren Friedens durchaus ums 
erlaßfich fey? daß, wenn man fich ihr nicht piinktlic fügen 
wollte, alle Nachtheile der Unbeweglichkeit der Neichsarmee 
unvermeidlich wiederkehren müßten ? 

Die Bundesarmee hat zwar an fich fehon den großen 
Vorzug vor der ehemaligen Neichsarmee, daß fie aus einer 
viel minderen Zahl von verfchiedenen Contingenten- fih bils 
det, mithin in ihrer Zufammenfeßung viel einfacher ift, als 
‚diefe: dennoch aber bleibt jene noch immer vielgliedrig ge⸗ 
nug, um eine, dem Zwede raſcher Operationen fehr ungins 
ftige , Unbeholfenheit des Ganzen, aus der Ungleichheit der 
Armatur und Waffenübung der verfchiedenen Contingente, 
und aus der Separation ihrer Verpflegung, mit Grund bes 
fürchten zu miffen, und fi) demnach) zu dem Wunſche ges 
leitet zu fehen, daß, um jenen, nicht etwa nur fcheinbaren, 
fondern fehr reellen Uebelftand und Mangel des Vertheibdis 
gungs-Syſtems zu befeitigen, in allen Bundesftaaten eine 
gänzliche Gleichheit der Armatur der Truppen, der Art ihrer 
MWaffenübungen und ihrer Verpflegung eingeführte, dadurch 
Die innere , nicht minder, Ms die Aufere Einheit der Bun— 
desarmee befördert, jede Quelle zur Reibung, Eiferfucht und 
Geringerfhägung unter ihren Beftandtheilen befeitigt, und 
fie felöft zu einer Achtung gebiethenden Haltung und Sr 
dieae erhoben werden möge. 

Unmöglich kann die Realiſirung jener ſo deingend gefos 
derten Gleichheit bedeutenden Schtwierigkeiten unterliegen, 
wenn nur die allfeitige Neigung dafür einer entihöpfenden 
Uebereinkunft darüber die Hände biethet, und die Etablirung 
einer Central; Militairafgdemie im Bunde. nad der Baſis 
des gewählten Syftems der Gleichförmigkeit, diirfte fehr 
wahrfcheinlih das ſchicklichſte Miteel der Ausführung feyn, 
Mögte man fich doc den großen Kontraft einer, in jeder 
Hinſicht gleihförmigen, Bundesarmee mit der bunten und 
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nirgends zufammenpaffenden Reichsarmee, und die wefentft: 
hen Vorziige der erfteren recht lebhaft verfinnlichen, und ich 
wäre ‚gewiß, daß dann jeder gerne zur Erſchaffung dieſer 
Vorzüge ſeiner Seits die Hände biethen würde. 

Sehr gerathen dürfte es ferner ſeyn, daß in militai— 
eifher Hinſicht der Bund in einige wenige etwa drey 
höchftens vier Kreife, mit der Beſtimmung abgetheilt wür— 
de, daß die kleineren Truppenabtheilungen der minder mächs 
tigen Bundesglieder in dem größeren Armeekorps des mäch— 
tigften Bundesgenoffen ihres Kreifes, im Falle der Mobil; 
machung der Bundesarmee , ihren erften Vereinigungspunkt 
fänden,, und bereits mit jenem zu einem Ganzen verfchmols 
zen am dem Generals Verfammlungsorte des Bundesheeres 
einträfen, und daß die Beſorgung des DVerpflegungss und 
Lazarerh:Wefens fammtlicher Truppen jedes Kreifes, wähs 
rend des Kriegs, in einem einzigen KreisrDerpflegungss 
Commiſſariate konzentrirt wiirde, an welches die einzelnen 
Eonftituenten des Kreifes ihre verhältnifimäßigen Beyträge 
ungefäumt zu entrichten hätten. Es kann unmöglid) vers 
kannt werden, daß dieſe Einrichtung die KHabilitirung der 
Bundesarmee fiir die Zwecke“ der Verteidigung und des 
Kriege wefentlich befördern werde. 

Die wirkliche Mobilmachung der Bundesarmee kann, 
in Gefolge des Artikels 36 der. Bundesakte, nur auf vors 
gängigen Antrag des Protektors an jeden Bundesgenoffen 
erfolgen: Iſt aber diefer Antrag gefchehen , und dem ges 
mäß bie Bundesarmee mit der erforderlichen Eile, welche, 
wenn allen bisher angeführten Forderungen ſtäts pünktlich 
Genüge gefeiftet wird‘, "feinen Schwierigkeiten unterliegen 
kann, konſtituirt, dann erfordert es der Seift der Einheit, 
ohne "welche Fein Heer beftehen und feinen Zweck erfiillen 
kann, daß daB Commando des Ganzen in einem einzigen 
Punkte konzentrirt, mithin die Truppen jämmtlicher Bun— 
desglieder, fo wie die in ihren Staaten befindlichen Feftun: 
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gen, der Dispofltion des, die Sefammtarmee fommandirenten, 
Chefs unbedingt müfjen unterworfen feyn. Eine Wahrheit, 
die, als folche, zu fehr aus der Natur der Sache felbft eins 
leuchtet, als daß fie einer Begrlindung bediirfen könnte, und 
ich bemerke daher nur noch, daß, da während eines Bundes— 
Eriegs die Feftungen der einzelnen Bundesglieder dem Zwecke 
der Sefammeheit dienen, es mir auch dem echte und dev 
Billigkeit angemeffen fcheine, daß der außerordentlide 
Aufwand, den jene Feftungen im Kriege erheifchen dürften, 
auf Koften der Gefammtheit des Bundes beftritten werde. 

MWiederherftellung desgeftörten Friedens durch gemeins 
fhaftlihe Vertheidigung im Kriege liege unftreitig im 
Zwecke des Bundes, und die Verbindlichkeit jedes Bundess 
glieds ohne Ausnahme, an jedem Bundeskriege konſtitutions⸗ 
mäßig:thätigen Antheil zu nehmen, ift davon. die untrennbas 
ve, im Artikel 35 der Bundesafte ausdrücklich aufgeftellte Folge: 
Demnach Fann in einem Kriege des Bundes die Neutralität 
irgend eines Bundesgenoſſen, als mit den übernommenen 
Bundespflichten durchaus unvereinbarlich, fchlechterdings nicht 
ftatt finden, und es wiirde das Zurückziehen eines Bundess 
glieds zur Neutralität, oder der einfeitige Abſchluß des Fries 
dens, direkte Verletzung der Bundespflicht fenn, gegen welche 
die ganze Macht des Bundes fich kehren müßte. T Stills 
ftand des Kriegs und der Abfchluß eines Friedens kann viels 
mehr, eben fo, wie ber Beſchluß eines Kriegs, nur vom ges 
fammten Bunde ausgehen, ‚unter gleihmäßig entjcheidender 
Einwirfung des Protektoriums, aus dem oben fehon angeges 
benen Grunde, und es verfteht fih von felöft, daß letzteres 
vom Bunde auch zum alleinigen Abfchluffe des Friedens in 
feinem Namen bevollmächtigt werden fünne. 

Würde ein Vertheidigungsfyftem des Bundes nad) ſou 
chen Grundſätzen ein- und ausgeführt, und deſſen ununter— 
brochenes Leben durch ſtrenge Aufſicht garantirt, dann dünfte 
man wohl mit Zuverſicht erwarten, daß daſſelbe, in Verllin— 


406 


bung mit ben Vertheidigungsträften des Protektoriume, ‚die 
Integrität des Bundes zu ſichern, feinen Feinden einen fies 
genden Widerftand zu leiften, und die Führung eines glück— 
lichen Kriegs mit Sicherheit zu verfprechen geeignet ſeye, fos 
nach dem Zwecke, der fein Dafeyn erheifcht, vollkommen ent: 
fprechen, und die teuefche Nation fiir den Verluſt des Reiches 
vereins vollftäudig entſchädigen mwerbe. 

Doch! alle diefe Anftalten find auf den Krieg bere hnet, fezs 
zen alſo deſſen Befürchtung voraus, und wenn ſie gleich bewirken 
ſollen, daß der Krieg nicht leicht wirklich eintrete, ſo ſind ſie doch 
keineswegs zureichend, allem Kriege vorzubeugen: es iſt alſo 
auch durch ſie der Zweck des Bundes in ſeiner Richtung nach 
außen noch nicht vollftäindig erreichbar, — In dieſem Zwecke 
liegt nicht etwa blos die Vorſtellung, daß der geſtörte äußere 
Friede jedesmal durch gemeinſchaftliche Anſtrengung wieder her—⸗ 
geſtellt werden ſolle, ſondern auch die, daß eine Störung jenes 
Friedens, ſoviel dieß zu bewirken möglich iſt, gar nicht mehr eins 
treten, daß ein Krieg gar nicht. mehr ftatt finden folle: Durch 
diefen Zweck ift alfo auch ein Streben des Bundes dahin ange— 
fprochen, daß allem Kriege ernftlich vorgebeugt werde. Möglich 
wäre die allerdings dadurch, daß der Bund mit allen denjenigen 
Staaten, mit welchen er nach feiner jeßigen Lage etwa noch in 
Krieg geraghen könnte, fih in ein vechtliches Verhältniß, 
und u in einen geficherten Sriedenszuftand fehte, dadurch, 
daß der Bund mit jenen Staaten eine Verbindung (chtöffe, ganz 
derjenigen gleich, worauf fein eignes Dafeyn beruht, und follte 
diefe Verbindung auch nicht mit allen jenen Staaten möglich 
feyn, daß er wenigftens mit denjenigen Staaten fie fchlöffe, die 
fih dazu geneigt ’fänden, und dadurch ſich in den Befiß einer fo 
abfoluten Uebermacht für Erhaltung der Außeren Ruhe ſetzte, 
welche in jeder noch übrigen Macht allen Gedanken an die Mög— 
lichfeit des glücklichen Erfolgs eines feindlichen Angriffs auf 
fie gänzlich niederfchlagen müßte, 

So wenig zu leugnen ift, daß die Realiſtrung einer folchen 
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Verbindung an fich fchon durch die Srundfäße des Staatenrechts 
geboten fey, fo wenig ift zu mißkennen, daß gerade die gegenwärs 
tigen Öffentlichen Verhältniffe der Ausführung einer Verbindung 
der bezeichneten Art ganz vorzliglich günftig ſeyen; und ich glaus 
be, eine Marſtellung der Grundzüge meiner dee der Ausführs 
barkeit jener Verbindung um fo mehr wagen zu dürfen, je mehr 
fie mit der dee des mehrfach und öffentlich angedeuteten Plans 
eines großen Föderativſyſtems vollkommen im Einklange fteht. 

 Srantreih, Spanien, Portugall, Neapel, 
Italien, die Schweiz, der rheinifhe Bund und 
Holland find jekt offenkundig in eine folche Lage gebracht, daß 
man die Seneigtheit derfelben, und vorziiglich des, ihre Verhält⸗ 
niffe belebenden und leitenden, Prinzips zu einer engeren Verbins 
dung, zur Stiftung eines rechtlichen Verhältniffes und eines ges 
fiherten Friedenszuftandes unter ihnen allen, ohne Gefahr eines 
Irrthums poftuliren und voransfeßen darf. — Wenn nun alle 
jene Staaten und Staatenmaffen unter fih in einen Verein 
träten, ganz nach denjenigen Grundgefeken, nach welchen die 
Staaten des rheinifhen Bundes bereits unter fih verbunden 
find, wenn fie alle die Erhaltung des Friedens unter fih und ge 
gen aufen fich zum Ziele ihrer Verbindung und ihres gemeins 
ſchaftlichen Erſtrebens ſetzten, wenn fie alle fich vereinigten, die 
unter fich etwa entftehenden Coflifionen im Wege des Rechts durch 
einen Congreß friedlich fchlichten zu laffen, und fich gegen aufen 
mit gemeinfamer Hand und vereinter Kraft zu vertheidigen, fo, 
daß einer fir alle, und-alle fiir einen fllinden, und wenn nun 
Frankreich, als das geographifche Centrum, das Protek» 
torium dieſes großen Völkerbundes übernähme, und alle Rä— 
ber der großen Mafchine im geſetzmäßigen Gange erhielte, dems 
nad) fein einzelner von allen jenen Staaten und Staatenmaffen 
von irgend einer, der noch außer ihnen beftehenden Mächte anges 
griffen werden könnte, ohne mit Gewißheit die Geſammtmacht 
aller jener Staaten gegen fich aufgeboten und herangewälzt zu 
fehen — — 


- 
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So frage ih: Könnte noch irgend eine der übrigen Mächte, 
fönnten fogar fie alle in Verbindung noch je den tollkühnen Ges 
danfen faffen, mit einiger Hoffnung eines gliicklihen Erfolgs 
irgend einen Theil jenes großen Völkerbundes feindlich anzugreis 
fen? Würde alfo nicht durch jene, der Anforderung Me Staa: 
tenvechts ſo herrlich entfprechende, Verbindung der Möglich 
feit alles Kriegs fir fammtliche Verbundenen thätig und 
ernftlich vorgebeugt? micht jede Störung der Aufieren Ruhe 
für fie ganz unmöglich gemacht? alfo nicht der Zweck der 
Erhaltung ihres Äußeren Friedens vollftändig erreicht? 
Miüfte darum nicht jeder der genannten Staaten und Stans 
tenvereine die Ausführung jener dee, und zwar um fo jehns 


| licher, wünſchen, da, unter der Vorausſetzung jener Verbins 


dung , feldft die voraus geforderte Anftrengung auf ftätes 
Bereitſeyn zur Vertheidigung auch ım Frieden um einen fehr 
beträchtlichen Theil nachgelaffen und vermindert werden fünns 
te? Und was follte jetzt der vollendeten Nealifirung jener 
Verbindung noch im Wege ftehen können? 

Sin der Thar! der müßte ein Feind der Menfchheit, ein 
verftockter Egoift feyn , der die Nechtsangemeffenheit, Nüßs 
lichkeit und Erhabenheit der Idee eines folchen großen Födes 


rativſyſtems follte mififennen können. 


Segnen müßte die beffere Menfchheit von ganz Europa 
den großen Monarchen, der jene Idee in’s praftifche Dafeyn 
viefe; denn auc die übrigen Mächte würden dadurch mits 
teilbar des unfeligen Kriegführens nothwendig überhoben, 
und reichlich würde in unferen Nachkommen der Genuß eis 
nes geficherten Friedendzuftandes die ungeheuren Anftrenguns 
gen und Aufopferungen vergelten, welche die Operation der 
Entwiclung jener großen dee von den Zeitgenoffen unab: 
wendbar forderte, und ohne welche die Vollendung des gröfr 
fen Ganzen ſchlechthin unerreichbar geblieben wäre. | 

Der Befhluß im nächſten Hefte). 


— — — — — 
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Ueber das durch die rheinifche Bundesafte den Sou— 

verains beigelegte Vorkaufsrecht in den Domais, 
nen und Herrfchaftsrechten der mediatifirten Für— 
ften und Grafen, 





N deutfchen Reichsſtände, welche der Hoheit der durch den 
rheiniſchen Bund vereinigten Fürften unterworfen wurden, 
- follten nach dem unverfennbaren Zweck des Bundesvertrages. 
wicht mehr verlieren, als durch die Erftrecfung der Souve— 
rainität [über ihre bisher veichsfreien Perionen und Güter 
fchhtechterdings norhwendig geworden war. Wielleiche hat die 
hohe Idee, die man mit dem Worte Souverainirät verband, 
dazu beigetragen, daß man in dem fieben und zwanzigſten 
Artikel der Bundesakte, welche den wichtigften Vorbehalt fire 
die mediatifirten Fürften und Gräfen enthalt, ſich lieber alls 
gemeiner Ausdrücke, die ſelbſt auf die. dort gegebenen Bei⸗— 
fpiele nicht immer volltommen pafjend find, bediente, als 
daß man auf eine kurze und einfache Weiſe die altdeurfche 
Bandeshoheit fo modifizierte, wie fie unter der neuen Souves 
rainität gar wohl ferner beftehen fünnte, Es wiirde dadurch 
mancher Willkiihr — manchem ‚Streit und manchem bittern 
Gefühle vorgebeugt: worden feyn, 

Unter den Vorfshriften des fieben und zwanzigſten Arti⸗— 
feld fcheint indeffen die letzte, obgleich fie die Eigenthumss 
rechte der Mediatifirten auf eine ungewöhnliche Weife bes 
Schranke, in jedem Falle durch die Politik des Bundes gebo— 
ten zu ſeyn, und fie würde, im welcher noch ſo fchunenden 
Form man auch die ehemaligen Landesheren hatte fortbeftes 
ben laſſen wollen," doch nie haben umgangen werden konnen, 
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befonders nicht in der damaligen Lage, two ber Bund no 
mächtigere Gegner zu fürchten hatte, als jeßt. 

Die Fürften und Grafen, welche aufhören follten, Lan⸗ 
desherrn zu ſeyn, ſollten nicht Vaſallen ihrer Souveraine 
werden, und indem der Bundesvertrag ihnen ihre Domai— 
nen und herrſchaftlichen Rechte als Parrimonial; und 
Privateigenthum vorbehielt, verlieh er ihnen zugleich 
ein freieres Verfügungsrecht iiber diefelben, als fie zum 
Theil vorher gehabt Haben mochten, obfchon damit nicht ges 
fagt ift, daß fie dadurch in Beziehung auf ihre Familien: 
Verhältniffe von der Verbindlichkeit der Hausgeſetze freige⸗ 
ſprochen wurden. Aber, abgeſehen von dieſen, konnte ir⸗ 
gend ein Dritter, konnte inſonderheit der Souverain fie hins 
dern, über ihr nunmehriges Patrimonial: und Privateigens 
thum nad Sutbefinden zu verfügen? Wie aber, wenn fie 
den ihnen gelaffenen Neft ihrer ehemaligen Herrlichkeit, aus 
Verdruf über das, was geichehen war, oder aus andern 
löblichern Gründen, an einen dem Bunde fremden, mächtis 
gen oder mächtiger Hülfe gemwiffen Souverain veräufßerten ? 
. Konnte dadurch nicht des Bundes Sicherheit gefährdet, des 
Bundesvertrages Wirkfamkeit bios geftellt werden? So, 
fcheint es, entftand der Gedanke, der mebdiatifirten Fürften 
und Grafen noch übrige Güter und Rechte mit einer Ber 
dingung zu beläftigen, die in jeder andern Hinfiht als eine 
unnöthige Härte betrachtet werden könnte. Oder follte der 
Plan fogar fo weit gegangen ſeyn, dem Souverain auf jes 
den Fall die eigenchlimlihe Ermwerbung jener Güter und 
Rechte zu erleichtern ? 

Zu vermuthen ift dies wohl nicht, und um fo weniger, 
da, wenn ein Mediatiſirter die ernftliche Abficht haben follte, 
feine Befikungen zu veräußern, e8 dem Souverain an Mit 
tein nicht fehlen dürfte, fie vorzugsweiſe fih zu verfchaffen. 
Das einfachfte Mittel wäre, am meiften su zahlen, und nad 
feiner Lage würde er dies auch am leichteſten können. 
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Doch der Bundesvertrag entibält nur die Bedingung, 
und nicht deren Beweggründe. Dieſe können wir blos aus 
dem Zuſammenhang errathen, aber doch immer mit ſo viel 
Wahrſcheinlichkeit, daß ſie zur Erklärung jener mit Recht 
werden benutzt werden können. Die Vorſchrift der Bundes— 
akte lautet wörtlich alſo: 

Ne pourront les dits domaines et droits tre 
vendus à un souverain etranger à la confederatiun, 
ni autrement alienes, sans avoir été prealableınent 
oflerts au prince sous Ja souyerainete du quel ils 
se trouvent places, 

Wer die Stelle mit Aufmerkſamkeit liefet, wird finden, 
daß fie fo leicht miche zu überſehen ift, und daß ſelbſt ein 
comma mehr oder weniger auch hier eine wejentliche Vers 
Anderung machen kann. Es wäre mir daher angenehm ges 
weſen, fchon bei der Abfaſſung diefer Bemerkungen, die von 
dem Herrn Herausgeber diefer Zeitfehrift verfprochene Aus: 
gabe der. Bundesakte bei der Hans zu haben, und ich erjus 
che bdenfelben, die daraus ſich etwa ergebenden Eriäuterungen 
hier beizufiigen *). 

In dem erften Hefte diefer Zeitſchrift ©. 57. ift die 
Stelle alfo überſetzt, oder vielmehr ihr Sinn if Hlos fums 
mariſch in deutfcher Sprache alfo dargeftellt: — 

Sie (die mediatiſirten Fürſten und Grafen) dürfen ihre 

Domainen und Rechte an keinen dem Bunde fremden 
Souverain, und überhaupt nie anderſt veräußern, als 
wenn fie jolhe zuvor ihrem Souverain Angeboten haben, 

Eine andere Ueberfekung in dem politiſchen Sour 
nal **) weicht hievon fehr ab, wenn fie jagt: 


—— 


*) Diefer Abdruck iſt nun erſchſenen und mit dem roten Hefte ausgegeben 
worden, Zwar heißt es am Schluſſe ſtatt se troucent placks — sont platés: 
Dies macht aber Feten Ünterſchied. Hingegen finder fih dort eben diefes 
Commä; Auf welches Bert von B, zu denten ſcheint, zwiſchen & Ja coulide: 
ration und ni auirement alienes: W; 

*, 1806. Band 2. 3. 793; 
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Diefe Domainen können an feinen außer ber Kon öde 
ration befindlichen Souverain verkauft oder ſonſt verauß 
fert werden, wenn fie nicht vorher dem Fürften angeboten 
worden, unter deffen Souverainität fie fich befinden. 

Jener MWeberfekung fiimmt der Herr Geheimerath 
Brauer bei, wenn er S. gı. feiner Beiträge als entfchieden 
annimmt, die Xeräußerung dürfte niemals an einen 
dem Bunde fremden Seldftherrfiher gefchehen *), wenn jie 
aber auf andere Art mithin an erwerbsfähige Perfonen 
vorgehen folfe; fo müſſe vor allen Dingen der Kauf 
antrag an den Oberherrn gefchehen. 

Der Herr Profiffot Behr **) gibt der zweiten Ueber— 
ſetzung den Vorzug, indem er ſagt: »zufolge des zweiten 
Abſatzes des Artikels 27 der Bundesafte dürfen die fubjizirs 
ten Neicheftände die, ihnen als Privatgüter vorbehaltenen, 
‚ Domainen, fo wie die ihnen vorbehaltenen Rechte an einen, 
dem Bunde fremden Souverain nicht verfaufen, oder auf 
andere Weife veräufiern, ohne fie zuvor dem Fürften, unter 
deffen Souverainität fie fich befinden (zum Kaufe) angebos 
ten zu baben. Dieß find die eigenen Worte des bejagten 
Artikels, und man fucht demnach vergebens den Nechtsboden, 
welcher der vom Herrn Brauer (Sab 15 feiner Beiträge) 
aufgeftelften Behauptung, daß die Veräußerung niemals an 
einen dem Bunde fremden Selbftherrfiher gefchehen dürfe, 
zur Grundlage dienen könnter« 

Die von Behr gebrauchten Worte find jedoch, ſtreng 
genommen nicht die eigenen ber Bundesafte und es 
tömmt nur daranf an, wie man diefe verfichen zu müſſen 
glaubt, um für die Braueriſche Behauptung auch einen 
— — —ñ —ñ— — — — ———— — 


H Derfelben Meinung iſt Hr von Nief. S. rhein. Bund Heft 8. ©. 
229. (Und nun and H. 0. R. Klüber im fo eben erfchienenen Staatsrechte 
tes Rheinbundes $. 107, ©. 134, der überdies das etranger à la confödera- 
tion fiberfeßt: dor nıcht Mitglied des Riieirbundes if.  W.) 

**) Spftematifche Darftellung des rheinifchen Bundes ©. 1:6. 
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Hechtsboden zu finden. Freilich fagt der Kerr Profeffor 
Behr die Worte: »ni autrement alienes beziehen fih of 
fenbar eben fo , wie die: Eire vendus — auf die Worte : 
a un souyerain etranger à la confederations; allein iſt 
dies denn fo ganz offenbar? 

Von der Beziehung und dem Sinn jener Worte hängt 
hier allerdings alles ab. Sollte man aber nicht eben fo gut 
fagen fünnen: die befragte Gitter und Rechte diirfen nicht 
an einen dem Bunde fremden Souverain verkauft, noch 
fonft veräußert werden, ohne u. f. w. als: fie dürfen an 
feinen folhen Souverain verkauft oder auf andere Weife 
veräußert werden, ohne zuvor dem Fürften, unter deffen 
Hoheit fie belegen find, angeboten zu feyn? Im erften Fall 
win die beiden Poſitionen: an einen fiemden Sou 
verain verkaufen, und — fonjt veräufern — trennen, jene 
als gänzlich verbietend,, dieje aber als bedingt durd) da3 
DVorkaufsrecht betrachten können. Im andern Falle wilrden 
beide fich lediglih auf den fremden Fiürften beziehen. Und 
dieſes, däucht mir, ift dem Zufammenhange und den Worten 
der Dispofition am angemeffenften. Wenn ich gleich nicht 
glaube, daß die Worte: Etre vendus, ni autrement alie- 
nes fo ganz offenbar verbunden find, daß fie fchlechterding 3 
nur auf einen dem Bunde nicht angehörigen Souverain 
bezogen werden fünnen; fo iſt doch Billig zu erwägen, daß 
eines Theils nur der Zweck, jede fremde Einmifchung in bie 
Dundesangelegenheiten zu entfernen, .der Grund einer den 
mediatifirten Firften und Grafen fo läſtigen Claufel feyn 
fann, und anderntheils das Wort: autrement, nad) feinem 
eigentlihen Sinne, zu einer ausdehnenden Erklärung derfels 
ben nicht berechtigt, da es nur eine andere Art der Deräuß 
ferung bezeichnet und nicht auf andere Perfonen, an welde 
eine Veräußerung gefchehen fünnte, zu deuten ift. Autre- 
ment heißt nicht mehr und nicht weniger als; d’une autre 
fagon und bezielt alfo in dem vorliegenden Falle jede Art 
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won rechtlichem Geſchäft, durch welches eine Veraußeruns 
bewirkt werden kann, nicht aber andere erwerbende Perſonen, 


als die, welche in der Hundesafte genennt find , dv. 9 


Hunde fremde Souveraine. u 
Nach dieler Anficht wiirde NUN, zur Yerminderung aller 
Zweideutigkeiten, die Vorſchrift der Bundes akte im Deutſchen 
alſo zu faſſen feun; | 
An fremde, 


Hoheit fie belegen find, anbebsten find “), 

Wie aber, wenn dieſer Fürſt ſie nicht kaufen, ent er 
die Bedingungen, die ein fremder Souverain ine men 
will, nicht eingehen wilf oder tann? Würde dadurch nicht 
der Zweck der in der Bundes akte enthaltenen Vorſchrift ver⸗ 
eitelt werden? und würde es daher nicht richtiger ſeyn, an⸗ 
zunehmen, jede Veräußerung an Souver aine die dem Bunde 
nicht angehören, ſey unterfagt ? Ich glaube auch mit Herrn 
Profeſſor Behr, dab wohl einiger Grund vorhanden gewoe⸗ 
ſen wäre, dies zu verordnen. Daß es aber nicht angenom⸗ 
men werden darf, weil die Bundes akte es nicht klar und 
deutlich beſtimmt hat, glaube id) ebenfalls. Weberdies zeigt 
ja der Art. Iı der Bundesakte, daß man Beſitzungen unter 
der Hoheit der Bundesfürſten, und Beſitzungen mit voller 
Souverainität in einer Hand nicht für ſchlechterdingẽ un⸗ 
vereinbar gehalten hat. 


*). Im Münchner Regiernnasblatte 1807. Nr. 3. wird piefe Gene über 

fegt: Diefe Domeinen und Kechre koönen AN geinen der gonfoderation feem⸗ 

den Sonvrrain yerkanft oder auf andere Art veräußert werden, wenn Ne 

mon dem Fürften ꝛc. ıc. Di meiften Zeitungen geben die namlis 

a Nver meines Erachtens if dadurch die Srreirfrant nicht 

angeben , Be, in einem der folgenden Hefte wertianfiget die Gründe 
| geneigter bin, der Meinung det em Dr u 


Klüber breisntreten. 
Li 
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Die Bundesafte verbietet alfo nicht fchlechterdings die 
Beräußerung der Güter und Nechte der Miediatifirten an 
dem Bunde fremde Souveraine; fie befchränft eben fo wer 
nig die Veräußerungsfreiheit an Andere, als folhe Souva 
raine, fie feyen nun bundesverwandte Fürſten oder Privat— 
perſonen, durd die Bedingung des Vorkaufsrechts für den 
Oberherrn; fondern fie legt folches diefem nur für alle Fälle 
und Arten von Veräußerungen an dem Bunde nid)t ver 
wandte Souveraine bei. 

Der Zufaß: ni autrement alienes — fheint gegen 
allerhand Auskunftsmittel gerichtet zu ſeyn, die im gemeinen 

Eeben wohl zur DVereitelung eines beftehenden Vorkaufsrechts 
verjucht werden. Die Form fey, welche fie wolle: fobald 
die Domainen und Rechte eines mebdiatifirten Neichsftande 
von diefem auf einen dem Bunde nicht angehörigen Sous 
verain übertragen werden follen; fo muß dem Dberheren 
freigelaffen werden, fie felbft zu erwerben. Daß es, der Alls 
gemeinheit der Vorfchrift ungeachtet, noch immer zweifelhafte 
Falle. geben kann, iſt nicht zu läugnen. Aber es ift über 
dieſes Vorkaufsrecht noch fo manches undeftimmt geblieben, 
worüber in der Anwendung Zweifel entfiehen können, daß 
es einer einigermaßen lebhaften Einbildungskraft nicht fehr 
fchwer fallen diirfte, der quaestionum dubiarum eine lange 
Reihe "aufzuftellen. Es wird indeffen genügen, nur die 
hauptfächlichften zu berühren. 

Daß in der Bundesafte ein mehreres nicht bezweckt iſt, 
als den verbündeten Souverains das Recht beizulegen, die 
Güter und Rechte der Mediatiſirten, welche ſolche veräußern 
wollen, vorzugsweiſe vor einem Andern, jedoch allezeit un— 
ter denſelben oder wenigſtens gleich annehmli— 
chen Bedingungen an ſich zu bringen, wird Niemand 
in Aörede ſtellen wollen. Denn gewiß war es die Abfiche 
nicht, die Souveraine auf Koften ihrer ehemaligen Mitſtän— 
de noch mehr, als bereits gefchehen war und ohne daß es 
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der Zweck des Bundes nothmwendig. erforderte, zu begünftis 
gen. Wenn aber dafiir gehalten wird es verftehe ſich ‚von 
felbft, daß der Souverain bei Ausiibung eınes ſolchen Vor— 
faufs an die gemeinrectlichen Bedingungen des. Vors 
kaufs aebunden fen *); fo fünnte,man, wohl fragen, was 
denn jeßt fiir unfere deutfihe Souveraine gemeinrechtlid fen? 
Soll der Begriff diefes Vorkauferechts nach dem römischen 
Mechte, foll nach diefem fein Umfang, feine Wirkung, feine 
Dauer beffimme werven? Das lebtere insbefondere wäre zu 
wünſchen, da nirgends gelagt ift, wie lang .der Mediatifirte 
die Reſolution auf fein Anerbieren erwarten foll ? Das rö— 
mifche Recht wird ihm eine zwölfmonatliche Geduld auferles- 
gen: die Unbeſtimmtheit der Bundesakte ſcheint auch hierbei 
alles dem Gutbefinden des Souverains zu überlaſſen. 

| Daß dies bundesgeſetzmäßige Vorkaufsrecht nicht auch 
ein Pofungsrecht in fich fchließt, ift von Heren Prof. Behr 
gegen den Herrn geh. NR. Brauer fehr richtig bemerft 
worden. Wenn Kerr v, Nieff #*) den Oberheren nur ein 
Einfttandsrecht über einen bereits gefchloffenen Verkauf, 
nicht aber das eigentlihe Vorkaufsrecht zugeftehen- will, 
weil alsdann zu beforgen wäre, dafs die. mediatifirten Güter 
den Verkäufer abgedrungen werden fünnten ; fo beruht dies 
auf einem mit dem Worte Vorkauf verbundenen ‚irrigen 
Begriffe. Das jüs: protimiseos zu deutfch : Einftandes 
oder Mäherrecht, Vorkauf, ift ja gerade jus in casu alie- 
nationis praelerentiam exigendi prae extraneis , si 
eaedem, quas extraneus offert, conditiones ofleruntur, 
Es ſetzt allemal einen mit einem andern verabredeten oder 
geichloffen.n Vertrag voraus, und folglich des Eigenthiimerg 
freien Willen, das Seinige zu veräußern. Nach der Buns 
desäfte fellen die zu veräußerende Domainen und Rechte zus 
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*%) Behr a. a. D. ©. 384. 
Ryein. Bund Heft 8. ©. 229. 
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vor dem Dberheren angeboten werden; daran ift aber 
natimlicher Weife nicht zu denken, ‚wenn der Beſitzer nicht 
veräußern will. Ueberhaupt iſt ein Vorkaufsrecht, durch 
mweldes der Eigenthümer zum Verkauf gezwungen werden 
könnte, ein. Unding. 

Die Bundesakte nennt als Segenftand des oberherrli: 
en Vorkaufsrechts die Domainen und Rechte der mediatis 
firten ‚Fürften und Grafen, wie fie unmittelbar vorher bes 
fchrieben find, alfo: alle Domainen ohne Ausnahme, - welche 
fie damals befajen, fo wie alle. Herrfchaftlichen und Lehens 
rechte, die nicht weientlich der Souverainität anfleben , und 
zwar namentlich die niedere und mittlere Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen und peinlichen Fallen, die Forftgerichtsbarkeie 
und ‚Polizei, die Jagd- und Fifcherei: Gerechtigkeit, das 
Berg- und Küttenweien, die Zehenten und Lehengefälle, das 
Parronatrecht und andere ähnliche Rechte, und die von bes 
fagten Domainen und Nechten herfließenden Einkünfte, 

Geht nun die Vorfchrift der Bundesafte nur auf bie 
Sefammtheit diejer Domainen, Herrichafts » und Lehenrechte, 
oder auch auf einzelne Theile derielben? Die Bundesatte 
fagt: »die benannten Domainen und Rechte«z 
was aber vom Sanzen gilt, jollte man glauben, müſſe auch 
vom -einjelnen gelten. « 

Wären den mediatiſirten Fürſten und Grafen ihre bis— 
herigen unm ttelbaren Reichsgebiete als unterwürfige Herr— 
ſchaften (territoria subordinata, wie man fie vormals im 
deutichen Staatsrechte nannee) mit allen Rechten, die nicht 
wejentlic der Souverainitär anfleben, gelaffen worden, und 
hätte es nur geheißen: dieſe Herrichaften foffen an feinen 
fremden Souverain verfauft noch fonft veräußert werden, 
ohne vorher dem Oberherrn angeboten zu ſeyn; fo würde 
man unbedenklich das oberherrlihe Vorkanfsrecht auf den 
FM einer Veräußerung des Ganzen beſchränken Eönnen, 
Allein ausdrücklich hat die Bundesafte den Mediatiſirten 
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nur Bruchſtücke vorbehalten, und obgleich der Zuſammenhang 
ergibt, auch dieſem gemäß von den meiſten Publiziſten am 
genommen ift , daß jene ehemaligen Reichsſtaaten, als der 
Souverainität der Bundesfürſten unterworfene Fürftenthiis 
mer, Sraffchaften oder Herrfchafien fortbeftehen; fo betrachs 
tet fie doch gerade hier die Bundesakte keineswegs als ein 
Ganzes, fondern fie unterwirft die fFandesherrlihen Domai⸗ 
nen und Rechte auf den beftimmten Fall dem oberherrlichen 
Vorkaufsrechte unbedingt. 

Geſetzt, Privatperfonen theilten eine Erbſchaft und mach: 
ten unter fih aus, die geerbten und getheilten Güter und 
Rechte follten an keinen Fremden veraufert werden, ohne 
vorher den Miterben angeboten zu feyn, würde man dieſe 
MVerab.rrng bios von einem ganzen Erbantheil verfte 
hen ? *) - | 

Die Worte der Bundesafte fcheinen daher fowohl das 
Ganze ale das Einzelne der in Frage ftehenden Domainen 
und Nechte zu bejielen, und damit fcheint auch der Zweck 
der Dispofition itbereinzuftimmen. &oll nämlich fremden, 
dem Bunde nicht verwandten Souverains die Gelegenheit, 
Beſitzungen im Umfange des Bundesgebiets zu erwerben, 
und dadurch ein Recht zur Einmiſchung in die Bundesange— 
legenheiten zu erlangen, abgeſchnitten werden; ſo darf ſo 
wenig ein einzelner Theil, als das Ganze einer Standes— 
herrfchaft an fie veraußert werden. 

Anders dürfte fic) die Sache verhalten, wenn das ober; 
herrliche Vorkaufsrecht über diefen Fall hinaus mit Necht 
foltte euftrecdt werden können, weil alsdann die wörtliche 
Erklärung mit dem mwahrfcheinlichen Zweck nicht in Vereini— 
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x) Wir haben mirklih am Rheinfirome große Erbbiftandigüter , wo 
diefer Fall eintrift, und wo rechtlich entfchieden worden ift, daß Eein einzeles 
2008 an fremde veraußert werden darf, wenn nicht den Miterbbefländern 
dieſes Loos zum Kauf angeboten worden ift, W. 
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gung gebracht werden könnte, und das Eigenthumsrecht der 
Standesherren auf eine zwecklofe Art beſchränkt wiirde, 

Soll, wie Behr dafür hält *), den Morten der 
Bundesafte allenfalls noch die Deutung gegeben werden, daß 
die befragten Domainen und Rechte auch an einen auswärs 
tigen, jedoch dem Bunde verwandten Souverain nur unter 
der angehängten Bedingung verkauft werden können; fo 
würde höchftens die Beſorgniß, daf, wenn ein anderer Sous 
verain ganz in die Stelle eined Standesherrn eintrete, uns 
angenehme Verhäitniffe zu beforgen feyn dürften, dabei im 
Betracht kommen fünnen; es würde aber allzuhart feyn, 
einem Standesherrn feine in dem Eigenthumsrechte enthals 
tene Deräuferungs : Befugniß auch in Anfehung einzeiner 
Marzellen durch eine fo läftige Bedingung , als das Vor— 
kanfsrecht ift, zu fehmalern, um feinem Souverain die zwar 
mögliche, doch faum waͤhrſcheinliche Unannehmtichkeit zu ers 
fparen, einen feiner Bundesgenofien in dem Befike einiger 
Gitter oder Nechte unter feiner Hoheit zu fehen, wenn fi 
dieſer der wirklichen und auf alle Fälle weit größern Unan— 
nehmlichkeit unterziehen will, einem feines Gleichen unters 
morfen zu feyn, | 

Soll endlich das oberherrliche Vorkaufsrecht auch in dem 
Falle einer Veräußerung an Privarperfonen eintreten, fo 
wirde fih dazu wohl kein anderer Beweggrund denen lafs 
fen , als dem Souverain die Purififation feines unmittelbas 
ven Gebiets zu erleichtern , oder zu verhindern, daß Dritte 
nicht an Vorrechten Theil nehmen, welche man den media; \ 
tifirten Neichsftänden wahrſcheinlich nur in Betrachtung alles 
deffen , was fie verlieren mußten, gelaffen hat. In der ews 
ſten Hinficht wiirde bei der Veräußerung einzelner Parzellen 
die Härte des Mittels gegen die Wichtigkeit des Zwecks und 
die Mahrjcheinfichkeit feiner Erreichung fo überwiegend feyn, 
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daß bie dabei vorwaltende Unbilligkeit kein Unpartheiifcher 
zu verfennen vermöchte. Laftet denn das Schickjal auf den 
mediatifirten Neicheftänden nicht fehon hart genug, daß die 
Laft ohne Noch verftärkt werden follte? Sn der andern 
Hinfiht aber wiirde einestheils den Mediatifirten, was man 
ihnen noch ließ, faft zur Hälfte wieder genommen, wenn 
man dem ihnen gefiherten ‘Patrimonial: und Privateigens 
thum die in der Regel damit verbundene volle Veräußerungs— 
freiheit auf eine fo drückende Weiſe entzöge, und ihnen in 
Anfehung deffelben weit mehr, als es bei dem gemeinen 
Bürger oder Bauer der Fall zu ſeyn pflegt, die Hände bän 
de. Wenn überdies nad der herrichenden Anficht der neu 
geftifieten Souverainität auch ein Standesherr nur folcher 
echte fähig ift, die jeder Privarmann im Staate befißen 
kann, fo mag es ziemlich gleichgitlrig feyn, von welchem Nas 
men und Gefchlecht künftig ein ſolcher Beſitzer ift, zumal 
wenn nur von einzelnen Iheilen 3. E., Landgütern, Käus 
fern, Jagden, Fifchereien u. dgl. die Frage if. Solche 
Rechte, auf welchen gleichfam die ftandesherrliche vorziigliche 
Würde beruht, wie 5. E. die Gerichtsbarkeit und Polizei 
wird ohnehin feiner im einzelnen und getrennt von dem Ges 
biete veräußern wollen. 

Die Bundesafte unterwirft 'die in Yatrimonial: und 
Privateigenthum  verwandelten Domainen und herrſchaftli— 
chen Rechte der mediatiſirten Reichsſtände auf gleiche 
Weiſe dem oberherrlichen Vorkaufsrechte, und es ſcheint 
daher kein Grund vorhanden zu ſeyn, zwiſchen dieſen und 
jenen irgend einen Unterſchied zu machen. Doch könnte man 
vielleicht ſagen: die den Standesherrn vorbehaltene Rechte 
ſeyen zum Theil ſo ausgezeichnet, daß wenn ſie ſich deren 
entäußern wollten, dem Regent billig der Vorzug gebühre. 
Allein dies Argument dürfte bei näherer Prüfung nicht von 
entſcheidendem Gewichte befunden werden. Abgerechnet, daß 
die wenigſten der ſtandesherrlichen Rechte für beſonders aus— 
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gezeichnet zu halten ſind, die meiſten zu den gewöhnlichen 
Zubehörden adelicher Güter in Deutſchland gehören; abge— 
rechnet, daß der Natur der Sache nach und ſelbſt ohne die 
ausdrückliche Ausnahme der Bundesakte, die Standesherrn 
keine der Souverainität weſentlich anklebende Rechte beſitzen, 
alſo auch an Dritte nicht veräußern können; ſo iſt in der 
That nicht a'zuiehen, was, auf den Fall der Veräußerung 
eines ftandesherrlichen Rechts an einen‘ biindesverwandten 
Souverain, oder an einen andern Standesherrn, oder an 
fonft irgend jemand, dem nach der Landesverfaffung die Er; 
werbsfähigfeit nicht abgehet, der Oberherr fir ein wahres 
Sintereffe dabei haben kann, den neuen Erwerber auszuſchlieſ— 
fen und an feine Stelle zu treten? Denn, daß die Erleichs 
terung des Ankauf fiandesherrlicher Güter und Nechte durch 
die Oberherrn fein auch nur billiger Grund wäre, den me⸗ 
diatiſirten Reichsſtänden ihr noch übriges Eigenthum zu 
ſchmälern, iſt bereits gezeigt worden. Es mag aber nun 
ſtandesherrliche Güter und Rechte erwerben, ver da wolle 
(fremde dem Bunde nicht angehörige Souveraine allein aus⸗ 
genommen); fo wird dadurch das Verhältniß des Souverains - 
gegen die Standesherrichaft im Ganzen und inihren einzel—⸗ 
nen Theilen nicht verändert. Er’bliibt nach wie vdr Ober— 
herr und übt die ihm durch die Bundesakte zugeficherte 
Souverainitätsrechte ungeftört aus. Es kann feyn, daß er 
vielleicht gegen einen bundesverwandten Souverain gewiſſe 
Rückſichten zu beobachten ſich bewogen fände, die er durch 
die Ausübung des Verkaufsrechts vermeiden könnte ; ſollte 
aber dies ein hinreichender Srund für die Stattnehmigkeit 
jenes Rechts ſeyn? 

Man kann alſo nicht ſagen: die den mediatiſieten 
Reichsſtänden vorbehaltenen Rechte feyen vorzüglich dem den 
Oberherrn bedungenen Vorkauf unterworfen, oder auch — 
fie feyen es — im Fall einer Veräußerung im Einzelnen, 
mehr als die Güter. 
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Im allgemeinen diirfte man immer am ficherften gehen, 
fih hier, wo von einer Beſchränkung der flandesherrlichen 
Eigenthumsrechte die Frage ift, an eine firenge, wörttiche 
Eeklärung der Bundesakte zu halten, und hiernach wiirde 
immer die Meinung den Vorzug verdienen , daß das obcrz 
herrliche Vorkaufsrecht nur in dem Falle einer Veräußerung 
der ftandesherrlichen Domainen und echte, es fey im Gans 
gen oder im Einzelnen, an einen dem vheinifchen Bunde 
nicht verwandten Souverain eintreten könne, dal; es aber 
nicht ſtatt finde, es mögen ganze Standeshe idaften, oder 
fammtlihe unter. Einem Souverain belegenen ftandesherrlis 
chen Befißungen, oder einzelne. Gitter und Rechte, oder auch 
echte allein, an einen bundesverwandten EC ouverain, oder 
an einen andern Standesherrn , oder fonft an irgend eine 
Privatperſon verkauft, oder auf eine andere Art veräußert 
werden. 

Sollte aber eine ausgedehntere Erklärung diefer Stelle 
der Bundesafte vechrlich begriindet werden können was allen 
Umftänden nad) fehr unwahrſcheinlich iſt; fo würde fie doc) 
| innerhalb der oben bezeichneten Gränze ftehen: bleiben müſ— 
fen, und nicht weiter, als auf die Geſammtheit flandesherrs 
licher Güiter und Nechte erfirecke werden dürfen. 
| Daß übrigens jeder, welcher dergleichen Güter und Rechte 
erwerben will, fih dabei den gejeßlihen Vorſchriften des 
Staats, in welchen fie ſich befinden, fonformiren, alſo 3. €, 
wenn er Ausländer ift, das Indigenat gewinnen muß, und 
daß hierdurch manche Beforgniffe wegen folcher Käufer ftans 
desherrlicher Vefigungen,, welche dem Souverain derfelben 
nicht angenehm feyn fönnten, entfernt werden dürften, bedarf 
kaum einer Erinnerung. 


v. B. 


u An 


423 
54. 


Bemerkungen über die. Bemerkungen Heft 18, 
Nr. 40, | | 





1 


He. 4. glaubt in den im Heft 16. Nr. ae. abgedruckten 
Gedanken faktifhe Irrthümer zu finden, ich muß daher | 

ad A. 1.) bemerken — In dem Aufiak — Berherzis 
gung Über das Schickſal verdienftvoller Männer von Kari 
von Dalberg ‚Heft ı. p, 155. flieht: »Von den ordentlich 
»eingehenden Geldern erhieken die Mitglieder des Reichs⸗ 
»kammergerichts nach den bisherigen Verhältniſſen 
»ihrer Würden und Beſoldungen zwei Drittel für die 
»Kammergerichts-Advokaten, Prokuratoren und kaiſerl. Nos 
»tarien wurde ein Drittel verwendet, wovon einiges für 
»ihre bisherige Gehülfen und Schreiber ausgeſetzt wurde.« — 
Kein Wort mehr und kein Wort weniger findet man in 
meinem Aufiab, mithin iſt ein faktiſcher Irrthum unmögs 
lid) und. undenkbar, daß die Keren Profefforen Erome und 
Jaup diefe Beſchuldigung in der Zeitfchrift Germania. bes 
wiejen. Daß der gegen jeden gleich edeldenfende Fürſt Pri—⸗ 
mas auch nichts weiter habe ſagen wollen, als das, ſo er 
würklich geſagt, erhellet: un 

a) Aus der. Mote diefes Fürften an den Ken. Präſiden⸗ 

ten von Staufenberg vom 24. Sept. Heft 3, p. 397. 

»Was Carl von Dalberg wohlmeinend in feinen 
»Beherzigungen geäußert hat, gründet fich auf feine Erfah⸗ 
»rung in Defveff der Dienerfchaften und geiftlihen Perjor- 
»nen ſäkulariſirter Staaten. Die Vergütung nach vollfom; 
»menem echte blieb Leider, aus Mangel mancher gefebs 
»mäßigen Beiträge, ein frommer Wunſch, man mußte fid 
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»begnügen, jährlich verhältnißmäßig fo viel zu vertheifen, 
»als die Kräfte der Suſtentationskaſſe zuließen.« 

;b) Aus dem Proviforium diefes Fürſten vom 7. Okt. 
Heft 9. p. 408. 

»Daß den Advofaten, Profuratoren und Notarien pros 
»oiforifh von allen zur Suftentarionsfaffe einges 
»henden und in devielben vorräthigen Gelder ein Drittheil 
»verabreicht werden folle.« & 
70) Aus der Note -diefes Fiirften an die Beſitzer und 
Souveraine det deutfchen Lande Heft 7. p- 167. 

»Die wirklich befoldeten Perſonen, deren Gehalte auf 
»die Suftentationsfaffe angewiefen waren , verdienen nun 
allemal zuerft Rückſicht, und es iſt zu wiünfchen , dafi fol: 
schen ohne Noth an ihrem febenslänglichen Gehalte nichts 
Sentzogen werden möge. - Jedoch dürfte diefes-eine 
Ausnahme finden, wenn es an Mittel fehlen follte, 
sden unbefoldeten Reichsdienern den dirftigften Un— 
»terhaft zu verfchaffen, indem die’ unverfennbare Billigkeit, 
yauf Natur und Völkerrecht gegründet, fordert, verdienftvolle 
»Männer, die der alten Neichsjuftizverfaffung ihre Kräfte 
»gewidmet haben, und ohne ihr Verſchulden das Opfer der 
HZeitereigniffe geworden find, ee * darben zu 
Hlarfen. & 

Wer unter befoldeten ——— verſtanden 
wird, erhellet aus der nämlichen Note p. 164. »Diefe 
»Reichskammergerichts ⸗Advokaten und Prokuratoren waren 
»zwar unbeſolde tenichts deſtoweniger aber wirklich vers 
»pfhichtete Reichsdiener.« 

ad 2.) Daß Hr. Kammerrichter °4 feines PN zum 
Beſten der unbejoldeten Kammeralen abgetreten, ſagt Fürſt 
Primas in angeführter Note p: 1ög.. und Hr. v. Mulzer 
im Heft 8. p. 286. ſollte dieſes nicht pure geſchehen ſeyn, 
fo iſt mir dieſer Irrthum nicht zu emputiren. 

‚ad 3.) Daß die Kammergerichtsbeſoldungen Imazıfl. 
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Fuß bezahle werden, ift im Heft 3. p- 593. angeführt, allein 
aus Heft 17. P. 290. konſtirt, daß ſolches im 2o fl. Fuß ge, 
ſchiehet — mithin ift die Behauptung des Kın. K. daß 
der 24 fl. Fuß normirt, unrichtig. 
adB. ı.) Daß ich die volle Entſchädigungs ⸗ Befugniß 

der Mitglieder des R. K. Gerichts deshalb beſtreite, weil 
ſolche in ihrer erſten Druckſchrift keine gelehrte Citate dafür 
angeführt, wird Niemand in meinem Aufſatz finden, viel— 
mehr heißt es hierin ausdrücklich — daß wohl eben ſo 
viel contra fal8 pro allegirt werden könnten — hierdurch 
habe ich eo ipso zugegeben, daß auch Nechtsgelehrte diefe 
Meinung vertheidiget haben, Die Behauptung des Hru. 
R., daß es eine ſchwere Mühe feyn wiirde, auch nur einen 
Scriftfteller contra zu allegiren, iſt ſehr gewagt. | 

Mevıus P. II. dec. ı2. et P. VIII. el. 461.7 

BoEuneErR de jure princ. circa dimissionem ministr, 


Nrumann de jure personarum illustrium eorumque 

ministr. (. 243. p. 214. 

Sınpe L. V. tit. X. def. 6. 
Menoc# A. J. Q. Les g. 55. nr. A. 
Bercer P. II. R. 200, 
Cramer de different, inter remot. ab officio et 
dimiss, 
mögen Hrn. K. belehren, daß er fih fehr irrt und daß 
diefe Sache fehr controvers iſt. 

Wenn von einer Seite angeführt wird — daß das Rechtes 
verhältniß zwiſchen dem Staat und feinen Dienern auf 
dem, nach der Natur und Eigenichaft aller fibrigen Roms 
trakte beftimmten und normirten Dienfts oder Anftellungss 
Verträge beruhet — auf einem Vertrag, der mit allen Eis 
genfchafren anderer Verträge auch die der Unverleßbarkeit 
und Unaufrufbarkeit und die Erzeugung wohl ermworbener 
echten gemein bat, 
sd, 


* 
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v. Kampz und v. Stein: Leber Entfhädigungs Bes 
rechtigung der Staatsdiener p. ı. et 2. 
und hieraus gefolgeret wird, daß würkliche nad) Willkühr 
nicht amovible und nicht auf beſtimmte Zeit angeſtellte 
Staatsdiener zu dem vollſtändigen Entſchädigungs-Anſpruch 
befugt ſeyen. 
Ebendaſelbſt p- 31. 
ſo wird von der andern Seite entgegen geſtellt, daß beiden 
Kontrahenten gleiche Rechte zuſtehen — gleichwie nun der 
Diener das Recht habe ſeine Dienſte aufzuſagen, der Herr 
auch gleiche Befugniß haben müſſe. 
Münchnauses de jure ministr. exigendi dimissio- 
nem. 
Eftor in der bürgerl. Mechtsgelahrheit der Deutfchen 
Th. 2. $. 4753. 
et Cell. Mevius et Boehmer. 
Ob nun gleich verfegt werden könnte, daß Leyfer — 
der insp. 62. nr. 9. behauptet: 
Dimissio- ab officio fine justa causa vel voluntate 
ejus qui dimittitur fieri negqnit in med. seq. fagt: 
Quod vero constituentibus permissum non est, 
id ministris quoque non licebit. Nec ergo pos- 
sunt hi sine venia oblatum sibi et susceptum 
munus relinquere; 
welche Behauptung dadurch ein befondres Gewicht erhält, 
da kein veichsftändifcher Diener ohne um Abſchied nachzufus 
chen und folchen zu erhalten feinen Dienft verlafien dürfte, 
‚mithin bei diefen der Dienftvertrag nur durch einen neuen 
Vertrag aufgehoben wurde; fo mögte doc, diefes nicht wohl 
für das Neichstammergerichts » Perfonale angeführt werden 
tönnen, indem folches allegeit nach eigner Konvenienz reſig⸗ 
niete ohne von Kaiſer und Reich Abfchied zu erbitten. 
Wenn unſre deutfche Gefeßgeber in dem Deputationss 
Hauptfhluß $. 5g. der Dienerſchaft in den dieſſeits ſäkula⸗ 
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riſirten Banden und Reicheſtädten resp. die Hälfte und ein 
Drittel ihrer Befoldung bemilligten und nur conditionale 
ein Recht auf volle Befoldung gaben, wenn nach $. 73. et 
74. die überrheinifche Diener, fo ihren Herrn auf die rechte 
Nheinfeite nicht gefolgt, ganz ohne Verſorgung blieben, 
wenn die Rheinische Bundesakte $. 32. den Dienern der 
ſubjizirten NReichsftänden eine Penfion gleich den Dienern des 
Souverains von dem nämlichen Grade ohne Rückſicht auf 
die vorher gehabte Beſoldung, zuſichert; fo folgt, daß die 
deutſche Geſetzgeber diefe Sache mehr nah Billigkeit als 
hach jenfeitigen Grundſätzen beurtheilten — Selbſt die 
Herrn Kammergerichts; Affefforen von Kampz und von Stein 
moderiren ihre Behauptung, wenn fie p. 34. fagen, daf der 
Staatediener dagegen fchuldig feye, dem Staat auf anderen 
Stellen diejenige Dienfte zu leiften, welche feinen Pflichten 
und Fähigkeiten mit vorigen Dienftverhältniffen gemäß find. 
Wäre der Dienftvertrag auf Lebenszeit würklich adgefchloß 
fen, könnte daher von feiner Seite aufgefüindiget werden; 
fo folgte unwiderfprechlich — wenn, der Dienfivertrag nach 
den Regeln der fibrigen Verträge beurtheilt werden muß — 
daß auch hier Niemand wäre quid pro quo zu nehmen, 
oder quid pro quo zu leiften. 

Obligatio ex conventione eo tendit, ut praeste= 

tur id, quod est promissum et quidem praecise, 

Non enim invito creditori aliud pro alio potest 

obtrudi, | 

Helfeld J. P. $. 316. 

ad IV, Woher die 24 kommen iſt in Winkopp Rheins 
Bund Heft 1. P. 155. et Heft 5. p. 408. zu fehen, alfo 
feine neue Erfcheinung, 

Es würde fehr anmaßend von mir ſeyn, einen ſolchen 
Maañſtab zu erfinden, allein da der erfte Fürſt Deutfchlands 
ſolchen zum Vortheil der unbefoldeten Kameralen in Vors 
ſchlag gebracht; fo darf man es wohl wagen Gründe anzu 
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führen, welcherhalben man diefen Vorſchlag Für Billig ‚Halt. 
Ar. K. bemühet fih das deshalben von mir gejagte ZU ents 
fielen und zu verdrehen, mer das, was ich gefagt haben 
fol mit dem vergleicht, was ich würklich gefage babe, wird 
fih hiervon überzeugen. 

ad 5.) Wollen die Souveraine, die fi) befugt hielten, 
den $. 32. der Bundesakte wegen der Diener fubjizirter 
Fürften und Grafen als Geſetz zu publiziven — den Reichs⸗ 
kammergerichts⸗Aſſeſſoren ein größeres Recht geben; fo wird 
fih fiher Niemand einfallen laſſen, diefes zu beftreiten. 

ad 6.) Daß die Rammergerichts ; Profuratoren ein 
Hecht auf die KRammerzieler hätten, ift mir nie eingefallen — 
fondern blos daß zu wünſchen wäre, daß den ditrftigen Pros 
furatoren ein Drittel hiervon ganz oder zum Theil vermillis 
get werde — fodann daß die deutfche Filrften als Eigenthüs 
mer der Suftentationstaffe die ‘Profuratoren aus Diefer Kaffe 
zu unterflügen, berechtiger wären. 

Rullmann. 


— — —— — —— 
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99. 


Ueber einige Moten Des — geh. R. Raths Dr. 
Crome zu dem Aufſatze des Herrn Dr. Neff in 


der Zeitſchrift: Germani Heft 
nanien 1. e 
Band zten 


— ——— —— 
Im deinen Hefte der Zeitfchrift Germanien befindet ſich 
& von Herrn Dr. Neff über: die Frage: 


Mag 
hat der teutſche Unterthan durch dit 


»neuen politifche: 
en Ver: 
»nen oder verloren?« EUHIRERREIN BERN. 
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- Der Ar. Derfaffer behauptet, es fen wenigſtens bis 
jest mehr für denfelden verloren, als gewonnen worden, 
und’ der Hr. geh. -Negierungsrard Dr. Crome, Mitherauss 
geber der Zeitjchrift hat diefe Abhandlung mit einer Vorerins 
nerung,, und mit bitteren Moten begleitet „ wodurch er das 
Gegentheil darzuthun fih bemühet. Einfender diejes will es 
nicht unterfuchen, ob Kr. Crome als Herausgeber diefer Zeit; 
ſchrift, wenn er anderft diejenige Unpartheilichkelt behaupten 
wollte, deren er fich in eben diefer Worerinnerung rühmet, 
zu dieſen bitteren Noten berechtiget war; bles die Bemer⸗ 
kung am Schluſſe dieſer Vorerinnerung: 

»Daß er mit dem Aufſatze nicht einverftanden fey« 
wäre hinreichend geweſen ihn vom Verdachte des Gegentheild 
loszufprechen; Allein die Frage feldft möchte doch aller jener 
Noten ohngeachtet, fo fehr noch nicht fiir die Meinung des 
Hrn. Dr. Erome entſcheidend feyn, und diefes iſt es, was 
Einfender mit diefen wenigen geilen , feiner Anfi cht nach, 
zeigen möchte. 

Der Hr. Dr. Crome giebt zu, daß durch die neuen In— 
dividuen und verſchiedene ganze Stände, namentlich der 
Adel und die Geiſtlichkeit verloren haben (Note 1 
et 4) aber er ſagt nicht, welche Individuen und welche 
Dolksklaffen dadurch geivonnen haben. Adel und Seiftlichkeit 
find es nun einmal nicht, folgli muß es der Bürger: und 
Bauernftand feyn. Aber worinn beftehet denn der Gewinn 
für dieſelbe? Hr. Dr. Erome wird wahrfcheinfih auf die 
Einleitung im erften Heft der Zeitſchrift vermweifen ; allein 
das find doch bis jest wenigſtens, lauter Erwartungen, 
Dinge, die noch kommen, ſollen, und von welchen es wenig⸗ 
ſtens vorerſt noch nicht ſo ganz außer Zweifel geſetzt iſt, ob 
fie das Glück der deutſchen Staatsbürger im Ganzen, fo ers 
höhen werden, daß die einzele Stände den erlittenen Verluft 
bariiver zw verfchmerzen Urſache haben. 

Algsmeiner Wohlſtand, und die Gewißheit, das einmal 
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rechtlich erworbene nicht wieder zu verlieren (Sicherheit. des 
Eigenthums) diefe find doch wohl der Zweck, nach welchem 
der Staat, der ſeine Bürger glücklich machen will, fireben 
muß. Aber wo iſt diefer durch, die neuen Veränderungen 
veranlaßte Wohlftand zu finden ? wo Die mwahrfcheinliche Aus 
fiht dazu, ſelbſt bei dem beften Willen unferer fir Boles⸗ 
wohl ſo raſtlos arbeitenden Souverains? Das Stick der 
Unterthanen läßt fich weit befier vom Gatheder herab, und 
am Schreibpult demonftriven als in ihren Wohnungen finden: 
Alle Steuerfreiheit ift aufgehoben und das iſt vecht, 
aber was gewinnt der bisher Steuerpflichtige dabei? er muß 
alle feine Abgaben wie bisher entrichten. Die Einkünfte dei 
hohen Souverainsg werden dadurch vermehrt, das iſt wahr, 
aber find ihre Kaffen deswegen mehr mit Gelde gefüllt? 
Hat irgend ein Stand und eine Menſchenklaſſe duch 
die neue Einrichtung bis jeßt gewonnen; fo find es die Ju— 
den, wenn fie anders, fo lange fie die gegenwärtige Juden 
find, einer Verbefferung ihres Zuftandes fähig find, und das 
hat Hr. Dr, Neff in feinem Auffase nicht vergeffen. Von 
allen anderen Jndividuen, Ständen, und dem ganzen com- 
plesu der Staatsbürgerfchaft ift es wenigſtens bis jetzt noch 
probfematifch, 06 fie durch die neue Veränderung gewonnen, 
oder verloren haben? — und es verlohnte doch wohl für 
dentende Köpfe dee Mühe, den Gewinn, wäre er aud ein 
künftiger, oder vielleicht erſt für künftige Generationen zu 
hoffender, mit dem gegenwärtigen gewiſſen Verluſte zu vers 


gleichen, und das war eg ja eb | 
8 n en, was der Hr. Dr. Neff 
in feinem Aufſatze thun wollte, — 


Er verdiente deshalb keine 
und wenn demfelben nach der 


fo unfreundfiche Behandlung, 
ve Nöte ıı uthet wird, 

daß er S > zugemuthe 
ER ee h che ber Dinge und feine Meinung fo lange 
ausgebauer f ee Token, bie das ‚ganze Staatigebäude 
fo. gut —— ——— dem Hru. Dr. Crome eben 
et werden können, ſeine in der Einleitung 
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zum erſten Hefte der Zeitſchrift geäußerte fo frohe Ausfichten 
in die Zukunft bis dahin ebenfalls in petto zu behalten, 
welches indeffen niemanden eingefallen ift, da in der gelehrs 
ten Welt jedem erlaubt ift, feine Anfichten der Dinge, wenn 
Miemand dadurch beleidiget wird, ‚dem Publikum öffentlich 
vorzulegen. 
Sm Suni 1808. 
Von einem deutfhen Staatsbürger, der durch 
die neue Veränderung nichts verloren hat. - 


| u u u a u 
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Etwas tiber die actes de l’etat civil *) bei der Auf: 
nahme des Mapoleonifchen Gefegbuchs in den 
Rheinifchen Bundesftaaten. 
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Mon BGeheimenrath und Oberappellationsgerichts » Prafidenten — 
von Dalwigk. 





1. 


Der zweite Titel des erſten Buchs des Code Napoléon, 

beſchäftigt ſich mit den Urkunden, die, den Unterthanen im 

Familienſtande betrachtet, zum Beſten ſeiner, der ———— 
und des Staats zu errichten ſind. 

2. —— 

Das franjöſtſche Geſetz nimmt an, daß Geburt, Vers 





2) Ich bitte es zu entſchuldigen, wenn ich der Kürze wegen 
des frangöfifchen Ausdrucks wich bier bediene; die über den 
Familienftand von den Kivilbeamten erridtere 
Urkunden, zu überfegen, ſchien mir zu weitläufig. 
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heiratdung und Tod, diejenigen Ereigniſſe ſind, welche ‚alle 
echte begründen und beftimmen , und daß von Gewißheit 
diefer Ereigniſſe, alle Gewißheit des Eigenthums, mittelbar 
oder unmittelbar abhängt. Sie ſtellt daher die Beglaubi⸗ 
gung dieſer Ereigniſſe, die in Frankreich wie in Deutſchland⸗ 
in England wie in Preußen und Polen in den Händen der 
Geiſtlichkeit war, von welcher die Tauf⸗, Eher und Sterb⸗ 

regiſter geführt wurden, unmittelbar unter die Aufſicht des 
Staats und macht die Civilbeamten dafür verantwortlich. 


»Die Weißheit dieſes Geſetzes, ſagt mit Recht der Kam— 
»mergerichtsrath von Grevenitz in Berlin & zeigt ſich beſon⸗ 
ders in einem großen und volkreichen Lande, wo das In⸗ 
»dividuum und fein Schickſal in einer Menfhenflutb ſich 
»verliert, um dem Eigennutz und der Intrigue, bei Verdun—⸗ 
»kelung von Familen-Erbſchafts⸗ und anderen Eigenthums⸗ 


»rechten entgegen ZU arbeiten.« 
Zur Auftlärung werden folgende Bemerkungen noth⸗ 


wendig. 


die Beglaubigun⸗ 


4. 
Das franzöfifche Geſetzbuch giebt iiber 
Civilbeamten IM 


gen de angezeigten Famitienereignifle den 
allgemeinen folgende Vorſchriften: 

1) in jeder Gemeinde miiſſen die Geburts:, Ehe: und 
Todtenregiſter durch dabei angeftellte Beamte doppelt geführt 
awerben. Der Präfident des Gerichtshofs erſter Ynftanz , | 
ſchuldig fie Blatt für Blatt zu paraphiren. Am Ende jeden 

ahres werden ſie als abgeſchloſſen, von dem kaiſerl. Pro⸗ 
Frirator des Gerichts revidirt und hiernächſt wird ein Exem⸗ 


a) Unterricht zur Kenntniß der voryüglichften und wichtigſten 


EEE der gefeglichen Vorſchriften det Code Napoleof 
—— den * neuerlich abgetretenen preußiſchen Print je 
hen als preufifchen biöher gültig geweſenen ©? 
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plar in dem Acchive der Gemeinde, das m in der Re 
giftratur des Gerichts deponirt. \ 

2) jede Eintragung muß Tag, Stunde, Namen, Als 
ter; Wohnort der’ Partheien, genau bezeichnen, fie muß alle 
Erklärungen efithalten , die das Geſetz den Partheien vor» 
ſchreibt, ‘aber über diefe Gränze —— darf der an 
fich feine Frage erlauben. 

I) Rafuren, Einfchaltungen, Ziffern find unzuläßig; jede 
Eintragung muß vorgelefen und von allen Anwefenden unters 
zeichnet werden. | Wen das Geſetz Zeugen erfordert, werden 
nur Männer von’2i Jahren zugelaffen, die von den — 
theien gewählt ſind. 

4) Die Beamte ſind für die Richtigkeit in der Führung 
und Sorgfalt in der Aufbewahrung verantwortlich; das Geſetz 
ver pönt jede Pflichrwidrigkeit, mit Geld und anderen Strafen. - 

5) Jedermann hat das Necht ſich Auszüge aus diefen 
Kegiftern geben zu laſſen. Der vidimirte Auszug einer fol 
chen Akte hat fo fange öffentlichen‘ Glauben , als die Hands 
fung nicht durch ein; befonderes Nechtsverfahren, wegen - der 
Verfälſchung angefochten iſt. 


Ohne mich nun hier bei den beſondern Vorſchriften des 
Code Napoleon über die Beglaubigungen der Geburt, der Ehe 
und des Todes im Detail aufzuhalten, dringt fich mir die Frage auf: 

Sft bei ber Nezeption des Code Napoleon in den 
Bundesftaaten,,. die Führung und Aufbewahrung 
der. Geburts;, Ehe: und Todtenregifter nach der Vorfchrift 
dieſes Geſetzbuchs den Pfarrern der drei chriſtlichen Konfeſ⸗ | 
fionen zu überlaſſen, oder iſt diefelbe den Civilbeamten zu 
übertragen ? oder was einerlei ift, können die Pfarrer in 
diefer Hinſicht zugleich Eivilbeamte feyn ? 

Der verdienftvolle, Hofrath Zachariä b) bejaht diefe 


b) In feinem Handbuch des franzöſiſchen Civilrechts. Band 
1. Ein, ©. 66. . 
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Frage kurz und unbebingt, wir wollen es aber verfuchen, ihr 
— auf den Grund zu ſehen. 
6. Eee 

Mad) Möhfens Abhandlung über — 
bücher und Stolgebühren, ſoll die erſte Verordnung, 
Kirchenbücher zu errichten, wie in England unter Heinrich 
VII, im Jahr 1537. gegeben worden und dieſem Beiſpiele 
1539. Franz I. in Frankreich gefolge feyn. Es ift aber 
diefe Behauptung durchaus unrichtig. 

Die fogenannten Kirchenbücher - find. ihrer Grundlage 
nah gewiß faft eben fo alt, als die Kirche :c). Aber freis 
lich hatten fie in den früheften Zeiten einen andern Zweck 
und mogten auch wohl ganz anders geführet worden feyn. 
Sie waren einfache Chriften s Verzeichniffe, bekannt unter dem 
Mamen Diptychen, der auf zwei Kolumnen, die der Gebors 
ven und die der Verſtorbenen hinzudeuten fcheint. Solche 
Verzeichniffe waren in. dein erften Jahre nach Jeſu Tod: zu 
Sjerufalem, bei den unter den Chriſten beftehenden Einrich— 
tungen, fchon noͤthig, und vermuthlich waren es die Diako⸗ 
nen, die diefe Regifter führten. Diefe Diptychen waren auch 
nöthig, um aus ihnen die Chriften Scheine (literae for- 
matae) zu ertheilen, nach deren Vorzeigung jemand erſt in einer 
fremden Gemeinde in dieChriftengefellfchaft aufgenommen wurde. 





c) Depuis long - tems l’usage des registres publics, ou 
sont consignes la naissanc6 le mariäge et le deces des ci- 
toyens, s’est introduit chez les nations policees, Tage der 
jegige weſtphäliſche Juſtizminiſter Simeon ber Locre Esprit du 
C. N, Tome II. p. 8. 

Bei den Römern mufte der defensor obritatin, Geburts⸗und 
Sterberegiſter nach Art der Diptychen führen. Die defensores 
eivitatum waren Syndici, die die öffentliche Angelegenheiten der 
Statt keforgten. &. Dufresne Glossarium ad scriptores mediae 
et infimae latinitatis voce defensor civitatis und le praticien 
frangais Tome I, Livre I. chap. III. p. 84. ä Paris iBo6. 

i \ 


435 


Bor Conſtantin dem Großen konnten diefe NRegifter vor 
Gericht unmöglich Autorität erhalten, ob fie durch ihn und 
wann fie fie in den. verfchiedenen Ländern befommen haben, 
läßt fih nicht mehr ausmitteln: aber vermuthen läßt es, fi, 
daß Carl der Große eine Verordnung hierüber gegeben hat, 
dem firchliche Einrichtungen gar nicht aus dem Geſichtskreiſe 
lagen. Ihre urfprüngliche Geſtalt, d. 5. die Abfafjung in 
zwei Kolumnen , mußte-fchon unter ihm verloren gehen, da 
durch die von ihm befohlene . priefterliche Trauung , eine 
neue und dritte hinzu kam. 

Es läßt fich aber auch annehmen, daß bie Rirchenbüücher 
blos durch Obſervanz eingeführet und fiir den zeitigen Zweck 
fanctionirt worden find. Es war namlich gang nalürlich, 
dag man, fobald es die Beſchaffenheit diefer Bücher zuließ, 
fie fiie den jesigen Zweck unbedenklich benußte. Waren doc) 
die Bifchöffe lange vorher, che das Chriſtenthum Staats 
religion wurde, faft immer die Schiedsrichter der Chriften, 
denen nachher dies Amt zu übernehmen, felbft vom Staate 
erlaubt ward. Geſetzt nun auch, es wären andere Verzeichs 
niffe vorhanden geweſen, diefe Richter bedienten fich gewiß 
feiner andern, und als fie fih höher hoben ‚ließen r ie feine 
andere gelten als biefe, 

Daß diefe Verzeichniffe fpaterhin überall bei den 6 
richten benutzt wurden, hat feinen Grund darin, daß wahr⸗ 
ſcheinlich feine andere eriftiren, und es gefchah dies auch um 
fo unbedenklicher, weil man den. Seiftlichen in jenen Zeiten 
vor anderen die hierzu nöthigen Kenntniffe zutraute, und fie 
ſchon als ſolche hinlänglichen Glauben hatten, und erft noch 
für dies Geſchäft hatten autorifire und verpflichtet werden 
müſſen d). 





d) Diefe gefhichtliche Thatfachen, mögen für den gegenwärs 
figen Zweck genügen, eine weitere Ausführung gehört nicht zum 
Zweck diefer Abhandlung, 
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7. 

Der Auftrag an die Geiftlichen, dergleichen Verzeichniſſe 
zu führen, ſcheint daher auch heut zu Tage ganz zweckmäßig 
an fie zu gefchehen, da es ihnen gewöhnlich an Mufe nicht 
gebricht, fich diefer mühelofen Arbeit zu unterziehen, und 
das Taufen, Trauen und Beerdigen, von ihnen und durch 
fie beforgt wird. Sie find befonders im Geiſte der protes 
ftantifhen Kirche Beamte des Staates, denen vermöge der 
Tugend , die fie predigen,, die Pflichten, die ihnen — 
doppelt heilig ſeyn müſſen. 

Ueberdies verbindet der größte Zeit des Pubtitums 
mit diefer Inſkription in die Regiſter, wenn fie gleich bios 
weltlichen Segenftandes ift, einen veligiöfen Akt, den der Uns 
gebildete lieber beim Pfarrer des Orts, als bei der weltlis 
chen Behörde verrichtet. Ä 

8. 

Allein gehen wir auf den Zweck und die Abficht zurück, 
warum diefe Negifter geflihret werden; fo diehen fie nicht 
allein zur Gewißheit der Paternirät und zur Sicherheit des 
Eigenthums, fondern fie find auch die untrüglichften Wegs 
weifer zur Mititairkonftriprion. 

Wir wollen zuerft bei der Sicherheit des Eigens 
thums ftehen bleiben. 


9 

Diejenigen Gegenftände, wodurd die Filiation erwieſen, 
und aufer Zweifel geſetzt werden foll, wer dem Grade nach 
gerechten Anfpruch auf Erbfolge zu machen hat, gehören — 
wenn man fie als präparatorifche WVerfiigungen betrachtet, 
wodurch in der Folge Rechte und Verbindlicykeiten ficher ges 
fielle werden follen, offenbar zum Neffore der oberen Pos 
lizei, die der unteren Polizei: Behörde darüber, wie die 
zu diefem Ende zu verfertigende Regifter einzurichten find, 
Vorfchriften ertheilen kann. Da den Familien zu deren 
Beſten diefe Negifter geführe werden, und felbft der Staat, 
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der die Nechte und Verbindlichkeiten der Unterthanen ficher 
geftelle willen will, ein mefentliche# Intereſſe dabei hat, daß 
die mögliche Pünktlichkeit und Genauigkeit dabei beobachtet 
werde e); fo iſt er auch die damit beauftragte Beamten 
dafiir verantwortlich zu machen und jede Kontravention zu 
beftvafen , berechtigt f). 

Der Geiftlihe, von. welcher Religion er fen, ift nun für 
feine Perfon und Angehörige der Polizeidehörde unterwors 
fen, allein ihn ſelbſt zum Polizeibeamten zu qualifiziren, 
fheint mir einestheils der Würde feines Amts und anderns 
theilipemn Fanatismus des Volks (den man in fo fern er 
dem Staat und dem Privatinterefle unfhädlich ift, nachges 
ben ann) nicht zu entfprechen. 

10. 

-« Zum Reſſort der Geiftlihen gehört. ausfchließlich die 
Seelforge, die Verbreitung der Religionswahrheisen und der 
damit verbundenen Moral, die Adminiftration der h. Sa— 
framente und, die Oberauffiht über die in den Kirchens 
kaſten fließenden Intraden, in fo ferne fie theils zu ihrer 
Befoldung, theils zum Unterhalte der Kirchen, Kapellen, 
Todtenhäufer ıc. beftimmt find g).. Fir diefe Gegenftände 
können und müſſen fie verantwortlich gemacht werden, weil 
von wahren Religionsgrundfägen zugleich Moralirät, gute 
Sitten, Fleiß und daher mittelbar der häusliche Wohlftand 





e) Der ehemalige Conful Cambaceres, fagt bei Locre Tome 
II. p. 56. les actes de l'état civil, n’appartiennent pas seule- 
ınent aux parties et a leurs familles; ils sont a la societ& 
“_ entiere ; les registres oü ils sont inscrits et conserves, se- 
ront donc ouverts à tout le monde ; chacun en pourra pren- 
dre communication, et en demander exträit. 


f) Code Napoleon art. 5o. 5ı. 52. 


8) Daß den Geiitlihen auch die Aufjicht über die Schulen 
übertragen wird, gehört eigentlich nicht zu ihrem Amte. 
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der- Unterthanen abhängig iſt. In fo fern ifk der Geiſtliche, 
wenn er redlich ſeine Pflichten erfüllt, eine wichtige Perſon 
im Staate, den man mit Nebengefchäften, die in feine ei: 
gentlihe Funktionen nicht einfchlagen, befonders mit folchen, 
wodurch er bei möglichen Irrthümern beim Publikum kom: 
promittirt wird und dadurch in feinem Anſehen und in ei: 
ner Achtung nothiwendig verlieren muß , nicht beladen follte. 
Wenn er aber z. ©. bei beabfichtigten Ehen, nad) dem 

65 und 64ten Art. des Code Napoleon, Profiamationen, 
Die den Bor; und Zunamen der Verlobten, ihre Profeffion 
und ihren Wohnort enthalten, an der Stadt; IN 267 
meindshausthür anfchlagen laffen foll » fo macht man ihn 
zugleich zum Agenten der Adminiftration oder zu einer welt 
Lichen Behörde, die er um die Funktionen der Behörden 
nicht zu vermifchen, eigentlich nicht ſeyn follte. Sehr welie 
Hat der !Code Napoldom die Juſtiz von der Polizei ges 
grennt, und eben fo iweife die geiftlichen Funktionen von den 


weltlichen, warum wollte man in Deutſchland diefem Bei⸗ 
gpiele nicht folgen ? 





11. 

Allein auch abgeſehen davon ; fo bekennen ſich in 
Deutſchland ſehr ſelten alle Bewohner der Städte und Dörr 
ger nur zu einer Religion, ohne, daß andere Glaubensgenoſ⸗ 
en darin anzutreffen wären. Betrachtet das Publikum die 

nffription in die Regiſter fortdauernd als einen religiöſen 
yet (wovon er jedoch geſetzlich das Gepräge nicht hat), fo 
tan man ihm diefen Wahn laffen; die von der Religion 
ves Seelſorgers verſchiedene Glaubensgenoſſen werden aber 
pegmegen eben fo ungern die Infkripeion bei ihm verrichten 
laſſen⸗ wie ſie ſich von ihm trauen zu laſſen genöthigt wer⸗ 
den Fönnen. Noch weit weniger ale der Chriſt wird ſich 
der Jude entſchließen, von chriſtlichen Seelſorgern die actes 
de Jetat eivil (um mid hier] des franzöſiſchen Kunſtaus— 
druck zu bediehen) vornehmen zu laffen. | 
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La religion catholique romaind fagt der fcharfiinnis 
ge Juſtizminiſter Simeon bei Locre Esprit du C.N. 
T. II. p. 5.) ayant cesse d’etre dominante, on ne 
pouvoit pas obliger les familles, qui ne la suivent 
pas, a reeourir a ses ministres, à l’epoque des eve- 
nemens, qui excitent le plus leur inter&t. La nation, 
qui ne doit pas comme les individus, se diviser en 
sectes, a dü etablir, pour tous les citoyens, des re- 
gistres et des officiers dont ils pussent tous se ser- 
vir sans röpugnance. Quand tous les Frangois au- 
roient professe le m&me culte, il etoit bon encore 
de marquer fortement que l’etat civil et la croyance 
religieuse n'ont rien de commun; que la religion ne 
peut-&tre ni donner l’etat civil; que la m&me inde- 
pendance qu’elle reclame pour ses dogmes et pour 
les interets spirituels, appartient à la societe, pour 
regler et maintenir l’etat civil, et les inter&ts tem- 
porels. 

192, 

Es kommt aber noch hinzu , daß dieſe Regiſter, bie 
fiherftien Wegweifer zu Konftatirung der Bevölkerung und 
felöft zur Mititairkonfkription find. 

Mateville h), indem er zum 40ten Art. von den dops 
pelten Regiftern, redet, fagt: 

»Pour les Corps administratifs on disoit que les 
»officiers de l’Etat civil, etant des agens de l'admi- 
»nistrations ce n'etait qu'a leurs sup£rieurs dans cet 
sordre , qu’on pouvoit confier, la surveillance et le 
»depöt des registres; que d’ailleurs, il importoit & 
»l’etat, que les prefets puissent, des, qu'ils en etoit 
nn nn 

h) Analyse raisonnee de la discussion de Code civil au 
Conseil d’Etat Tom. I. p. zı. 
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»besoin , constater l’etat de la population; et que si 
»le double des registres ne leur étoit pas remis, il 
sleur seroit impossible de dresser les tables decenna- 
»les prescrites par la loi de 1792. « 

Wem würden nun alfo die Geiftlichen in Anfehung der 
Seburts:, Sterbes und Eheregifter verantwortlich feyn ? 
lediglich dem Präfekten des Departements, ober . vielmehr 
dem Unterpräfekten des Diſtrikts und in Anfehung ihrer 
geiftlichen Funktionen, dem ihnen vorgefeßten Konfiftorium. 
Ich habe es nie billigen können, wenn ein Staatsdiener mehr 
als einen Vorgeſetzten anzuerkennen fchuldig war, es entfies 
hen dadurch Inkonvenienzen fowohl für ihn als den Staat. 
Für den Staatsdiener, weil er bisweilen in Verlegen: 
heit geräth, an wen er fi. zu halten hat, und für den 
Staat, weil er nit von mehreren, fondern von einem, 
über die Amtsführung des Untergebenen (deffen Qualifitation 
ber Vorgeſetzte fi) eigen machen fol), Rechenſchaft fordern 
muß. Den Seelforger, der geiftlichen, und zugleich der 
weltlichen Behörde zu unterwerfen, ift aber aus den vor; 
hin bemerften Gründen durchaus unpaffend, nur erfterer 
fann er verantwortlich feyn, nicht leßterer. 

19, 

Wer ift alfo beſſer dazu geeignet, die Geburtss, Eher 
und Sterberegifter zu führen, als gerade der Maire des 
Orts 1)? oder jeder andere im Orte wohnende, dem es an 
Talenten und Redlichkeit nicht gebricht, fich diefem Gefchäft 
zu unterziehen? Diefem kann ohne Mühe nad dem 55. 
Art. des Code Napoleon , das neugeborne Kind innerhalb 
drei Tagen vorgezeigt werden, wogegen dies VBorzeigen, 
wenn es dem Geiſtlichen gefhehen foll, alsdenn mie Weit; 
läufigs und Unbequemlichkeiten verknüpft ift, wenn derfelbe 





i) Man lefe das Gefeg vom 2Bten, Pluviose an 8, 


* 
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am Drte der Mutterfiche wohnt und die Geburt ift im 
Siliaforte erfolgt; da nad proteftantifchen Grundfäßen die 
Aeltern nicht gerade verbunden find, ihre Kinder — Noth— 
fälle ausgenommen — innerhatb drei Tagen taufen zu laſſen. 
14. | 

Verbinder aber das Publitum, um noch einmal daranf 
zurück zu kommen, mit der Inſkription in die Nogifter einen 
veligiöfen Akt, den die Individuen gern bei ihrem Pfars 
ver verrichten laſſen; fo tönnen ohne Bedenken, von ben 
Seiftlihen, wie zu Zeiten der erften Chriften, fogenannte 
Diptychen , fortwährend über die Geburt und die Ehe, 
blos zu Ertheilung der gewöhnlichen Konfirmation; und 
Kommunionfcheine geflihret werden, ohne daß ihre Aufzeich— 
hungen , außer in Fällen, wo es auf Befcheinigungen dieſer 
feßteren Art ankommen mögte, Authorität Hei den Gerichten 
haben. 

15. 

Mit dieſen zu den geiſtlichen Funktionen gehörenden 
Aufzeichnungen, beſtehen die zur Sicherheit des Eigenthums 
und zum Beſten der Familien und des Staats von den 
weltlichen Beamten geführten Regiſter vollkommen und es 
kann z. B. nach dem, 194. Art. des Code Napoleon, eine 
Ehe für nichtig angefehen werden, wenn nicht der Akt dar⸗ 
über von den Civilbeamten in die Negifter eingetragen wors 
den ifk.- I 

16, “ 

Darf man bie Abficht der weifen Regierung des Königs 
reihe Weftphalen errathen ; fo ſcheint um desmillen die 
Führung der Geburtss, Ehe: und Sterberegifter den Beifts 
fihen dort wie bisher überlaffen worden zu feyn k), weil 
e6 in vielen Dertern an tlichtigen Subjeften, die zu dergleis 
hen legalen Aufzeichnungen geeignet wären gebrihtun 





%) Moniteur Westphalien 1808. Nro; 13. 
809. 


* 
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Vielleicht ift aber diefe VBerfhaung nur momentan, und nu 
"fo lange von Dauer, bis die Schulanftalten in ein oder der 
anderen Provinz Weftphalens durch die thätige Mitwirkung 
des geiftreichen Direktors des Öffentlichen Unterrichts eine 
andere” Nichtung erhalten haben und mehr Fleiß auf Kalli⸗ 
graphie, und intellektuelle Bildung (in ſo weit ſie für die 
niedere Volksklaſſe nothwendig wird) verwendet worden iſt. 








— ⸗ 


37. 


Nachtrag zu der Abhandlung „über Dienſtanſtellun⸗ 

gen und deren Dauer, mit Bezug auf die in 

Deutfchland durch den rheinifchen Bund entftans 
denen ftaatsrechtlichen Veränderungen.’ 





Bon dem Finanzrathe Emmermann in Bulde. 





u 


Da Herr Dberamtsratd Steiger zu Wolfegg bar in 
dem ıgten Heft diefes Journals und zugleich in dem Boten 
und 83ten Stücke des allgemeinen Rameral: Korress 
pondenten von diefem Jahr, »über das Stantss 
dienft s Verhältniß, und die Entfhädigungss 
berehtigung der Staatsbiener, in Hinſicht auf 
die neueften durch den rheinifhen Bund einges 
tretenen Staatsveränderungen« als Nachleſe zu 
meiner im ı2ten Hefte diefer periodifchen Schrift abgedruds 
ten. Abhandlung, einen ſehr gehaltvollen Auffab einrücken 
laſſen, mit welchem ich überhaupt fehr zufrieden feyn kann. 
Da mir indeß derſelbe gleich anfangs vorwirft, daß es 
scheine, ich fey von einem falſchen Geſichte punkte ausgegans 
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gen, Indem ich mit ber Aufldfung des germanifchen Reichs⸗ 
Konftitution und der begriindeten Souverainität der rheinis 
fhen Bundesherrfcher Fein Rechtes Prinzip mehr zu finden 
wife, "weiches die Dauer und Unaufrufbarkeit des Staates 
dienft » Vertrags heilige, und daher gegen diefen Zuftand der 
Ungemwißheit, nur in einem neuen dem philofophifchen Geiſte 
der Zeit angemefjenen. "Fundamental: Gefege ein Heilmittel 
finde; fo kann ic nicht umhin, wegen eines für — ſo 
ſchädlichen Irrthums Folgendes zu bemerken. 

Daß ich auf die allgemein anerkannte Rechtsllebe und 
Großmuth der höchſten Souveraine des rheiniſchen Bundes, 
ſowohl in jener Abhandlung, als auch in’ andern Aufſätzen, 
welche in der Juſtiz / und Polizeirgama und der rheinifchen 
Bundes: Zeitung abgedruckt find, das größte und unbeſchränk 
tefte Vertrauen feßte, wird jeder unbefangene Lefer von ſelbſt 
defunden haben. Wenn ich daher die Möglichkeit und Wirk, 
lichkeit des Staatsdienfts Vertrags bewiefe, und zugleich zeigt 
te, daf es policifch rathſam ſey, folchen file ünwiderruflich 
zu halten; fo folgt hieraus von ſelbſt: Daß ich ein Nechtss 
Prinzip Hierzu annehmen mußte, Diefes erkannte * förm⸗ 
lich an und ſetzte es überall voraus. 

— Höätte wirklich ſtatt der ſchwankenden Prttſudigen und 
den oft kontroverſen Meinungen der berühmteſten Rechtsge⸗ 
lehrten ein allgemeines gefchriebenes Reichsgeſetz exiſtirt, wie 
dies indeß feider nicht der Fallıiftz fo würde ich gewiß jene 
Abhandlung nicht gefchrieben haben, indem ich feft überzeugt 
bin, daß unſere edle Negenten ein Geſetz anerkennen wür— 
den, welches zunächſt für fie und® den Staat die größten 
Vortheile darbietet. Da aber fein folches Geſetz eriftire, und 
jene: Präjudize allein — denn Meinungen der Nechtsgelehrr 
ten fommen bier nicht in Betrachtung — die hohen Sou— 
veraine nicht verpflichten ; fo mar es eine natlirliche Folge: 
daß ich behauptete, daß diefer Zuftand der Ungewißheit 
nur in einem neuen dem philoſophiſchen Geiſte der Zeit 
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angemeffenen Grundgeſetz em radlkales Heilmittel finden 
könne. | 

Diefe Behauptung fcheint Kerr Oberamtsrarh Steiger 
fir Nichtanertennung eines Nechtsprinzgips gehalten zu has 
ben. Daher alfo mwahrjcheinlich der Vorwurf, welchen er 
mir machte. Kerr Dberamtsrach Steiger ift gewiß nicht fo 
fehr Fremdling in Israel, um nicht zu wiſſen, daß eine ges 
wiſſe Klaſſe ſchlechtdenkender Schriftfteller täglich fich bemüht, 
uns aller wohlthätigen und treflichen Snftitute zu berauben, 
welche unſere Väter begründet haben. War auch die Aufs 
löfung des deutfchen Neichsverbands nothwendig und nüßlich, 
wie Niemand leugnen kann; fo folgt doch nicht hieraus, 
daß alle Inſtitute der deutfchen Staaten umgeworfen und 
neue an ihre Stelle gefeßt werden müffen. Leider werden 
dergleichen verberblihe Grundſätze überall gepredigt, und 
wenn fie auch nicht durchgängig Gehör finden; fo richte 
fie doch hier und da im Stillen Schaden an. Nun frage 
ich aber jeden Unbefangenen; ob ein theoretifches Rechts⸗ 
Prinzip oder ein Fundamentals Gefeß der Herrſcher, wenn 
dieje vorher feierlich erklärt haben; daß fie bei ihren eignen 
Berichten Recht nehmen würden, der Willkühr Schranken 
fesen könne? 

Daß jenes Rechts: Prinzip nicht überall in Deutfchlend 
anerfannt werde, daß fogar weſentlich abweichende Aendes 
rungen bereits fiatt fanden, Bann mit Beifpielen belegt 
werden. 

Uedrigens bin ich mit Herrn Oberamtsrath Steiger 
darin nicht einverftanden, die neue Theorie von dem Staats; 
dienfte des Herrn Profeffors Gönner fir fcharffinnig und 
nach diefer die Staatsdienfte für Nequifitiong : Arbeiten oder 
Staatsfeohnden zu halten. 

Ungeachtet mir beim Miederfchreiben meiner Abhands 
lung dieſes Gönner’fhe Werk über den Staarsdienft 
nicht bekannt feyn konnte; fo iſt dennoch der Hauptentwurf 
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»daß bei diefem Kontrakte das Einverſtändniß zweier Guss 
jefte nicht Platz greifen könne, und daß ohne rechtliche 
Gleichheit beider Theile, welche nicht ſtatt finde, Fein ſolcher 
Vertrag möglich fey« von mir widerlegt worden, und hat 
Herr Gönner dur) die bei den Ausländern ſtatuirte Ausı 
nahme eine Blöße gegeben, wodurch die Inkonſequenz diefer 
ſchädlichen Theorie fchon Hinlänglich bewiefen wird. 








N ⸗ 


38. 


Erlaß des vormaligen deutſchen Reichs— 
Erbmarſchalls Karl Grafen und Herrn 
zu Pappenheim, d.d. Pappenheim am 22. 
ulius 1808. an den Erbmarfchallamts: Kanzlı: 
fen Thomas Michael von Preu in Regensburg, 
auf deffen unterm 27. Junius l. J. mit Anfchluß 
Inventariums des noch in Regensburg befindlis 
chen Archivs und der nicht unbeträchtlichen erbs 
marfchallamtlichen Regiftratur erftatteren Bericht 
und diesfalls gemachten Bor: und Anträge"). 





Resorvuvru:m 


NM nach eingefehenen, und hiebei rückgehendem Aften, Dor 
fumenten s und Korrespondenz: Verzeichniß-fich ergiebt, daß 
ein Theil davon als zu einem Haus-Archiv gehörig, und 
bei den ohnehin nach diesfalls zweifelhaften Verhältniſſen, 
als frommer Familien Andenten wenigftens betrachtet, hieher | 
verbracht werden muß, iiber einen andern, und den größten 





*) So fonderbar in eines manden Augen diefe Entfchließung fcheinen 
möchte; fo merden doch die im nächſten Hefte dieſer Zeitfchrift mitgetheilte 
Betrachtungen den Gegenſtand in ein helleres Fichs (chen. 
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Theil diefer Regiſtratur dahingegen bis zum Gerard iete 
Rheiniſchen Bundestags in Frankfurt, und was pie ©” 
Juſtiz:, Inventur-⸗, Theilungs⸗ und anhängise peosehatt, 
betrifft vor dem Beſtehen eines undesgeriht® —— 
ren dafür kompetenten höchſten Tibunals ſo und — 
Flug einfachen Urſache yon mM — yurisst — 
ann, weilen manche Sander angeſehene Ben 
Standesherren we verſchiedenen erainen owob! > e— 
and manche Ausländer neh pie beſt gegrun det n 
in Hinſicht der Erhaltuns als — or, 5 
ihrer Rechte, und vorzügli 
deutſchen Reichstags ſo legal ang 
handelten Anſprüchen ſogar ein 
ben haben. 
Ich bin deswegen MM ſo 
hre geſtellte Anträge, und geẽ 
zu: äußern, ale bei, entweder von De öchſten Protekt 
rheiniſchen Konföderation getroffen werde den — gem 
Betimmungen , und hiernach durch Herrn girl er 
mas Hoheit im Namen der Alt md neuen Stande N 
machender etwa allſchon gema . * ur 
ame den eigentlichen giinftigen et a Kander n 
Binde Entfcheidung erfolgen P 
* ſo zuverſichtlicher von mir entgegen geſehen wi. | 
rückſichtlich meines bis zum Mome er Au gung dei 
deutfchen Reichstags vorwaltenten Amtes der mit ſo wielen 
deutſchen Neichs s und ereisdienern in gleicher » wenn (90° 
eminenterer Kathegorie getragene, und. zum Vortheile mars 
ger auf alle Fälle ohne unfer Berſchulden aufgehoben” 
Würde jener gleich gerechten, und wohl #0 weniger 3 
anftänden möglichen Enefhädtsund gleich falls noch feine“ 
fügung getroffen iſt. | 
nn pr michin mein ſammtliches Reichs | 
io, fo wie die in vitcegehendem Inven 
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zeichnete Regiſtratur, befonders was Juſtiz⸗, Inventur⸗, Pos 
ligeis und Rechnungsfachen betrifft, wenigſtens bis zur Vers 
befcheidung meiner an. des Kern Fürſten Primas Hoheit 
nach Frankfurt desfalls mit gemachten. Anzeige, und dengn 
damit verbundenen Anträgen, an den höchſten Proteftor des 
Ryeiniſchen Bundes respective. deffen dem. fiheren Verneh⸗ 
men nad) eheftens zu Arvangirung der deutfchen, und vors 
züglich rheiniſchen VBundesangelegenheiten in Frankfurt eins 

treffenden hohen Bevollmächtigten, an en und Stelle in 
| en verbleiben. 

‚Wenn ich gleih an fih alle alte,’ die Keichstagsfasuns 
om, und Abſchiede — die ehehinnige Gefandtichaften des 
Kurfürftlichen , Fürftlihen, Gräflichen und Städtifhen Kol 
legii, derſelben Introduktionen, Legitimationen , Einquartigs 
zungen-, Proteltionen ıc. betreffende Papiere, fo mie jene 
die Reichs: Erbmarfchallamtstanzlei felbft die Anriife, Aus: 
fagen ꝛc. betreffende Akten für ‚die Zukunft feiner weiteren 
Aufbewahrung, befonders in einem auf meine Koften forts 
zuerhaftenden Drt, zu irgend einem veellen praftifchen Ges 
‚brauch würdig erachte; fo müſſen doch auch diefe Akten⸗ 
Verſchläge, bis zugleicher Einlangung allerhöchſter Enticheis 
dung, und was jene der — in der rheiniſchen Konföderation 
nicht begriffenen Stände betrifft, bis zu der von denſelben 
mit zu treffenden Verfügung wohl verwahret hinterſtellt blei⸗ 
ben, indem arch hinſichtlich deſſen Bei der Auflöſung des 
deutſchen Reichskörpers, und bie jetzt, hievon gar nichts 
erwähnet worden, gleichwohlen bei veränderter Lage der 
Dinge hier, oder dort dieſe Gegenſtände zu verſchiedenem 
Behuf, und wenn auch nur hiſtoriſch betrachtet, von einem 
eder anderen der hierauf gegründetes Recht habenden höch⸗ 
ſten Intereſſenten, und ehehinnigen ſo neu verbundenen als 
nicht verbundenen deutſchen Reichsſtänden von mir erfordert 
werden könnten, da ich von denen hohen und höchſten alten— 
deutfchen Reichſtags⸗ und auch denen neuen Rheiniſchen 
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Bundesgliedern , ja felbft von denen, von -biefer- neuen Koma 
föderation noch ausgefchloffenen ehehinnigen Deutfchen Reichs⸗ 
ftänden vor der Hand als allerfeiriger Adminiftrator oder 
Drpofitar, und bis zu näheren Dispofitionen dafiir En 
ftens vefponfabel geachtee werden müßte. — 

Da endlich auch dieſe noch meiner Obforge anvertraute 
Urkunden und wohl elgenthümliche Papiere fo mancher Par⸗ 
theien von daher, von jenen der verfchiedenen Gefandefchafs 
sen der dafeldft abgetretenen, aufgelöfren, oder abzuziehen 
gezwungenen deutſchen Reichsſtände ſehr zu unterſcheiden 
find, weilen jene nur das privativ dieponible Eigenthum der 
Geſandtſchaft, und des fie fommirtirten höchſten und hoben 
Reichsſtandes in fich: faßten, das dieffeitige, und hier invens 
tirte Archiv, dahingegen fiir ein dem ganzen deutfchen Was 
terland annoch angehöriges, fohln dem ſämmtlichen ehemali⸗ 
gen Regensburger Neichstagsaliedern, wie auch fremden Gb 
ſandten, und auswärtigen ſouverainen Höfen en 
Eigenthum anzufehen iſt; 

So muß auch in diefer Hinſicht der bisherige ** 
rückſichtlich des Reichs/Erbmarſchallamts⸗Archiv und Regi—⸗ 
ſtratur unverrückt verbleiben: und ich fühle mich ganz außer 
Stand einen einzigen Ihrer Anträge zuverbeſcheiden, wird 
jedoch von des Herrn Fürſten Primas Hoheit auch dießfalls 
die auf ihre Anfrage mit Bezug habende Entſchließung frü—⸗ 
her erfolgen, als die längſt verheißene theinifhe Bundes; 
fonftitution, und Eröffnung des Bundestags ſelbſten erfcheis 
nen möchte; fo werden Sie davon bie nähere ae 
und gemälle Verbeſcheidung erhalten. ° 
Pappenheim den 22. Juli 1808, 
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Geſetz über die öffentliche Schuld im nonngeüch 
| —— 





Am ı4ten des Julius überreichten die Herren Staatsräche 
Maihus und Graf von Bochholz den Ständen einen Ges 
ſetzesentwurf über die öffentliche Schuld: . Der Inhalt bie 
fes Geſetzes, welches mit einer Mehrheit von 78 Stimmen 
gegen 17 angenommen wurde, ift folgender: 

Art. ı. Ale Schulden, welche auf. den ehemaligen 
Staaten und Ländern, welche das Königreich bilden, haften, 
nämlich auf dem ehemaligen Herzogthum Magdeburg, auf 
dem linken Ufer der Elbe, der Grafſchaft Mansfeld, und 
den vormaligen Aemtern Barby und Gommern, auf der 
ehemaligen Altmark, auf dem Fürſtenthum Halberſtadt mit 
Inbegriff der Grafſchaften von KHohenftein und von Werni⸗ 
gerode, und der Abtei Quedlinburg; .... .. 
auf dem ehemaligen Fürftenehum Hildesheim; 
auf dem ehemaligen Herzogthum Braunſchweig mit aw. 
griff von Walkenried; 
auf dem ehemaligen Bisthum Paderborn; 

‚auf. dem ehemaligen ‚Eichsfeld mit. Inbegriff der Städte 
Mühlhauſen und Nordhaufen; 

-auf der ehemaligen Grafſchaft Rietberg; 

auf dem ehemaligen Bischum Osnabrück; 

auf dem ehemaligen Heſſen; 

auf dem: ehemaligen Zuͤrſtenthümern Souingen und Gru⸗ 
benhagen. 


“) Aus dem Weſtyhaliſchen Moniteur Nr. 6s und » 
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auf dem ehemaligen Fürſtenthum Wenden, und den Grafs 
fihaften Ravensberg und Corvey, 

follen, in fo weit ihr Urſprung den: Dispofitionen des aten 
und Iten Artikels des Dekrets vom oten May *) entipricht, 
und das gegenwärtige Geſetz nicht etwas anderes darüber 
beftimme, als Geſammtſchuld des Königreichs anerkannt 
werden. 

Art. 2. Die Kapitalien, aus welchen dieſe Schuld 
Sefteht, follen feiner Veränderung, weder in Betreff des 
Zinsfußes, noch in Betreff des Werthes ber in dem Schulds 
ſchein enthaltenen Münzſorten unterworfen ſeyn, und über— 
haupt alle in den Obligationen ausgedrückte en 
pünktlich erfüllt werden. 

Art. 3. Der jährlihe Abtrag ſoll In dem, ni dem 
in dem Amortifationsplan feftgefegten Verhältniſſe gefchehen, 
und nicht minder als die Summe ſeyn, welche darin fir 
jedes Jahr ale Abtrag feftgefegt if. Die Nummern ver 
wiederzubezahfenden Obligationen * durch das Loos be: 
u werden. 


er Fe DW 





*) Die hier angeführte Artikel lauten: 

Art. 2. Unter der Öffentlichen oder Staatsſchuld find alle Schulden ver⸗ 
‚Kanden, die vormals ‚auf eine Geſetz⸗ und Verfaſſungsmäßige Art entweder 
vdon den vormaligen Landesherrn, von den Ständen jedes Landes, oder von 
feßtern allein auf den Landeskredit kontrahirt worden find. 

Art. 3. Desgleihen find Die auf die Domainen hopotbsieten Schulden 
aue der effentlihen Schuld beariffen. 

Zur Verſtändnis Bed Ganſen, wollen wie hier auch den aten Artikel her- 
wi 

Art. 4. Alte diejenigen Schulden And nicht als öffentliche oder Staats⸗ 
ſchulden zu betrachten und nicht in die Hauptſchuld Unſers Königreichs mit 
‚ einbeiffen, melde von den Gemeinden zu Beſtreitung der Duchmarfch und 

Aufenthaltskoften der Truppen oder fenftiger durch die Begebenheiten des 
Krieges veranlaßten Lokallaſten, Eontrahire worden find. Diefe Schulden, 
von welcher Beſchaffenheit und weldru Ueſprung ſie auch ſeyn mögen , find 
zu Folge Unſers Dekrets vom heutigen Tage nur als Arondiſſenents und Se 
wmeindeſchulden anznfeben, und falten felbigen zur Lat. 
3m dem hier angeführten zweiten Eöniglichen Defrete vom namlichen Tage 
And dann die Schulden geſchieden, welche den — wad den — 
wieder beſonders zur Laſt fallen. 
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Art. 4. Jedoch follen die in den vorhergehenden Ars 
titeln enthaltenen Beftiimmungen auf die den geiftlichem 
Korporationen der frommen Stiftungen und andere Corpos 
rationen und Stiftungen, welche unter der unmittelbaren 
Dberauffiht und Leitung des Staats fiehen, zugehörenden 
Kapitalien, Beine Anwendung finden, und diefelben jedoch 
mit Ausfhluß der den Kirchenfabrifen gehörenden Kapitar 
lien, als unablösliche Renten betrachtet werben. 

Art. 5. Ron dem ı. November d. J. angerechnet 
follen die Zinfen von der Reichsſchuld regelmäßig wieder 
bezahle werden „ und diejenigen, welche rückſtändig find, vor 
Ende des laufenden Jahrs abbezahle feyn. 

Art. 6. Diefe Verfügung fol: auch in gleicher Art 
auf die immerwahrenden Renten, deren im 4ten Artikel des 
gegenwärtigen Geſetzes Erwähnung: gefchehen ift, ihre Ans 
wendung" finden. 

Art. 7. Es fol eine Amortifationslaffe unter der 
"Direktion des Staatsraths, General⸗Liquidators der öffentli⸗ 
chen Schuld, errichtet: werden. 

Art. 8 Die Summe von vier — Franken 
ſoll jährlich zur Bezahlung der Intereſſen, ber immerwäh—⸗ 
renden Renten und der ſucceſſiven Wiederbezahlung der Ka⸗ 
pitalien ausgeſetzt werden. 

Dieſe Summe ſoll durch eine in Gemäßheit bes Zten 
Artikels des Budjet für das Jahr ıdog auf alle Einmops 
ner ‚des Königreichs anzulegende nad) Klaſſen, und mit Ber 
ſtimmung eines Minimum und Maximum abzuführende 
‘ Perfonalfteuer aufgebracht und nod in dem Laufe diefes 
Jahrs entrichter werden, um daraus die rückſtändigen Zin—⸗ 
fen zu bezahlen. 

Art. g. Desgleihen foll während 10 Jahren, vom 
ı. San. ıdog angerechnet, jährlich die Summe von 500,000 
Franken durch den Direktor der geiftlichen Güterverwaltung 
an die Amortifationskaffe abgeliefert, und zur. Abbezahlung 
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der Neichsihuld verwandt werden. Jeder Beitrag, Den ber 
Köntg ferner aus diefen Neveniien an die Amortifationskaffe 
zu überweiſen für gut finden möchte, foll im gleicher Art 
zur Abtragung der Schulden verwandt werden. 

Art. 10. Die in den dten und gten Artilein des ge⸗ 
gentwärtigen Geſetzes feitgefeßten Fonds, follen in die obger 
dachte Kaffe abgeliefere und nicht mit den übrigen Reve— 
niien des Staats vermifcht werben. 

Art. 11. Die General:Einnehmer fowohl, als aud 
die Ortserheber, follen in allem, was die gedachte Perſonal⸗ 
fteuer betrifft, einzig von den Befehlen des Staatsraths, 
Direktors dei Amortiſationskaſſe, abhangen, und wegen alles 
deffen, was auf die Ablieferung und Bezahlung der an die 
Amortifationstaffe iiberwiefenen Einnahmen Bezug hat, le 
diglich von ihm zu empfangen haben. » 

Art 12. Es follen aufferdem alle baare Kautionen, 
welche: die General Einnehmer, die Domainens und Kan: 
tons;Einnehmer, überhaupt alle übrige Verwalter öffentlicher 
Selder , zu bdeftellen haben, am die gedachte Amortifations: 
kaſſe überwieſen werben, und diefe dagegen gehalten feyn, 
die in dem dieſerhalb erfafienen Dekrete beftimmten Zinfen 
zu. Bezahlen. En | 

Art. 13. Desgleihen follen die Tribunäle und Zrier 
densrichter, die Mötavien, Vormünder u. ſ. w. alle Sum: 
men, deren Verwaltung ihnen anvertrauet wird, und welche 
bisher entweder unmittelbar bei den Staatskaſſen oder bei 
zbffentlichen Anſtalten, weiche die unmittelbare Garantie des 
Staats genoſſen haben, untergebracht waren, in die Amortis 
ſationskaſſe entweder ſelbſt abliefern oder abliefern laſſen, 
wogegen aber die genannte Kaſſe gehalten ſeyn ſoll, jedes: 
mal nach vorhergegangener vierwöchentlicher Aufllindigung 
das Kapital feldft wieder zu bezahlen und baffelde für die 
Zeit, während welcher daffelbe in der Kaffe angelegt geweſen 
ift, mie 3 pro Cent zu verzinfen. 
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ZJebdoch ſollen die Wormhnder,, inſofern fie Gelegenheit 
finden, mis Zufimmung des Famiſienrathes, die ihren Mün⸗ 
dein gehörigen Kapitalien zu höheren Zinfen anzulegen, zu 
der Ablieferung an die Amortiſationskaſſe nicht verpflichtet 
jeyn. | 

Art. 14. Der Staatsrat, Direktor der Amortifa, 
tionstkaſſe, fol gehalten feyn, dem Finanzminifter. monatlich 
einen Extrakt iiber den Zuftand der Kaffe vorzulegen. Die 
Rechnungen diefer Kaffe, fo wie der Generalabſchluß berfels 
ben, ſollen jährlich gedrudft und den. Ständen des Neichs 
vorgelegte werden. 

2, 

Darftellung der Gründe zum Geſetz⸗ Entwurf 
über die öffentliche Schuld, von Herrn 
Staatsrath Malhus, als Redner des Sous 
vernements. 

Der Entwurf des Geſetzes, weichen ich Ihnen fo eben 
vorgelegt babe, tft der wichtigfte von allen, worüber das: 
Souvernement Ihre Sanktion verlangen kann, und Peine 
Veranlaffung fonnte wichtiger als diefe feyn, von dem fchös 
nen Vorrechte, welches die Konftitution Ihnen verleiher, 
nämlidy iiber Gegenſtände des Nationalwohls fih zu Fubern, 
Gebrauch zu machen. Es Handelt fih gemwiffermaßen um 
. politifches Seyn oder Nichtſeyn unjers neu aufblühenden 
Staates, um das Wohl oder Wehe der Gegenwart fo wie 
der Zukunft. Das_Gouvernement bietet Ihnen die Hand, 
das erfte dauerhaft zu begründen; feine Plane müſſen Ihre 
Koffnungen übertreffen, und follte daſſelbe ſich in feiner Er⸗ 
wartung von Ahrer Mitwirkung getäufcht fehen ? 

Die Konftitution hat um Völker, die obgleich von ges 
meinſchaftlich / gemaniſchem Blute entfproffen, duch News 
ſchiedenheit von Geſetzen, Verfaſſung und Regenten ⸗Intereſſe 
einander fremd geworden waren, wieder ein gemeinſchaftli— 
ches Band gefchlungen und fie in ein gemeinfchaftliches Was 
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terland wieder vereinigt, das, blühend durch Die Reichthiu 
mer der Natur, ſtark durch die angeftammte Treue und 
Kedlichkeit und durch die vereinte Kraft der Völker, mäch: 
tig durch den Saamen zur Vervolllommnung und Entwick 
fung der Nationalkraft, zu der Erwartung berechtigt, daß 
daffelbe in dem allgemeinen Staatenbunde, von welchem 
es einen Theil. bilder, einen ehrenvollen Rang behaupten 
werde. " 

Das Prinzip der Einheit in dem Willen und in der 
Ausführung, und der Gleichheit in den Rechten, die daraus 
folgende Verfchmelzung des getheilten Intereſſes in ein uns 
getheiltes Narionalintereffe, ift-die große Bafis, auf weicher 

8 ganze Gebäude unerſchütterlich ruhet. 

Bon dem Tage an, wo diefes Prinzip feierlich duch 
die Konftitution ausgefprochen war, Haben die Länder, aus 
welchen das Königreich gebilder iſt, aufgehört, eine befondere 
Berfaffüng zu haben. ‚Von diefem Tage an, Haben ihre 
Geſetze, ihre Stände, die Rechte derfeiben, ihre Theilnahme 
an der politifchen und finanzieren Verwaltung der Länder, 
ihre Nepräfentation, und mit diefem allen aud die Saran, 
tie, welche fie ald Stände dieſer einzelnen Länder geleiſtet 
harten, aufgehört, ihre Wirkfamkeit zu haben. Alles diefes 
ift in dem Prinzip der Einheit des Gouvernements und der 
National Repräſentation verſchmolzen. 

Als nothwendige Folge von dieſem Prinzip find die 
Verpflichtungen und Laften, welche bis dahin auf den eins 
zelnen Ländern geruhet hatten, in eine gemeinfchaftliche Laft, 
die einzelne Garantien in eine Gefammtgarantie des garizen 
Königreichs, mir einem Worte die: Schulden, welche auf 
einzelnen Theilen des Königreichs gelaftet hatten, durch das 
Prinzip der Konftitution felbft , in eine gemeinfame Natis⸗ 
nalſchuld vereinigt worden. ... 

Die Konſtitution har die Gleichheit in der Beſteue⸗ 
rung als Grundgeſetz vorgeſchrieben; die. Befolgung deſſel⸗ 
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Ben. febt eine möglichſt gleiche Vertheilung der Hffentlichen 
Raften voraus‘, um hierdurch und durch gleiche Vertheilung 
der Wohlthaten der Verfaffung , alle Bürger des Staates 
dei gleicher Kraft zu erhalten, und fo durch verhältnißmäßi⸗ 
Bleichheit der. Kräfte der Einzelnen, die allgemeine Dationalr 
kraft in, und durch fich felbft zu verſtärken. 

= Wollte man gegen die Abſicht des Geſetzgebers auf eins 
zeinen Theilen des Neichs unverhältnißmäßige Laften ferner 
haften Lafien, wie könnte, wie follte diefer große wohlthätige 
Zweck erreicht, wie könnte Einheit in der Adminiftration; 
wie Einheit in der Steuerverfaffung erwirkt und erhalten 
werden, — wenn — und was doch bei der. Beibehaltung 
der alten Provinzial» Schuldenverfaffung die unvermeidliche 
Folge feyn würde — von einem „Departement vielleicht Di, 
lionen, wenn von einer Gemeinde ein und deſſelben Diftrikts 
vielleicht das Doppelte an Steuern entrichtet werden müßte, 
die von andern nur einfach erfordert würden? und zwar 
ohne Rückſicht auf Ertragsfähigkeit und einzig durd bie 
Summe des Beitrags beftimmt, die für die Schulden erfors 
derlich feyn wiirde ? 

Durch eine folche Maaßregel würde das Gouvernerhent 
entweder zu einer Erhöhung der Abgaben überhaupt, genös 
thigt, oder der große Zweck der Konftitution- verfehle worden 
ſeyn. Zufall träte an die Stelle legislatorifcher Weisheit, 
und duch die Schwäche einzelner Theile würde die Kraft 
des. Ganzen unausbleiblid gelähmt, und zwar ohne daß es 
engherzigen Selöftfüchtlern gelänge, durch Vermehrung der 
Laften ihrer Mitbürger, ihre eigene zu vermindern. 

Man hat Hin und wieder eingewendet *), daß der Res 

*), Schon geraume Zeit vor Eröffnung des Reichstags erfchien eine kleine 
Schrift: Weber die Bereinigung aller Provinzial: Schulden 
des Königreihs Weftpbalen ineine allgemeine Reihsfhuld. 


Göttingen bei $. Dieterich 1808. Den Inhalt derfelben werden wir in 
anfern Literatur sHeften anführen, da der Gegenftand nit blos da; Kir 


nigreidy Weſtphalen, fondern gewiſſermaßen alle EUER bei rbeinifhen » 


Bundes ſo ſehr intereffirt. 
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gel nah Niemand fchuldig fey, des andern Schulden zu Ber 
zahlen, und daß die für die Gegenwart und Zukunft bereits _ 
gegründete Einheit nicht werde verhindert und geſchwächt 
werden , wenn die aus der Vergangenheit entftandene Wer; 
hältniſſe auf eine rechtliche Art erledige würden. 

Als rechtliches Ariom und in feiner Anwendung auf 
bürgerliche Verhältniffe des gemeinen Lebens betrachtet, wer 
möchte da die Nichtigkeit diefer Behauptung bezweifeln ? 

Nicht fo laſſen fih aber die Verhättniffe eines neuges 
Hildeten und auszubildenden Staates beurtheilen. „ »'% . .° 

Man vergefle ja nicht, daß die Organifation eines Staus 
tes nicht wie ein Rechtshandel betrachtet und behandelt werz: 
den fönne, und daß Ariome des bürgerlihen Nechts, welche 
für den Bürger in einer einmal ausgebildeten Verfaſſung 
das Palladium feines Wohle, feines Glücks find, von dem 
Regenten, welcher fchaffen muß, nicht in gleicher Art bes 
geachtet werden können, da jedes Gouvernement, nur dag 
Ganze und den höheren Zweck des Ganzen vor Augen haben: 
darf, ohne fidy duch die Konvenienzen einzelner Theile bes 
ſtimmen zu (affen. 3 

Es giest eine höhere Gerechtigkit als die gegen den 
Einzelnen, nämlicd die Gerechtigkeit, welche ein Gouverne⸗ 
ment dem Ganzen ſchuldig ift, und in welcher die gegen 
die Einzelne verfhmilze. Ein Grundſatz, der durch das 
Staatsreht aller Zeiten geheilige ift, oder wo wäre der 
Grund ,\ aus welchem er hier nicht feine Anwendung finden 
follte ? 

Die fophiftifche Diftinkeion zwifchen Vergangenheit, Ges 
geumart und Zukunft kann hier nicht als Prinzip des Rechts 
aufgeftellt, und. aus ihr nicht rechtlich in einer Angelegenheit 
gefolgert werden, in welcher einzig die Weisheit des Gefegs 
gebers entfcheiden fann und darf. 

In einem Staate wie der unfrige, auf Sieg gegriinder, 
giebt es keine Vergangenheit! Es ift eine Schöpfung, in 


457 


welcher, wie bei der Schöpfung des Weltalls alles, was vor⸗ 
handen ift, nur als Urſtoff in die Hand des Schöpfers und 
aus ihr vollendet in das Daſeyn übergeht. Der mächtige 
Willen des Unüberwindlichen Hat’ die alten Grenzen felbft 
bis auf die Namen der Länder, welche ſie bezeichnet haben, 
verwiſcht, alles iſt ein Wolf, alles in ein Intereſſe verſchmol⸗ 
zen; das Schickſal eines jeden der bis dahin einzeln geftans 
denen alten Staaten ift unwiderrufllch an das hochwaltende 
Geſchick einer aufblühenden neuen Monarchie geknüpft. 

Die Eibbewohner, ſo wie ‚die Bewohner der: Wefer, 
find Bürger ein und deffelden Staates, ihr Intereſſe iſt eim 
und daſſelbe, und ih frage: mer wäre deun hier, des 
Andern Schulden zu Übernehmen? mer könnte hier von 
fremden Laften fprechen, da es fih nurwon Pflichten und 
Verbindlichfeiten, von Bürgern ein. und derjelben Staats; 
Geſellſchaft handelt ? 

Es ift niche won der Vergangenheit, fondern nur von 
der Gegenwart, nur von der Zufunft, nicht von Laften, wels 
he bisher auf diefer oder jener Provinz gelegen haben, fons 
bern von derjenigen Laft die Nede, welche auf dem Königs 
reiche Weltphalen, fo wie daſſelbe durch die Konftitution ges 
bilder iſt, ruhet; es iſt von den Steuern die-Nede, welche 
zur Löfung diefer Nationals Verbindlichkeit erforderlich find; 
und nochmals frage ich, wo iſt hier Rede von fremder Paft, 
und wer twäre, der des andern Schulden übernähme ? 

Ueberhaupt, Meine Herren, laffen Sie uns auf einen 
Augenblick auf den Fall zurückgehen, daß die Zufammenmers 
fung der Schulden nicht durch die Konftitution vorgefchries 
ben, daß daher die Beibehaltung der Provinzial: Schuldens 
verfaffung noch möglich geweſen wäre, wie hätte fie realifire 
werden folen? 

Würde man etwa die befondern Steuern beibehalten 
haben, die bisher fir das Schuldeamwefen eingeführt geweſen 
find? Die Konftitution fchreibe aber Gleichheit in den 

30. 
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Steuern und Einheit indem Steuerſyſtem vor, mit welcher 
ſolche Partialfpfteme nicht vereinbar find. Würde man lands 
fiindifchen Ausfchüffen die: Verwaltung dieſer Steuern. über: 
ragen? Die Konftitution hat fie aufgelößt und ihre Rechte 
und Befugniffe vernichtet, mis deren Prinzip fie niche ver, 
einbar find. Oder wiirde man ihnen andere Adminiftrasos 
zen, andere Repräſentanten unterftellen wollen? 

.. Die Konftitution fodert aber Einheit in der Verwal 
tung, und daß biefe allein vom Gouvernement ausgehe, und 
kennt nur eine allgemeine, die National s Nepräjentation, 
weiche aber, auch nur das Allgemeine ohne Rückſicht auf be 
fondere getheilte Sinterefje vertresen fann, und mit weicher 
jede Partikular sdiepräfentation durchaus unvereinbarlic) iſt. 

Veberhaupt, meine Herren, twie könnte man verfennen, 
dag ‚alle Elemente, auf. weiche die frühere Verfaffungen ge: 
gründer waren, und auf welche folhe Syſteme gegriindet 
werden müſſen, durchaus verwifcht find, und daß, wollte 
man von dem Prinzip der Einheit, abweichen, die Admini: 
firation nimmermehr den Gang wiirde gehen können, den 
ihr die Konftitution vorfihreibe, und welcher zum Wohl des 
Königreichs, das fie vepräjentiren, unerläßlich und durchaus 
nothwendig ift. 

So Lange folhe Partialfpfteme in Ausübung bfeiben, 
ſo fange die Einwohner des Königreichs ein verfchiedenes, 
getheiltes, oft wohl entgegengefeistes Intereſſe haben konn— 
ten, fo Lange fie darin Vortheil und in der Adminiſtration 
ſelbſt Veranlaffung finden konnten, nur engherzig das Wohl 
derer, die ſie zunächſt umgeben zu berückſichtigen, ſo lange 
würden fie die Vortheile entbehren eine Nation zu ſeyn, 
und kleinlich erndten, wie fie kleinlich wirken. .. .. 

Durch die zwei Dekrete vom 2ten Mai ift daſſelbe dies 
ſem wichtigen Gegenflande, von welchem — warum follte 
ich es nicht fagen — gewiſſermaßen die National⸗Ehre abs 
hangt, näher getreten. Die Grundſätze, weiche fie enthals 
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ten, find ihnen befannt; die allgemeine und Öffentliche Stim⸗ 
me hat ſich dafiir erklärt und fie der Gerechtigkeit angemefs 
fen gefunden. Durch fie wird die ganze Maffe der auf dem 
‚Königreiche haftenden Schulden in zwei Maffen vertheilt, 
wovon die eine, nämlich die vor dem Ausbruch des Krieges 
vorhanden gewefene fogenannte Landes; und Domainenfhuls 
den, und die während dem Kriege durch angeliehene Gelder 
‚befteittene oder durch rückſtändige Kriegs r Kontributionen, 
und die von den Ländern gewiffermaßen als ein Supplement 
der Kriegs Kontridutionen erfüllte allgemeine Requiſition, 
bie allgemeine Reichsſchuld, alfe übrige Ausgaben aber, die 
. Depariementalfchuld bilden, von welcher ein Theil entweder 
auf dem Departement im Ganzen oder aber als Kommunel— 
Laſt auf den einzelnen Kommünen haften bleibt. 

Die Scheidelinien zwifchen diefen verfchiedenen Arten 
von Schulden find aus der Natur der Sache genommen 
undadurch die in diefen Dekreten vorgefchriebenen Grundſätze 
genau ‚bezeichnet, fo daß, fobald und was durch die Liquidas 
tion gejchieht, die Natur einer jeden Gattung von Ausgabe 
angegeben iſt, über die Klaffifitation derfelben kein Zweifel 
oswalten kann. 

Vielleicht könnte die Frage aufgeworfen werden, ob es 
nicht wiirde beffer gewesen ſeyn, alle und jede Schulden ohne 
Ausnahme zufammen zu werfen, und fo alle und jede Laften 
gemeinfchafrlich tragen zu laffen ? 

So ſcheinbar auch eine folche Anſicht und ſelbſt fo ers 
feichternd aud) fiir die Adminiftration dieſe Maafregel feyn 
möchte, fo konnte doch die Gerechtigkeit dd Gouvernements 
fie nicht geftatten, da die Ausgaben, durch weiche fie vers 
anlaßt worden find, nad Begriffen des ſtrengſten Rechts zu 
den Lokallaſten gehören, welche jede Gemeinde fofort durch 
die Beiträge ihrer Mitglieder befchaffen muß, und welche in 
ihren Privarhaushalt gehören, welcher niemals mit‘ der 
Oekonomie des ganzen Staates vereinigt werden darf, 
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Teanfitorifche Anfälle der Art, können wohl Iheilnahme, 
Mitleiden, nie aber rechiliche Anfpriihe begründen, fo wie 
ihr Umfang niemals ihre Natur oder rechtliche Beziehung 
verändern kann. Daß dis Ausgabe der Art, weiche hin 
and wieder durch fofort umgelegte Beiträge gedeckt worden 
find, in andern Provinzen durch Anleihen beftritten worden 
find, war lediglich Folge der Maaßregeln, welche von eins 
gelnen Adminifieationen zur mementanen Erleichterung ihrer 
Untergebenen getroffen worden find, zufällige Folge der ört— 
lichen Lage. Hätte man auf. fie die in Betreff der aliges 
meinen Schulden fefiftchende Maaßregeln anwenden wollen, 
dann wilden offenbar diejenigen Departements, welche die 
Ausgaben der Art durch ihre Beiträge bejtritten haben präs 
gravirt worden feyn, und es fordern daher Gerechtigkrit 
and Dilligkeit, daß fie die Laſten, welche rechtlich auf ihnen 
haften, auch ferner allein tragen. 

| tan wende nicht ein, daß durch eine Maaßregel der 
Art, der Hauptgrundfaß der Gleichheit in der Bertheilung 
der Laften durchlöchert werde. 

Es ift ein Scheidepunft, es ift eine Grenzlinie erfor; 
derlich, bei welcher man noshwendig fiehen bleiben muß, 
‚wenn nicht Verwirrung entfichen foll, als welche die Lage 
und der Beſtand des Drovinzials Schuldenwefens in dem 
Zeitpunfte der Bildung des Königreiches der natürliche. und 
der einzige ift, der berückfihtige werden fann. ..... 

Noch ift die Liquidation in allen Theilen des Königs 
reichs nicht fo weit vorgerückt, daB ihnen jetzt fihon eine 
vollkommen genaue Ueberfict von dem Betrage diefer Schub 
den mitgetheilt werden könnte. Bach wahrſcheinlichen zum 
Theil auf die bis jetzt verfügten Ilnterjuchungen gegründeten 
Calculs, werden fie die Summe von 25 Millionen Franken, 
wo nicht überfteigen, doch erreichen, Allerdings eine bedeus 
tende Laſt! Dieß doch nur eine Nebenrückſicht, welche die 
Gerechtigkeit des Gouvernements nicht beſtimmen oder daſſel— 
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be veranlaſſen konnte, in feinen Planen re das allgemeine 
Wohl zu fchwanten..... . 

Die bis jetzt vorgenommene Bianibation ergiebt als Fis 
nal Nefultat eine Schuld von 112,667,750 Franfen, mit 
Inbegriff diefer Departemental: und Kommunalfchulden und 
mit Inbegriff deſſen, was das Königreich an das franzöfis 
ſche Souvernemene wegen rückſtändigen Kriegskontributionen 
und Landesrevenüen ſchuldig iſt, welche letztere Schuld nach 
einer im April dieſes Jahres mit dem General⸗Intendauten 
der Armee gehaltener Abrechnung die Summe von 25,*94,884 
Franken betragen, welche zufolge des aten Artilels der Kons 
flitution von dem ganzen Künigreiche aufgebracht werben 
den miüffen, und duch fie ads Theil der Nationalſchuld ers 
klärt find. 

Zwar find bei weitem noch nicht alle Arbeiten, melde 
die Liquidation erheifcht, beendigt, und treten bin und wies 
der Verwickelungen ein, welche bei Zerreiffung von Provins 
- zen unvermeidlich und von der Auflößung von Verhültniſſen, 
welche Jahrhunderte gedauert haben, unzertrennlich find. 

Doch ſiſt nach Rage des Gefchäfts mit, Gewißheit anzu: 
nehmen, daß die angegebene Summe das: Marimum der ger 
fammten Schuld ausmadht, welche ſich indeffen: theils durch 
die Trennung der Departementalſchulden, theils . durch die 
im 4. Artikel des ihnen vorgelegten. Entwurfes des Geſetzes 
fefigefegte Konfolidation der den  geiftliihen und fonftigen 
Korporationen zugehörenden Aftiv; Forderungen und verſchie⸗ 
dene andere Maafiregein fih auf die Summe vor 6. Milk 
lionen vermindert, welche Summe die auf auf dem ‚Königs 
reich haftende, als Nationalſchuld erklürte, en 
ausmacht. 

Laſſen Sie, meine Herren, uns nicht darüber — 
daß die Augen Europas auf uns gerichtet ſind, und daß die 
Schuldenmaſſe, welche auf dem Königreiche laſtet, als die 
gefährlichſte, als die einzig gefährliche Klippe betrachtet 
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wird, an der die Macht unfers jugendlih aufblühenden 
Staates und die Glückſeligkeit feiner Bewohner zu fcheitern 
drofte. And fie wlirde-gefcheitert, die Schulden würden mie 
ein fchnell wirkendes Gift die Urſache der Auflöfung gemefen 
feyn, wäre nicht die Vereinigung in eine Maſſe durch die. 
Weisheit des Regenten ausgefprochen worden. Oder fonnte, 
was die Erfahrung von Sahrtaufenden bewährt, noch eines 
Beweifes Bedürfen, dafi, was den Einzelnen erdrückt, unter 
vereinter Kraft leicht und für fie oft faum fühlbar wird ? 
Man vergleiche diefe Schuld mit der Bevölkerung des 
Königreichs, mit. den natürkichen Kräften und mit dem nas 
türlichen Reichthume, welche das Land in fich fchließt, mit 
dem blühenden Zuftande des Aderbaues, iiberhaupt mit der 
politifchen Lage des Königreichs, mit der Entwickelung, deren 
die Quellen des Nationalvermögens fähig find, feldft mit 
ber Maſſe von. Schulden, welche. in früheren ‚Zeiten auf 
allen biefen Ländern gelaftert haben, und wer mögte, wer 
fönnte behaupten, daß eine Schuld von 60 bis 70 Milltor 
nen Franken die Kräfte des Landes iiberfteige oder erdriicke ? 
Daß eine öffentliche Schuld an und fie fich felbft, und 
infofern fie mit den Verhältniffen des Landes nur einiger⸗ 
maßen im Verhältniß ſteht, niemals nachtheilig feyn könne, 
daß ſie vlelmehr vortheilhaft auf die Vermehrung der Zir— 
kutationsmittel und durch dieſe auf die Vergrößerung der 
National⸗Induſtrie und des National ⸗ Reichthums zurück— 
wirkte, "und ' fo ſelbſt eine Quelle der vergrößerten Mationals 
kraft werde 5; dieß meine Herren, iſt ein Erfahrungsfas der 
längſt ſchon durchgroße Beiſpiele bewährt iſt — Sie muß 
und wird dieſe Wirkung vorzüglich da hervorbringen, und 
vorzüglich da die Zirkulation beleben, und durch fie den Nat 
tionalreichthum vergrößern, mo, wie es in dem Königreiche 
der Fall ift, für mehr als 7% der Schuld, Einwohner des 
Staates, Gläubiger find. Und könnte es hierzu eines Bes 
weifes bediirfen, ich könnte ihnen folche aus‘ einzelnen Theilen 
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des Königreichs: vorlegen, wo die vorhandene Schuld unver⸗ 
fennbar auf eine ſolche Art wohlthätig auf die Vergrößen 
rung des Reichthums, auf die Induſtrie gewirket, und die 
auffallendften Folgen einer im fich ſelbſt — Vera 
größerung hervorgebracht hat.. 

Dieſer Geſichtspunkt und diefe Ueberzeugung, daß eine 
gehörig organifrte Nationalſchuld fiir “die Nation ſelbſt 
wohlchätig ift, hat vorzüglich dad Gouvernement zu dei 
Maafregel beſtimmt, einen Theil der Schuld, nämlich alle 
den geiftlichen Korporationen und allem‘ fonftigen öffentlichen‘ 
Sinftituten gehörige Aktivfapttalien zu konſolidiren und vor 
ger Hand fir unablösfih zu erklären. 

Alle diefe Anftitute find unter die ganz Sefonbene Kur 
vatel des Souvernements geftellt, ihr Nermögen durch dag’ 
allgemeine Staatsrecht ſchon längſt als ein Theil des — 
meinen Staatsvermögens erklärt. 

Diejenigen, welche an den Einkünften derſelben Shi 
nehmen, find nur Nießnutzer. Der Zweck der Fundationen,’ 
fo wie die politifchen- Geſetze unterfagen ihnen Über" dier 
Subſtanz zu bifponirenz; — und werden ihnen — und! 
was ihnen durch den von dem Gouvernement entivorfehen: 
Schuldenplan garantiert wird — die Zinfen richtig bezahlt; 
fo iſt in diefer Hinſicht die Fundation erfüllt, ihr Genuß— 
recht unbeſchränkt aufrecht erhalten, zugleich aber auch dürch 
diefe Maaßregel und durch Die, durch? fie allein mögliche. 
Vereinigung des Tilguhgsfonds die allgemeine Laft bedeutend" 
erleichtert, imd daR Gorvernement erwärtet daß Sie, meiner 
Herren, in dieſer Maafregel einen wiederholten Verweis Fein 
ner Geredjtigkeitstiebe und ſeines Beſtrebens diefe mit feiner! 
Vorforge. fir das allgemeine Wohl m dereinigeh,, erkennen 
werden 2. "Feige en re a” 
©; Der. Plan, iiwerhen us’ Gonvernement flir diefe fon 
wichtige Angelögenheit entworfen, hat, iſt einfach in feinen: 
Elementen, ohne Verwickelung und Teiche. ju überſehen, in 
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feinem Erfolge von Jahr zu Jahr zu berechnen, und baher 
fiher in feinen Kefultaten. Dabei ift er der finanziren Lage 
des Königreichs angemeffen. Er beſteht in ber Feftfegung 
eines in jedem Jahre ‚gleichen firieten Fonds zur richtigen 
Bezahlung der Zinfen und zum Abtrag des Kapitals, legte} 
ves in einem mit jedem Jahre feigenden Verhältniſſe. 
Dieſer Amortiſationsfond hat nicht die Ausdehnung und 
nicht den Umfang, welchen man vielleicht daflir wünſchen mögte. 
Das Gouvernement hat indeſſen die Würnſche, welche 
daſſelbe in dieſer Hinſicht ſelbſt gehegt hat, anderen Rück⸗ 
ſichten und dem großen Wunſche und der Pflicht, die Laſten 
des Königreichs nach Möglichkeit zu erleichtern, unterordnen 
müſſen. Zudem iſt der Umfang, welcher demſelben gegeben 
iſt, hinlänglich um nach Maaßgabe des berechneten Planes 
die Schuld in einem Zeitraum von nicht langen Jahren 
vollkommen abzuſtoßen, welcher Zeitraum durch die Webers 
weifung einer jährlichen und jährlich wachſenden Revenüie 
von einer halben Million und durch die übrigen Revenüen, 
welche zufolge des Entwurfes des Geſetzes der Amortifationd 
kaſſe dazu ‚geeignet- find, beinahe um die Hälfte verkürzt 
wird, fo daß die gefammte Schuld in einem Zeitraum von 
20 Jahren vollftändig getilge feyn fann. | 
Ueberhaupt iſt in dem Plane nur das Minimum des 
jährlichen Abtrages feſtgeſetzt, deſſen durch Benutzung von 
Konjunkturen und anderer ſonſtiger Hülfsmittel mögliche 
Vergrößerung durch keine Verſügung beſchränkt iſt, und 
welche vom der Vorſorge des. Gouvernements mit Zuverſicht 
gehofft werden können. Und in ſolchen Reſultaten, melde 
bei der Beibehaltung von einer. Provinziak Schulden Berfaf 
eg unter feiner Bedingung zuerreichen iuavet, werden 
Ne Herren, eine der großen Wohlthaten erferinen, 
Br Bei Br Zuſammenwerfund ſammꝛlicher Schulden in 
a. fe für das Allgemeinezırfo wie fünndas indivi⸗ 
ohl entſtehen. ee ee. 


465 


Mit Freude und mit Dank gegen das Gouvernement 
muß es fie erfilllen, daß das, was man mit banger Beſorg⸗ 
niß als die Urſache polltifcher Nullität, als Weranlaffung 
zu unvermeidlihen Drucke gefürchtet hat, fich in eine 
Duelle zur Erleichterung und Wiederbelebung des Wohl— 
ftandes auflönt, fo wie der Gedanke zu diefer politifchen Res 
generation unferes neuen Vaterlandes zu diefer Handlung 
der NMationalgerechtigkeit mitgewirkt zu haben, Sie mit ges 

rechtem Stolz; erfüllen muß, und ihnen den Dank ihrer 
Mitbürger und die Achtung der Nachwelt verfichern wird. 

Der Entwurf des Geſetzes, welches Ihnen vorgelegt iſt, 
bezeichnet die Fonds, welche das Gpuvernement für das 
Schuldenweſen beftimmt. 

Diefelbe beftehen : 

1) In einer Perfonenfteuer von 4 Millionen Franfen, 
meiche ohne Unterſchied der Stände von allen Einwohnern 
des Königreichs in einem gerechten Verhältniſſe erhoben 
werden foll. 

2) In der Summe von 500,000 Franken, welche das 
- Souvernement aus dem Fond der Stifter-Revenüen für das 
Schuldenwefen auf 10 jahre abgiebt. 

5) In dem Beitrage der in baarem Gelde gemachten 
Kautionen, endlich 

4) Sn jenem der Depofiten; beide letztere Zuflüffe, 
unter den Bedingungen, weiche in dem Entwurfe des Ger 
feßes ausgedrückt ſind. 

Alle dieſe Fonds geben eine jährliche Einnahme von 
ohngefähr 4,600,000 Franken, ohne den Vortheil, der aus 
der Benußung der Depofitilgelder entfteht, und ohne das 
Kapital der Kautionen felbft in Anfchlag zu Bringen, wels 
ches gleichfalls zur Abtragung der Schuld verwendet. werden 
wird. 

Die Grundfäge, nah welchen die Perfonenfteuer erhos 
ben. werden foll, werden. Ihnen in dem Finanzgeſetz voll 
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ſtändig vorgelegt und entwicfelt werden. Sie find auf die 
wirfölhe Population und eine Anzahl von 400,000 Fami⸗ 
lien, deren jede im Durchſchnitt auf 10 Franken: angefchlas 
gen ift, in einer fieigenden Progreffion von einem Minis 
mum von ?/, Franken bis zu einem feftzufeßenden Mar 
mum von etwa 5o Franfen berechnet. 

Man: hat oft und vielfältig gegen Perfonenfteuern res 
klamirt und darzuthun gefücht, daß auf welche Art man 
diefelbe auch umfegen mögte, fie wegen Marigel an einem 
richtigen Maafiftabe in Beſtimmung des Beitrages mangels 
haft und prägravirend fen. 

Es ift nicht in Abrede zu ftellen, daß manche der Auss 
ftellungen, welche gegen diefe Art von Steuer gemacht mers 
den, gegründet find, wenigftens vielen Schein für ſich Haben. 

Eben: fo gegründet ift es aber auch, daß fie weniger im 
Prinzip ſelbſt fehlerhaft ift, als fie durch eine mangelhafte 
Ausführung meiftens es wird, und daß, wo nicht einzig; 
doch vorziiglich diefe es ift, duch welche eine: Kopfs odew 
Merfonenfteuer driickend und dadurch gehäflig werden muf. 

Gewöhnlich wird darin gefehlt, daß unter den Beitra— 
genden feine richtige Abftufungen beobachtet werden, day in 
der Hegel mehr die Anzahl der Köpfe, als das Vermögen, 
welches fie repräfentiven,, und meiftens wohl nur die Zahl 
der erfteren beachtet; und daß dadurch die Regeln eines rich 
tigen Verhältniffes itberfchritten werden. Fehler und Mifir 
greiffe der Art, müſſen alerbings den — — ſie 
trifft, rechtfertigen. 

Dieſelbe ſind in dem Plane der — in dem — 
geſetz vorgelegt werden wird, vermieden, und iſt für dieſ“ 
Steuer eine ſolche Stufenleiter angenommen worden, daß. 
der Beitrag eines jeden Einzelnen, den Kräften besjenigen, 
der ihn leiſten ſoll, angemeſſen iſt, und überhaupt für keine 
Klaſſe von Einwohnern als zu hoch angeſehen werden kann. 

Ein Maximum von 50 Franken: für eine Familie von 
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5 Köpfen, welches von der begütertſten und wohlhabendſten 
Klaſſe entrichtet werden ſoll, welche bei der Provinzial 
Schulden⸗Verfaſſung vielleicht das zehenfache und noch mehr 
wirklich entrichtet hat, ift in. dem Verhältniß zu dem Ders 
mögen, welches diefen Beitrag repräfentirt, fo unbedeutend, 
daß er ſelbſt, ſür die Mittelklaffe, niemals läſtig werden 
Fönnte, fo wie das Minimum von einem "halben Franken 
fiir eine Familie, ſelbſt die Kräfte des Taglöhners nicht 
überfchreitet. Aufferdem ift in dem Plane ein Zehentheil 
der Population ald Non Valent gerechnet, mithin der wirt 
lich Arme von allem Beitrage freigelaffen, und fteigt der 
Beitrag in einer folchen Proportion, daß der Durchſchnitts⸗ 
beitrag fir die erſte Hälfte der Population nur auf 27%e 
Franken auf die Familie oder 54 Centimen etwa 4 990. 4 
Pf. auf den Kopf jährlich zu ftehen kommt, wodurch, fo 
wie dadurch, daf die ganze Maffe der Steuer auf die Pos 
pufation der ganzen Depamements vertheilt wird, die Ads 
miniftrationsbehörden hinlänglichen Spielraum erhalten, bier 
fe Steuer auf eine folche Art zu vertheilen, daß fie den 
bofondern und individuellen Verhältniſſen einer jeden Kom— 
mune und eines jeden Beitragenden angemeffen, und eben 
dadurch der richtige Eingang derfelden gefichert wird. 

Vielleicht mögte man die Frage aufwerfen fünnen, ob 
es nicht rathſam, ob es nicht thunfich geweſen feyn würde, 
ſtatt einer ſolchen perfünlichen Abgabe eine andere zu wäh— 
len, fiir welche die allgemeine Meinung giinftiger ift? 

Ich erwiedere indeffen, daß unter allen gerade biefe 
der Lage des Königreichs und den wohlthätigen Planen des 
Souvernements für das aligemeine Wohl am angemeffen: 

ften ift. 
Die Nationalſchuld iſt eine Nationalangelegenheit und 
eine Nationalpflicht, Fiir weiche jedes Mitglied der Staates 
gefellfchaft verhaftet bleibt. 

Gerechtigkeit und Billigkeit fodern, daß alle, und zwar 
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alle auf diefelbe Art und nah Verhältniß ihrer Kräfte beir 
tragen, und daf feinem es möglich, fey, feinen Beitrag ent 
weder ganz zu entziehen, oder willkührlich zu verringern. 
Dann fodert auh die Natur der Sache, da man die 
Summe der fiir einen folhen Zweck gewidmeten Abgabe 
leicht und genau überrechnen, und zugleich darauf rechnen 
kann, daß fie unverkürzt erfolgt; Foderungen, welche, man 
wähle eine Gattung von Steuern, welhe man wolle, Bei 
feiner würden zu erreichen feyn. 

Die SGrundfteuern bilden den vorzüglichſten Fond, aus 
welchem die Abgaben des Staates beftritten werden müſſen, 
und welcher durch die indirekten Abgaben in einem folchen 
DVerhäleniffe erganzt wird, als das Bedürfniß der Adminis 
firation es erfodert, und als es dem Umfang. und der Rich— 
tung der National:Sjnduftrie angemeffen ift. 

Erxftere, die Grundfteuern nämlich , werden aber nicht 
von allen Klafien von Staatsbürgern entrichtet, und jede zu 
große Erhöhung derfelben wiirde aufden Ackerbau drücken, weils 
chen zu begiinftigen und die Landeskultur zu heben, der ſehnlich⸗ 
ſte Wunſch in einem jeden Staate ſeyn muß, deſſen vorzüglich⸗ 
ſter Reichthum in den Produkten des Ackerbaues beſtehet. 

Eine Erhöhung der indirekten Abgaben würde in glei— 
chem Grade für die Induſtrie drückend ſeyn. Beides, Acker—⸗ 
bau und Induſtrie, find mehr oder weniger durch die Zeits 
umftände erfchiittert, und abgefehen davon, daß feine von 


‘ allen diefen Abgaben, alle und jede Klaffe von Einwohnern 


in einem richtigen Berhältniffe treffen, daß jede zu Hohe 


- Spannung derfelben auf die erften Elemente der National— 


fraft zurückwirken miffe, wiirde der zweite große Zweck des 
Souvernements, nämlich die Abgabe, welche dem Schuldens 
weſen gewidmet ift, von allen jenen, welche für die Admis 
niftration beffimmt find, getrennt zu halten, und ſomit die 
Ausführung einer Maaßregel verfehlt werden , welche ale 
eine Hauptſtütze des öffentlichen Kredits betrachtet wird. 


* 
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Sie, meine Kerren, werden in dieſer Maafregel einen 
neuen Beweis der ernftlichen Sorge finden, welche das Gou⸗ 
vernement dem allgemeinen Wohl widmet. 

Durch den gten Artikel des Geſetzes wird aus dem 
Fond der geiftlichen Güterverwaitung jährlich. die Summe 
von 500,000 Franken an die Amortifatiouskaffe zur Ver— 
ftärkung des Schuldentilgungs; Fonds überwiefen, und zus 
gleich zu einer Vergrößerung diefer königlichen Gabe aus 
diefem jährlich wachfenden Fond eine Ausſicht eröffnet, deren 
Erfillung das Königreich von der Liche feines Negenten ev 
warten darf. 

Durch diefe Manfregel wird ein Theil des friiher ber 
Religion und längſt veränderten Zwecken geheiligten Eins 
fommens dem zeitlichen Wohl des Staates gewidniet. . : » 

Durch diefen Zufchuß, fo wie durch die Ueberweiſung 
aller baaren Kautionen und die in dem ıdten Artikel des 
Entwurfes enthaltene Beſtimmung, wonach) alle Depofitens 
gelder, unter den im demjelben enthaltenen Bedingungen 
bei der Amortiſationskaſſe angelegt werden follen, werden zus 
gleich Gelder, "welche unter der Garantie des öffentlichen 
Zutrauens geftellt find, zur Begriindung des allgemeinen 
Vertrauens verwendet, und fo hierdurch das individuelle 
Wohl mit jenem des Sanzen auf das Innigfte verfchlungen, 
zugleich aber auch der Tilgungsfond, und zwar ohne irgend 
eine Anftvengung der Unterthanen, und einzig durch die 
von dem Regenten dargebotene Mittel fo fo fehr erweitert, 
daß ſelbſt die geringe Lat, welche dag Schnidenwefen auf 
eine kurze Reihe von Jahren erfordert, um fo viel früher 
von den Echultern ber Beitragenden Bam werden 
kann. 

Durch den ten, ıoten und 14ten Artikel des Entwurs 
fes des Geſetzes, iſt die Trennung der. Amortifationstaffe 
von der Adminiftration der Staatsreveniien feitgefekt und 
zugleich beftimmt, daß die Rechnung von der Verwaltung 
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diefer Kaffe jährlich öffentlich bekannt gemacht, und den 
Ständen des Reichs vorgelegt werden foll. 

Schwerlich dürften die Maaßregeln, welche in dieſer 
Beziehung als Geſetz vorgefhlagen find, etwas zu wünfchen 
übrig laſſen. ... 

An Ihnen iſt es nun, meine Herren, die Garantie 
dieſer Verpflichtung, die Garantie der Staatsſchuld durch 
Ihre Zuſtimmung zu dem Ihnen vorgelegten Geſetz feier— 
lich auszuſprechen; — aa Jhaen if es, in Einſtim— 
mung mit den Abſichten und Wünſchen des beſten Königs, 
die Grundlage des öffentlichen und Privatwohls, die Na— 
tionalehre unerſchütterlich zu begründen. 

Und daß Sie in der lebendigen Ueberzeugung, daß 
hiedurch die verſchiedenen Vetker in eine Nation vereinigt, 
und daß diefe Hierdurch an ihr neues Vaterland, an ihre 
Verfaffung, an ihren König gefeflelt werde, — ausfprechen 
werden, dieß darf Has Souvernement, von Ihrem Patriotiss 
mus erwarten. 


40. 


Der Großherzog von Berg, nun König beider Si— 
cilien, tritt das Großherzogthum Berg an des 
Kaiſers Napoleon Majeſtät ab. 


JOACHIM NAPOLEON, par la grace de Dieu, 
Roi des Deux-Siciles, prince et grand-amiral de 
France: & tous ceux qui les presentes verront 
salut! 


Ayanı cede a $. M. I’Empereur des Francois, Roi 
d’Italie, protecteur de la confederation-du Rhin, no- 
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tre auguste beau- frere, notre souyerainete sur le 
grand -duche de Berg, ainsi que tous nos droits en 
Allemagne, nous faisons sayoir à nos bien - aimes et 
fideles sujets-que nous les avons degages et que par 
les presentes nous les degageons de leur serment de 
fidelite ainsi que de toutes les obligations qu'ils ont 
si loyalement remplies envers nous, depuis que la 
diyine providence nous appella a les gouverner. 

En faisaut cesser tous les engagements qui les 
attachoient a notre maison royale, nous ne saurions 
rompre les liens de l’ailection qui nous attache a 
eux et qui doit se conserver à jämais dans notre 
coeur par le sonyenir de la loyauté religieuse qui 
distingue leur caractere, du devouement qu'ils nous’ 
ont montres, de la fidelite, avec laquelle ils nous ont 
servi. Ils &toient nos enfants, nous ne cesserons pas 
de leur poıter des sentiments paternels, 

Les regrets que nous éprouvons en nous sepa- 
rant d’eux, ne peuyent &tire adoueir que par l'idée 
des avantages que leur promettent le genie et la puis- 
sance de l’arbitre de lcurs destindes, accoutume & 

"repandre sur tous les peuples qui lui sont soumis; 
tant de bienfaits et tant de gloire, 

Donn& en notre palais a Paris le 7 Aoüt 1808, 

Signe: JOACHIM NAPOLEON. 
Par le Roi, 

Le ministre commissaire de S. M. 

Siend: G. Acır, 





Als diefe Proffamation in Deutſchland bekannt wurde, 
war die Defisnahme im Namen Sr. Majeſtät des Kaifers 
der Franzofen, Könige von Sjtalien und Protektors des 
Rheinbundes fhon vollzogen. Am 30. Julius kam der fans 
zöfifhe Staatsrat Herr Beugnot zu Düffeldorf an, und am 


72 


1. Auguft, am nämlichen Tage, wo bem Großherzoge das 
Königreich beider Sizilien ertheilt wurde, von dem Kerr 
Staatsrathe vom ganzen Großherzogthume der Beſitz im 
Namen des Kaijers ergriffen, und von den verfihiedenen 
Behörden in feine Hände der Eid der Treue abgelegt. 

Die Befigergreifung in den übrigen Theilen des Großs 
herzogthums, jo wie auch der großherzoglichen Poft zu 
Hamburg erfolgte an verfchiedenen Tagen nah. Die Uebers 
tragungs s Urkunde des Königreichs an den Großherzog ift 
vom ıdten Julius, und wurde am ıften Auguft zu Neapel 
öffentlich verkündet. 





ILL TILL ——————— — — 


41. 
Landesherrliche Verordnung die neue Einrichtung des 
Sachſen-Koburg-Saalfeldiſchen Landes-Mini— 
ſteriums betreffend. 





Bir Ernſt von Gottes Gnaden, Herzog zu Sachſen, 

darggraf zu Meiſſen, Landgraf zu Thüringen, fouves 

rainer Fürſt von Eoburg: Saalfeld, gefürfterer Fürft zu 
Henneberg 20. ꝛc. 


Haben bei genauer Prüfung der zeitherigen adminiſtrativen 
Staatseinrichtungen Uns veranlaßt gefehen, zuvörderft Uns 
fern Landesminifterio folgende neue Einrichtung zu geben, 
weihe Wir hiermit zur öffentlichen Kennenig und Nachachs 
tung gebracht wifjen wollen. 
§. 1. 
Geſchäftskreis. 
In dem Geſchäftskreis des Landesminiſteriums liegt 
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ı) die Beforgung ber Familienangelegenheiten Unſers 
herzogl. Hauſes, ſoweit fie Hausverträge, Ehepakten, Wit 
thumsverträge, Teſtamente u. ſ. w. betreffen. 

2) Die Beſorgung der auswärtigen Ver hãltniſſe und 
ſtaatsrechtlichen Angelegenheiten. 

3) Die oberſte Leitung der Staatswirthſchaft in alles 
Polizei⸗, Juſtiz⸗, Finanz s und Kirchenfachen. 

4) Die Generalkontrole über alle Staatsämterr, 

5) Das Militairwefen, foweit es in diefen .—. 
Preis eingreift. 

6. 2. 


Perſonaletat. 

Zur Beſorgung dieſer beſtimmen Wir ben 
des Perſonale: 

1) Drei geheime Konferenzräthe, unter denen der erſte 
den Vorſitz und die Direktion des ——— dat. 

2) Einen geheimen Archivar. 

. 3) Einen Oberrevifor, der zugleich in Rechnungeſachen 

die Expeditionen abzufaſſen hat. 
4) Zwei expedirende Sekretair. 

5) Zwei Regiſtratoren. 

6) Einen Botenmeiſter. 

) Zwei Kanzliſten und einen Boten. 

Wir werden jedoch zur Bildung in den Geräten auch 
DMeferendarien zuziehen und Wir behalten Uns vor, nad) den 
Fähigkeiten derfelben und nach ihrer Anzahl den Antheil, 
weichen fie an den Serhäften nehmen * „beſonders ‚u 
beftimmen. * 

4. 8. 


Pflichten der geheimen kur 
Allgemeine Attribute derfelben. 
Die Attribute der geheimen Konferenzräche beftehen In 
Sitz und Stimme bei Unſerm Pandesminifterium. Dieſes 


> dar. demnach eine kollegialiſche Verfaſſung und ſteht unter 


ls 
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Unferm eignen Präfibio. Das ganze: Kollegium ift Uns vers 
antwortlid und das . Mitglied: dem — 


— 
Departements-Vertheilung. 


Unm dieſer Verantwortlichkeit den Charakter der Wire⸗ 
lichkeit aufzuprägen, haben Wir die Vertheilung der Depars 
tements auf folgende Weiſe befchlofien. Gegenwärtig ift 
einem Nathe das landeshoheitss und, fLaatsrechtliche Departes 
ment nebſt Beſorgung Unſerer Hausangelegenheiten und 
Handhabung der General-Dienſtkontrole, einem andern das 
Finanzdepartement, einem andern das. Departement der Pos 
lizei und der National Dekonomie zu übertragen. 


$. 5. 
Weſen der Departements: Bertheilung. 


Das Wefentlihe der Departements Vertheilung beftekt 
barinnen, ‚daß jedes. Mitglied des Landesminifteriums feinen 
eigenthiimlichen Wirkungskreis kennt. Die Branche, wodurch 
er bezeichnet iſt, bezeichnet, den Gegenſtand feiner Kuratel 
und feiner Verantwortlichkeit. Es ift Sache des Departes 
mentsraths, feinen Wirkungskreis mit Pünktlichkeit und Ord⸗ 
nung zu beherrfchen und, Uns und dem. Kollegio über. jeden 
einzelnen Theil deſſelben, zu jeder Zeit,. Ned und Antwort 
geben zu können. ; „Hierdurch iſt jedoch, die Lollegialifche Bes 
rathung keineswegs ausgeichloffen. ‚Sollte jedoch ein Depars 
temenssrarh fih durch das Reſultat einer Follegialifchen Yes 
rathung beſchränkt erachten; fo ſteht es ihm frei, ſich dars 
iiber ein Konferenzprotokoll zu erbitten. Es hat fich jeder 
Einzelne durch Lefung der Aften, fo. wie durch die. Vorträge 
in den Konferenzen beftändig in Weberficht des Ganzen zu 
erhalten. Vorzüglich müſſen fih die andern Departements 
Chefs eine ſtete allgemeine Ueberſicht der Finanzen zu erwer⸗/ 
ben, befliffen feyn. 
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MWiffenfchaftliche Kultur des Departements. 

Zur. fpegiellen: Pflege des Departements, iſt aud) die 
wiſſenſchaftliche Bearbeitung deſſelben beſonders erforderlich. 
Es gehört zu den Pflichten des Departementsraths, bei ſei⸗ 
men Borfchlägen über den jährlichen: Zuwachs der. Geſchäfts— 
Bibliothek dafiir zu forgen, daß ihm nichts unbekannt bleibe, 
was die wiffenfchaftlihe Kultur des einen oder des andern 
ftaatswirchfchaftlichen Zweiges meientliches zu Tag gefördert 
hat. Die Leitung zur Anfertigung der Prinzipienbücher, if 
ein — — en — Beſchäftigung. 
a a HR > CR 177 ID, 

Modißkationen RR en DEE" 

v den Grundſätzen $. 5. kann die Geſchäfts⸗ Weis 
theilung nie in einem fo firengen Sinn genommen werden, 
der ihr Weſen vernichtete. Vielmehr giebt es Modififatios 
ne, welche die: Natur der Sache am die; Hand giebt. Rück⸗ 
ſicht auf: die | perföntichen | Neigungen: und Fertigkeiten laſſen 
feine: Abänderungen: zu, durch welche der: Dieuſt gewinnt. 
Eben fo kann öftersindie Rückſicht auf den Gegenſtand eine 
Modifikation anrathen. Die Allgemeinheit deſſelben läßt 
mehrere Anſichten nach dem Geſichtspunkt des: Staatserechts, 
der Finanzen und der National⸗ Oekonomie zu. Die züber⸗ 
wiegende Anſicht and: das Reiultat geht dann. aus dem Zu⸗ 
ſammenwirken mehrerer Depantementsrärhe, hervor. Es vor 
ſteht ſich daher von. ſelbſt, daß jeder Rath befugt iſt, in an 
dern ihm nicht. beſonders zugewieſenen Departements ſchrift⸗ 
liche und mündliche JAnträge zu thun, und vu. geeignet? 
Motiven: zu — 7 BD 

4 8. 2 "473 sera 

———— — 
Direktion des Geſchäftsgangs. 3 
»»* Die: eingehenden: Sachen werdenz: wenn fle nicht zu? Un⸗ 
ferer höchſteigenen Erbrechung addreßixt find, vor dem, wor 
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ſitzenden Rathe erbrochen, und nad Maaßgabe 
der Departements. Vertheiun⸗ zugetheilt. Die Sorsfalt des 
in gerichtet feyn, dag jed® 


vorſihenden Raths, muß auch da | 
Expedition hei allen Bur eaux bis zu (rem Abgans eine 
An efenheit® en Bar ber 


raſche Förderung ‚finde. 
nädfte im Dienftalter diefe dien! höchſt weſentliche 
Aufſicht zu führen. NE 
| — . 9 
gondferenzen 
Zur Förderung der dollegialiſchen Berathung werden 
wochentlich zwei Konferenzen: jedesmal @ Mittwoch und 
Sonnabend gehalten. Wenn es die Geſchafte erfordern, fo 
werden. Wir die Käthe Tagen zufammen 


ER 


auch am andern 
herufen. 1 10 —F 
a *— ..,r. 10 h .w 


fange annehmen; ſo darf: 
Anfere Entſcheidung durchaus nichts geſchehen. — 
dient Uns Hierliber der Vortrag in den Konfer 
Zeichnung der Komeptt, | ie die Umteefeheift det Heim 
Meriften. Um jedod dem Geſchaftsgan MNecigen raſch 
Sarg zu verſchaffen — anf. we mn W urchaus dringen 
müſſen⸗ ſo wollen Bir alle 
den miffen, und eneiten deshalb 
F in ſolche, won denen nicht 
u zeichnet * ſondern auch die Reinſchrift von Un 
feyn muß. Kr | 
b) in folche, been Konzept von Uns geyeihnet ſeyn mu 
ohne Daß jedoch das Mundum von Uns unmittelbat vol’ 
zogen wird. - 
a folche, die Unſerer Zeichnung gar mit beduͤrfen. Di 
e —_ immungen, be welchen Verfügungen der | 
exe diefer Zaue eintritt, ſeben ie a men h 
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Fortſetzung. “ 

Es werden alle Verfügungen im Loncepte von Uns ger 
zeichnet und im Mundo von Uns vollzogen, welche Beſtäti⸗ 
gung von Kriminalurtheilen, von Lehen, von Sinnungen, 
Korporationen, Stiftungen und Gemeinheiten enthalten, fers 
ner alle neue Suftißs, Poligeis und Finanzgefege, Verord—⸗ 
nungen, Mandate und Publitanda, Akta der: unmittelbaren 

Korrefpondenz mit auswärtigen Souverains, Begnadiguns 
gen aller Art, Beftallungen, Titelertheilungen, Remiße, Ins 
fteuftionsveftripte über neue Prinzipien in allen Zweigen der 
‚Staatswirthfchaft, neue Etats für die Generals und Spa 
zial⸗Staatskaſſen, Decharchen über Nechnungsführung, über 
Mehrausgaben und über ungewöhnliche Ausgaben. Hieher 
gehören. auch die Ausfertigungen an das Obermarſchallamt 
und an die Kommandantenfchaft, jedoch mit Ausnahme ders 
jenigen Kommunifationen , welhe das Minifterialkollegium 
in Form der Anfchreisen, an diefe Behörden erläßt. 

$. ı2. 
Fortfeßung. 

Alle übrige Verfügungen find entweder anorönenden 
eder vorbereitenden Innhalts. Zur erften Klaffe gehören 
alle Reſkripte, Dekrete und Exlaffe, auf deren Beranlaffung 
irgend eine wirkliche in der Staatsabminiftration fichtbare 
Handlung gefchieht oder gefchehen fol. Wenn eine anordı 
nende Verfügung nicht auf. der unzweideutigſten Anwendung 
eines vorliegenden Gefeges, oder eines von Uns ausdrücklich 
genehmigten Prinzips beruht, fo kann fe, ehe das Konzept 
von Uns gezeichnet ift, nicht andgefertigt werden. Vorberei— 
tende Verfügungen aber, welche feinen Akt anordnen, fons 
dern nur auf Abforderung von Auskunft, von Alten, auf 
Einleitung swiffenfchaftliher Erörterungen und Unterfuchuns 
gen, auf Leitung derfelden durch Subſidien und Winte bes 
ſchränkt find, nicht aktiv in. die Staatswirthſchaft am wenig 
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fien in die Kaffenzuftände: eingreifen, bedürfen jauch im 
Konftpt Unſerer Zeichnung nicht. Hieher gehören auch die— 
jenigen anordnenden Verfügungen, welche auf vorliegenden 
Dienſtinſtruktionen, Reglements, Geſetzen und ausdrücklich 
von Uns genehmigten Prinzipien beruhen. 
* Fortſetzung. 

Alle 6. 11. bezeichneten Ausfertigungen werden vor 
Unſerer Vollziehung von demjenigen geheimen Konferenzrath, 
in deſſen Departement die Sache gehört, kontraſignitt. Alle 
Dienffanftellungspatente, Verfügungen über Staatsdiener, 
Geſchäftereglements für die Behörden, welche eigentlich alle 
Departements gemeinfchaftlich angehn, werden von dem vors 
fisenden geheimen Konferenzrath kontraſignirt. Diejenigen 
Köommunitationen, welche das Minifteriaflolegium an aus 
märtige Landesminifterien und andere Behörden erläßt, wers 
den von fümmtlichen Mitgliedern deſſelben in der Keinfchrife 
unterzeichnet. Alle diejenigen Erlaffe, welche in der Rein— 
fhrift von Uns nicht unterzeichnet werden, find von dem 
vorfißenden geheimen Konferenzrath und dem Departements 
vath zu unterzeichnen. Treffen beide Perfonen in einer zus 
fammen, fo gefchieht die Mitunterfchrift von dem in Riüick⸗ 
fiht des Dienftalters nachfolgenden Mitgliede. In Gegens 
ſtänden der Dienftpofizei vollgieht und kontraſignirt der vors 
figende geheime Konferenzrath, allein. 

$. 14. 
Nähere Beſtimmung wegen den Konferenzen. 

Die Mittwochs. Konferenz wird unter Unferm unmittels 
baren Morfig gehalten. Diefenigen Vorträge, welche zu den 
beiden erftern und wichtigern Verfügungen fiihren , find die 
Sauptgegenftände diefer Konferenz. Die Sonnabends-Kon— 
fereng ift für-die Verſammlung der Räthe beſtimmt. Sie 
machen die lehnte Klaſſe der Ausfertigungen ab und bereiten 
die fibrigen zum Finalvortrag- in der nächſten Mittwochs’ 
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Konferenz vor. Ueber alle „im Laufe der Woche — Un⸗ 
ſere Kenntniß ausgefertigten Verfügungen muß Uns mit 
Vorlegung des Tagzettels in der nächſten Mittwochs-Konfe—⸗ 
renz Vortrag gemacht werden. 
§. 19. 
Fortſetzung. 

In der Regel werden zu den unter Unſerm Vorſitz zu 
haltenden Sitzungen nur die 3 Mitglieder des Landes; Mis 
nifteriums zugezogen. Wir werden jedoch nach Maafigabe 
den Beranlaffungen auch den Worfteher der geheimen Ars 
chivs zum Vortrag wichtiger: diplomatifcher Angelegenheiten, 
die Chefs der Landestollegien zur Berathung wichtiger Ges 
genftände, die erften Militaire zur Abmachung der Landess 
Militairgegenftände, die Referendärs zur Erprobung ihrer 
Fähigkeiten zu den Konferenzen vorbefcheidten. Auch hat 
der vorfisende Rath hiezu fo oft es erforderlich ift, Uns 
Anlaß zu geben. In Fallen wo die Führung eines Pros 
tokolls über die Verhandlungen in den Minifteriallonferens 
zen nothiwendig wird, liegt — Unſerm geheimen Kabis 
———— ob. 

6. 16. 
Fortſetzung. 

Die Sekretarien haben zwar eigentlich nur nach der 
Dekretur und nach den Abſtimmungen zu arbeiten. Damit 
ſie ſich jedoch im Dienſte zu bilden Gelegenheit haben, ſo 
können auch die Departementsräthe Vorarbeiten und Vor— 
träge zu machen aufgeben. Der Rath, der fie zum Vor— 
trag bringt, ſteht aber für dieſelben ein. Die Art, wie 
Keferendarien gebildet und befchaftige werden , beruht 
vorzüglih auf einer fachgemäßen Anwendung diefer Ber 
flimmang. Dieſelbe Bemerkung greife auch in Rück⸗ 
fiht des DOberrevifors Platz. Alle Verantwortung beruht 
auf dem Departementsrarh, unter deffen Leitung und ii 
— er arbeitet. 
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I$. 17. 
Dienftlontrofe, 


Damit Wir immer darauf rechnen können, daß dieſer 
Geſchäftsgang in der angeordneten Maaße eingeleitet und 
erhalten werde; fo ſetzen Mir noch folgende Beftimmuns 
gen feft: Ä | 
ı. Der vorfigende geheime Konferenzrath hat darauf 
Bedacht zu nehmen, daß von den einzelnen Räthen von 
Woche zu Woche aufgearbeitet und wo durch zufälliges Zus 
fammentreffen fih übermäßige Anhäufungen zeigen ſollten, 
durch Vertheilung Aushülfe geſchafft werde. | 

2. Die Neftenverzeichniffe find Ans pünktlich in ber 
erften Konferenz jeden Monats vorzulegen. Diefe beiden 
Punkte find. befonders frenge zu behandeln, und) mar 
hen Wir den vorfisenden Nach defhalb befonders verant 
wortlich. Bm 

5. Jeder Departementsrach Hat zwar für den rafchen 
Gang der treffenden Expeditionen nächſt dem. vorfikenden 
Kath mit beforgt zu feyn, und hiernach feine Kuratel auf 
bie ihn zunächſt angehenden Theile der Sekretaire, Regiſtra⸗ 
tur und Kanzleiarbeiten mit zu erſtrecken. Damit aber alle 
Bureaux in beſtändiger Thätigkeit erhalten. werden;' fo ſol⸗ 
len dieſe von dem vorſitzenden Rath nach Befinden, und fo 
oft es für nöthig erachtet wird, unvermuthet, von den beis 
ben übrigen aber regelmäßig wöchentlich einmal abwechfeind 
vifitirt werden. 

4. Ueberhaupt mahen Wir Unſerm Landesminifterie 
und insbefondere dem vorfigenden Rathe defielben die allge: 
meine Dienftfontrofe, die Einreichung gewiffenhafter Diener 
Konduitenliften, die Entfernung der Mifbräuhe und des 
Schlendrians, die Belebung des Dienfteifers, fo wie die 
Einwirkung auf die Moralität des gefammten Dienftperfos 
nals zur ſtrengen Pflicht, 
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6. 18. 
! Generalberichte. 

tertetjäßrtg muß Uns jeder Departementsrath einen 
umfe ſſenden Vortrag iiber die Lage feines Departements uns 
ter Vorweifung der Prinzipienblicher abftatten. Am Ende 
des Etatsjahrs iſt Uns aber ein Generalbericht über das 
ganze MinifterialReffort vorzulegen. Es verfteht fih, daß 
zwar eih jeder Depatementsrath den treffenden Theil fpes 
ziell bearbeitet, Laß aber wegen der allgemeinen Leberficht 
der ganze Bericht vom Kollegio erftattet wird. Ueber die 
Art, wie die oberfte Leitung der Gefchäfte in Unſerer Abs 
mwefenheit beforgt werden foll, werden Wir noch ein befons 
deres Reſkript erlaffen. 

$. 19. 

Mir befehlen demnach, daß allen in Obigem enthalte 
nen Vorfhriften aufs genauefte nachgelebt werde. So mie 
Fir es Uns ſtets vorzüglich angelegen feyn laffen werden, 
“ Talente, Fleiß, Gefchicklichleit und Treue bey Unſern Diet 
nern auszuzeichnen und nad Kräften zu belohnen, fo füns 
digen Wir zugleich denjenigen, welche in der. Beobachtung 
ihrer Dienftpflichten,, einige Nachläffigkeit oder wohl gar 
böſen Willen fih zu Schulden kommen laffen würden, hierr 
mit an, daß fie mit Entfeßung von ihrem Dienfte, und 
nach Befinden mit andern harten Strafen belegt werden 
follen. 

Eoburg, zur Ehrenburg, ben 4: Yun. 1808, 


Ernſt, H. z. S. C. S. 
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42. 
Beiträge sur Erläuterung ded vier und dreißigften 
Artifeld der Rheinifchen Bundesafte. 





* 


Borbemertungen. 


Wenn der Urheber dieſes Artikels wüßte, wie mancher 
ſchöne Ueberreſt jener von Gott nicht mehr erhaltenen Vers 
wirrung, die man die teutfche Neichsverfaffung nannte, er 
mit ein Paar Federftrichen vertilgte, er würde fich ſelbſt 
wundern. Daß er es nicht weiß , mwenigftens nicht gewußt 
hat, fieht man daraus, daß er fich mit einer fo ganz allges 
meinen Bezeichnung der dem Verzichte unterworfenen Dbr 
jekte begnüge hat. »Rechte und Anfpriche eines Bundes 
»genoffen auf des Andern Befißungen follen gegenfeitig vers 
»zichtet feyn.« Das ift zwar für die Erhaltung des äuße— 
ren Friedens, wie man beim erften Anblick glauben follte,' 
genug, allein fchwerlich für die Beförderung der inneren 
Zufriedenheit allgemein dienfam. Denn mar ſchon bei den 
erften Bundesgenoffen, die übrigens mit den neuen Erwers 
bungen fich tröften konnten, der Verluft und Gewinn nicht 
immer gleich: fo diirfte wohl die Lingleichheit bei den nadhs 
‚her zugelaffenen noch weit größer feyn , bie überdies jenen 
Troft nicht. hatten. , 

Daß aber auch diefe der 34ſte Artikel bindet, kann 
nicht bezweifelt werden, da fie in den Bund unter der Bes 
dingung aufgenommen find, daß ihnen die Rechte und Ver— 
bindlichkeiten deſſelben eben fo gemeinfchaftlic mit den ur: 
fprünglihen Bundesgenoffen feyn follen, als hätten fie den 
Pariſer Vertrag von 1806 ſelbſt mit abgefchloffen. Fände 
fih unter ihnen Einer, der durch den Verzicht nur verlöre, 
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weil zwar Er auf bundesverwandte Befikungen, fein Buns 
des enoffe aber auf die, feinigdh Mechte oder Anfprüche 
hätte; fo fünnte er freilich fagen,, ihm fehle das Motiv zu 
einer fo nachtheiligen Werzichtleiftung, das im ırten und 
den folgenden Artikeln der Bundesakte fih finder; man 
könnte ihm aber. erwiedern: Er möge feine gerettete Unab— 
hängig?keit als Erſatz auch fir diefes Opfer in Anfchlag 
tringen, und gedenft er der Zeit, wo er jener Rettung voll 
Angftliher Beforgni5 und Ungewißheit entgegen ſah; fo 
wird er es ſchwerlich zu groß finden. Weberhaupt wird ders 
jenige feine Ausnahme verlangen fünnen, der einmal die 
durch die Bundesakte befiimmten Verbindlichkeiten unbedingt 
übernommen hat. Ä 

Rechte und Anfprüche eines Bundesgenoſſen auf Bei 
fisungen eines andern find ohne Ausnahme verzichtet und diefer 
Verzicht trite in Gemäßheit des 34ſten Artikels ipso jure 
ein, das heißt, kein Bundesgenoffe ift befugt, echte und 
Anfprüche, die er bisher hatte, ferner geltehd zu machen, 
und jeder Bundesgenoffe ift berechtigt, die fernere Ausübung 
oder Behauptung derfelben fofort zurückzuweiſen. Sie find 
mit dem Abfchluß des Bundes oder mit dem Eintritt in 
denfelden gänzlich erlofhen. Wie aber, wenn der 
Nihegebrauc diefer Stipulation der Bundess 
atte von einzelnen Bundesgenoffen beliebt 
würde? | | 
Es wäre möglich, daß dadurch in gewiſſen Fällen der 
Friede eher erhalten würde, als durch die Befolgung des 
Bundesgefeßes und immer werden in der Anwendung folche 
befondere Verabredangen ftatt finden fünnen, wodurch "die 
Allgemeinheit der Verordnung mancherlei Modifikationen ers 
haften kann. Allein in fofern diefer Verzicht fiir den Buns 
deszweck nothwendig erachtet ift und das jeßige gute Einver⸗ 
ſtändniß einzelner Bundesgenoffen unter ſich für die Zukunft 
nicht bürgt, ſcheint es dennoch, daß der Gebrauch oder 
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Nichtgebrauch ber Dispofition der Bundesakte niht von 

der Willkühr einzelner Bilhdesverwandten abhängt. 

Man hat der Eontroverfen auch iiber diefe Stelle der 
Bundesakte fhon allerlei ausgedacht und der Ruhe liebende 
Praktiker möchte, vielleicht, falls er dürfie, eben darum um 
fo geneigter feyn, alles beim Alten zu laffen. Darf. er aber 
das nicht; fo wird er mwenigftens gern der Meinung beis 
flimmen, » daß die jeßt fhon darüber obwaltende Streitigs 
»keiten: welche Rechte zu verzichten feyen? Die Räthlichs 
und Nothwendigkeit der Regel des Verzichts auf alle und 
»jede Nechte ohne Ausnahme am Präftigften beweifen, um 
»dadurd allen folhen Streitigkeiten vorzubeugen, « *) und 
obgleich Kenner vielleicht behaupten dürften, daß diefe Ans 
ſicht nicht allgemeine Marime der juridifhen KHermeneutif 
werden könne, ohne fie in ihrer Grundfeſte zu erfchüittern; 
fo werden fie doc) eingeftehen müffen, daß fo jeder Knoten 
am leichteften — wenigftens zerhauen werden fann. 

Indeſſen können, .bei den Verwickelungen , die aus dem 
Urſprung der teutfhen Territorien und der alten teuffchen 
Berfaffung herrühren, doc noch manche Fragen entfichen, 
die der beßte Wille, die Bundesakte Hier in ihrer möglich: 
ften Algemeinheit anzuwenden, nicht zu beantworten, und 
der Zufammenhang der Bundesafte feldft kann auf Zweifel füh⸗ 
ven, welche die freigebigfte Exegeſe nicht zu löſen vermöchte. 

Wir wollen von beiden nur ein Beifpiel anführen, 
und diefmal darauf die Beiträge zur Erläuterung eines fo 
reichhaltigen Paragraphen befihränten. 
| J. 

Wer muß Verzicht leiſten, wenn die Territoriak 
verhäleniffe gemifht oder fireitig, wenn 
Eigentbum und Befig getrennt find? 

Man lefe einmal in Mofers Staatsrecht, befonders 





*) Bzun systematische Darstellung des rheinischen Bundes. 8, 146. 
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von der teutſchen Neichöftände Landen und von der Landes; 
hoheit überhaupt, nach, und man wird ſich Überzeugen, daß 
die Entfcheidung. der Frage: wer Verzicht leiften 
müſſe? nicht immer gang leicht feyn dürfte, Wir haben 
in, Teutſchland gemifchte Territorien, gemeinjchaftlihe und 
getheilte Landeshoheiten, Regalien, die von einem Reiches 
ftande in des andern Lande, bisweilen allein, bisweilen ges 
meinfhaftlih mit. dem Landesheren ausgeiibt wurden, 
Staatsrechtsdienftbarfeiten der mannigfaltigften Art, Gebiete, 
die man vielherrifch nannte, fiber die einer die Cent, ein 
anderer die Civilgerichtsbarkeit, ein dritter das Befteurungss 
vecht, ein vierter wieder ein anderes Hoheitsrecht und ein 
fünfter vielleicht alle oder einige gutsherrliche Rechte keiner 
aber:die Landeshöheit im Ganzen befaf. Ueber anche 
Gebiete war die Landeshoheit ftreitig und ſelbſt der Beſitz⸗ 
ftand, abhängig von der flreitenden Theile Wachſamkeit und 
Macht, wandelbar und ungewiß. Einige Gebieten find ‚vers 
pfändet, andere wieder: käuflich, viele lehnbar. Sage man 
immerhin: es müſſen alle Rechte und Anfprüiche unter den 
allgemeinen Verzicht gezogen’ werden; da, wo der eine Diek, 
der andere ein anderes Recht hat, bleibt allezeit moch zu bes 
fimmen übrig, wer foll fein Recht aufgeben? Brauer 
fucht nicht ganz Flar und auch wohl nicht‘ ganz konfequent, 
den Grund des Rechts, den Verziht von einem andern zu 
fordern, in der Dispofitionsgewalt über die Staatsfräfte d. 
h. im Befis der Steuer und der Landfolge: »Der Stand, 
»ſagt er, deffen Eigenthum auch fleuers und nießbares - 
*Gut ein Dre iſt, iſt derjeitige, der den Verzicht zu fordern 
»hat, und der andere, der auf folchem Orte mehr oder mes 
»niger Staatsrechte befigt (und wären es auch alle, aufer 
»jener Dispofitionsgewalt über die Staatskräfte) derjenige, 
»der zu Sunften des andern verzichten muß« *. Die Des 


) Beiträge u. f. w. S. 259. Damit ſtimmt im wefentlihden auch Zache- 
riae jus publ. p. 18 überein, 
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duktion diefes Satzes aus dem allgemeinen Staatsrechte wird 
ſchwerlich einem Lefer die Richtigkeit derfelben recht anſchau 
lich machen, und vielleicht wiirde es eher das argumentum 
ad.hominem thun , welches man dafür anflihren könnte, 
daß esidem Zwecke des rheinischen Bundes angemeſſen fey, 
daß derjenige, in..deffen Händen die beiden. Hauptmittel zur 
Aufrechthaltung des Bundes und zur Erfüllung der Allianz 
mit, Frankreich (Menfhen und Geld) ſich befinden, auch 
vollkommner Souverain über das Land, aus welchem er 
beide zieht, und. wegen. deffelben Genoſſe des Bundes ſeyn 
müſſe, nicht aber derjenige, welcher bisher. in „bemfetben cams | 
dere Hoheitsrechte auszuüben befugt: war. +.1in 1; y 
Doch abgefehen hievon, fann man ſchon in den: Wor⸗ 
ten ber Bundesakte die Entfcheidung finden ,. wenn man. fich 
nur, ohne die exegetiſche Kunft allzuweit zu treiben, an die⸗ 
ſe Worte halten will. Wenn jeder der verbündeten ⸗Fürſten 
für ſich, ſeine Erben und Nachfolger -allen Rechten, die er 
auf, Beſitzungen eines Bundesgenoſſen haben oder ans 
ſprechen Fönnte, entfagt; fo iſt es nicht der Innhaber. der 
Beſitzungen, welcher Verzicht leiftet, fordern der Derechtigs 
te oder Prätendent. Es fcheint alſo in jedem gegebenen 
Falle nur darauf anzukommen, daß ‚ein. Bundesgenoſſe Be; 
fisungen habe,’ „worauf: ein anderer Bundesgenoſſe echte 
hat oder zu haben behauptet, um diefem die Verbindlich⸗ 
keit zur Verzichtleiſtung aufzulegen. Daß aber ſelbſt Bes 
ſitzungen ſollten aufgegeben werden müſſen in Beziehung auf 
Rechte, die ein Dritter haben kann, z. B. Privatgüter ei⸗ 
nes bundesverwandten Fürſten, die unter der Souverai rät 
eines andern belegen find, fcheint weder den Morten noch 
dem Sinne der Bundesafte gemäß zu feyn. 
Es iſt unverkennbar, daß der ‚durch die: Bundes ikte ge— 
botene Verzicht, wenn auch nicht blos ſtaatsrechtliche Ver⸗ 
hättniffe, doch nur Territoriatbefigungen d. h. ſolche, womit 
nach der aufgehobenen teutfchen Verfaſſung irgen) eine Art 
di 
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von Negierungsgewalt verbunden mar, beziek:t. Hieher ge: 
hören nun auch „die fogendnnten fubordinirten Territorien, 
fo wie die Gebiete, worüber die Landeshoheit ftreitig war, 
und diejenigen, worüber von Verſchiedenen verfchiedene Ho⸗ 
heitsrechte ausgelibt- wurden. In allen dieſen Fällen wird 
immer der wirkliche Innhaber des Gebiets dem Verzicht zu 
fodern berechtigt feyh. Denn nicht Beſitzungen ſondern 
Rechte, die man auf Befisungen haben oder anſprechen 
Eönnte, find Gegenftände des Verzichts. Sollte aber. der 
Innhaber Verzicht leiften müffen; fo würde er nicht Rechte 
ober. Anfprüche,fondern Beſitzungen aufgeben , oder follte 
derjenige, welcher Mechte hat ober behauptet, feyen es auch 
Souverainitätsrechte, nicht Verzicht leiften; fo würde die 
Vorfchrift der Bundesakte ohne Grund unerfüllt bleiben. 

Sefeßt ein Bundesgenoſſe hätte bisher einen Landess 
diſtrikt mit untergeordneter Negierungsgemwalt befefien, übri⸗ 
gens aber die Dberhoheit eines andern Bundesgenofjen aners 
kannt, müßte nicht vielmehr diefer als jener fih dem Ges 
bote der Verzichtleiftung unterziehen? Zwar: könnte auch er 
diefen Landesdiftrift zu feinen Befigungen rechnen, fofern er 
zu dem Innbegriff deffen gehörte, was feine Hoheit umfaßs 
te; allein der wirkliche Innhaber kann doch mit weit mehr 
Hecht .fagen, es fey feine Befißung, und daher die Verord, 
nung der Bundesafte fir fih anführen. Iſt er. einmal in 
den Bund unbedingt aufgenommen; fo muß der ganze Um; 
fang feiner Territorialbeſitzungen einen. Beftandtheil des von 
jeder fremden Hoheit befreiten Bundesgebiets ausmachen, 
fofern die Befreiung deſſelben von feinen Bundesgenoffen 
abhängt, weil diefe zu dem BE Fett ſich unbe⸗ 
dingt verpflichtet haben. 

Anders verhält es ſich in Anſehung der Privatgüter, 
die ein Bundesgenoſſe in dem Gebiete des andern beſitzen 
kann. Dieſe konnten kein Gegenſtand der in der Bundes 
akte . enthaltenen Vorſchrift feyn, indem! die veränderten 


488 


ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe auf die beſtehende privatrechtils 
chen feinen fo großen Einfluß hatten, daß unangenehme 
Verwicelungen und Störungen des inneren Friedens bei 
ihrer ferneren Fortdauer zu beforgen waren. Man dehnt 
die Abficht diefer Dispofition der Bundesakte gewiß zu weit 
ads, wenn man in ihr den Zweck einer gänzlihen Abfondes 
zung und Iſolirung der Vundesgenoffen untereinander in 
Anfehung ihrer bisherigen Befikungen und Rechtsverhält⸗ 
nie, mit Ausnahme der eventuellen Succeffionsrechte, zu 
finden glaubt. Nur die faatsrechtlihe und Territoriafirkuns 
gen, diefe vormals in Teutfchland fo reichhaltige Quellen 
Öffentlicher Streitigkeiten, follten allen Umftänden nad 
durch eine gegenfeitige WVerzichtleiftung gänzlich und für ims 
mer abgeftellt werden. An unbedeutendere Berührungss 
punkte, durch feltnere privarrechtliche Werhältniffe haben die 
Urheber der Bundesafte fchwerlich gedacht. Was liegt auch 
daran, wenn etwa ein Bundesfürft: in des andern Staate 
ein Haus, ein Landgut u. dgl. befist! Wird er nicht hier 
‘als Privarmann die Rechte und Geſetze ehren, die er in 
feinem Lande als Regent zu handhaben befugt iſt? 

Sind aber Territorialverhältniffe als der eigentliche 
Gegenſtand des in der Bundesakte beftimmten Rechtsvers 
zichts anzufehen; fo ift vollends fein Zweifel, daß da, wo 
die Landeshoheit fEreitig war, nicht der Beſitzer des Landes, 
fondern derjenige, welcher über diefelbe die Hoheit zu haben 
behauptet, zu der Verzichtleiftung auf feine Anfprüche vers 
bunden ift. 

Zweifelhafter ift der Fall bei Lehen, bei Pfandfchaften 
und bei mwiederfäuflichen Vefisungen: Indeſſen ift bei dem 
getheilten Eigenthum der Lehnsmann der. eigentliche Beſttzer 
und feinem Bells muß das Obereigenthum weichen, fo daß 
fein Bundesgenoffe weiter des andern Vaſall feyn kann- 
Bet Pfandſchaften fieht zwar das Eigenthum allein dem 
Schuldner, nur der temporäre Beſtz dem Gläubiger zu: 
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allein nach ber befondern Wefchaffenheit der Territoriaks 
Pfandfchaften iift wohl kein Zweifel, daß jeder Innhaber 
berielben fie unbedenklich zu feinen Beſitzungen . gerechnet 
hat, und da die Bundesakte ausdrlicklich fagt: Der Verzicht 
foll auf die Beſitzungen gehen, wie ſie find, und ver— 
möge der Bundesakte ſeyn ſollen; ſo ſcheint es, daß auch 
das Einlöſungsrecht der Territorialpfandſchaften dem: Ver— 
zichte unterworfen iſt. Weniger Bedenklichkeit kann in Ans 
ſehung der wiederkäuflichen Beſitzungen eintreten, auf die 
der vormalige Eigenthümer kein anderes als das Wieder 
Eaufsrecht hat, welches zu den vermöge der Wundesafte vers 
zichteten Rechten billig zu zählen ift. Ä 
Man wird vielleicht fagen, dies fey eine bloße Privat⸗ 
berechtigung und folglich dem Verzichte nicht unterworfen. 
Wenn aber die Anſicht nicht unrichtig ſeyn ſollte, daß der 
eigentliche Zweck der Vorſchrift des 834ſten Artikels der Bun⸗ 
desakte in der. Berichtigung und Sicherſtellung ider Territo⸗ 
rial⸗Verhältniſſe zu ſuchen iſt; fo würde es nicht ſowohl 
auf die urſprüngliche Beſchaffenheit einer Berechtigung, als 
vielmehr auf den Gegenſtand derſelben ankommen. Die aus⸗ 
führlichere Entwickelung und Rechtfertigung dieſer Anſicht 
muß jedoch einer beſondern Abhandlung vorbehalten werden. 
Ueberhaupt ſcheint auch hier das in allen Rechtsver hält⸗ 
niſſen, beſonders aber bei der. vormaligen Reichsjuſtiz fo 
folgereiche: beati possidentes ſeine Segnungen noch in 
der neuen Verfaſſung über den glücklichen Beſitzer zu vers 
breiten. Der gegenwärtige — durch. die Bundesakte ges 
fiherte oder neu geordnete — Territorial⸗Beſitzſtand follte 
erhalten und zugleich von den Mechten und Anfprüchen Drits 
ter befreit werden. Wo das Territorial-Verhältniß gemiſcht 
oder flreitig wär; follte der Beſitz des Landes entfcheiden. 
Denn die Befißungen eines jeden Bundesgenoffen follten 
von ‚fremden. Nechten und Anſprüchen frei ſeyn. 
Bei gemeinfhaftliden a kann die 
32. 
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Frage von ber Anwendbarkeit. des Verzichts nicht entftehen, 
weil die Rechte, welche die Geſammteigenthümer über diejel‘ 
be: ausüben , nicht als folche betrachtet werden können, die 
ein Bundesgenoffe auf Befikungen des andern hat. Vor—⸗ 
zugsrechte aber, die ein Einzeiner der. Miteigenthüimer haben 
oder behaupten möchte, können dem Verzicht wohl unters 
worfen ſeyn. F 

Eben ſo verhält es ſich auch mit gemeinſchaftlichen 
Rechten auf nicht gemeinſchaftlichen Beſitzungen, weil 
dieſe allemal Rechte eines Bundesgenoſſen auf Beſitzungen 
eines andern in ſich enthalten und daher für verzichtet zu 
achten ſind. Selbſt die Reciprocität ändert hierin nichts. 
Man erinnere ſich z. B. der vormals durch die Reichsgeſetze 
allen Reichsſtänden ertheilten Befugniß, in ihren Gebieten 
gegenſeitig Friedensſtörer zu verfolgen u. ſ. w. Sollte fie 
fortdauren; ſo würde ſie immer eine Völkerrechtsdienſtbarkeit 
ſeyn, ein Recht eines Bundesgenoſſen in dem Gebiete eines 
andern, und fie würde dies bleiben, obgleich fie allen Buns 
desgenofjen gegenfeitig und gemeinſchaftlich wäre. 

Bon einzelnen einfeitigen echten eines Bundesgenoffen 
auf Befigungen eines andern fünnen, wenn man die. vorbes 
haltenen eventuellen Succeſſionsrechte abrechnet und 
auf Anſprüche keine Rückſicht nimmt, in der That nur 
ſtaatsrechtliche Befugniſſe bei der Abfaſſung der Bundesakte 
in Betrachtung gezogen worden ſeyn. Aus der älteren Vers 
fafjung, aus nachbarlichen oder Familienverträgen, aus Theis 
dungen, Grenzvergleichen u. f. w. rühren meiftens Befug— 
niffe her , die ein ehemaliger Reichsſtand auf. oder über Bes 
fisungen feines Mitftandes auszuiiben befugt war oder mos 
durch er die Landeshoheit des letztern beſchränkte. Man hat 
fie gewöhnlich alle unter die Rubrik der Staatsrechtsdienfts 
bavfeiten geworfen, obgleich fie nicht- immer dahin gehörten. 
Nur diefe, welche nach der erfolgten Auflöjung des Neichss 
verbandes in Wölferrechtsdienfigarkeiten.. hätten. übergehen 
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müffen, wenn fle erhalten werden follten, können ein Gegens 
ftand des der Bundesafte gemäßen Verzichts feyn, nicht. aber 
privatrechtliche Befugniſſe eines Bundesgenoffen in dem Ges 
biete des andern, wie z. B. eigenthümliche Zehnten, Jagden, 
Fifchereien u. dgl., wodurch die gegenfeitige Souverainität 
fo wenig als der Territorialbefiß mit. einander in Be 
rung fommen. 

Wenn alfo ein Bundesgenoffe in dem Lande eines ans 
dern vormals Rechte ausiibte, die nach der deutſchen Reiches 
vder- einer befondern Landesverfaffung nur vermöge der 
Landeshoheit ausgeübt werden konnten; fo tritt der 
Fall des Verzichts ein, Er beſchränkt die Landeshoheit fels 
nes Mitreichsftandes dadurch, daß ihm die ausfihließende 
oder auch nur die gleichmäßige oder gemeinfchaftliche Auss 
übung eines oder des andern Hoheitsrechts in deſſen «Gebiete 
zuftand. Dies war aber nichts anders, als eine. mehr ‚oder 
weniger ausgedehnte Staatsrechtsdienftbarkeit, 

»Da Staatsrechtdienſtbarkeit, fage Leift *) fehr richtig, 
»zwei unmittelbare, in ihren wechfelfeitigen Beziehungen ſonſt 
»von einander unabhängige, jedoch der Reichsſtaatsgewalt 
»unterworfene Länder vorausfeken umd überdies dabei eine 
»Befchräntung der Hoheit des einen Staats durch die einem 
»andern Staate darinn zuſtehenden, auf einem .befondern 
»Erwerbsgrunde beruhenden einzelnen Regierungrechte erfos 
»dert wird; ſo find Staatsrechts; Dienftbarkeiten hinreichend 
»theils von Wölkerrechts s Dienftbarfeiten, theils von den Bes 
»fchräntungen der Landeshoheit, bie aus ber allgemeinen 
»Reichsverbindung entftehen , theils: von. den KHoheitsrechten, 
„welche Landesunterthanen erworben haben, theild von Pris 
»vatrechten eines deutfchen Staats im einem andern, theils 
»endlich von den Nechten der Mittelbaren in einem fremden 
»Territorium unterfchieden.« 
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Der in der Bundesakte enthaltene Verzicht umfaßt. je 
des gegenwärtige Necht, welches einer der Bundesfürften an, 
auf oder in des andern Land haben könnte *), fo fern es 
ein. fürftlihes Recht ift, und dies find Staatsrechtes 
Dienftbarkeiten unftreitig. Aber alle und jede Privatbe— 
rehtigungen ihnen. ‚gleich zu fiellen, dazu fcheint es an 
einem binreichenden Grund zu fehlen, wie weiter unten 
gezeigt werden wird, 

‚Man hat zwar auch Staatsrehts Dienftbarkeiten, die 
auf Verträgen, Präfkeiption oder unmwiderfprochnem Beſitz 
beruhen, um deswillen von dem bundesvertragsmäßigen 
Verzichte ausnehmen wollen, weil biefelben auch zwifchen 
unabhängigen Mächten (als Völterrechts s Dienftbarkeiten ) 
ftatt finden können, und durd die Bundesakte felbft nur 
nene eingeführt. find **). So lange aber Staatsredytss 
Dienftbarkeiten auf Beſitzungen und noch dazu folche find, 
weiche die Hoheit befchränten, werden fie auch zu den Ges 
genftänden diefes Verzichts zu vechnen feyn, und wenn der 
erfte Grund zu viel, alfo nichts beweißt, weil er alle Rechte, 
die nur die Unabhängigkeit nicht verlegen, von dem Verzichte 
ausſchließen würde; fo ift der zweite ganz unerheblich, weil 
von der Einführung neuer Wölkerrechts: Dienfidarkeiten auf 

die Erhaltung der alten fein Schluß gile ***). 
Il. 
In wie fern find Privatberechtigungen dem 
Verzihte niht unterwerfen? 
Die Bundesakte fagt (Art. 7.): Die verbündeten Fürs 
ſten müſſen fchlechterdings von jeder dem Bunde frem— 
den Mache unabhängig feyn. Die Kommentatoren aber, 
wenigftens mehrere unter ihnen fagen: fie dürfen auch von 





*) Vergl. Brauer Beiträge ©. 248. 

“., &, Rheinifcher Bund Heft 4. ©. Ya. 

“er, Berge, Brauer Beiträge ©. 249. u. f. Zaharid jus publ. $. 16. 
=. 3. der Rheiniſche Bund Heft 4. ©. 113. 
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feiner dem Bunde verwandten Macht und in feiner Hinſicht 
abhängig feyn. Daraus nun ziehen fie den Schluß: Kein 
Bundesgenoffe dirfe in des andern Gebiete irgend Etwas 
befigen, feine Güter, keine Privarberechtigungen haben, fon 
dern müffe auch diefe dem durch die Bundesafte gebotenen 
Verzichte gemäß aufgeben *). Allerdings iſt auch der fran⸗ 
zöftiche Ausdruck: droits: sur les possessions fo allgemein, 
daß man alles darunter begreifen ann, was ein Fürft in 
des andern Befisungen bis dahin gehabt hat. Da ein 
monarchifcher Staat gewöhnlich aus Staatsglitern, Fürften 
gütern und Unterehanengitern beſteht, jo daß von dem er— 
ften ‘das Kigenthum dem Staate, Verwaltung und Benuz— 
zung zum Staatszweck dem Fürften; Eigenthum, Verwal; 
tung und Benutzung von den: andern dem ‚Fürften, von den 
Dritten den Unterthanen; über alles aber; die höchſte Gewalt 
dem. Fürften zufteht, und das Ganze feine Befißungen, 
im weitern Sinn, ausmacht; fo fann auch die Stipulation 
der Bundesakte auf alle drei Arten von Gütern bezogen 
werden , ja! da das Eigenthumsrechtüehen fo wie jedes ans 
dere unter den Begriff von Recht gehört; ſo könnten: felbft 
Privargüter, die ein Fürſt in des andern Staate eigenthüm: 
lich beſitzt, nah den Worten der. Bundesakte, dem 
gegenfeitigen Verzichte unterworfen erachtet werden. X 

Allein wenn man die verſchiedenen Verhältniſſe, die in 
der Anwendung vorkommen können, genau erwägt; ſo wird 
man ſich bald vom Gegentheitüiberzeugen. Zuvörderſt iſt es 
Mar, daß die Bundesakte nur von Rechten und Anſprüchen 
auf Beſitzungen der Bundesfürſten, nicht aber von Rech: 
‚ten! und: Anſprüchen an deren Perſon handelt, daß alſo 
auch Verpflichtungen, die derſelben perſönlich obliegen, wie 
4. Be m. über andere‘ nn aus. — Fa⸗ 


Beer rent hr, 36? a 


r ACT Ve; «"« Bm ) * 
S. infonderbeit: Behr Darstellung des — Bundes $ 29. 
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mitienvergieichen, Erbtheilungen u. ſ. m: unter dem bundes—⸗ 
vertragsmäßigen Werzichte begriffen ſeyn können. 

Die Rechte auf Beſitzungen können nur nach der Vers 
fchiedenheit des Objekts entweder an, oder auf, oder in Be 
fisungen eines Bundesfürſten ftatt finden, je nachdem fie 
entweder die Subftanz der Befigungen ſelbſt bezielen , oder 
nur fiber diefelben fich erſtrecken, ‚oder endlich innerhalb des 
Gebiets ausgeiibt werden. In der erſtern Beziehung‘ Taffen 
fih nur behaupfete, aber nicht anerfannte Rechte (Anſprüche) 
als Gegenſtände des Verzichts denken, weil wirkliche und ans 
erfannte Rechte eines Bundesgenoſſen an Befigungen eines 
andern, z. B. an einen Landestheil, an eine Herrſchaft, "deren 
Herausgabe befchloffen, aber vor. der Errichtung der. Bundes 
akte noch inicht. erfolgt geweſen wäre, bewirken, daß diefe Bes 
ſitzungen vielmehr jenem,’ als vechtmäßigen Eigenthimer, ‚als 
dieſem, dem ‚bloßen‘ Inhaber, zuzufchreiden find. Hier könn⸗ 
ten -alfo auch blos Anſprüche und keineswegs anerfannte 
Rechte unter die Regel des Verzichts fallen. Zu 

In der: zweiten: Beziehung zeigen’ fich- ſolche Rechte, roel⸗ 
che auf den unmittelbaren Beſitzungen eines Bundesfürften, 
es fey auf Staats oder auf Flirftengütern: ausgelibt werben, 
{6 wie alle: Akten: son? Wötlkerrechts s Dienftbarkeiten. Jene 
können privatrechtlich ſeyn, wie zuB. Jagden, Fiſchereien, 
Zehnten u. dal , dieſe find immer ſtaatsrechtlich und⸗ mic den 
Territorialverhältniffen aufs engſte verbunden, folgt. ohne 
‘allen Zweifel dem Wergichte unterworfen. Aber auch" Privatı 
berehtiguüigen womit Staatsgiter oder Privatgüter eines 
Bücften belaſtet ſeyn kbnnen, dürfen von dem Verzichte nicht 
ausgenommen werden, eines Theils weil ſie die unm irre bw 
ven Beziehungen eines. Bundesgenoſſen affiziren, alſo auf fie 
die Worte der Bundesakte vollkommen paſſen, andern THeild, 
vs“ in biefem Verhältniß auch Privatberechtigungen fremder 
nn nur zu leicht und oft den Frieden fiören könnten, 

Bundes hauptſächtichſter Zweck iſt. 
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Nechte, welche blos innerhalb des Gebiets auf Unters 
thanengütern ausgeübt werden, find entweder aus der Landes 
Hoheit entfprungen und ihr ausjchliegend zugehörig, oder 
von der Art, daß fie, fen ed nach _allgemeinen Grundſätzen 
oder nach der befondern Landesverfaffung, zu den Privat 
Berechtigungen zu zählen find. Im erften Falle find fie in 
dem Verzicht mit begriffen, im zweiten nicht, indem fie in 
diefem ‚Falle der: Hoheit feinen Eintrag: thun, und: die uns 
mittelbaren Befigungen -des Souperains nicht belaften,, auch 
Friede und. Ruhe unter. dem, Bundesfiirften ; dadurch daß 
einer .in des andern Befißungen als Privarmann ‚Güter 
oder Rechte hat, kaum gefährdet werden kann, und es ein 
zu. großes Opfer wäre, . wenn ein Fürſt ſein vielleicht bedeu— 
tendes Privat; Eigenthfum in eines andern Fürſten ‚Lande 
ohne eine höchſt dringende urſase und RR ‚gar ohne. Er: 
fa& aufgeben ſollte. gi 

Es liegt auch, was Infondenfeie die Deivatsüksı 
betrifft, unverkennbar etwas ſehr gezwungenes in der Deus 
tung des 34ten Art., nad welcher ein Bundesgenoffe auf 
fein in dem ‚Gebiete. eines andern befegenes Eigenthum Ver— 
zicht thun foll, weil. das Eigenthumsrecht auch. in die Klaffe 
der Rechte, gehörg,.mmnd ‚alle Rechte der Bundesgenoſſen auf 
ihre Befigungen- ‚gegenfeitig durch den Verzicht erlofchen 
feyen. So würde, alſo ein ‚Bundesfürft „ der doch in die 
Dienfte eines Bundesgenofien treten kann, in den Staaten 
deffelben nicht ‚einmal ein Haus, einen. Garten oder ‚ein 
Landgut: befigen. können. Denn ſoll er ſchuldig ſeyn, aufzu⸗ 
geben, was er zur Zeit der Errichtung. der Bundesakte fchon 
hatte; ſo dürfte er auch nie dergleichen in der Folge wieder 
erwerben. So weit haben, aber, die Urheber der Bundes 
afte ihre Beſorgniſſe und ihre Vorſicht fehwerlich getrie— 
ben, ee 7787 Ä 
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49. 


Einige YUnfragem 





Bon Dr. W.n3.0Bebr- 





Nas Publikum Hat bereits erhalten , den Entwurf eines 
Staatsrechts für den cheinifhen Bund, von Zintel; 
ein Staatsreht des'rheinifhen Bundes, von Klüber; 
Herr von Kampz führte in feiner NRheinbundifchen "Ges 
fammt:Litteratue (nachdem er fih im aten und ten Titel 
diefer Pitteratue der Rubriken »Staatskunde und 
Staatswirchfhaft« bedient hat) im 4tem Titel‘ die 
Rubrik »Staatsrecht des vheinifchen Bundes« auf: und 
fümmtlihe Nezenfenten der in das öffentliche Hecht des 
theinifchen Bundes einfchlagenden Schriften haben bisher 
den Ausdruck »Staatsrecht -des rheinischen Bundes « ges 
braucht. — Wenn ed nun aber, längft bewieſen ift, und. jebt 
von Niemanden mehr wird gelengnet werden föhnen , daß 
die Form unter-und nach der. die Staaten des theinifchen 
Bundes vereinigt find; keineswegs die Form dines Staats 
fey, daß alfo auch fir den rheinifchen Bund; wie diefe feine 
Benennung an fich ſchon lehrt, die Bezeichnung durch den 
Ausdruck »Staaté« durchaus nicht paſſe; ſo fcheint es 
mie, dag der Ausdruck »öffentliches Reſcht des rheini⸗ 
ſchen Bundes « der allein paſſende ſeyn können und daß man 
ſich ſelbſt nicht einmäl des Ausdrucks »Staatenrecht 
des rheiniſchen Bundes « bedienen dürfe, "indem dieſer Aus⸗ 
dene inſoſerne zweydeutig iſt, als man darunter ſowohl das 
offeneliche Recht des rheiniſchen Bundes, als auch das öft 
ſentliche Recht der einzelnen, vom Bunde umfaßten, Staas 
ten, als ein zehner Staaten, fubjumiren fann, welche bey⸗ 
den Rechtsgattungen doch wefentlich von einander verfchier 
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den find, wohingegen ‘der Ausdruck »öffentlihes Recht« 
die längſt anerkannte, richtige, generelle Bezeichnung für 
die. Hier unterftellte Rechtsgattung üft, weiche durch den Beys 
faß »des rheiniſchen Bundes« die erforderliche jpecielle 
Beſtimmung ihres Objekts erhält. Da ich indeſſen feines; 
wegs Egoift genug bin, um meine Weberzeugung für die al; 
lein richtige fofort anzunehmen, fo finde ich mich, aus dem 
oben angeführten Grunde, zu der Frage veranlaft: Läßt 
fih der Ausdrud »Staatsreht des vheinis 
fhen Bundes« fireng rechtfertigen? und, im Falle 
er ſich nun nicht ſtreng rechtfertigen ließe: 

Was muß man ſchließen rückſichtlich aller 
derer, die ſich bisher jenes Ausdrucks bedient 
haben? 

Es iſt ferner dem Publikum bekannt, daß Herr 
Brauer in feinen Beyträgen zu einem allgemeinen 
Staatsrechte der rheiniſchen Bundesftaäten in 50 Säjz— 
zen, zur Bezeichnung der, den 'verbiindeten Regenten unters 
worfenen, ehemaligen Neichsftände zuerft den Ausdruck 
»Standesheren« aufgebracht Habe, und daß nah ihm 
feitdem diefer Ausdruck in Staats: wie in Privarfchriften 
gebraucht worden fey: Da es mir nun, wie ich bereits in 
‚Meiner fuftem. Darftellung des rheinifchen Bundes aus dem 
Standpunkte des öffentlichen: Rechts geäußert habe, aller 
Bemühung ungeachtet- unmöglich ift, irgend eine Seite auf: 
juftinden, von welcher jener Ausdruck als paſſend befunden 
Werden) Ernte, fo erlaube ich mir die weitere Frage: 

Läßt ſich der: Ausdruck »Standesheren« 
für das, was er bezeichnen folk; rechtfertigen? 
und, im Falle er fich niche rechtfertigen ließe: 
Wodurch rechtfertigen ſich diejenigen, wel— 
he bisher jenen Ausdrück allenthalben nachge— 
ſchrieben haben? 

Da Niemand die Nothwendigkeit einer beſonderen 


> 


498 

Vorfiht und Präcifion in der Auswahl der Bezeichnungen 

bey der Errichtung eines neuen wiffenfchaftlihen Gebäudes 

verfennen kann, fo glaube ich: feiner Entfchuldigung ‚wegen 

Aufftellung diefer Fragen zu bedürfen. J 
Würzburg im Auguſt 1608. 


44. 


Defret des Königs von Weftphalen ‚ wodurch ‚den 
Lutheranern zu Duderftadt im Harzdepartemente 
eine Fatholifche Kirche eingeräumt wird, 





Mes als der dritte Theil der Einwohner zu Duderſtadt, 


einer Stadt im Eichsfelde nun. Harzdepartement, bekannte 
fi) zur lutheriſchen Religion. Diefelben hatten aber in der 
Stadt Feine Kirche, fondern mußten in die Kirchen der in 
der Nähe liegenden Dörfer Wehrda, Taftungen u. f. w. ges 


hen. Als von dem Könige von Vreufen 1803 das Eiche; 


feld, als ein ihm zugefommenes Entfhadigungsland in Bes 
fig genommen war, gaben fid die Proteftanten alle Mühe, 


‚eine von den dafigen drei katholiſchen Kirchen zur Ausübung 


ihres Sottesdienftes zu erhalten. . Der König gewährte auch 
endlich ihre Bitte, und befahl, ihnen eine der dafigen- Kivs 
hen einzuräumen, wenn die andere, namlich die. obere Kir⸗ 


‚he ad Stumm Eyriacum- zur Haltung. des Fatholifchen Got 
tesdie ſtes hinreichend ſeyn würde. Die Katholiken pros 


teſtirten aber dagegen, und ſandten eine Deputation an den 


König, welcher ſich damals im Hauptquartier zu Naumburg 


befand. Das aber wenige Tage darauf die Schlacht bei 
Jena vorfiel; fo war von einer Lebergabe der. Kirche an 
bie Proteftanten keine Sprache mehr. 


> 
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Nach dem Antritte der Kegierung des jetzigen Königs 


von Weftphaten baten die Proteftanten alsbald. um Abtres 


tung. der untern Kirche oder ad Stum Servatium.. Die 
"Katholiken erboten fich dagegen zu anfehnlichen Beiträgen 
zu einem neuen. Kirchenbau, wenn die Proteftanten ſolchen 
unternehmen wollten, oder fchlugen vor, ihnen die dafige 
Kirche vor dem. neuen Thore zum Mitgebraud) einzuräumen. 
Die Proteftanten ſchlugen beides aus, und wiederholten. bei 
dem Könige ihr Gefuch. Auf diefes iſt nun das in der 
Anlage abgedruckte königliche Dekret, unterm 4 Auguſt ers 
laſſen worden, und den 16. foll die. Kirche den Proteftänten 


iibergeben werden, nachdem zuvor der Fatholifche Pfarrer die | 


vasa sacra, Bilder, priefterliche Kleidung und. fonftige a 
namente herausgenommen haben wird. 


Anlage 


JEROME NAPOLEON par la gräce de Dieu et 
les constitutions Roi de Westphalie etc, etc. 


Vü les petitions presentees par. les habitans catho- 
liques de la ville de Duderstadt Dept. du Harz et 
par les habitans de la m&me ville professant | la Reli- 
gion lutherienne,, et sur le Rapport de Notre Mi- 
nistre de. la,Justice et de l’Interieur, 

Considerant que les Eglises sont une propriete 
communale, que la Jonissance de ces proprietes ne 
doit pas appartenir a une certaine Classe des habi- 
tans de la .commune .exolusivement; qu’un tiers au 
moins de la population de: la ville de Duderstadt 
professeila.Religion lutherienne , et, que cette por- 
tion de ses habitans n'a aucun edifice a sa disposi- 
tion pour l’Exercice de son culte, que les catholi- 
ques au contraire ont trois edifices, dont il est 
prouve, que la plus grande pourroit seule le suffire, 
en egard a leur population actuelle 


—— 


500 | 
Nous avons decrete et decretons 
Art. ı. L'Eglise de St. Servais dans la ville 
de Duderstadt actuellement possedee par les Catho- 
liques est accord&e a la portion”des habitans de cet- 
te ville professant la Religion lutherienne. 2 
Art. 2. Les Lutheriens de Duderstadt sont au- 
torises a nommer deux Commissaires, lesquels seront 
mis en possession de la dite Eglise ‘par le gr 
qui en redigera proces verbal. | 
Arr. 3; Le proces verbal de mise en possession 
sera depose aux archives de la Municipalite, 
VUnsé expedition en sera transmise au prefet du 
 Dept., et une ä Notre Ministre de: la Justice et de 
l’Interieur. | BE er 
Arr. 4. Notre Ministre de la Justice et de l'In- 
tcrieur est charge de l'exécution du present decret, 
_ Donne& en Notre Palais Royal à Napol&onshöhe 
le 4. Août ı808 de Notre Regence second, 
| Signé: JEROME NAPOLEON. 
par le Roi 
Le Ministre d’Etat signe: Comte de FÜRSTENSTEIN 
certifi& conforme KR 
Le Ministre de la Justice et de l’Interieur 
pour copie conforme 
Le prefet du Departement du Harz 


BorscHE 
pour copie conforme ' 


KramErR l 


Sous-prefet du district de Duderstadt; 


Anhalt des fiebenten Bandes, 





—Neunzehntes Heft. 

ı) Konftitution des Königreichs Baiern . . . Seite 3 
2) Ueber das Staatsdienftverhältnig und die Ent; 

fchädigungsberechtigung der Staatsdiener, in Hin 

fiht auf die neueften durch den theinifchen Bund 

eingetreten Staatsveränderungen; — zugleich als 

nothmwendige Nachlefe zur Abhandlung des Herrn 

Finanzraths Emmermann in Fulda in »des hei: 

nifchen Bundess Xllten Hefte Ziff. 39-. : . — ıd 
3) Fortfegung der im ı7ten Hefte unter Nr. 29. 

©. 267. abgebrochenen fragmentariichen Gedanten — 27 
4) Kurzer ſtatiſtiſcher Abriß von den Mecklenburgi— 

ſchen Staaten. Er — 56 
5) Bemerkungen über die Srenzbeftimmung — 

hoher und niederer Polizei; in Beziehung auf die 

durch den rheiniſchen Bund bewirkten Verände⸗ 

rungen... ..— 47 
6) Fürſtlich Reuß la Ebersdorfiiches Mandat 

wegen Kirfchberg an der Saale. » 2 2.2. 66 
7) Verordnung der fiir das Fürſtenthum Starkens 

burg angeordneten großherzoglich hefiifchen Regie; 

rung vom ıgten März) 1808. . .. . — 74 
8) Waren die nach der Bundesakte erfolgten Mes 

diatiſirungen ein Ausfluß des Staats: Noth Rechts 

— juris eminents? . 2 2 200.00 8 
9) Von dem Nechte Vermählungs-, Prinzeffins oder 

Fräulein: Steuer in den mediatifirten Neichslans 

den zu erhebheen. 89 
10) Fortſetzung der Verhandlungen des Konventes 

zu Frankfurt, die Regulirung des Kur: und Ober⸗ 

rheiniſchen rn. und EISEN bes 

treffend . Pe EEE EEE Er 20 


11) Das teutſche Neih und der rheinifche Bund. 

Eine publiziftifch ‚ politifche Parallele ꝛc. von Dr. 

WB. J. Behr. (Fortfek.) - » 2 .Seite 99 
12) Berichtigungen und Bemerkungen zu Mr. 92. 
im ızten Hefte des Nheinifchen Bundes . . .. — 153 
13) Königlich baierifches organifhes Edikt die Bils 

dung des geheimen Raths betreffend . . — 187 


Zwanzigſtes Heft. 


ı4) Literatur des Rheinbundes . » 2 2 2... 161 
15) Ueberficht der neueren DVerhältniffe des ehemali— 

gen Neichsadels in den Staaten des rheinifchen 

Bundes, fo viel fie bisher geſetzlich beſtimmt und 

bekannt gemacht worden find. . x. « .— 109 
16) Territorial Eintheilung, Flächen  Innhalt er 

Volksmenge des Königreihs Baleen . x. .—— 242 
17) Nachtrag zu der über ftaatsrechtlihe Verhälts 

niffe der Standesheren des Großherzogthums Heſ— 

fen unterm ı. Auguft 1807 erlaffenen Deklaration — 256 
ı8) Befteurung der bisher in ordinario fteuerfrei 

gewefenen Güter, und proviforifche Kataftrirung 

derfelden im Herzogthum Nafau . » 2... 259 
19) Zirkularnote Sr. Hoheit des Fürften Primas 

die Suſtentation des unbeſoldeten Perſonals des 

ehemaligen Reichskammergerichts zu Wetzlar betr. — 262 
20) Bemerfungen über Nr. 50. Heft 11. des vheis 

nifchen Bundes ©. 320. . . - — 265 
21) Vortrag der herzoglich Naſſauiſchen — 

Ueberſicht des Zuſtandes des Naſſauiſchen Herzogs 

thums nach Ablauf des erſten Jahrs ſeit feiner | 

Bildung... » « Pe ER 24668 
22) Bevölkerung des Königreichs MWirtemberg . . — 275 
23) Beantwortung der unter Mk. -2ı. Heft XVCI. 

des rheinifchen Bundes: aufgeftellten drei Fragen — 289g 
24) Auch erwas Über die Reception des Code Na; . 

‚poleon in den theinifchen Bundesflaaten. . » — 295 


25) Traite relatif a la cession des postes du 

Duche d’Anhalt-Coetben, en faveur du Ro- 

yaume de Westphalie, entre M. M. de Neu- 

vier, inspecteur des postes, relais et messa- 

geries du Royaume, Pauli directeur des 

postes de Magdebourg, stipulants d’une part 

et M.M. de Cornberg, Marechal de la Cour 

et Berghauer Conseiller de la Cour de Son 

Altesse Serenissime le Due regnant d’An- 

halt-Coethen . 2 2 2 0 2 2.0... Beite3oy 
26) DOrganifation der oberften Staatsbehörden im 

Großherzogthum Baden. — 312 
27) Neichstag des Königreichs Weſtphalen zu Kaſſel 

eröffnet am 2. Julius 1800... 2 2.2.2. dig 
28) Bemerkungen iiber den, im ıgten Hefte unter 

Nr. 83. folg. enthaltenen, Aufiaß: »Waren die 

nad) der Bundesafte erfolgten Mediatifirungen 
. ein Ausfluß des Staats: Mothredtis — juris 

eminentis? von Friederih Koppe« . . . .— 347 
29) Bemerkung über die jogenannte fehließliche Er; 

flärung des herzoglich Mecklenburgiichen Juſtiz— 

raths von Gitlih im XVII. Hefte Nr. 54. . — 557 
30) Bekanntmachung der großherzoglich heffifchen Re— 

gierung des Fürſtenthums Starkenburg die Allodifis 

kation der Lehen betreffend . » 2 2.2.0. 359 
31) Einführung des Code Napoleon im Großher⸗ 

zogthum Helen - - + 2 200 ren ee He 


Ein und zwanzigſtes Heft. 


32) Das teutfche Reich und der rheinifche Bund, Eine « 
publiziſt. potitifche Parallele 2c. von Dr. W. J. Behr 
(Forefeßung.) . ... ... nee Fr 

33) Ueber das durch die eheinifche Bundesatte * 
Souverains beigelegte Vorkaufsrecht in den Do— 
mainen und Herrſchaftsrechten der mediatiſirten 
Fürſten und Grafe.. 27*4609 


⸗ 


54) Bemerkungen über die Bemerkungen Keft 16. 
Ne. 40. 4Seite 4 23 
35) Ueber einige Noten des Herrn geh. R. Raths Dr. 
Crome zu dem Aufſatze des Herrn Dr. Neff in 
der Zeitſchrift: Germanien 1. Band Sten Heft 
Ne BER. u u 0 re ee ee 
56) Etwas fiber die actes de l'état civil bei der 
Aufnahme des Napoleoniſchen Geſetzbuchs in den 
Rheiniſchen Bundesſtaatftfen.. — 21 
57) Nachtrag zu der Abhandlung »über Dienſtanſtel⸗ 
lungen und deren Dauer, mit Bezug auf die in 
Deutfcyland durch den rheinifchen Bund entftans 
denen fiaatsrechilichen Veränderungen.“ . . — 442 
58) Erlaß des vormaligen deutſchen Reichserbmarſchalls 
Karl Strafen und Herrn zu Pappenheim, d.d. Paps 
penheim am 22. Jul. 1808. an denErbmarfchallamtss 
Kanzliften Thomas Michael von Preu in Negenss 
„burg, auf deffen unterm 27. Sun. I. J. mit Anſchluß 
Inventariums des noch in Regensburg befindlichen 
Archivs und der nicht unbeträchtlichen erbmarſchall⸗ 
amtlichen Regiftratur erftarteten Bericht und Dies 
falls gemachten Bors und Anträge . : . . 2 — 445 
59) Geſetz fiber Die Öffentliche Schuld im Königreiche 
“Bee rn — 49 
49) Der Großherzog von Berg, nun König beider 
Sicilien, tritt das Sroßperzogehum Berg an- des 
Kaifers Napoleon Majeftät ab . 7. 
41) Eandesherrliche Verordnung die nene Einrichtung 


des Sachen: Roburg-Saaffeldifchen Landes s Minis 
ſteriums betreffend . . . . 277.’ 
42) Beiträge zur Erläuterung deg Zaten Artikels der 
Rheiniſchen Bundesakte BE 6— — 492 
43) Einige Anfragen | — 496 
—— des Königs von Weſtphalen, wodurch den 
hg zu Duderftade im Harzdepartement 
katholiſche Kirche eingeräumt wird — 498 


8* > . 


Antelligenzblatt 


zum Rheiniſchen Bunde 
Nro. 3, 
ua li 


Neue Verlags⸗ Bücher von Mohr und Zimmer in 
Heidelberg, Jubilate s Meſſe. 1808, 


Boeck, A. Specimen editionis Timaei Platonis Dialogi. 4, 


Ber d 8 ggr. oder 30 kr, 
Bothe, der Rheiniſche. Eine Wocenfihrift 1808. 4. 


April bis Dezember. jedes Quartal | ao fr, 
Creuzer, F. Dionyfos, Pars 1. Fasc,1.4. à ı Rthir, 12ggr. 
oder 2 N. ı5 kr. 
Eichenmayer, D. H. Steuer: Syftem, 4. d1Nthlr.a ger. 
. oder | kr  rfl.45 Er, 
La Fage, Acht Blätter, radirt von A. Weile, gr. Fol, 
netto 4 3 Rthlr, ı8 gr. oder 6.fl. 45 kr. 


Gmelin, C. C, Flora Badensis. Vol. 3. 8 maj, | 
Gräter, F. D. Gedichte. 8. Cerfcheint auf Johannis) 
Pränumerationgpreis. Drudpapier dız gr. oder 45 k. 
Schreibpapier. 16 gr. oder ı fi, 
Gruner, ©. 9, Unterricht in der Tugend » und Glau—⸗ 
benslehre. Iteu. zte Abtheil.g. Ar Kthir. od. L fl. 30 Pr. 
Hofer (Seh. Kath) Ideen zu einer leicht ausführbaren 


Steuer » Peräguation. 8. äg gr. oder 30 fr. 
Jakobi, J. 5. über Bildung des Keligionslehrerg. 8. 
geheftet. a 12 ge. oder 45 fr. 


Jahrbücher, Heidelbergifche, der gefammten Fiteratur. 
1808. gr. 8. geh. Heft ı — 6. der Yahrg. complett 
in 15 Heften a 6 Rthlr. 16 gr. Oder 12 fi. 
— — der Theolögie, Bhilofophie und Paͤdagogik. Hft. 
rt. der Jahrg. in 3 Heften. 41 Athlr. 16 gr. od. 3fl. 
— — ber Jurisprudenz und Staatswifenfihaften. Hft. 
1.d. Jahrg. in 3 Heften. Au Rthlr g gr. od. 2fl.24 Er, 
— — der Medizin und Naturgefchichte. Heft tx der 
Jahrg. in 3 Heften. a ı Rthlr. 16 Hr. od. 3 fl. 
— — der Mathematik, Phnfif, Chemie und Kameral⸗ 
wifienfchaften. Heft 1 d. Jahrg. in 3 Heften ı Rthlr. 
— 16 gt. oder 7 fl. 

— — der Philologie, Hifforie, Literatur und Kunft. Heft 
1. 2. ber Jahrg, in3 Heften Ax Rihir. 16 gr. 58. 3 fl. 


u 2 
© | 3% 
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18 2 er } un zu * * J —2 4 


Kämmerer, F, Commentatio de operis novi nüfleiatione, ° * 


- 8m ä ı Rthlr. oder ı 
M ie, das, von G. Primavefi/ tes EEE 


5 mir. oder 9 fl. fchwarz 3 Rthlr. 06 od. 5 fl. 24kı. j 
Richter, Sean Paul Fr., Friedenspredigt an Deutfd- 
land. 8 geb. 12. 98.00.45. Fr. Velinp. 20 gr. od ıfl.30f. 
Saalfeld, F, De quaestione illa: num principi liceat mini- 
stros publicos incögnita caufa — 
4 gr. ode r 15 Bu; 
Schlegel, 5. von der Sprache und Weisheit der Indien, 
8. geh. ı Rthlr. Ib gr. od. 2l. 30 kr. m... J 
16 gr. oder 4 fl. | 
proben von Peter Hammer. 4. geh. $gr. od: 3ökt; 
Schwarz, F, W.C. Sciagraphia —— "Christin ni 
o gr. oder 40, 
| Bunderhorn, des Knaben. Alte deutfehe Lieder, von 
4. dv. Armin und €. Brentano. 2ter Theil gr. 8, 
beftet. -. 2 Rthlr. 12 gr. oder 3 fl. 45,8%, 
Poftpapier 3 Rthir! 16 ar. od. 5 fl. 30 fr. 
Zachariä, C. S. Handbuch des franzöfifchen re 


2 Be. 5 Rthir. 6 gr. od. 5 
nm ar Band, wird vieliehe noch A: Ende der — 


— Fir für Einftedter. 1808. Nro. 1’— April sig 
zember 2 Rthlr. 12 ar. oder 6 fl" 
Anfichten des Heidelberger Schloffes. Zwölf Blätter von 
G. Primavefi. Miterklärendem Text, gr. Fol. netto‘ Rtir. 
Berfud einer franzöfifchen Sprachlehre für u e Kinz 
EB ee 
n;3 ’ r.8 ve t. 
‚Eommifion). i ha} EN 15 t Hr 


— 


Anzei; gör d — 
eige. Fr Den praftifchen. elehrten dürfte 
| » ben „gegenwärtigen ee 
R —— als eine durch ng, z-mit 
1, aan, was auf Die Gefchichte, Beurthri Er: 
ion Bequs dat, We und Piteratur bes Code-Na- 
en nei * be at, befannt gemacht wird. “Diefen 


in für den- Code N N | i 

| ‚aus särben von Dem Pen. — —— 

* wor 

- arten * 8* erſte Heft be uns erſchienen, 

ben >. gndlungen .für-ız. ‚891:,3u das 

a Voir ruck der folgen yied. - 
sefap: — Wir bemerten nur noch, 


u en fl 


19 
daß der Herr Herausgeber darauf Bedacht ges 
nommen. bat, in-diefem erften Hefte alles dag zus 
fämmen zu flelen, was zu einem richtigen Stu» 
dium ded Code Napoleon und Erklärung defjelben 
führt, fo Daß in Demfelben Hahlen eine Anleis 
fung für den Practiter enthalten ift, fih in die- 
fem Sefegbuche gehörig zu orientiren. 

Halle im- April 1808. 
Hemmerde und Schwetfihte. 


—ñ——— 


IndexChirographorum 


celebrium 


Virorum et Feminaırum 
IN MUSEO CHRISTOPHORI THEOPHILI DE MURR, 
Norimbergae. 


TABULIS AENEIS XXXXVIII. 


Tab, 

A. Lodovico Ariofto, 

B. I. Maria, Regina Angliae, Coniux Philippi II, Regis 
Hifpan, Il, William Shakefpear. III. Olympia Fuluia 
Morata, . 

C. I Tycho Brahe, Il. Axel Oxenftierna, III. Caelius 

Secundus Curio, IV, Mutius, Vitellefeus, et V, Ioh. 

Bapt. Oliua, Praepofiti Generalis Soc. Jefu. VI- Jo- 

feph. Francifeus Isla, S. I. | 

I. Gabriel Naudaeus. II. Hermannus Conringius III. 

Erneftus Sonerus. IV. Melchior Guilandinus, 





- 


E. I. Hieronymus. Sauonarola. II, Tohannes Tritemius. 

F. I. Card. Pallavicini, II, Anton. Vieyra, $. I. III. Iac, 
Sirmond, $.1. 

G. Matthias Sarbiewsky f. Sarbieuins, S. I. 

H. I Andr, Dudithius. II, Andr, Schottus, S. I, 

]. Johannes Regiomontanus. | 

K. 1, Ioh, Bapt.. Morgagni. If. Carlo Goldoni. III Pietro 
Metaftafio. IV, Iac. Facciolati. V. Giufeppe Tartini. 

L. I. Cafp, Tagliacozzi. II, Adrianus Spigelius 

M, I. Paullus Meliffus. IL. Thomas Farnabius. _ 

N. I. David Hoefchelius. IL Wencesl. Budowaiz. III, 
Henricus Briggs. 

O. I. Ianus Gruterus. II. Iohanna Weſtonia. 

P, I. Philipp. Landgravius Hafliae. 1607 IL, Henr, Wotton. 


Tab; .ı. j — ot 

Q. I. Conradus Rittershufius, Il. Cafpar Scioppius, 

R. Raphael Urbinas, J 

S. Benedictus de Spinoza. 

T, I. Athanaſius Kircherus, $. I. II. Petrus Lambocius. 

‘- IH. Antonius Magliabecchi, | 

V. I. Iohannes Lafearis Rhyndacenus, II, Aubertus Mi- 
raeus. III. Chriftianus Wolfhus. 'IV.-Fried. Taubmann. 

W..1. loa:himus Camerarius. II. Ioh. Graeuius, III, Mar- 

usrdus Freherus, 

X. 1. Ioh. Cafzlius. II Laurentius Rhodomannus. -III, 

_  Robertus Höoke. IV. Chriftianus Thomafius, 

Y. I. Seipio Gentilis, IH. Ioachimus Camerarius, Med. 
III. Philippus Camerarius. | 


2 


* 


z. I. Carolus von Linné. II, Georg. Erneftus Stahl. 


Iob. Georg. Graeuius. - 
AA, Epiftolium Henrici IV, Galliae Regis. | 
BB. I. Ludovicas XIV. II. Card, Mazarini, III. Ioh, 

Ludoyicus Balzac. — 

CC. I; Iohannes Heuelius. II Herrmannus Boerhaaye:; 
DD. I Albertus von Haller. II. Rogerius Boscowich, $. ĩ. 
EE, I. Iohannis Meurfius. II. Matthias Berneggerus, 
FF. I. Joh. Oecolampadius. Il. ‚Brafmns Roterodamus, 
GG. I. Theaphraftus. Paracclfus, IL, Ioh, Reuchlin, 
HH. I Iobus Ludolfus. Il, Godofredus Thomafius, 

ll.  Frigdericus Ruyfchius, | 
KK, I, Mareus Aurelius Seuerinus, II, Octavius Ferrarius, 
LL. I. Jofephus Lanzoni, II. Iacobus Tollius, 

MM. Henrieus Stephanus. II. Hadrianus Funius, 


NN. I. Cafpar Hofmann, II, Nicolaus Steno. III. Max 


cellus Malpighius, 
OO. Iohannes Riolanus. Ä 


PP. I. Iohannes Nepomucenus. 1373. II. Ioh. Hufs. r j 
QQ, Iordanus Branus. 373. II. Ioh. Huſs. 1401 


RR, I. Arundel Comes Marefchallus Angliae; II, Aemi- 
—— Mateſchallus Angliae. II, Aemi 
85. Theodorus Beza, aet, Sr. ’ | 
TT, I, Carolus Patin, II. Iac. Zanoni. _ nn 
VV. I. Pierre Rascas Bagarris, Garde du Cabinet des 
Antiques de Henry IV, 1601, If. Chrifloph, Farf- 
ner. III, Jacques Lenfant, — = 
WW, I. Immanuel Kant. II. Ionathan’ Swift, IIL, Alex- 
ander Pope. IV, Ioh, Petrus de Ludewig, | 


XX. I. Ioh. Chriftoph, Wagenfeit, IL — 
osifh * genieil. II. Conrad] Sam 


YY. I. Card. Steffano Borgia. II, Lazzaro Spallanzani. 


de 


en 
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zz. I. Lionardo da Vinei. TI. — Keplerus. III. 
. Mathurin Veyſſiere La Croze, 

-Der Preiß diefer 48 ſchoͤnen Kupfertafeln in groß 4. 


iſt soo fl. mit dem MS. des Textes gratig,. . | 
ich mir 12 Sreyeremplare ausdinge, , 


Nürnberg, den gten May 1808. — 
C. G. v. Murr 
Correfpondant de l Inſtitut 

Imperial de France. 





Befhreibung | 
j ; | der 
Affaire bey Salle | 
zwifchen 
den Franzoſen und einem preußifchen Reſerve⸗ Corps, 
den 17. Dftober 1806. 


aus den beſten Nachweiſungen und Berichten von 
ie der Rebe zufammen getragen 


von 
5. U, von Hinke, 
| Königl. Preuß. Premier - Lieutenant. 
Nebſt einem Plane der Stadt und Gegend von Halle und 
fünf Beylagen. 
gr. 8. geipzig bey Heinrich Gräff. 
Preis ı Thlr. 8: Er, fächfifch. 


be lc Fr TA 


Diefe iptereffante Schrift kann aber nur auf gewiſſe 
Beſtellungen an die Buchhandlungen verſendet werden, 
weil der mit allem woͤglichen Fleiße gearbeitete Plan, 
feiner Größe und Schönheit wegen, keine vergeblich⸗ 
Hins+ und Herreife yerträgt,. Er ift 18 Zoll rheiniſch 
hoch und 23 Zoll breit. Alle Gegenftände ind fo groß | 
und beffimmt darauf angegeben, Da mer nur einmal 
. diefe Gegend gefehen hat, fich fogleich orientiren fann. 
Wie vielen Taufenden, weiche in Halle ftudirt haben, 
wird diefer Plan wilkommen ſeyn unabgerechnet, de 


Werth mit AInbegriff der Beſchreibung einer fo wi 


22 . = 
er für das militaͤriſche Publikum einen noch en 


gen Begebönheit haben muß. 


‚Der Pränumerationgpreis war ı Thlr. 4 Gr. preuf. 


Courant. Es ift der Gemeinnägigfeit wegen der La— 

denpreis ſo wohlfeil ald möglich (1 Thlr.g Gr. fähfifch) 

angefegt, Damit auch der Unbemittelte fich ihn zu eigem 

machen fann, Wer. fih mit feinen Berelungen unmit- 

— telbar an die Verlagshandlung wendet, erhält fein Eps 
emplar. in Pappe. gebunden. 


u un — 


Verlagsbücher von Florian Kupferberg zu Mainz, 
zur Jubilate Meſſe 1808 - 
Anleitung zur Rechenkunſt für Schulen, nebſt Erfläs' 
rung des neuen franzöfifhen Maaßes und Gewich— 
tes, und der Dezimalrehnung,. 3te vermehrte Aufn 
läge; 8 8 ggt. oder 306 fer 
Annuaire statistigque du Departement du ‚Mont - Tonnerre 
ꝑour l'an 1808, pr. F. Bodmann. 8, ı Rthir. od, ı fl, 30 kr, 
* Entretiens sur la physique et sur l’histoire naturelle, 
Unterhaltungen aus der Naturlehre und Naturge- 
ſchichte, deuth und franzöfifchs für Diejenigen, fo 
ſich in diefer Wiſſenſchaft, ald aud in beyden Spras 


chen üben wollen, 2te Aufl. 8. ı2 gar. 0d. 45 kr. 


Metternichs, M., gründliche Rechenfunft in Dezimals 
brüchen und andern Zahlen, zum Gebrauche bey den 


neuen. franzöfifhen Maagen und Gewichten, gr. 8. ' 


16 ggr. oder 1.fl. 

* Necker., N. J. de, Elementa botanica secundum sys⸗ 
tema omologicum seu näturale evulgata, cum volumine 
tabularum separato; 3 Tomi, Editio .2da; 8 maj, 

| 6 Rthir. oder 9 A. 
Pucelle d’Orleans, po&me en 21 chants avec des Notes et 
Variantes, pr. Mr. de Voltaire, Edition de Kehl, ca- 
racteres de Bas, Kerville, sur beau papier; gr.8. ı Rthir. 
ER 2 . 4 ggr..oder.ı fl. 45 kr. 
* Trait& ou Description abregee et methödiqut des mine- 
raux par le Prince de Gallitzin; 2d Edition gr. $. 
| ı Rthir, oder ı fl. 30 kr. 
* Voyage surle Rhin depuis Mayence jusqu’& Dusschdorf; 
2 Vol, avecjdescartes ct figures; 2d Edition,8, 1 Rthir. 
| 12 ggr. oder fl: 15 kt, 


*[e méême, sans cartes et figures. ı Rthir, od. ı fl, Zo kr. 
_ Die mit einem * bezeichneten find nicht neu; aber in 
Deutſchland noch wenig bekannt. Ich habe die ganze 


—: 
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Auflage an mich gefauft, und Sitte ergebenft, fie in Ih—⸗ 
ten neuen Catalog mit aufzunehmen. 


— DI NIT Din 


Auszug 


Großherzoglich⸗Badiſchen Regierungs⸗ Protokolls 
d.d. Mannheim den 24ten Mär; 1808. 


In Gemaͤßheit eingelangter hoͤchſten Entſchließung Gr. 
königlichen Hoheit des regierenden Herrn 
Großherzogs von Baden, unſers gnädige 
ten Souverains vom ı7ten I. M. wird andurch 
gnädigft verordnet. | ) 
Da die bisher beftandene dDirecte Fahrt von Frank⸗ 

und Mainz nach Heilbronn, durch Die, vermög der 
Dctroi » Convention bervorgebrachte neue Schifffahrts: 
Einrichtung unterbrochen, und ein, nothwendiger Ab— 
fioß der Nedargäter auf die Feichtfchiffe in Mannheim 
begründet worden, welches für deren weitere Beför> 
derung eine Spedition in Mannheim nothwendig madt; 
fo fol diefes Gefchäft der dahiefigen Handlungs - n= 
nung privatin zugemiefen, Die einfchlagenden Hands 
lungs-Plaͤtze aber hievon ungefäumt in a e⸗ 
ſezt werden, um bei ihren Verſendungen hiernach die 
erforderliche Einrichtung zu treffen, uind ihre Spedi— 
teurs aus der dahieſigen Handlungs» nnung zeitlich 
u ernennen, tmidrigenfal® zu gemärtigen, daß die 

üter bis auf geeignete Dispofition ausgefchlagen, 
und von der Lagerhauss Verwaltung in Verwahrung 
genommen werden. Ä | 

Zugleich wird einsmweil auf unbeftimmte Zeit, und 

bis auf aut findende Abänderung, die Krahnen - Aug: 
lade » Gebühr per Gentner auf 1 fr., die Einlads 
Gebühr auf 12 kr., und das Waggeld auf 2 fr. 
N Welches andurch zur öffeentlichen Kennt- 

$ gebracht wird, mit dem Anfügen, daß der ıte 
May d. %. für den Vollzug ald Anfangstermin ans 
durch beſtimmt mird. | 


| | s 
Mannheim den 24ten März; 1808. 


Großperzoglich badiſche Megierung | 
des Miederrheins. 


ai zur Erläuterung der tbeinifhen Bundes 
afte von Günther Heinrid von Berg. Hof» um 

Kanzleyrath zu Hannover. Erſter Theil. Hannove 

im Berlage der Gebrüder Hahn. 1808. 

Diefe Schrift enthält fünf Abhandlungen und 4 68 
Schlußbemerfungen. J. Abhandlung. Was if de 
sheinifhe Bund * II. Einige Bemerkungen über Di 
interpretation der rheinifchen Bundesafte. III. Uebe 
die durch die rheinifche Bundesakte aufgehobene ver 
Bindlihe Kraft der deutſchen Reichsgeſetze. W. Uebe 
den in der Bundesafte enthaltenen Vorbehalt der bei 
Staatsgläubigern und Penfioniften aus dem Reichsde 
— putations Hauptſchluſſe von 1803 zuſtehenden Rechte 

V. Bon der durch den rheiniſchen Bund begründete: 
Souverainität Der verbändeten Könige und Fürften 


y 


—* 
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ü 
Daß: Sabin 
Chinnov ıc. auf der Infel Wolin Home G 





worfen wird. Beſonders Efcheinen der Greo 
von Goldbeck, und der alte: Maſſod in dien 8 


Bir enthalten uns alles Urtheils, koͤnnen e8 46 
doch nicht bergen, dag uns Sabins Schickſal — | 
hast erſcheint, aund Daß wir wuͤnſchen, Daß wenn ein- 
| 4 es niemals im 
y Andern Ausnahmen machen. oͤge. 
‚dieferpöchkt Interefanten! Nrdgegn Ge. 
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26 —— —— di 
| u Neue 


Sgenerbrän er. 


Marginalien zu der Schrift: Vertraute Brie fe 
über Die innern VerhältniffeamPr Een 
Ben Hofe feit dem Tode Sriedris Il. 

SRREMIELTEN Berfafferberausgegeben. 


VBierzehntes Heft. 
* einem ſaubern allegoriſchen Umfehlage, gr. 8. 16 Or. 


- sahen 


Extiärung des Umſchlags. 
Tagebuch der Blokgde der Veſtung Stralſund und 
deren Folgen, gefuͤhrt von einem re Au⸗ 
PR oe big zum ıoten April. ı | 
Kurze, * in Hinſicht der Hauptfa en aftenmäßis 
‚ge, ‚oder Durch andere Dofumente belegte, Prozeß⸗ 
Zeſchichte des Paͤchters Karl Friedrih Sabin. 
Bas BL die Hinrichtuns des Lieutenant vom 
ilße 
ar des Einſiedlers der Pyrenaͤen an Hetrn 2. 

(Mus dem Franzoͤſiſchen). 

aurerey. Gegenrede und Re lie, S 
Hiforifche Relation über die riegsvorfaͤle vom Ho > 

vember 1806 bis März 1807, oder von der Räumung 
org bis zu. der Affaire von Braunsberg, (Befchluß): 
Ueber Die jegige, fage der — onarchie, 
im Monat September 1807. 

Hauls des J. Tod, — ſranzoͤſiſchen Werke: 
“ Campagnes des armées frangoises: en Russie, & Paris 
„£bez Buisson 1807. 

—* dem —— eines intimen Freundes 
des verſtorbenen ©. ofswerder. 
— des —— dee Sat Di. zuden R. 5: Br. 
EST 





— — 
‚Bertraute Briefe. 
» überdie innern | 
Beikältniffe am Preußiſchen Hofe | 


— ſeit dem Tode Friedrich s Vierter und. Fünf 
an Rune * 


—— und Edun 1808, bey Peter Hammer. 
auch unter dem Titel! 


27 
Beytrag 


zur 
Gefhichte des Krieges 
| in | 
Preußen, Schlefien und Pohlen 
in den Jahren 1806 und 1807. 


Don dem Verfaſſer der Schrift: Vertraute Briefe 
über die innern Verdaͤliniſſe am Preußifchen Hofe 
feit dem Tode Friedrichg II. 


Dritter und Vierter Band. 


Inhalt des Vierten Bandes. | 
Nachrichten über die ruffifche Armee in und bey Koͤ⸗ 
nigsberg; über die preußifche Armee; Danzigs Ue— 
bergabe; Kriegsvorfäle nah Danzigd Fall; Preußens 
Rage. — Kriegsübel in Jena, ald Bentrag h den 





Scenen in den Tagen des Oktobers 1806. — Politis 
fhe Verhältniffe zwifhen Schweden und Frankreich; 
Vorfälle in dem "Fahre 1805 5 Preußend und Schwe- 
dend Trennung 1806: Schwedens Verluſt; Defien 
Armee und politifhe Lage; Kriegsereigniffe im Jahre 
1807. — Breslaus Belagerungs Bertheidi- 
gungsanftaltens; Fehler des Gouverneurs; Relation 
der Affaire des Fürften von Plef bey Breslau; Ue— 
bergabe; Bemerfungen darüber und Beweiſe, daß ſich 
- Breslau noch länger haften konnte. — Beytraͤge zur 
Beurtheiluug der Vertheidigung der fchlefifchen Ve⸗ 
fungen Eofel und Neiſſe. — Der fchlefifhe Selnäus 
unter dem Alleinbefehl des Majord Grafen von Goͤ—⸗ 
gen; die Partifane Negro, Stoͤßel, Wallen- 
ein, Gayl, Hirſchfeld. — 
Inhalt des Fünften Bandes, 


Berichte eines Franzoſen über Guſtav Adolph, 
König von Schweden und deffen Truppen; Gefecht 
ben Damgarten; Gtralfund genommen; Dänholın er- 
obert; Rügen beſetzt; Schilderung der ſchwediſchen 
Zruppen; Cavallerie, Infanterie, Dffizierforpe, Ges 
neralität. — Belagerung von Graudenz; Die Frane 
zofen in Bromberg. und Schwargs Nachrichten von 
Thorn 5 Vorfälle zwifchen dem Belagerungsforps und 
der Befagung von Graudenz. —Berennung von Mag- 
deburg; Bertheidigung des Ingenieurs de la place, 
Hauptmannd R.; Kapitulation; Beweis Der Schänd> 


teilung; ’ 








ei dieſer Uebergabe. — Nolhwendige Beyl 


Domainenweſen aller ehemaligen und Aue 
ſchen Dee — geil ti — 
Doft : Regale. Ser ie nregale 

Lotto. — Geldumlauf im ‚Preußifchen Gtaate — 2* 


435* — der — * —T 


— * ‚Sir ent — Ar k 
nößrie au Bi 
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1807. ⸗Schatz u da area fund F a. 





Neue Drgamif iſchen Armee. — Des 


—— Scheer er * * er nifirenden peu 
Armee; F ein :bepfelben es Armee: Corps» 
Seneraiß Eralfab; Snvaliden : Etat. Bir 27 
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efanntmadu 6 

„Döien ef Aufn Bit Ehre, ner 

zuzeigen ich ſeit einiger Zeit eine ru 
Eu Daphier en et habe. — Die Hauptgegenftär 
e bey mir. in betrachtlicher Auswahl anzutre 


De —D— guten und befennten ! 


„.in ächt.vergoldeten Rah 
Bit e Kupfe —9 be, nach nn 
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Vetlag der Stettinif —— | 
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und Privatrechts; Herausgegeben von 5. vor 
Schel ee — "6 rfjuftigrath, 4tes Heft, 
jr. 8. broſchirt,. 45 fr, he 
’ Mit diefen Zten Heft ift a geſchloſſen 
Daß iſte Heft des 2ten Bandes wird in wenigen 
Wochen erfheinen und Diefes mit fo vielem Beifall 
aufgenommene Magazin, in SHinfiht auf. Die neuen 
Reformen im Juſtizweſen, nah einem veränderten 
Plane fortgefegt ierden. Diejenigen, fo auf den 
ganzen 2ten Band von 4 Heften Borausbe- 
zahlen und dag Geld portofrei einfenden, erhalten 
ſalchen ftatt 3 fl. für 2 fi. 30 fr, | 2 
un DI m — 
Sp eben ift erfihienens - u.» 
8: €. Shmid’d (Reg: Mathe) Kritifche Einleitung in 
das gefammte Recht des franzöfifchen Reiches, L 
Band, (daB bürgerliche Necht enbaltend) Ite und 2te 
Abtheilung, 2 Thle. Hildburgshaufen Haniſch's Erben, - 
Noch zur Zeit iſt Diefes das einzige Werk, welches 
fih über Den ganzen Umfang des franzöfifchen Rechts— 
ſyſtemes verbreitet und es fomohl in dem Zufammen« 
hange feiner Basen Theile unter ſich, als auch'in 
Parallelen mit Den vorzüglichften Gefengebungen als 
ter und neuer Zeit vollftändig, zu erffären verfucht. 
—————— 4) > nn — 
nf Unzeige. se, * 
Mit Vergnuͤgen koͤnnen wir nun als in unſerm Ber, 
u Be Ze 8 erſchienen, anzeigen: ——— 
Charte von Der Baieriſchen Monarchie ent— 
worfen in zwey Blättern von Conrad 
Mannert, und Seinen Königlichen Majes 
fät von Baiern ehrfurhtspofleft gemid- 
"met von Are Aa ern Der Homännifdben 
Landeharten- — 







erlagshandlung. 


' Meberzeugt, daß wir bie he mei rg 
waphifchen Publikums auf einen würdigen Gegenftand 
lenken, und einer leeren Anpreifung gram — fhildern 
mir dieſe Blätter fo, wies fie jeder unpartheiifche 
Kenner finden wird. Dieſe mach den Heften Hilfsmit« 
‚teln von einem Mannerttrefflich gezeichnete und 
von Trummer rein und gefhmadsol geftochene Ka— 
binets = Charte nemlich, umfaßt in zwey genau zuſam⸗ 
menpaſſenden Blättern alle Provinzen der Bait- 
rifhen Monarchie mit ihren Eintheilungen 


oO 





und ‚empfiehlt fih daher nicht nur der fchönen Behandz 
tung der Gebirge und der Abdachung des. Landes. we 











gen, dem Beurtheiler einer Chartenzeichnung fonde | Ä 


auch wegen des angegebnen Ynhaltes dem Gef 
mann in den Dikafterien und Aemtern. Da dag 
teuthiſche mit eben demfelben Fleiße, wie Die. ‚bere 
Rs. | } — —— “ eben⸗ 
nd abgefertiget wurde, fo iſt zrau eit de 
arte auf jeden Entſcheidungsfall für Diefesftambare 
land gefichert. Den Preiß dDiefer beyden Blätter bar 
ben mir trotz der beträchtlichen Köften aus Liebe für 
dad geographifche Publikum Doch nur auf ı fl. 12 Er. 
oder 16 ggr. fähfifh, umd auf feinem franz Papier zur 
ı fl. 48 Er. oder 2 Rthlr. ſaͤchſtſch beſtimmi. Re, 
mie Homanng . Erben in Nürnberg. 


Borftehende ſchoͤne Charte, welche zugleih von Den 
Sortfihritten der Homannifchen Landcharten > Dffi 
den Beweiß liefert, fönnen wir mit Recht em b 
Im nämlihen Verlag ift auch eine Chart vom Kö- 
Bu re eftphalen nach feiner neueſten | 


erfchienen, — — 
n — — — —J Ber. 
Berhreibung ber Affaire bey Halle zwiſchen 







den Franzoſen und-einem preußifchen"Referve= Corp, _ 
den ı7ten October 1806, Aus den beften Nach F 


8 — 3231586 Straſſen und. Boftem, 
t J 


fungen und Berichten von Augenzeugen der er 
v. 9 Re 


aufammen’getragen von F. A. W 


Preuß. Premier Lieutenant. eb er em Plane der. 


Stadt und Gegend von Halle und Beylagen. 7 
gr, 9 Leipzig bey —— Oral er 

Preis ı Thlr. 8 Gr. fächfirh,. Be 

‚Diefe interefante Schrift, kann ‚aber. nur auf gewiſſe 
Beftellungen an die — — we 
weil der mit allem möglichen Fleiße gearbeitete Plan, 
‚feiner » Öröße und Schönheit wegen, keine verg e 
Hin» und Herreife «verträgt. Er iſt 18: Zoll km 






ma ”” 


hoch und 23: Zoll breit. ‚Alle Gegenftände find fo: groß 


‚and beſtimmt darauf angegeben, daß wer nur einmal 
"Diefe, Öegend gefeben hat, id fogteich orientiren fann. 


Wie vielen. Taufenden, welche in Halle kudirt Haben, 


‚wird dieſer Plan willtommen feyn „ unabgerechnet, 
Fr — — nee — * —“ 

‚Bern Werth mit In der Beſchreibung einer ſo 
wich tigen ‚Begebenheit haben: muß. 4 A J —2*r 





31 
Der Praͤnumerationspreis war ı Thlr. 4 Ör. preuß. 
Eourant. Esriftvder Gemeinnügigfeit wegen der La⸗ 
Denpreis fo mwohlfeil ald möglih (1 Thlr. gGr. ſaͤch⸗ 
ſiſch) angefegt, Damit auch der Unbemittelte fih ihn 
zu: eigen machen fann. Wer fi mit feinen Beftels 
-[ungen unmittelbar an die Derlagshandlung wendet, 
erhält fein Eremplar in Pappe «gebunden. 
— — 


„Das Ganze der Rechtslehre 


vom 
Erbfolge⸗Linealismus 


in Lehen und Familien-Fideikommiſſen. 





Das man von.diefer Rechts⸗Materie bey weitem noch 
feine reine und fefte Theorie habe, davon bin ich 
durch Die Einficht Der eig en Prozeßak⸗ 
ten über einen beym ehemaligew Meichd » Kammerges 
sicht verhandelten und entfchiedenen Erbfolge: Streit — 
ſowohl als dur die über Denfelben erſchienenen K ons 
trovers Schriften ſehr lebhaft Äberzeugt worden : 
und wenn Einem: über Dem: darinn berrfchenden: Wir- 
warr, Hab: und Gut, Land und Leute —— 
werden koͤnnen, die ihm vielleicht doch von Gott und’ 
Rechtswegen: gebuͤhren duͤrften; ſo ſcheint mir. faſt Noth 

zu thun, dem: Erbfolge⸗Linealismus doch einmal mit 
Ernſt auf den Grund nachzuſpuͤren, und ihn von 
Grund aus zu entwideln. Ich babe mit dieſer 
Abhandlung einen Verſuch gemacht, und wuͤnſchte, dag 
er nun fachverftändigen Männern zur weiteren. Prü- 
fung in die Hände fommen möchte. Aber mitderlen 
Schriften läßt fih jegiger Zeit durchaus n ich t mehr 
eine Verlags⸗Spekulation — auch nur mit’eis 
nigem erheblihen Profit machen. Der Abdruck, 
wenn en“ ur... cheben folt, faͤllt al ſo mir 
zur Laſt, und iſt Folglich gegen Pränumeration 
einzig möglich. Ich fege h den äufferft mäßigen 
Preiß auf 48 _fr., und will die Namen der HH. Präs 
numeranten beydrucken laſſen. Vielleicht Därften ſich 
meine Goͤnner, Freunde und Bekannte für Die Praͤ— 
numeration in Lehns⸗Kurien, höheren Difaftes 
rien und auf Untverfitäseifinterefiren; um das 
auf allen ALT: Höflichkt gebeten Haben win. Finden 
f9 Peine Liebhaber, fo mag. die Abhandlung ungedsudt 
op mis Liegen: bleiben. 


* 
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| Tübingen — May 1808 sl u 
D. Sohann Chriſtian vor PR 1 
Profefor Der Rechte und des Königl, Würte 
Civil: Verdienft: Ordens Ritter. 
Der Serausgser nimmt hierauf Unter, nu 












—— 
Beh Buͤch er, 
welche b 
— Georg Ham Keyfer ! .- 


n Erfur 2 
in der Offer» Merfe In Erfurt, nem find. 


Almanach der Rn neneffen Erfindu ı 
und Entdecku no in Wiſſenſchaften, ft 
" Manufafruren und Handwerken. Bon ı mebr 
—* rien bearbeitet und zeithero —— er 
* B. Buſch, nunmehro von D — 1 
GE Profeffor in Erfurt. Zweyter Kegifter : 3; 
vom ten: bi zum: I2ten Sahıo. 8 .ı Zhle. 16 gl. 
Ueberficht Der —* ne eften Erf ee 
e der. for te, neueiten } 
‚and (Entdeckungen in Wiſſenſchaften, Zünfl | 
Manufakturen und Handwerken ıc. 
Berger, Charles Louis, franzöfifde Uebun 
‚Aufgaben 3 um Weberfezen ins Deutfche, mit 
I 9 und ſyntaktiſchenBemerkungen ſowol zu 
Selbft : zwens als zum Behuf des ‚mündlichen, Un 
. terrichts. 8. 14 gr 
Huch unter dem Zitel: & 
Bursgefaßtes methodifches Eiementarbuch für den 
eriten Linterricht, fo wie für den en: in 
der. Be ar ee! 388 4 
Hoͤlterh —— G: W· vollſtaͤndi ges p 
bud) der Kunftfärberey, oder 
Eifhes Roth, en ‚Selb, —— et, Incar: 
1 Granat, Carmoiſin, Blau, wie auch alle andere 
defarben —* —3 anquins, baumwollene Garne, 
leinene, wollene Tuͤcher oder ‚Bares; seide, Zwirne 
. and, Manchefter zu färben. Nebſt richt zu ver⸗ 
ER Bleihen, Bien? —* wenig.bean 
be r unfter, 
and. a Abbildungen —— Naſchin 


—* ——— AT nächtien. 2 * 
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en Eine auserfefene Sammlung pon Kupfeifiihen aus 
! allen Schulen und den vorzuͤglichſten Blaͤttern ſowohl 
älterer ald neuerer Meiſter, in durchaus gutem; zum 
Theil den erften Abdruͤcken, alle wohlgehalten, worum: 
ter —* unter andern die vollſtaͤndige Sammlung von 
Raphael’ Morghen, dann von den ausgeſuchteſten 
Ändu ttern eines! Bolswert,, Vorstermann, Pontius , Ede- 
fig Yiaky'Trevette, Woolette, Scharp, Strange‘, Bartölo2zi, 
mdı Bervik u. d. gl. befinden Dr derfchiedene aanze Ku- 
pferwerfe, folen durch den mornen Ausrufer Herrn 

fm Kleibinger zu Sranffurt; a. M F 12 Sept. und die 
folgenden Tage, gegen gleichbaare Bezahlung oͤffent⸗ 
iſch verſteigert werden.c Wer die ganze Sammlung von 
Raphael Morghen auſer dem Wes der serteigerung 
du BU erhalten, und, davon, vorherige Einfiht zu nehwen 
wünfcht, erhält er auf, Dem,Bureau des Journals 


7 


or 
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rlichſte aus dem meiten Gebiete Der 
‚mit Vtechnotogifchen Erläuterungen 


. 





—— im May fr 8 
D. Johann —— — 2 
._ Brofefor Der. —2 und des —* Würtemb.. 
Civil⸗Verdienſt⸗Ordens Ritter. ; 
ie Herausgeber wit bierauf Unserzeiänung 
d:’”n geWi 
— ine en ——— —8 — X 
77 Bniß — 


Ve ri a8 Kan Buyer, 
gt ots Adam Repfen } 2 


n Er 
in der Oſiter⸗Meſſe LEITER find. ° 


— der An neneflen Erfindung 
und Entdeckungen in WMiffenfhaften, nungen 
— ——— men und Bandwerken Von mehreren 
Gelehrten bearbeitet und zeithero herausgegeben von 
G.E B. Buſch, nunmehro von Di FB; Tromms⸗ 
ver Profeffor in Erfurt. Zweyter ⸗Band 
ver zten: bis zum; 12ten Jahrg. 8. 2 hie. 16 ls 
Auch unter Dem Titels > 
Weberfiche der: Fortfchritte, neuerten Erfindungen 
and: Entdeckungen in Wiſſenſchaften, —— 
Manufarfturen und — — — — 
Berger, Charles Louis, franzöfifde Uebunge» 
gaben zum: Ueberſetzen ins Deutfche, mit Er- 
Täuterungen und fpntaftifhenBemerfungen fowohlzur 
Seist 2* als au des eh NR 
a obere | na sr. 


uch, unter dem dem Titel: y 
Bu faßtes metbodifchen @lementarbuc für den 
Unterricht, fo wie; für: den ann) in 
. der fr: ne 38 Bchen.. * 
Bil terbofs, 5: W. ——— er 
Br, der Kunſtfaͤrberey, ‚oder: Anweiſung, aͤ * 
kiſches Roth, Gruͤn, Gelb, Braun, Violet, Inear⸗ 
18 ‚Sranat, Carmoiſin, Blau, wie auch alle andere 
WModefarben auf. Nanquins, baumwollene Garne, 
leinene, wollene Tuͤcher oder Garne, Seide, Zwirne 
und Wancheſter zu färben. Nebſt U terricht zu ver⸗ 
hat Bleichen,. die bis jegt no Kan. Sein 
—— 8 F mehrer" IR 
an it Abbildungen imehreser! M 
— Weräshf Bis sc gem 5 ae * 
gi —38 an n Blatt.) . 9 





‚Sum Rbeinif den Bunde 
Hanser 2 ag) ya :% 
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Fr er la 
Blättern‘ eines: Bolswert‘, Vorstermann, Pontius ; Ede- 


Kleibinger zu Frankfurt a, da 12 Gept. und die 
8 Y aha Bezahlung öffent: 
re | 


wuͤnſcht, erhält ——— des Journals 
de Francfort. Frankf 20 
Eine nähere Addreſſe kann man. bei mir erfahren, 
| | TI infopp. 






gemeinen Krankheiten 1. der Pferde nach den 
Grundfäßen der terren Erreglings, Theorie, für 
ThierAerzte, S ‚Pferd Liebhaber und 
denfende ie. pter Band. 8 Tin, 
Kieuenhabn, € EbE. AH "Anl ng 3um'landwirihe 


| mdeP; oder über den maniherfen Ger 
„brauch, Aufsewahrung und’ Handel sfonemifcher und 
anderer Produkte der erde, r Land: und Stadtwir. 
the ':c. nach deſſen To durchgeſehen und fortgefent 
von F. Audi. Günther Aeopold. Sweyter Band, 

er Kıfter Theil, de. 80 “2 Tom rt | ı tdl. 8 ar. 
Orpbal,; XD. €b, da8' Fröglichfte, Wiffenawertbefte 
und Unentbehrlichſte aus dem meiten ‚Gebiete der 
Naturgeſchichte mit technologiſchen Erläuterungen 


& 
\ 

















für Jedermann. “Ein Handbuch zur Selbſtbelehrung 
und m Unterricht in. Bürger -und Landfchnien. re 
Sfles:Bändben. & 143. 10 gr. 
Regierungsfpiegel Friedrichs des Großen, Ein Nach⸗ 
laß. Aus den Händen feines vertrauten Staatsmi⸗ 
nifters Grafen von Herzberg. Mit Anmerkungen 
und Benlagen u. " 
Wirfing, eb: , pratsifä: meborıfbe Anleitung SuE 
ng, 305. , praftifdys me iſche Anleitung. 3 
\ Bopf:, Taf oder ſchriftlichen Bechnung. — 
Elementar und Volksſchulen. 8 129 gr. 
Zerrenner, · GSriniiches Religions Lehrbuch) 
| Pr Bebrer und Rinder in Blrger: uud Landſchu⸗ 
- len nebſt den fünf Hauptflüden des Katechismus Fur 
. theri, ‚mit kurzen Worterflärungen. : Neue verbeflers 


‚te Yusgabe. 8 10.81. 
f, 3%, share 4 tg 444 Han 
., a j : 5 ’ “.- 4 J 
2* 32 * Ps 4— —2— J * Er 
— — A n R) erg % 
ri Par # sus. } Br} Pur Dr 


Se mehr das Schickſal und die erſtaunenswuͤrdigen 
Veränderungen, welche Deutfchland in den neueſten 
Beiten ‚betroffen haben und noch betreffen werden‘, die 
Slicke jedes Deutfchen auf ſich Ziehen, und je mehr 
man es fih angelegen feyn täßt, Die Urfachen jener . . 
Deränderungen aufzudecken, und die Vortheile und 
Nachtheile Der neuen Ordnung der Dinge abzumwiegen, 
defto willfommmer; muß d Fuslitum die Erfcheinung 
eines Werkes fenn, welches nicht bloß bei den naͤch⸗ 
‚Ken. Urſachen und ‚Begebenheiten oberflächlich. ſtehen 
bleibt,,., fondern, indem es die. bisherige Verfaſſung 
Deutſchlands an der Hand der Geſchichte von ihrem 
erſien Keime an durch die ganze Stufenfolge ihrer Ent⸗ 
widelung mit philofophiſchem Geiſt verfolgt, und da⸗ 
durch dem Leſer einen tiefen Blick in das innexfie Be⸗ 
en und den Einfluß jener Verfaſſung auf Den gefamms 
ten Zuſtand der Nation Hal aft, zugleich die tiefer 
liegenden Urſachen entwidelt, die fruber ober fpäter das 
erverben Deusthlande, nad fi, ziehen mußten , und 
elehrende Winke zur Vergleichung Des nergengenen 
und, gegenwärtigen, fo wie zur.beffern Einrichtung des 
fünftigen öffentlichen Zuſtandes unſers Vaterlandes an 
die Hand giebt. Als ein ſolches Werk koͤnnen wit mit 
Recht dag in Der ‚unterzeichneten Buchhaudlung unter 
folgendem Titel, enfehienene empfehlen: ı ı namın.a 


— 


35 
De deutſche Relichsſtandſchaft. 


Ein Beitrag zur richtigen Wuͤrdigung des vergangenen 
und segenmdrtigen öffentlichen Zuftands von Deutfch» 
land. Leipzig, bei J. B. Schieeg, 1807. Pre 

nd 1 tbl. 1298; 
Nachdem der Verfaſſer im erften Abfchnitt die ur: 
ſpruͤngliche Verfaſſung Deutfchlands- aus ächten Quel: 
len Hiftorifch und mit philofophifchen Blicke augeinander 
gefezt und gewürdigt hat, entwitfelt derfelbe im zwei. 
ten Abfchnitte Die neuere deutfche Reichs- Verfafung 
von Karl den Großen big auf: Die. neueflen Zeiten, 
und zwar I. von Karl.den Großen bis zur Erlöfchnng 
des Karolingifhen Mannsſtamms, von da II. bis auf 
das Ableben Heinrichs des fuͤnften, von dieſem UI. 
bis zum Tode Karls des vierten, von dieſer Zeit IV! 
bis zum weſtphaͤliſchen Frieden. Der dritte Abſchnitt 
enthält Bemerkungen über die. bisherige Verfafung 
und gegenwärtige Umwandlung des deutfchen Staaten: 
förperd. Der Raum geftattet nicht einzelne fhöne Stel⸗ 
len aus diefer Schrift auszubeben, aber gewiß wird 
jedermann diefelbe mit Vergnügen lefen und nicht fels 
ten auf ganz neue Anfichten ftoßen. | 

u 


Im Verlag der Stettiniſchen Buchhandlung in 
Ulm, bat nun die Preſſe verlaſſen: | 
Vollſtaͤndiges Hanbuch der Forſiwirthſchaft, von G. 

von Séeutter Koͤnigl. Bair, Forſtinſpector. Erſter 

Band,-gr. 8. Ulm, 1808. | 
Diefer 49 Bogen ftarfe Band Foftet im Praͤnumer a— 

tionspreis, oder für Diejenigen, fo 2 fl. darauf 

vorausbezahlt haben . a ss 3f.16 fr. 
Im tadenpreis so.» u. 4 fl. 30 kr. 


i Ran ift folher unter folgendem befondern Zitel zu 
aden 
Algemeine Anſicht der Forſtwirthſchaft und Regeln 
der Holzzucht und Holzverwerthung, von J. G. 
von Seutter. gr, 8. 1808. 


‚Der ate Band. welder die Forſtbotanik, nach dem 
eigenen Syſtem des Herrn Verfafferd, enthalten und 
nur 30 bis 36 Bogen flarf, mithin viel weniger Foften 
wird, fol bis Ende dieſes Jahrs die Preffe verlaffen, 
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und kann auf denſelben mitez fl..pränumeriut; 
den inter Stettinifhen Suhhandlung in ut m 
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Die Freunde Heinrich des Dierten, d’Aubigne, Sullys 
Biran,, ‚und. Mornay.., Aus dem, rang. in 3 Bänd- 
‚Shen. ‚Leipzig, I D. Schiegg. 
In der Einfaſſung von vier anziehenden Biographien 

umfpannt Diefed Werk ‚das durch ächt hiftorifche Treue 

der Geſchichte angehoͤrt, und an Intereſſe feinem Romas 
ne weicht „. ‚Die ganze Durch fo mannichfaltige Begeben: 


- beiten ans gezeichnete ‚Vebensperiode. des unfterblichen 


— 


Heinrich, von feiner. blutigen Hochzeitfeier an dur) alle 
Umwandlungen : feiner glorreichen Regierung bid zu Der 


‚ Blütigen Endfchaft feines edlen und thatenreichen Lebens: 


In ununterbrochener Bewegung führt ed Der Phantafie 
eine Reihe von intereffanten. Gemälden und Auftritten 
vor, und felbft dem Gefchichtsfundigen liefert es eine 
Ausbeute bon Anefdoten und Charafterzügen, die ihm 
Daß: —— unfehlbar mehr als einmal in die Hand — 


Kr 
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RER Schriften 


welche bei Heinrih Bräf in Leipzig verlegt oder 
in Commiſſion zu haben find. Die mit einem * bes 
zeichneten, find Eömmiffionds Artikel. 


* D’Alembert an Friedrich II. über die Theilnng 
Pohlend. Eine erfüllte Prophezeyhung von einem 
Augenzeugen und Zeitgenoffen - erften beyden — 
ſiſchen Regierungen in Pohlen. + th. 
eder, Dr. ©. W., über — und Die uns 
truͤsli ker Mittel. dagegen. Mit einem Kupfer, 
8. 


—. 


8 98 
\ Bef reibung der Dardanellen, durch einen freunds 


Br Brief aus Konftantinopel--mitgetheilt, 
it, giner in Kupfer geſtochenen und ilumin,. pers 
peftivifchen infihi in den Canal der Dardanellen 

Be Eharte des Kanals zwifchen Europa und Aſten ꝛc⸗ 


8 gr. 


%Briefe, vertraute, ‚über die innern Verhaͤltniſſe 
am Preuß. Hofe feit dem Tode Friedrichs U. 
3, ar und sr Bd. Mit Kupfern und Planen, gr. 8. 

Dieſelben ff. 8. 


Briefe, nüslihe, auf alfe fat erdenflihe Fälle, 
nah den Erfordernifien des gegenwärtigen Zeitals 
"ters eingerichtet. Nebſt einer Anweifung zum Brief> 
-fehreiben und den Dabei zu beobachtenden Wohlſtands⸗ 
"und Klügheitsregeln, einem fleinen Verzeichniß fo» 
wohl der durch die Zeitereignijfe veränderten, als der 
noch üblichen Titulaturen und den dazu gehörigen 
Auffchriften der Briefe; ingleichen einer ausführlichen 
- Anleitung zu verfchiedenen andern fchriftlichen Auf⸗ 
"fägen, ald Bekanntmachung für die öffentlichen Bläts 
"ter, Wechfeldriefen, Affignationen, Quittungen, Con« 
trocten, Vollmachten, Zeugnıflen, nebft den dazu 
noͤthigen Vorfhriften. Ein Handbuch zum Selök: 
unterricht für Die mittleren und-niedern Stände, 
"Eilfte, neubearbeitete Auflage. 8. | 18 gr. 


* Sharafteriffit Friedrich Wilhelm M. 
‚und der bedeutendften Perfonen an feinem Hofe, 
Sefammelt und bekannt ‚gemacht von M. W. Aus 
‚dem $ranzöf. überfegt. 8. er r th. 


Claudius, G. C., allgemeiner Briefſteller, nebſt 
einer kurzen Anweiſung zu den noͤthigen ſchriftlichen 
Auffägen fuͤr das gemeine bürgerliche Geſchaͤftsleben. 
Ein Handbuch zum Selbſtunterricht fuͤr die mittlern 
und niedern Staͤnde. Fünfte durchaus verbeſſerte 
und vollſtaͤndigere Auflage. 8. i8 gr. 


Coͤlln, Fr. von, Gedanken aͤber die Aufhebung der 
Erbunterthaͤnigkeit in Schlefien. Beylage zu den 
Neuen Feuerbraͤnden. gr. 8. 6 gr. 


Feßler, Dr. J. 9. Alonſo, oderder Wanderer. nach 
Montferat. Aus Don Barcog Papieren. 2 Theile. 
Mit Kupfern. gr. 8. NB, Der :ate: Theil bleibt big 
Johanni Refl. . 3 Thlr. 

Beuerbrände, Meue. Marginalien zu der Schrift: 
Vertraute Breife äber die innern Verhaͤltniſſe am 
Preuß. Hofe, feit dem Tode Friedrichs II. Von 


demfelben Be gie herausgegeben, 18 bid 58 Heft, 

3te ‚Aufl. Bit Kupfern und in allegorifchen und 

biftorifchen J er. = Umfchlägen. gr. 8. 3 thl. gr. 
i 


—— 2 8, asp Aeft, oder 3r. big Sr Band. 
gr. * 6 thl. 


38 | — 
Figuren zu Tillichs Lehrbuch der Geometrie. Nebſt 
‚einer Anweiſung dieſelben, fo mie dag Lehrbuch ſelbſt, 
richtig zu gebrauchen, von M. Lindner. gr. her 
r thl, 
Gedanken über die Wiederhörftellumg des Bleichges 
wichts in Europa, zur Begründung eines dauerhafs 
‚teren Friedens, als bisher möglich gemefen, Bon 
: einem Staatsmanne. El. 8. brochirt | 6 ;gr. 
Geſchichte der'Belagerung und Einnahme von Dans 
zig, Mit dem Portrait des Grafen von Kalk: 
reutb und einem Plan von Danzig. 8 — 
It 


Grevenig, v., Unterricht zur Kenntniß der vorzuͤg⸗ 
lichſten und wichtigſten Abweichungen der geſetzlichen 
Vorſchriften des Code Napoleon von den in den jetzt 
‚abgetretenen Provinzen, und zwar ſowohl den deut« | 
‚Shen als pohlnifchen bisher gültig gewefenen. gr. 8. 


| . . .* 12 gr. 
Hinke, PB. A. W. von, Beſchreibung der Affaire bei‘ 
‚Halle zwifhen dem franzöfifchen und einem preußi⸗ 
ſchen Referve » Corps, den I7ten Detober 1206. 
Nebſt einem Plane der Stadt und Gegend von Hals 
fe und drey Beylagen. gr. 8. Atthl. 8 gr. 
Hochheimers, M. CE. F. N. hemifche Zarbenlehre, 
oder ausführlicher Unterricht von Bereitung der Gars 
‚ben zu allen Arten der Mahlerey 4r Theil. Mit 
Holzfchnitten. 8.- ı thl. 
Bntelligenzblatt zu den Neuen: Feuerbränden. 
«‚Marginalien zu der Schrift; Vertraute Briefe über 
„bie innern PVerhältnife am Preuß. Hofe feit dem 
Zode Friedrichs II. 1. Bd. No. ı big 46. Mit 
Kupfern und. Beylagen, gr. 4. und II. 1 — 9 
| Di Ithl. 12 gr. 
Kriegsftenen feit dem Detober 1806. Gefchichte 
des Angriffs, der Blofirung und Uebergabe von 
Slogau. Herausgegeben von C. $. Benkowitz. 18 
und 28 Heft. 8 brofhirt- | 12 gr, 


Krug, I. Ir. Adolph, ausführliche Anweiſung, die 
| —E Sprache recht ſprechen, leſen und recht 
ſchreiben zu lehren; nach ſeiner in der Buͤrgerſchule 
zu Leipzig betriebenen Lehrart gr. 8. 20 gr. 
Kunhardt, M. H. Anti Stolberg; oder Verfuch die 
Rechte der Vernunft gegen Friedrich Leopold Gra— 
fen von Stolberg, in Beziehung auf deſſen Gefchich-- 
‚te der. Religion Jeſu Chriſti zu behaupten, ar. 8, 
- ala BEN vn a a ee Sr 5 12 


Gr n s + 


3 BR 39 
Leſebuch, Neues‘ franzöfifh » diplomatiſches, oder 
x Sammlung franzöfifcher Driginal = Auffäge, über: di— 
a: plomatifch = politifche Gegenftände der neueften Zeit. 
Ein unentbehrliched Hülfdmittel zur gründlichen. Ers 
lernung des höheren franzöfifchen Sefchäftfiylg. Ent—⸗ 
haltend eine-volftändige Sammlung aller Briefe, 
+; Meden ; Proclamationen, Borhfchaften us f. w des 
Kaiſers Napoleond des Großen, nach der Zeitfolge 

1796 bis 1807 geordnet und mit hiftorifchen Bemer— 

tungen begfeitet; „Herausgegeben von Dr. €. A. Fi⸗ 

ser. gr, 8, Oſt mit Collection gleihen Inhalte). 


,. nn . * —V ———— 2,1 gr. 
tindner, M. 3. W. Ueber die hiforifch « gehekt he 
„Methode. "Ein Beytrag zur, Verbeiferung und BVer- 
einfachung der Erziehung. 8. — 77—— —8 
Pächter, der, Karl Friedrich Sabin. Ein merfwär- 
„> Diged Opfer der Ungerechtigkeit im preußifchen Siaas 
te, Mebft einem Schreiben an Friedr. Wilh. II. 
“und Bemerkungen über den Großkanzler Golbbeck, 
3 Rabinetsratd Beyme u. f. w. 8. dl. 
Pefalozzi’®, H. Wochenfhrift für Menſchenbildung 
“in Geſellſchaft feiner Freunde herausgegeben, Ir 
* Bd. gr· J. Kor * * ı tbl. 8 gr. 
Kinderfreund und Fa ‚Ein Lehr- und Lefes 
buch für die Jugend jüdifcher Nation und für jeden 
Liebhaber der hebräifhen Sprache. Bon Mofes 
Philippsfohn, Lehrer an der juͤdiſchen Haupt » und 
.. Sreifchule, au Deffau. ıf Theil, 8. :  ..., Iggr. 
Tagebuch der Blodade der Feftung Stralfund und 
„Deren,. Folgen, geführt von einem unterrichteten 
Augenzeugen bis zum Hten April 1807. : Nebft einem 
. neuen Örundriß der Stadt und Feſtung. 8. 12 gr. 
‚Meber den ‚mit. Unrecht verfolgten. Erbadel. Don, ei: 
nem Patrioten. f. 8. brofcirt 4 gr. 
Volfermann, M. E., fibere, und. gründiiche An- 
‚ werfung, Schreibfedern-zu appretiren. 8. 488. 
— Vaollbeding, M. J. E, ‚Praftifches Lehrbuch zur. 
Bildung eines richtigen, mündlichen und ſchrlftlichen 
Ausdruckes der Gedanken, zum Gebranch für Schu: 
‚u ten. eg ;befierte Aufläge. 8. 16:gr. 
Weber, Dr. F. B. über den Zuftand der Landwirtha 
ſchaft in den preußifhen Staaten, und ihrer Refor- 
ir MER, GE Gr ne 6gr. 
MWien und B ri in in Darafele. Nebſt Bemerkun- 
»angen auf der Reiſe von Berlin nah Wien durch Schle« 
saßen mit befonderer Hinſicht auf Den Seldzug 1807 ır, 


r 


wo E% 
:. Ein Seitenſtuͤck zu der Schriff: Vertraute Briefe 
-. über die innern Merhältniffe am Preuß.: Hofe. Mit 
... KRupfern von Penzel und 4 Holzfchnitten vom Gubitz 
intlusive des Umſchlags und 3:iluminirten Blättern 
2: Yon. Geißler. gr. 8. Auf Velinpapier 4 th. auf 
Schreibp. 3 thl.’B:gr. auf Drudpapier: 3thl. 
Daſſelbe Buch ın fl. 8. mit 2 Kupfern. zthl.I2gr, 
un 3 RN en ae 2° a > 
SEA 'Livres Francois: | 
Alembert Frederic I. sur le” demembrement 
: "de la Pologne.. . Prediction. accomplie ‚d’un contempp- 
* rain temoin .oculaire des deux premiers gouvernemehs 
Saxoſis en 'Pologne 8. 5*1l. 
C.olle eti on générale et ceomplète ‚de : Lettres 
roelamations, Discours , : Messäges ; ete. ete. etc, de 
‚vNapoleon: le grand, Empereur des français, Roi 
dꝰ Italie; Protecteur de la confedıration du Rhin. ete. 
ete Redigee d'après le Moniteur etc. classde suivant 
«:, Pordre du- tems (1796 — 1807) accompägnee. de: notes 
historiques, publiee, pr _Chr.. A. Fischer. On trou- 
„vera & la fin un recueil choisi de pieces officielles, rap- 
„u portes., - discours)etc..de M. M. Talleyrand, ‚Cretet, 
«.: «Champagny ; ‚Chaptal , Fontanes, :Marbois ; etc..gr. 8. 
£ (JR mit dem Lehfeuche gleichen Inhalts.) 2 thl- 4 gr- 
* Lettres donfidentielles sur les relations’ interieures de 
Ila Cour de Pruss& depuis la mort, de Frederic II. T. 
© II. et III. 8. | 10 Tr TE 
#'Recueil: de traits caracteristigtes ponr 'servir 4 V’hi- 
= $teire de Frederic Guilhaume et de plusieurs personna- 
-i" ges marquants de sa cour. Tirées de Lettres et decon- 
versations  familieres et publies pr. M. W. Er 
— TE Se rthl. 
* Tisons @Hercule, ou Fragments pöur servir de sup- 
-*  plement et de suite aux Lettres confidentielles sur le're- 
°' Jations intörieures’de la Cour de Prusse depuis la mort 
de Frederic II. Cahier I— Avee figures, gr. 8. 6thl. 
* Vienne et’ Berlin, mis en Parallele. Observations 
fsites dans un voyage de Berlin 4 Vienne par la — 
Onvrage qui sert de supplement aux Lettres confidenti- 
elles sur les Relations interienres de la’cour de Prüsse 
depuis la mort de Frederic II. par F. de —n. Enti- 
che de deux gravüres en bois pr. Gubitz et de ti 
estampes 'enlumindes pr, Geisler. gr. 8. brochẽ 
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